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I. Fragestellung 

 

Die COVID-19-Pandemie hat nicht allein in Deutschland, sondern weltweit 

ausgeprägte finanzielle Gegenreaktionen der Staaten zur Folge. Seit dem 

Ausbruch der Pandemie haben Bund und Länder umfassende Maßnahmenpakete 

beschlossen, um der Krise und dem wirtschaftlichen Einbruch entgegenzuwir-

ken. Anfangs, im März 2020, ging es im Schwerpunkt um die Verstärkung des 

Gesundheitswesens und um die Bereitstellung von Krediten, Garantien und 

finanziellen Hilfen, um Unternehmen, Selbständige und Arbeitnehmer während 

der Schließung von Teilen der Wirtschaft zu unterstützen. Seit dem Konjunktur-

paket der Bundesregierung von Ende Juni 2020 liegt der Fokus weiterer 

Maßnahmen auch darauf, die wirtschaftliche Erholung und den gesellschaftli-

chen Neustart nach der Krise zu ermöglichen.  

 

In Deutschland ist angesichts der vielen neuen und schnell zu bewältigenden 

Aufgaben und Ausgaben die Kreditfinanzierung des Bundeshaushalts und der 

Landeshaushalte stark ausgedehnt worden. Nach dem 1. und dem 2. Nachtrags-

haushaltsgesetz steht dem Bund 2020 eine Nettokreditermächtigung von 218,5 

Mrd. Euro zur Verfügung, 43 v.H. der im Haushalt veranschlagten Ausgaben 

sind kreditfinanziert – ein historisch beispielloser Wert. Unklar ist, in welchem 

Umfang die Steuereinnahmen und das BIP im Jahre 2020 und möglicherweise 

darüber hinaus in Deutschland fallen werden. Gegenwärtige Prognosen rechnen 

mit einem Einbruch des preisbereinigten BIP zwischen 6 und 9 v.H. im 

laufenden Jahr. Die Steuereinnahmen könnten um bis zu 20 v.H. fallen. Bereits 

absehbar ist, dass die durch die Corona-Pandemie ausgelöste Wirtschaftskrise 

die globale Finanzkrise der Jahre 2008/2009 bei weitem übertreffen wird. 

 

Der Senat der Freien Hansestadt Bremen hat am 28. April 2020 beschlossen, 

haushaltsgesetzlich einen „Bremen-Fonds“ zur Bewältigung der Folgen der 
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Corona-Pandemie“ zu schaffen. In der Problembeschreibung heißt es: „Um ein 

exponentielles Wachstum der Infektionsraten zu brechen, wurde das wirtschaft-

liche und gesellschaftliche Leben massiv heruntergefahren. […] Mit einer 

Stabilisierung der Lage rückt der Blick auf die mittel- und langfristigen Folgen 

der Pandemie und die hierfür erforderlichen Gegenmaßnahmen zunehmend in 

den Vordergrund. Der ‚Lockdown‘ war notwendig, die damit verbundenen 

Maßnahmen haben aber schwerwiegende, zum Teil existentielle Folgen für die 

Bevölkerung und die Wirtschaft. Daher muss der Staat auch in der Folgenbewäl-

tigung der Pandemie als außergewöhnlicher Naturkatastrophe mit gleicher 

Entschlossenheit und Konsequenz handeln und alle erforderlichen Anstrengun-

gen unternehmen, um einen nachhaltigen wirtschaftlichen Abschwung, 

steigende Arbeitslosigkeit sowie dauerhafte soziale und gesellschaftliche 

Notlagen zu vermeiden und darüber hinaus einen Rahmen für strukturwirksame 

Maßnahmen zu schaffen. Diese zwingend erforderlichen Maßnahmen des 

Staates werden nicht ohne neue Kreditaufnahme möglich sein, dies sehen die 

Regeln über die Schuldenbremse für solche Notsituationen aber auch ausdrück-

lich vor. […] Mit dem bereits beschlossenen Nachtragshaushalt hat der Bund 

kurzfristig 156 Mrd. Euro neue Schulden aufgenommen, davon rund 100 Mrd. 

Euro aufgrund des Ausnahmetatbestands der außergewöhnlichen Notsituation. 

Dies entspricht fast einem Drittel der regulären Haushaltsgröße. Darüber hinaus 

stellt der Bund mit dem Wirtschaftsstabilisierungsfonds in Höhe von 600 Mrd. 

Euro sowie der Ausweitung des Garantierahmens für die KfW in Höhe von 450 

Mrd. Euro ein Vielfaches des regulären Haushaltsvolumens in Form von 

Kreditermächtigungen und Garantien bereit. Auch in den Bundesländern werden 

hohe Summen zur Eindämmung und Bewältigung der Krise und ihrer Folgen 

eingeplant und über den Ausnahmetatbestand in Größenordnungen von bis zu 

einem Drittel des regulären Haushaltsvolumens kreditfinanziert. Bremen ist 

gefordert, einen mutigen und entschlossenen Beitrag zu leisten, um zu verhin-

dern, dass das Land mit den beiden Städten in der Folge der Corona-Pandemie 
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in eine langfristige Rezession abrutscht und um soziale Verwerfungen möglichst 

gering zu halten.“  

 

Der „Bremen-Fonds“ hat ein kreditfinanziertes Volumen von zunächst 1,2 Mrd. 

Euro (900 Mio. Euro Land/300 Mio. Euro Stadt), eine weitere Aufstockung 

kann nach Einschätzung des Senats 2021 je nach weiterer Entwicklung 

notwendig sein. Das Fondsvolumen entspricht etwa 20 Prozent der Haushalte 

von Land und Stadt Bremen im Jahr 2020. Die coronabedingten Steuerausfälle 

Bremens werden für 2020 auf mindestens 500 Mio. Euro geschätzt, sie könnten 

sich 2021 in ähnlicher Höhe fortsetzen.  

 

Der „Bremen-Fonds“ ist kein vom Kernhaushalt verselbständigtes Sonderver-

mögen. In den Haushaltsentwürfen 2020/2021, vom Senat am 19. Mai 2020 

beschlossen, ist der „Bremen-Fonds“ als eigener Produktplan 95 enthalten. 

Veranschlagt ist zur Gewährleistung der Handlungsfähigkeit zunächst eine 

globale Ausgabeermächtigung über 1,2 Mrd. Euro, die im Haushaltsvollzug 

bedarfsgerecht in Anspruch genommen werden kann. Der Senat und der 

Haushalts- und Finanzausschuss der Bürgerschaft entscheiden über die 

Mittelfreigabe. Die Verteilung der Mittel erfolgt zu konkreten Maßnahmen zur 

Bewältigung der Corona-Pandemie und deren Folgen. 

 

Am 16. Juni 2020 hat der Senat einen Beschluss zur „weiteren Umsetzung und 

Konkretisierung“ des Bremen-Fonds gefasst. Der Beschluss unterscheidet die 

„für die Bewältigung der Corona-Folgen erforderlichen Maßnahmen“ nach 

folgenden „Bereichen“ („Schwerpunktbereiche“): 

 

„1. kurzfristige aktuelle Maßnahmen zur unmittelbaren Krisenbekämpfung 
2. kurz- und mittelfristige Maßnahmen zur Verhinderung struktureller 

Einbrüche in Wirtschaft und Gesellschaft 
3. kurz- und mittelfristige Maßnahmen zur Verhinderung sozialer Verwer-

fungen 
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4. mittel- und langfristige Maßnahmen zur Unterstützung des gesellschaftli-
chen Neustarts nach der Krise.“ 

 

Generelles Ziel des „Bremen-Fonds“ sei es, „geeignete Rahmenbedingungen zu 

ermöglichen, um die Auswirkungen der Corona-Pandemie auf Gesundheitsver-

sorgung, Gesellschaft, Wirtschaft und Arbeitsmarkt, auf Versorgungssicherheit, 

ökologische Fragen und kritische Infrastrukturen zu beherrschen“. 

 

Der Senat der Freien Hansestadt Bremen hat mich am 29. Juni 2020 beauftragt, 

folgende Fragenkreise rechtsgutachtlich zu untersuchen: 

 

- Wie weit reicht dem Grunde und der Höhe nach sowie in zeitlicher Hinsicht 
die Ermächtigung zur ausnahmsweisen Kreditaufnahme in außergewöhnli-
chen Notsituationen und bei Naturkatastrophen (Art. 131a Abs. 3 BremLV 
iVm § 18c LHO), auch in Abgrenzung zur regulären Berechtigung zur Net-
tokreditaufnahme auf der Grundlage der Konjunkturbereinigung (Art. 131a 
Abs. 2 BremLV iVm § 18a Abs. 1 S. 1 Nr. 2, Abs. 3 bis 7 LHO)? 

 
- Erfüllt die COVID-19-Pandemie im Haushaltsjahr 2020 die gesetzlichen 

Voraussetzungen für eine Ausnahme von der Tilgungsverpflichtung im 
Rahmen der vom Bund gewährten Sanierungshilfen (§ 2 Abs. 2 S. 3, Abs. 4 
S. 2 SanG)? Welche Darlegungslasten bestehen für die Freie Hansestadt 
Bremen und nach welchen Kriterien ist die Ausnahme von der regulären 
Berücksichtigung der Steuerabweichungskomponente (§ 1 Abs. 1 S. 2 SanG-
VV) abzugrenzen? 

 
- Unter welchen Voraussetzungen können die Haushalte 2020 und 2021 der 

Überprüfung durch den Stabilitätsrat nach Art. 109a Abs. 2 GG und dem 
„Kompendium zur Überwachung der Schuldenbremse“ (Beschluss des 
Stabilitätsrates vom 6. Dezember 2018) standhalten? Gibt es Prüfungsrechte 
des Stabilitätsrates im Zusammenhang der Einhaltung des gesamtstaatlichen 
Finanzierungsdefizits nach § 51 Abs. 2 HGrG? 

 
- Welche Dokumentations- und Darlegungslasten treffen die Verwaltung bei 

der Geltendmachung von Ausnahmetatbeständen aufgrund der COVID-19-
Pandemie in Bezug auf die Haushaltsrechnung (§§ 80ff. LHO), gegenüber 
dem Bundesministerium der Finanzen (Art. 143d Abs. 4 GG, Sanierungshil-
fenG und Verwaltungsvereinbarung zu diesem Gesetz), schließlich im Ver-
hältnis zum Stabilitätsrat (Art. 109a Abs. 2 GG, StabiRatsG)? 
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II. Die Neuverschuldungsermächtigung in Notsituationen und bei Naturka-

tastrophen (Art. 131a Abs. 3 BremLV) 

 

1. Grundlagen 

 

Im Zentrum der aktuellen Verschuldungsproblematik steht – nicht nur in 

Bremen, sondern bei allen Ländern und dem Bund – die Frage nach den 

tatbestandlichen Voraussetzungen sowie dem Grund und der möglichen Höhe 

der Notlagenverschuldung. 

 

Art. 131a BremLV lautet in den ersten drei Absätzen: 

 

„(1) Einnahmen und Ausgaben sind grundsätzlich ohne Einnahmen aus Krediten 
auszugleichen. 
(2) Bei einer von der Normallage abweichenden konjunkturellen Entwicklung 
sind die Auswirkungen auf den Haushalt im Auf- und Abschwung symmetrisch 
zu berücksichtigen. 
(3) Im Falle von Naturkatastrophen oder außergewöhnlichen Notsituationen, die 
sich der Kontrolle des Staates entziehen und die staatliche Finanzlage erheblich 
beeinträchtigen, kann von den Vorgaben der Absätze 1 und 2 aufgrund eines 
Beschlusses der Mehrheit der Mitglieder der Bürgerschaft abgewichen werden. 
Im Falle der Abweichung von den Vorgaben des Absatzes 1 ist der Beschluss 
mit einer Tilgungsregelung zu verbinden.“ 
 

Die Art. 131a, 131b und 131c hat das verfassungsändernde Gesetz vom 27. 

Januar 2015 in die Landesverfassung Bremen eingefügt. 

 

 Brem.GBl. S. 23. 

 

Ausführungsvorschriften finden sich in den §§ 18ff. LHO.  

 

Eingefügt durch das Gesetz vom 14. Mai 2019, Brem.GBl. S. 355; dazu 
ferner die Konjunkturbereinigungsverordnung des Senats vom 21. April 
2020, Brem.GBl. S. 260. 
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In vollem Umfang gelten die neuen Schuldenregeln seit dem 1. Januar 2020 

(vgl. Art. 131b BremLV). Der Grundsatz des Neuverschuldungsverbots und die 

Ausnahmen gehen zurück auf die 2009 in das Grundgesetz eingefügten neuen 

Schuldenregeln des Art. 109 Abs. 2 u. 3 GG (mit ergänzenden Bestimmungen, 

insbesondere zu einer Übergangszeit für die Länder, in Art. 143d GG). Diese 

enthalten erstmals in der Geschichte der Bundesrepublik Verschuldungsregeln, 

die nicht nur für den Bund gelten, sondern auch die Länder unmittelbar 

verpflichten. Sie durchbrechen damit die Unabhängigkeit der Verfassungsräume 

von Bund und Ländern und schränken die Haushaltsautonomie der Länder (Art. 

109 Abs. 1 GG) ein. Die Bremer Verfassungsvorschriften stehen in Einklang mit 

den grundgesetzlichen Vorgaben. Sprachlich und systematisch sind sie besser 

gelungen als Art. 109 Abs. 3 GG.  

 

Der vorgeschriebene grundsätzliche Gleichlauf der Verschuldungsregeln des 

Bundes und der Länder bedeutet, dass ihre Auslegung nach grundsätzlich 

übereinstimmenden methodischen Grundsätzen, Leitlinien und Prinzipien zu 

verlaufen hat. Es wäre nicht zu rechtfertigen, die gleichen Begriffe der Nullver-

schuldungsregel und der ausnahmsweisen Nettokreditaufnahmeermächtigungen 

im Bund und in den Ländern grundlegend unterschiedlich zu interpretieren und 

anzuwenden. Mit Blick auf die hier in Rede stehende Ermächtigung des Art. 

131a Abs. 3 BremLV bedeutet dies, einen Gleichlauf auch mit den Vorschriften 

des Art. 115 Abs. 2 S. 6 bis 8 GG herzustellen, die für den Bund auf der 

Grundlage des Art. 109 Abs. 3 GG die Kreditaufnahme in Notlagen ausgestal-

ten. Auch einfachgesetzliche und untergesetzliche Vorschriften des Bundes, 

insbesondere das Gesetz zur Ausführung von Artikel 115 des Grundgesetzes 

 

Artikel 115-Gesetz (G 115) vom 10. August 2009 (BGBl. I S. 2702, 2704), 
zuletzt geändert durch Art. 245 der VO vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 
1474). 
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sowie – im Rahmen der Konjunkturkomponente nach Art. 115 Abs. 2 S. 3 bis 5 

GG – die Verordnung über das Verfahren zur Bestimmung der Konjunkturkom-

ponente nach § 5 des Artikel 115-Gesetzes 

 

  Artikel 115-Verordnung (Art. 115-V) vom 9. Juni 2010 (BGBl. I S. 790). 
 

können Berücksichtigung finden. Es gibt jedoch insgesamt zwei Grenzen des 

Gleichlaufs. Erstens: Eine verfassungswidrige Staatspraxis im Bund oder in 

einem Land kann keine Möglichkeit oder Pflicht zur Parallelität begründen. 

Umgekehrt gibt eine verfassungsmäßige Staatspraxis allein Hinweise auf 

mögliche Verständnisse der Verfassung als Rahmenordnung. Daraus folgt etwa, 

dass die knappe Berufung des Bundesgesetzgebers auf eine Notlage (nicht: 

Naturkatastrophe) beim Erlass des Ersten Nachtragshaushaltsgesetzes 2020, 

 

 Vom 27. März 2020 (BGBl. I S. 556). 

 

dessen Art. 1 § 2 Abs. 1 die Ermächtigung zur Neuverschuldung des Bundes-

haushalts um 155,987 Mrd. Euro anhob, nicht die Frage weitgehend verbindlich 

beantworten kann, ob dem Grunde und welcher Höhe nach eine Notlagenver-

schuldung des Bundes und der Länder möglich ist. Die Entwurfsbegründung 

zum Nachtragshaushalt des Bundes hält ohne Erläuterung fest: „Die Corona-

Pandemie stellt eine außergewöhnliche Notsituation dar, die sich der Kontrolle 

des Staates entzieht und die staatliche Finanzlage erheblich beeinträchtigt.“ 

 

BT-Drs. 19/18100 vom 23. März 2020, S. 6. Die Begründung errechnet die 
maximale Höhe der Neuverschuldung nicht allein mit Blick auf Corona-
bedingte Ausgaben, sondern unter Einbeziehung der Konjunkturkompo-
nente.  

 

Zweitens: Art. 109 Abs. 3 GG zwingt die Länder nicht, in allen Details dem 

Bundesrecht zu folgen. Das anerkennt Art. 109 Abs. 3 S. 5 GG mit dem Verweis 

auf die Befugnis der Länder, die Vorgaben „im Rahmen ihrer verfassungsrecht-
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lichen Kompetenzen“ auszugestalten. So ist es durchaus möglich, den Haus-

haltsausgleich ohne Kredite nach unterschiedlichen Bezugspunkten zu bestim-

men; auch die Bemessung der konjunkturbedingten Verschuldungsräume kann 

nach verschiedenen Maßstäben verlaufen. 

 

2. Voraussetzungen einer Verschuldung nach Art. 131a Abs. 3 BremLV 

 

a) Die tatbestandliche Voraussetzung der qualifizierten Notsituation oder 

Naturkatastrophe 

 

Auf der Tatbestandsseite verlangt Art. 131a Abs. 3 BremLV eine „Naturkata-

strophe“ oder eine „außergewöhnliche Notsituation“; für beide gilt, dass sie sich 

der Kontrolle des Staates entziehen und die staatliche Finanzlage erheblich 

beeinträchtigen müssen.  

 

Die Unbestimmtheit des Tatbestandes 

 

So zu Art. 115 GG Kube, in: Maunz/Dürig, Kommentar zum Grundgesetz, 
Art. 115 Rn. 194; Oebbecke, NVwZ 2019, 1173ff., 1174. 

 

ist durchaus der Konkretisierung zugänglich. Wichtige Hinweise gibt die 

Entstehungsgeschichte dieses Verschuldungstatbestandes auf Bundesebene. 

Danach ist das Ziel der Ermächtigung, die Handlungsfähigkeit des Staates zur 

Krisenbewältigung zu erhalten. Da eine „abschließende enumerative verfas-

sungsrechtliche Benennung möglicher Notsituationen wegen der Vielzahl und 

Unterschiedlichkeit denkbarer Anwendungsfälle“ nicht möglich sei, komme es 

auf drei Kriterien an, die gleichzeitig erfüllt sein müssten: Die Notsituation muss 

außergewöhnlich sein, ihr Eintritt muss sich der Kontrolle des Staates entziehen 

und sie muss den staatlichen Haushalt erheblich beeinträchtigen. 

 

 BT-Drs. 16/12410, S. 11. 
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Naturkatastrophen lassen sich, in Anlehnung an denselben bereits seit langem in 

Art. 35 Abs. 2 S. 2 und Abs. 3 GG verwendeten Begriff, als unmittelbar 

drohende Gefahrenzustände oder Schädigungen von erheblichem Ausmaß 

bestimmen, die durch Naturereignisse ausgelöst werden. 

 

Koemm, Eine Grenze für die Staatsverschuldung?, 2011, S. 234; Christ, 
NVwZ 2009, 1333 (1336). 

 

Die amtliche Begründung zu Art. 109 Abs. 3 GG nennt in diesem Zusammen-

hang ausdrücklich „Massenerkrankungen“. 

 

 BT-Drs. 16/12410, S. 11. 

 

Eine außergewöhnliche Notsituation bedeutet eine erhebliche Verwerfung des 

gesellschaftlichen oder staatlichen Normalzustandes. Das ist in aller Regel eine 

negative Verwerfung; denkbar ist aber auch ein positives Ereignis mit erhebli-

chen finanziellen Folgen (die Entstehungsgeschichte des Art. 109 Abs. 3 GG 

nennt Ereignisse wie etwa die Deutsche Einheit). 

 

b) Erhebliche Beeinträchtigung der staatlichen Finanzlage 

 

Die COVID-19-Pandemie unterfällt als Negativereignis sowohl der Naturkata-

strophe als auch der Notsituation, wenngleich die Zahl der Erkrankten im 

Verhältnis zur Gesamtbevölkerung (noch) vergleichsweise klein ist. Die 

Naturkatastrophe/Notsituation entzieht sich zudem der staatlichen Kontrolle, da 

die Ausbreitung der Pandemie auch durch durchgreifende staatliche Maßnahmen 

nicht (völlig) unterbunden werden kann; auch die körperlichen Erkrankungsfol-

gen, die ganz unterschiedlich sind, lassen sich nicht vom Staat beeinflussen.  
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„Das Erfordernis der erheblichen Beeinträchtigung der Finanzlage bezieht sich 

auf den Finanzbedarf zur Beseitigung der aus einer Naturkatastrophe resultie-

renden Schäden und etwaigen vorbeugenden Maßnahmen. Gleiches gilt zur 

Bewältigung und Überwindung einer außergewöhnlichen Notsituation.“ 

 

BT-Drs. 16/12410, S. 12. Dazu auch Oebbecke, NVwZ 2019, S. 1173ff., 
1174. 

 

Zweifelhaft könnte im Fall der aktuellen Pandemie nur sein, ob es – schon dem 

Grunde nach – um einen Finanzbedarf geht, der unmittelbar aus der Naturkata-

strophe oder (beides ist durchgehend gleichgestellt) der außergewöhnlichen 

Notsituation resultiert. Bei der Würdigung des aus der Entstehungsgeschichte 

zitierten Satzes („resultierende Schäden“) ist zu berücksichtigen, dass es an 

dieser Stelle nicht um die Kreditaufnahme geht – diese findet sich auf der 

Rechtsfolgenseite der Norm –, sondern um die finanzielle Belastung, die zur 

Notwendigkeit der Kreditaufnahme führt. Außer Frage steht, dass unmittelbare 

Kausalzusammenhänge zwischen der Notlage und daraus entstehenden Schäden 

mit den Staat treffenden Kosten erfasst sein müssen. Im Falle der Pandemie sind 

dies etwa erhöhte Aufwendungen im Gesundheitswesen, auch im Bereich der 

Vorsorge, bis hin etwa zu den Kosten eines computergestützten Warnsystems 

(„Corona-App“). Auch unmittelbar verursachte Kosten im sozialen Bereich 

fallen darunter. Soweit es um Beeinträchtigungen im wirtschaftlichen Bereich 

geht, die Bund und Länder dann wieder durch Schutzschirme, Steuerstundungen 

und Steuersenkungen, Garantien u.ä. auffangen und hierzu finanzielle Mittel 

aufwenden, ließe sich argumentieren, dass hier die Unmittelbarkeit zwischen der 

Pandemie und dem erhöhten Finanzbedarf durch die dazwischenliegenden 

staatlichen Entscheidungen durchbrochen werde. Das widerspräche jedoch dem 

Ziel der Notlagenermächtigung, die Handlungsfähigkeit des Staates zu erhalten 

und zu stärken. Das kann nur gelingen, wenn alle Folgekosten, die in einem 

adäquaten Zurechnungszusammenhang zur Pandemie stehen, erfasst werden und 

die Tatbestandsseite der Notlagenverschuldung ausfüllen. Alles andere würde 
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das Ziel der Norm verfehlen. Eingrenzungen dessen, was ermöglicht werden 

soll, lassen sich dann auf der Rechtsfolgenseite, auch in Abgrenzung zu anderen 

Verschuldungstatbeständen, vornehmen. 

 

Die tatbestandlichen Voraussetzungen des Art. 131a Abs. 3 BremLV sind also 

derzeit erfüllt. 

 

3. Rechtsfolge des Art. 131a Abs. 3 BremLV – Verschuldungsräume dem 

Grunde und der Höhe nach 

 

Der Wortlaut des Art. 131a Abs. 3 BremLV erwähnt auf der Rechtsfolgeseite 

unmittelbar Möglichkeiten der Kreditaufnahme nicht. Der Verweis auf Absatz 1 

und 2, von denen abgewichen werden kann – durch einen Beschluss der 

Mehrheit der Mitglieder der Bürgerschaft – stellt jedoch klar, dass zum ersten in 

der Notsituation das Gebot des Haushaltsausgleichs ohne Nettoneuverschuldung 

(Absatz 1) verlassen werden darf. Weniger deutlich ist zum zweiten die 

Möglichkeit zur Abweichung von Absatz 2, der Möglichkeit konjunkturbeding-

ter Verschuldung. Abweichung muss in diesem Fall bedeuten, dass neben und 

zusätzlich zur Verschuldungsmöglichkeit in Anwendung des Absatzes 2 die 

Verschuldungsmöglichkeit nach Absatz 3 tritt. Zugleich können sich aber 

Überschneidungsbereiche zwischen den Absätzen 2 und 3 ergeben, bei denen 

sich Abgrenzungs- und Zuordnungsfragen der jeweiligen Verschuldungselemen-

te stellen.  

 

Mit allen Fragen wird verfassungsrechtliches Neuland betreten. In der kurzen 

Geschichte der neuen Schuldenregeln (Art. 143d Abs. 1 GG: Geltung in vollem 

Umfang für den Bund seit dem 1. Januar 2016, für die Länder seit dem 1. Januar 

2020) gibt es erstmals im Haushaltsjahr 2020 Notlagenverschuldung im Bundes- 

und in den Landeshaushalten. 
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a) Bestimmung der Verschuldungsmöglichkeiten dem Grunde nach 

 

aa) Zweck der Notlagenermächtigung 

 

Schon bei der Bestimmung des Verschuldungsraumes in der Notlage dem 

Grunde nach ist zu beachten, dass es sich um eine zweckbezogene und damit 

letztlich auf die Finanzierung bestimmter Ausgaben bezogene Verschuldung 

handelt. Diesem qualitativen Orientierungspunkt tritt die generelle Leitlinie zur 

Seite, dass eine Bestimmung des Verschuldungsraumes auf der Verfassungsebe-

ne einen Rahmen zieht, der dem Haushaltsgesetzgeber Gestaltungsmöglichkei-

ten belassen muss. Die Verfassung insgesamt ist eine Rahmenordnung, keine 

vollständige Determinierung des einfachen Rechts und der politischen Gestal-

tung. 

 

Von hier aus sind in einer ersten Annäherung zwei Deutungsmöglichkeiten 

vorstellbar, die sich als Extreme erweisen und schon daher im Ergebnis nicht 

überzeugen können. Das erste Extrem lautet: Nur Aufgaben und Ausgaben, die 

in einem engen und unmittelbaren Zusammenhang mit Erkrankungen und mit 

der Abwehr drohender Erkrankungen stehen, sind solche, die zu ihrer Finanzie-

rung eine Notlagenkreditaufnahme erlauben. Das bezöge sich auf präventive und 

kurative Aufwendungen im Gesundheitswesen, ferner soziale Kosten etwa 

wegen des krankheitsbedingten Ausfalls von Arbeitnehmern. Das andere Extrem 

würde bedeuten: Sämtliche Kreditaufnahmen, die in Zeiten der COVID-19-

Pandemie erfolgen und sich auf die veränderten Anforderungen, Aufgaben und 

Ausgaben in allen Lebensbereichen beziehen, die mit der Krise in Verbindung 

zu bringen sind, unterfallen dem Grunde nach der Notlagenkreditaufnahme. Das 

erste, ganz enge Extrem überzeugt nicht, weil es der entstehungsgeschichtlich 

erklärten Leitlinie, die Handlungsfähigkeit des Staates in der Notlage zu erhalten 

und zu stärken, nicht gerecht werden kann. Das weite Extrem widerspricht der 

allgemeinen Zielsetzung der neuen Schuldenregeln, der Neuverschuldung 
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Grenzen zu setzen, was auch in der Notsituation gelten muss. Die Notlagenver-

schuldung ist als Ausnahme von der Grundregel des Haushaltsausgleichs ohne 

neue Schulden formuliert – Ausnahmen sind eng auszulegen. 

 

Zu diesem Regel-Ausnahme-Verhältnis Koemm, Eine Bremse für die 
Staatsverschuldung?, 2011, S. 180, 184. 

 

Für eine nähere Bestimmung zwischen den Extremen kann zunächst eine 

außerhalb des politischen Entscheidungsraumes erstellte Auflistung und 

Klassifizierung pandemiebezogener Maßnahmen hilfreich sein. Eine solche 

enthält – ohne unmittelbaren Bezug zu möglicher Notlagenverschuldung – ein 

zu Beginn der Pandemie erstelltes Sondergutachten des Sachverständigenrates. 

 

Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Ent-
wicklung, Die gesamtwirtschaftliche Lage angesichts der Corona-
Pandemie, Sondergutachten, 22. März 2020, S. 3. 

 

Hier finden sich fünf Kategorien. 

 

1. Schutz der Gesundheit (Bereitstellung hinreichender Mittel für Gesundheit 
und Prävention, Aktivierung personeller Reserven) 

2. Klare Kommunikation (Verbesserung der Datenbasis, Normalisierungs-
strategie für die gesundheitspolitischen Maßnahmen, Zusicherung der Ver-
fügbarkeit fiskalischer Ressourcen auf europäischer Ebene, Zusicherung 
der Liquiditätsversorgung der Finanzmärkte, frühe Ankündigungen der 
geplanten Impulse nach Ende der Beschränkungen) 

3. Erhalt der Kapazitäten (Bereitstellung von Liquidität durch Kredite und 
Bürgschaften für Unternehmen, Ermöglichung von Steuerstundungen und 
Verlustausgleich, Vereinfachung des Bezugs von Kurzarbeitergeld, Ein-
führung von Corona-Elterngeld, Flexibilisierung der Arbeitszeit und Ar-
beit, Unterstützung durch temporäre staatliche Beteiligungen, Sicherstel-
lung des freien Warenverkehrs und der Lieferketten) 

4. Stabilisierung der Einkommen (automatische Stabilisatoren, Lohnfortzah-
lung bei Quarantäne, Krankheit, Abwesenheit, Gewährung direkter Zu-
schüsse, Schadenersatzanspruch im Infektionsschutzgesetz, Setzen von 
Impulsen für die gesamtwirtschaftliche Nachfrage) 

5. Zeit nutzen (Weiterbildung von zuhause aus, Priorisierung von Bauvorha-
ben zur Nutzung niedriger Auslastung, Erprobung und Ausbau mobiler 
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Arbeit und digitaler Verwaltung, Vorbereitung von Investitionsvorhaben 
und Gesetzesänderungen). 

 

Diese Handlungsfelder, Maßnahmen und Handlungsmodalitäten bezeichnen – 

im Detail ohne Anspruch auf Vollständigkeit – wichtige staatliche Aufgaben 

und daraus wiederum resultierende Ausgaben, die kausal durch die Pandemie 

ausgelöst sind. Sie unterfallen – soweit sie durch Nettokreditaufnahmen 

finanziert werden sollen und vorbehaltlich weiterer zu treffender Abgrenzungen 

zu anderen Verschuldungstatbeständen – der Notlagenverschuldung. Sie 

erlauben auch, induktiv von den beispielhaften Maßnahmebereichen ausgehend, 

eine weitere Ergänzung der abstrakten Beschreibung des Anwendungsbereichs 

der Notlagenverschuldung.  

 

bb) Kausalitätsfragen 

 

Kausalität zwischen Pandemie und aktiven kostenverursachenden staatlichen 

Maßnahmen (sowie passiven finanzrelevanten Beeinträchtigungen) bedeutet, 

dass mittels einer hypothetischen Überlegung die Krise hinweggedacht werden 

muss; alle staatlichen Maßnahmen (und Beeinträchtigungen), die auch ohne 

Krise vorgenommen worden oder eingetreten wären, unterfallen grundsätzlich 

nicht dem Anwendungsbereich der Notlagenverschuldung. Das ist, wie immer 

bei der Feststellung von Kausalverläufen, eine hypothetische Überlegung, die 

keine völlig exakten und trennscharfen Resultate erbringen kann, wohl aber 

plausible Annahmen und Eingrenzungen. Die in Bremen geplanten vier 

Maßnahmenbereiche mit ihren Konkretisierungen im Senatsbeschluss vom 16. 

Juni 2020 können auch anhand dieses Kriteriums und anhand der zitierten 

Auflistung diskutiert werden (dazu noch unten 6.). 

 

cc) Eingrenzung durch die vertikale grundgesetzliche Kompetenzverteilung 

 



15 
 

Da sich auf den Tatbestand der Notlagenverschuldung sowohl der Bund als auch 

die Länder berufen (Handlungsbereiche der EU können hier unberücksichtigt 

bleiben), ist weiterhin entlang der vertikalen grundgesetzlichen Zuständigkeits-

verteilungen abzugrenzen. In die Handlungs- und damit auch grundsätzlich die 

Verschuldungsrahmen der Länder, somit auch Bremens, fallen zunächst alle 

Aufgaben, für die die Länder die Gesetzgebungs- und in diesem Fall automa-

tisch verbundene Verwaltungszuständigkeit und Kostentragungspflicht (Art. 

104a, Abs. 1 und Abs. 5 GG) haben. Ferner gehören zu den Handlungs- und 

Verschuldungsbereichen der Länder die Felder, in denen dem Bund die 

Gesetzgebung zukommt, die Länder hingegen nach den Art. 83ff. GG die 

Verwaltungszuständigkeit und in der weiteren Folge die Kostentragungspflicht 

nach Art. 104a Abs. 1 und Abs. 5 GG trifft. Erfasst sind schließlich auch die 

zahlreichen Mischfinanzierungstatbestände von Bund und Ländern, bei denen 

die Länder in unterschiedlichem Ausmaß Mitfinanzierungslasten zu tragen 

haben, so nach Art. 104a Abs. 3 (Geldleistungsgesetze), Art. 104b Abs. 1 S. 2 

(Finanzhilfen), Art. 104c (kommunale Bildungsinfrastruktur), Art. 104d 

(Sozialer Wohnungsbau), Art. 91a, 91b (Gemeinschaftsaufgaben), Art. 106a GG 

(öffentlicher Personennahverkehr) und Art. 91e GG (Grundsicherung für 

Arbeitsuchende).  

 

dd) Zeitlicher und inhaltlicher Zusammenhang mit der Pandemie 

 

Neben den kausalen und kompetenzbezogenen Eingrenzungen gibt es zeitliche 

und inhaltliche Abgrenzungskriterien. 

 

Schon dem Grunde nach sind solche Maßnahmen oder Effekte, die mit 

finanziellen Belastungen (Mindereinnahmen oder erhöhte Ausgaben) einherge-

hen, nicht coronabedingt, die entweder vor der Krise beschlossen wurden, z.B. 

vor der Krise beschlossene steuerliche Entlastungen (etwa bei der Mehrwert-

steuersenkung auf Bahnfahrscheine seit Beginn des Jahres 2020) oder nicht 
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gezielt der Pandemie entgegenwirken, ferner ausgabenverursachende Entschei-

dungen auf anderen Gebieten. Abzugrenzen sind auch Beeinträchtigungen – 

soweit es etwa um Mindereinnahmen geht –, die auf konjunkturellen Effekten 

beruhen, die absehbar auch ohne Krise eingetreten wären. 

 

Soweit danach, nach sachlichen Politikfeldern, zeitlichen Abgrenzungen und 

nach der vertikalen Aufgaben- und Ausgabenverteilung, coronaindizierte 

Aufgaben und Ausgaben identifiziert sind, dürfte es dann kaum handhabbar 

sein, innerhalb dieser Bereiche zwischen struktureller Nettokreditaufnahme 

zwecks Ausgleichs von steuerlichen Mindereinnahmen oder zwecks Finanzie-

rung sonstiger Mindereinnahmen und Ausgaben zu unterscheiden. Alle 

genannten Effekte können coronabedingt sein oder auch nicht. Maßgebend ist 

vielmehr einerseits die dahinterstehende Sachentscheidung, je nachdem, ob sie 

nach den genannten Kriterien Folge der Pandemie ist. Andererseits gibt es auch 

Folgen der Pandemie, die ohne staatliche Maßnahme oder (Sach)Entscheidung 

zu Einnahmeausfällen, insbesondere Steuerrückgängen führen. Denkbar sind 

auch Ausgabenfolgen, denen keine bewusste Entscheidung für die ausgabenver-

ursachende Maßnahme zugrundeliegt, etwa bei Sozialausgaben wegen pande-

miebedingter Krankheitsfälle, Kurzarbeit und Insolvenzen. 

 

b) Abgrenzung zwischen konjunkturbedingter Verschuldung und Notlagenver-

schuldung 

 

Eine schwierige weitere Frage bei der Bestimmung der dem Grunde nach 

möglichen Verschuldung stellt sich dagegen bei der Abgrenzung zwischen 

ausnahmsweise möglicher struktureller Neuverschuldung wegen einer Notsitua-

tion (Art. 131a Abs. 3 BremLV iVm §§ 18, 18a, 18c LHO) und der Nettoneu-

verschuldung auf der Grundlage der Konjunkturbereinigung (Art. 131a Abs. 2 

BremLV iVm §§ 18a Abs. 1 S. 1 Nr. 2, Abs. 3 bis 7 LHO und der hierzu 

ergangenen Rechtsverordnung). Dass hier eine völlig trennscharfe Abgrenzung 
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nicht möglich ist und in besonderer Weise Gestaltungsspielräume des Gesetzge-

bers zu beachten sind, die indes auch Grenzen finden müssen, zeigt ein 

konkretisierender Hinweis in der Begründung zu den dem Art. 131a Abs. 3 

BremLV zugrundeliegenden Vorschriften der Art. 109 Abs. 3 S. 2, Art. 115 

Abs. 2 S. 6 GG. Danach kann auch „eine plötzliche Beeinträchtigung der 

Wirtschaftsabläufe in einem extremen Ausmaß aufgrund eines exogenen 

Schocks, wie beispielsweise der aktuellen Finanzkrise [der Jahre 2008/2009]“ 

eine außergewöhnliche Notsituation darstellen. 

 

  BT-Drs. 16/12410, S. 13, 11; dazu Korioth, JZ 2009, S. 729ff., 733. 
 

Dieser Hinweis enthält insofern nichts Ungewöhnliches, als selbstverständlich 

eine „Notsituation“ auch eine wirtschaftliche Notsituation sein kann. Darüber 

hinaus aber findet sich hier die Auffassung, dass ein „exogener Schock“ (in 

Abgrenzung zu regulären Konjunkturzyklen mit ihrem periodenübergreifenden 

Schwanken der Wirtschaftsleistung) Auslöser der Notsituation sein kann, wobei 

das genannte Beispiel der Finanzkrise 2008/2009 ökonomische Erscheinungen 

außerhalb der Bundesrepublik in Bezug nimmt, die sich gerade wegen ihres 

externen Ursprungs der Kontrolle des Staates entzogen. Ein „exogener Schock“ 

kann aber auch eine gefährliche Infektionskrankheit sein, die sich, von außen 

kommend, unmittelbar oder vermittelt durch staatliche Entscheidungen wie ein 

„Lockdown“, ein Unterbinden wirtschaftlicher Aktivitäten, negativ auf die 

Wirtschaftsabläufe und die Konjunktur auswirkt. Was in diesem Fall normaler 

Konjunkturabschwung und was durch ein externes Ereignis ausgelöste Konjunk-

turkrise ist, lässt sich anhand der wirtschaftlichen Daten kaum oder jedenfalls 

nicht mit völliger Trennschärfe unterscheiden. Die Abgrenzung zwischen der 

Notlagenverschuldung und der konjunkturbedingten, eigenständigen Anforde-

rungen und Festlegungsschritten unterliegenden Modifikation der Kreditober-

grenze ist „fließend“. 

 



18 
 

So Kube, in: Maunz/Dürig, Kommentar zum Grundgesetz, Art. 115 Rn. 
195. 

 

Als konjunkturbedingte und nicht durch die Notlage verursachte Verschuldung 

kann verfassungsrechtlich gewertet werden, was auch ohne Pandemie an 

wirtschaftlichen Effekten zu erwarten war. 

 

Dann lässt sich zugleich mit guten Gründen fordern, dass der Verschuldungs-

raum des Art. 131a Abs. 3 BremLV grundsätzlich offen ist für wirtschaftliche 

Notsituationen, weil dann der Staat „rasch kreditfinanziert reagieren und die 

Wirtschaftsabläufe stabilisieren kann“, bevor sich Verwerfungen erst recht 

negativ auf die Konjunktur auswirken. 

 

In diese Richtung Kube, aaO, Rn. 195; H.-G. Henneke, Coronabedingte 
Finanzschäden in den (Kommunal-)Haushalten isolieren?, DVBl. 2020, 
725ff., 727. 

 

Konjunkturelle Effekte, die nicht durch die Konjunkturbereinigung erfasst 

werden, ihren Ursprung aber in der Pandemie und in Gegenmaßnahmen gegen 

diese haben, dürfen durch Notlagenverschuldung ausgeglichen werden. 

 

Diese Überlegung wird gestützt durch aktuelle Einschätzungen und Empfehlun-

gen des Beirats des Stabilitätsrates. 

 

13. Stellungnahme des unabhängigen Beirats des Stabilitätsrates vom 18. 
Juni 2020. 

 

Hier stimmt der Beirat zunächst der Einschätzung der europäischen Kommission 

vom 20. März 2020 und der Entschließung des ECOFIN-Rates vom 23. März 

2020 zu, wonach eine außergewöhnliche Lage im Sinne des Art. 3 Abs. 1 lit. c) 

des Europäischen Fiskalpaktes vom 2. März 2012 

 

In nationales Recht umgesetzt durch § 51 Abs. 2 S. 2 HGrG. 
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vorliege. Ebenso stimmt der Beirat der Einschätzung der Lage als außergewöhn-

liche Notsituation iSd Art. 115 Abs. 2 S. 6 GG zu und fährt fort, Grund und 

Umfang der Verschuldung verbindend: „Die Einhaltung der Obergrenze für das 

strukturelle Finanzierungsdefizit ist zunächst nicht erforderlich. Entsprechend 

müssen aktuell keine Maßnahmen getroffen werden, um das Defizit zurückzu-

führen.“ 

 

 Unabhängiger Beirat, aaO, S. 20. 

 

c) Zur Höhe der möglichen Notlagenverschuldung 

 

Wenig sinnvoll erscheint es, bei der Frage der Verschuldung dem Grunde nach 

weitere Abgrenzungsversuche zu unternehmen. Dies lässt sich besser bei der 

zulässigen Höhe der hieraus resultierenden Verschuldungsmöglichkeiten 

ermitteln und zumindest mit Leitlinien versehen. 

 

Grundsätzlich gilt zum möglichen Verschuldungsvolumen: Anders als bei der 

konjunkturbedingten Modifikation der Verschuldungsgrenze ist im Fall des Art. 

131a Abs. 3 BremLV (entsprechend Art. 115 Abs. 2 S. 6 GG) die Höhe der 

zusätzlich aufzunehmenden Kredite offen.  

 

Kube, in: Maunz/Dürig, aaO, Rn. 197; Heun, in: Dreier, Grundgesetz-
Kommentar, Bd. 3, 3. Auflage 2018, Art. 115 Rn. 38, 45. 

 

Anhaltspunkt ist die „erhebliche Beeinträchtigung der staatlichen Finanzlage“. 

Die Voraussetzung der erheblichen Beeinträchtigung der staatlichen Finanzlage 

gehört zum Tatbestand der Norm, steuert aber auch zumindest mittelbar die 

Höhe der Kreditaufnahme in der Notlage. Dem Normzweck, die Handlungsfä-

higkeit des Staates in der Krise zu erhalten, lässt sich entnehmen, dass Art. 131a 

Abs. 3 BremLV ergänzende Kreditaufnahmen in dem Umfang zulässt, „in dem 
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sich die Aufwendungen für die Bewältigung und Überwindung der tatbestandli-

chen Naturkatastrophe – gegebenenfalls voraussichtlich – nachteilig auf den 

Haushalt auswirken.“ 

 

Kube, in: Maunz/Dürig, aaO, Rn. 197. Vgl. auch Koemm, Eine Bremse für 
die Staatsverschuldung?, 2011, S. 241; Wendt, in: v. Mangoldt/ 
Klein/Starck, Grundgesetz, Bd. 3, 7. Auflage 2018, Art. 115 Rn. 56. 

 

Dabei kommt dem Gesetzgeber – wie auf der Tatbestandsseite der Norm – ein 

Einschätzungs- und Prognosespielraum zu. Es geht um die notlagenbedingte 

Beeinträchtigung der staatlichen Finanzlage, die durch Kreditaufnahmen 

ausgeglichen werden soll. Begrenzt wird der Gestaltungsspielraum des 

Gesetzgebers durch den Ausnahmecharakter der Notlagenverschuldung, der 

nicht unterlaufen werden darf. 

 

Mit Recht argumentiert auch der Beirat des Stabilitätsrates in diese Richtung: 

Obwohl es gegenwärtig keine Verpflichtung gibt, die reguläre Obergrenze 

struktureller Verschuldung einzuhalten, sei „es allerdings grundsätzlich nicht 

gerechtfertigt, in beliebiger Höhe kreditfinanzierte Ausgaben oder Steuersen-

kungen zu tätigen. Der Zweck der Ausnahmeregelung im europäischen und 

nationalen Regelwerk zur Schuldenbegrenzung besteht darin, die Handlungsfä-

higkeit des Staates konkret zur Krisenbewältigung zu gewährleisten. Nach 

nationalem Recht werden Bund und Länder, nicht aber Sozialversicherung und 

Kommunen, zu einer ergänzenden Kreditaufnahme in dem Umfang ermächtigt, 

in dem die Aufwendungen für die Bewältigung und Überwindung der Notsitua-

tion in gesundheitlicher und wirtschaftlicher Hinsicht kompetenzgemäß, 

bestimmt, geeignet und erforderlich sind.“ Zugleich grenzt der Beirat ab: 

„Hinsichtlich des erforderlichen Umfangs besteht zwar ein politischer Beurtei-

lungsspielraum. Aufwendungen wegen der Notsituation dürfen aber nicht nur, 

weil jetzt die Gelegenheit besteht, und nicht ‚ultra vires‘, also außerhalb der 

eigenen Kompetenzen, getroffen werden.“ 
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  Unabhängiger Beirat, aaO, S. 20f., im Anschluss an Henneke, aaO, S. 728. 
 

Das bedeutet vor allem zweierlei. Erstens: Nicht erforderlich ist eine Kreditauf-

nahme grundsätzlich in dem Umfang, in dem Finanzierungsbeiträge durch 

reguläre Haushaltsmittel und auch rechtlich mögliche und zumutbare haushalts-

mäßige Auflösungen von bestehenden Rücklagen erreicht werden können. 

Kreditaufnahmen sind nachrangige Finanzierungsinstrumente, die Schuldenre-

geln – nicht erst in der Fassung des Jahres 2009 – wollen die Nettoneuverschul-

dung begrenzen.  

 

Die Nachrangigkeit der Kreditaufnahme folgt allgemein daraus, dass die 
Finanzverfassung des Grundgesetzes allein Steuern als reguläres Finanzie-
rungsinstrument von Bund und Ländern kennt. Für Bund und Länder gilt 
das Prinzip des „Steuerstaats“, vgl. BVerfGE 78, 249 (266f.); 93, 319 
(342); Korioth, Finanzen, in: Hoffmann-Riem u.a. (Hrsg.), Grundlagen des 
Verwaltungsrechts, Bd. III, 2. Auflage 2013, § 44 Rn. 34f. Jede nichtsteu-
erliche Einnahme, damit auch der Staatskredit, ist gegenüber der Steuer 
nachrangig und rechtfertigungsbedürftig. 

 

Einsparungen und Einnahmeverbesserungen, die im laufenden Haushaltsjahr 

2020 aber wohl kaum zu erreichen sind, gehen vor. Wollte der Haushaltsgesetz-

geber weiterhin von dem Vorrang der Rücklagenauflösung vor der Kreditauf-

nahme abweichen, müsste er darlegen, dass eine Kreditaufnahme der Rückla-

genauflösung deshalb vorzuziehen sei, weil sie besser geeignet wäre, den 

Haushaltsgrundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit (§ 7 Abs. 1 LHO) zu 

erreichen. Das könnte überhaupt nur und ausnahmsweise etwa bei einer 

Neuverschuldung zu zumindest mittelfristig festgeschriebenen Negativzinsen 

der Fall sein.  

 

Allerdings ist hier eine Besonderheit zu beachten: Die Rücklagen der 
Freien Hansestadt Bremen enthalten üblicherweise keine Bareinlagen. Sie 
entstehen durch echte Haushaltsüberschüsse oder nicht genutzte Krediter-
mächtigungen. Im zweiten Fall wird bei einer Rücklagenentnahme gemäß 
§ 18 Abs. 4 LHO die benötigte Liquidität durch eine Kreditaufnahme be-
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reitgestellt. Diese nötige Kreditaufnahme auch im Fall der Rücklagenauf-
lösung relativiert die Bedeutung des Wirtschaftlichkeitsgrundsatzes. 

 

Nicht erforderlich ist eine Kreditaufnahme auch soweit, als der ursprünglich für 

2020 geplante, durch die Krise hypothetisch gewordene Haushalt einen 

Überschuss vorsah. Das an sich zur Abweichung von der regulären Schulden-

grenze berechtigende Ereignis muss zunächst und vorrangig mit den auch im 

Normalfall zur Verfügung stehenden haushaltsrechtlichen Mitteln und Steue-

rungsformen bewältigt werden, bevor auf zusätzliche Nettokreditaufnahme 

zurückgegriffen wird. Wie andere Teile der Rechtsordnung auch enthält das 

Haushaltsrecht keinen Krisenvorbehalt, also keine generellen Abweichungsmög-

lichkeiten von der Normallage, sondern nur spezifische und begrenzte Notla-

genermächtigungen. Besondere Befugnisse wie die in Notlagen mögliche 

erhöhte strukturelle Neuverschuldung sind in das reguläre Instrumentarium 

einzufügen. Generell müssen alle Konsolidierungspotentiale des Haushalts 

ausgeschöpft werden, um den Umfang der Nettoneuverschuldung zu reduzieren. 

 

Eine Ausnahme von dem Grundsatz des Vorrangs der Rücklagenauflösung vor 

der Kreditaufnahme kommt allein bei zweckgebundenen und zweckbestimmten 

Rücklagen in Betracht. Hier steht schon die Zweckbindung für längerfristige 

und zumeist gesetzlich festgeschriebene Ausgaben der Auflösung entgegen. 

Außerdem greift hier die Subsidiarität der Verschuldung gegenüber anderen 

verfügbaren Mitteln nicht, weil im Fall der Rücklagenauflösung die ver-

pflichtenden Ausgaben mit anderen Mitteln gedeckt werden müssen. Im Saldo 

ließe sich die Verschuldung nicht vermeiden. 

 

Von vornherein einer Pflicht zur Auflösung entzogen sind Sonderrücklagen, mit 

denen besondere Aufgaben finanziert werden und dies in Gestalt von gesetzlich 

geregelten nichtsteuerlichen Abgaben, insbesondere Sonderabgaben. Hier 

bestehen gesetzlich angeordnete Aufgaben- und Finanzierungskreisläufe 

außerhalb des Staatshaushalts. Es wäre rechtswidrig, wenn der Haushaltsgesetz-
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geber Aufkommen aus solchen nichtsteuerlichen Abgaben in den Kernhaushalt 

überführen wollte. 

 

Zweitens: Die Einschätzung des Haushaltsgesetzgebers zur Eignung und 

Erforderlichkeit einer Nettokreditaufnahme bezieht sich auf das Rechnungsjahr 

(Haushaltsjahr), also nach § 4 LHO das Kalenderjahr. Durch die erhöhte 

Kreditaufnahme im Haushaltsjahr 2020 lassen sich unmittelbar durch die 

Pandemie verursachte Maßnahmen finanzieren, die 2020 kostenwirksam 

durchgeführt werden, aber auch solche Maßnahmen, deren Wirkungen unter 

Umständen auch über das Haushaltsjahr 2020 hinausreichen können. Der Erhalt 

der Handlungsfähigkeit kann es erfordern, während oder nach Ablauf der 

gesundheitspolitisch bedingten Einschränkungen der Wirtschaft und des 

sozialen Lebens gezielte Impulse zu setzen, um eine aktuelle Nachfrageschwä-

che zu beheben. Erfasst sind auch krisenbedingte längerfristige Maßnahmen wie 

ein „lang angelegtes, massives Investitionsprogramm“. 

 

Dieses empfiehlt der Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamt-
wirtschaftlichen Entwicklung, Sondergutachten vom 22. März 2020, aaO, 
S. 87, allerdings auch mit dem Hinweis, dass „negative Auswirkungen auf 
die Tragfähigkeit der Staatsfinanzen verhindert werden“ sollen. 

 

Grundsätzlich unzulässig wären dagegen Finanzierungen langfristiger Maßnah-

men, die krisenunabhängig der nachhaltigen und zukunftsfähigen Stabilisierung 

von Gesellschaft, Wirtschaft und Infrastrukturen dienen. Solche Maßnahmen 

mögen sinnvoll und berechtigt sein, sie überschreiten aber den Schutzzweck der 

Notlagenverschuldungsmöglichkeit, die Handlungsfähigkeit des Staates gerade 

angesichts der Krise zu erhalten. Die ausnahmsweisen Notlagenkredite sind 

keine Grundlage für längerfristige Aufgabenbündel. Schuldenregeln wollen 

Bindungen zukünftiger (Haushalts-)Gesetzgeber gerade insofern vermeiden, als 

diese nicht unabdingbar sind, um eine gegenwärtige Krise zu bekämpfen. Das 

schließt indes nicht aus, bei länger andauernder Krise und außergewöhnlicher 

Notsituation auch in den Folgejahren jeweils unmittelbar notwendige und 
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angemessene Maßnahmen zu finanzieren, wenn in diesen Folgejahren die 

Voraussetzungen der Notlagenverschuldung vorliegen. 

 

4. Zeitliche Reichweite der Nettokreditaufnahme über das Jahr 2020 hinaus 

in die Folgehaushaltsjahre? 

 

Schon jetzt stellt sich damit die Frage, nach welchen Kriterien in den Folge-

haushaltsjahren mit Blick auf weitere Notlagenverschuldung das Tatbestands-

merkmal des Art. 131a Abs. 3 BremLV, wonach die Naturkatastro-

phe/außergewöhnliche Notsituation bei den drei Gebietskörperschaften Bremens 

die „staatliche Finanzlage erheblich beeinträchtigen“ muss, zukünftig nicht 

länger erfüllt wäre. 

 

Die Verkoppelung der Nettokreditaufnahme mit dem jährlichen Haushalt (§§ 1, 

4 LHO) bedeutet, dass die Feststellung einer Notsituation sich jeweils auf ein 

Jahr bezieht. Weitere auf die Ausnahmeklausel des Art. 131a Abs. 3 BremLV 

gestützte Kreditaufnahmen in den Folgejahren könnten nicht einfach den 

Fortbestand einer Notlage zugrunde legen. Ein Beschluss der Mehrheit der 

Mitglieder der Bürgerschaft nach Art. 131a Abs. 3 BremLV zur Feststellung 

einer außergewöhnlichen Notsituation bezieht sich darauf, für das jeweilige 

Haushaltsjahr die Voraussetzungen dieser Kreditaufnahme anzunehmen. Dabei 

sind die tatbestandlichen Voraussetzungen der Notlagenkreditaufnahme 

durchgehend von unbestimmten Rechtsbegriffen geprägt, die dem Gesetzgeber 

einen weiten Einschätzungsspielraum zubilligen. 

 

Kube, in: Maunz/Dürig, Kommentar zum Grundgesetz, Art. 115 Rn. 194: 
„hoher tatbestandlicher Abstraktionsgrad“, „Unbestimmtheit der Tatbe-
standsvoraussetzungen“. 

 

Dies betrifft auch und in besonderem Maße das Merkmal der „erheblichen“ 

Beeinträchtigung der staatlichen Finanzlage. Konkretisierungsversuche gelangen 
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kaum darüber hinaus, dass es hier um den jährlich abzuschätzenden „nötigen 

Finanzbedarf“ zur Überwindung der Krise geht,  

 

 Lenz/Burgbacher, NJW 2009, 2561 (2564). 

 

oder dieser Bedarf „außerordentlich hoch“ sein muss, was nicht der Fall sei, 

wenn der „plötzlich auftretende Finanzbedarf ohne zusätzliche Kreditaufnahme, 

beispielsweise durch Haushaltsumschichtungen, Ausgabekürzungen oder 

Steuererhöhungen gedeckt werden“ könne. 

 

 Christ, NVwZ 2009, 1333 (1336). 

 

Dies hat zu dem Vorschlag geführt, in der „Verfassungsinterpretation und –

praxis“ die „Herausbildung eines angemessenen Schwellenwertes“ anzustreben, 

„um die verfassungsrechtlichen Vorgaben vollzugstauglich zu machen und einer 

– zumindest theoretisch denkbaren – ungerechtfertigten Aufnahme einer 

Vielzahl geringfügiger Kredite unter Berufung auf eine Vielzahl weniger 

bedeutsamer Unglücksfälle entgegenzuwirken. Auch darüber hinaus ist eine 

restriktive Interpretation der Tatbestandsvoraussetzungen geboten.“ 

 

  Kube, in: Maunz/Dürig, Kommentar zum Grundgesetz, Art. 115 Rn. 194. 
 

Auf diese Weise könnte das Fortbestehen der Notsituation nach vereinfachten 

Kriterien festgestellt werden. Die nach einem Schwellenwert zu bemessende 

Beeinträchtigung der Finanzlage würde das Fortbestehen der Notlage indizieren. 

 

Die Empfehlung an die Staatspraxis ist sinnvoll, nur bedürfte es einer mindes-

tens mehrere Jahre umfassenden Praxis und außerdem des Konsenses der 

Haushaltsgesetzgeber im Bund und in den Ländern, um akzeptierte Schwellen-

werte herausbilden zu können, die etwa einen erheblichen Finanzbedarf bei 

Summen annehmen können, die mindestens 5 v.H. (oder eine andere Quote) des 
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jährlichen Haushaltsvolumens ausmachen. Nur: Im Jahre 2020, dem ersten Jahr 

der vollen Geltung der neuen Schuldenregeln jedenfalls für die Länder, hilft der 

Verweis auf eine beständige und gefestigte Staatspraxis nicht, die noch nicht 

vorliegen kann. Zudem: Die Haushaltsgesetzgeber sind keineswegs gezwungen, 

sich auf Schwellenwerte zu einigen; ihr Gestaltungsspielraum umfasst auch die 

Möglichkeit, gerade dies nicht zu tun und unterschiedliche Lösungen zu 

entwickeln. 

 

Wenig hilfreich ist die Schwellenwertempfehlung, soweit sie die Verfassungsin-

terpretation betrifft. In allen Bereichen des Finanzrechts ist anerkannt, dass sich 

unbestimmte Rechtsbegriffe nicht in bestimmte Zahlen und Quoten auflösen 

lassen. Beispiele geben etwa die Fragen, wann der Ausgleich der Länderfinanz-

kraft bei der horizontalen Umsatzsteuerverteilung (bis 2019 beim Länderfinanz-

ausgleich) nach Art. 107 Abs. 2 S. 1 GG „angemessen“ ist, oder wann im 

kommunalen Finanzausgleich das Land seiner Verpflichtung gerecht wird, die 

kommunale Ebene aufgabengerecht mit Finanzmitteln auszustatten. Hier haben 

es die Landesverfassungsgerichte und das Bundesverfassungsgericht abgelehnt, 

das richtige Ergebnis in Zahlen oder Quoten zu fassen, sei es auch lediglich in 

Gestalt eines Korridors.  

 

Vgl. BVerfGE 72, 330 (387, 389, 415ff.); 86, 148 (215, 254) zu Art. 107 
Abs. 2 S. 1 u. 2 GG a.F., dazu Korioth, Der Finanzausgleich zwischen 
Bund und Ländern, 1997, S. 612ff. 

 

Dies gilt auch für Verschuldungsregeln. Der Ausnahmetatbestand des Art. 131a 

Abs. 3 BremLV enthält einen Rahmen, innerhalb dessen verschiedene Möglich-

keiten denkbar sind, keine trennscharfe inhaltliche Direktive. Eine teilweise 

Kompensation des weiten inhaltlichen Maßstabes findet durch Darlegungslasten 

des Gesetzgebers statt, auf die am Ende dieses Gutachtens noch einmal 

gesondert einzugehen ist. Demnach müsste auch in den Folgejahren das aktuelle 

Vorliegen einer Notlage dargelegt werden, wenn eine erneute Notlagenkredit-



27 
 

aufnahme beabsichtigt ist. Die Darlegungen können aber an die des Jahres 2020 

anknüpfen. 

 

5. Ausnahmetatbestandsbasierte Rücklagenbildung für Folgejahre? 

 

Im Ergebnis grundsätzlich verfassungsrechtlich unzulässig wären Versuche, die 

Notlagenkreditaufnahme im Jahre 2020 in Anspruch zu nehmen, um (auch) für 

Folgejahre Rücklagen zu bilden, etwa in Form von Sondervermögen. Das ergibt 

sich aus folgenden Überlegungen: 

 

Bei der Notlagenkreditaufnahme muss es einen unmittelbaren Kausalzusam-

menhang zwischen der Notlage, dem Entstehen eines erhöhten Finanzbedarfs 

und der deshalb für den Haushaltsausgleich erforderlichen Kreditaufnahme 

geben. Dieser notwendige Zusammenhang besteht dann nicht, wenn die Höhe 

der Kreditmittel auch für mögliche zukünftige Ausgaben bemessen wird, bei 

denen gegenwärtig noch nicht feststehen kann, ob sie in folgenden Haushaltsjah-

ren entstehen werden und ob sie dann auf die Notlage zurückzuführen sind. 

 

Jede Kreditaufnahme ist mit dem Jährlichkeitsprinzip des Haushalts verbunden. 

Das Bundesverfassungsgericht bezieht die Haushaltsgrundsätze der Vollständig-

keit und Wahrheit sowie der Ausgeglichenheit von Einnahmen und Ausgaben, 

denen Verfassungsrang zukommt (Art. 110 Abs. 1 GG, Art. 131 Abs. 2 

BremLV), ausdrücklich auch auf die Kreditaufnahme. 

 

 BVerfGE 119, 96 (118ff.). 

 

Das bedeutet: Kreditermächtigungen, unabhängig vom Rechtfertigungsgrad, 

dürfen nur in der Höhe ausgebracht werden, in der sie nach der Schätzung der 

Exekutive im Haushaltsjahr zur Deckung der Ausgaben erforderlich sind. Eine 

bewusst zu hoch angesetzte Kreditaufnahme, um Spielräume für Folgejahre zu 
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gewinnen, ist unzulässig. Das Bundesverfassungsgericht stellt fest: „Aus dem 

Verfassungsgebot der Haushaltswahrheit folgt die Pflicht zur Schätzgenauigkeit 

mit dem Ziel, die Wirksamkeit der Budgetfunktionen im parlamentarischen 

Regierungssystem – Leitung, Kontrolle und Transparenz durch Öffentlichkeit 

der staatlichen Tätigkeit – zu gewährleisten. Die für die Einnahme- und 

Ausgabeschätzungen erforderlichen Prognosen müssen aus der Sicht ex ante 

sachgerecht und vertretbar ausfallen.“ 

 

 BVerfGE 119, 96 (LS 2). 

 

Die Notlagenkreditaufnahme hat den Zweck, die Handlungsfähigkeit des Staates 

im konkreten Haushaltsjahr gerade angesichts eines notlagenindizierten 

erhöhten Finanzbedarfs zu erhalten. Damit unvereinbar ist es, einen potentiellen 

zukünftigen Finanzbedarf in den gegenwärtigen hinein zu projizieren. Die 

Betonung liegt dabei auf dem Element der Potentialität. Sofern absehbar ist oder 

sogar feststeht, dass zulässigerweise mit Notlagenkrediten des Jahres 2020 

finanzierte Maßnahmen zur Pandemieabwehr im Jahr 2020 der zwingenden 

Anschlussfinanzierung in den Folgejahren bedürfen, weil anders bereits die auf 

das Jahr 2020 zielenden Maßnahmen nicht möglich wären, greift das Verbot der 

antizipierenden Kreditaufnahme nicht. Als Regel aber gilt: Zu der generellen 

Zielsetzung, mittels Schuldenregeln die Nettokreditaufnahme einzuschränken, 

passen kreditfinanzierte Rücklagen, in welcher Rechtsform auch immer, nicht. 

Die restriktive Handhabung des Instruments der Kreditaufnahme verlangt vom 

Haushaltsgesetzgeber die Darlegung der Eignung und Erforderlichkeit der 

Kreditaufnahme für den jeweiligen Zweck, im Fall der Notlagenausnahme zur 

Bekämpfung der Notlage. Diese Darlegung ist für die Folgejahre grundsätzlich 

noch nicht möglich, auch deshalb, weil zukünftige Entwicklungen, Möglichkei-

ten der Einsparung von Mitteln an anderer Stelle oder der Einnahmensteigerung, 

die einer Kreditaufnahme entgegenstehen würden, noch nicht absehbar sind. 
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Solche Kreditaufnahme verstieße gegen den Grundsatz der Nachrangigkeit der 

Verschuldung gegenüber anderen Einnahmen und Handlungsmöglichkeiten. 

 

Zu diesem aus Art. 109 Abs. 3 S. 1 GG abzuleitenden Grundsatz Koemm, 
Eine Bremse für die Staatsverschuldung?, 2011, S. 180f. und die bereits 
zitierte Rechtsprechung zum Prinzip des „Steuerstaats“, BVerfGE 78, 249 
(266f.); 93, 319 (342). 

 

Damit verbunden sind allgemeine Bedenken, die, unabhängig vom besonderen 

Fall der Notlagenverschuldung, in der Rechtsprechung gegen kreditfinanzierte 

Rücklagen geltend gemacht werden. Solche Rücklagen verstoßen grundsätzlich 

gegen das Prinzip der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit (Art. 133a Abs. 1 

BremLV). Die vorsorgliche Bereitstellung von Haushaltsmitteln entspricht nicht 

der Limitierungsfunktion der Schuldenregeln; hier werden Mittel ohne konkrete 

gegenwärtige Zahlungsverpflichtung beschafft, letztlich findet eine Vorweg-

nahme der Haushaltspolitik kommender Jahre statt. Dem lässt sich nicht 

entgegenhalten, dass die gegenwärtige Nullzinspolitik die Bereitstellungskosten 

für Kredite vernachlässigbar erscheinen lässt. Der entscheidende Punkt ist, dass 

eine Rücklage die Prüfung in künftigen Haushaltsjahren, ob eine Kreditaufnah-

me geeignet und erforderlich ist, ganz oder teilweise entbehrlich werden lässt, 

insbesondere in der Abwägung mit einer Entscheidung für Ausgabenkürzungen 

oder Einnahmenverbesserungen. 

 

Zur Verfassungswidrigkeit kreditfinanzierter Rücklagen insbesondere  
VerfGH NRW, NvWZ 2004, 217 (220); NVwZ 2011, 805 (806): Aus der 
Limitierungsfunktion der Schuldenregeln „folgt die Verpflichtung des 
Haushaltsgesetzgebers, Spielräume zur Verschuldungsbegrenzung oder gar 
–rückführung zu nutzen, die sich in einem Haushaltsjahr entsprechend den 
Erfordernissen des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts ergeben. Mit 
dieser Verpflichtung sind kreditfinanzierte allgemeine Rücklagen grund-
sätzlich unvereinbar.“ 

 

In diese Richtung weist auch eine Stellungnahme des Bundesrechnungshofes zu 

der Planung des Bundes, die zwischen 2015 und 2019 angesparte Rücklage, die 
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ursprünglich für Flüchtlingskosten zweckbestimmt war, für den Bundeshaushalt 

2021 auf Vorrat zu halten. Neuverschuldung verbiete sich, „wenn andere 

Deckungsmöglichkeiten zur Verfügung stehen“. Nicht „zuletzt im Sinne der 

Haushaltswahrheit und –klarheit muss der enge Zusammenhang mit Krisenbe-

kämpfung und hierfür erforderlicher zusätzlicher Kreditaufnahme für jedes 

Haushaltsjahr gesondert kommuniziert werden.“ In diesem Zusammenhang hält 

es der Bundesrechnungshof für zweifelhaft, dass vorgesehene „investive 

Maßnahmen [des Bundes] im Haushalt 2020 […] ausgabewirksam werden. Mit 

Blick hierauf wäre eine Anpassung der NKA an den Ausgabebedarf auch ein 

Beitrag zur haushaltsrechtlich gebotenen Beachtung der Grundsätze der 

Jährlichkeit, der Fälligkeit sowie der Haushaltswahrheit.“ 

 

Stellungnahme des Bundesrechnungshofes vom 25. Juni 2020 zur Öffentli-
chen Anhörung über das Verfahren zum Entwurf des Zweiten Nachtrags-
haushaltsgesetzes 2020 (BT-Drs. 19/20000) u.a., S. 3, 5, 9. 

 

Noch einmal angemerkt sei, dass die Problematik des Verhältnisses von 

Kreditaufnahme und Rücklagen nicht nur eine in die Zukunft weisende Richtung 

hat (Kreditaufnahme zur Rücklagenbildung), sondern auch eine in die Vergan-

genheit reichende. Bestehende Rücklagen sind grundsätzlich aufzulösen, bevor 

eine Kreditermächtigung in Anspruch genommen wird, es sei denn, die 

Rücklage wäre zweckgebunden oder zweckbestimmt oder ihre Auflösung wäre, 

weil sie eine Kreditaufnahme erfordert, nicht wirtschaftlicher als der Notlagenk-

redit (dazu oben 3.c). 

 

6. Erfüllen die in Bremen nach dem Senatsbeschluss vom 16. Juni 2020 

nach vier Schwerpunktbereichen vorgesehenen Maßnahmen die Kriterien 

der Notlagenverschuldung? 

 

a) Zusammenfassung der Kriterien 
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Die vorgenannten Kriterien lassen sich so zusammenfassen: Der Finanzierung 

durch Notlagenkredite sind finanzrelevante Vorhaben und Maßnahmen mit 

Beginn und grundsätzlich auch Ende im Haushaltsjahr 2020 zugänglich, die 

unmittelbar oder mittelbar durch die Pandemie verursacht sind und die Präventi-

on weiterer Pandemiefolgen oder die Kompensation bereits eingetretener 

Beeinträchtigungen und Schäden bezwecken. Das schließt die Kreditfinanzie-

rung laufender und dauerhafter Staatsaufgaben aus. Krisenverursachte Minder-

einnahmen, steuerliche und nichtsteuerliche, dürfen ausgeglichen werden, 

soweit nicht ihre Zurechnung zur Konjunkturbereinigung möglich und geboten 

ist. Die Prävention kann sich auch darauf beziehen, mit Notlagenkrediten zu 

finanzierende Maßnahmen vorzusehen, die einen (weiteren) Einbruch der 

Konjunktur mit negativen Folgen für die Einnahmen des Staates und der 

Sozialversicherungen verhindern wollen. Die Maßnahmen müssen in die 

Zuständigkeit des Landes fallen (Gesetzgebungs- und/oder Verwaltungskompe-

tenz mit zumindest teilweiser Kostentragungspflicht des Landes einschließlich 

Gemeinden). Die Maßnahmen müssen aus Gründen der Jährlichkeit des 

Haushalts (der Fälligkeit und der Schätzgenauigkeit), damit auch der jahresbe-

zogenen Kreditaufnahme, im Jahr 2020 ausgabenwirksam sein, ihre Durchfüh-

rung kann zeitlich in den Fällen darüber hinausreichen, in denen eine vollständi-

ge Durchführung im Jahre 2020 wegen der Natur der Maßnahme, wegen ihrer 

Bedeutsamkeit für die Prävention oder die Beseitigung der Corona-Folgen nicht 

möglich oder nicht sinnvoll ist. Ist dies der Fall, kann eine Notlagenkreditfinan-

zierung aus Krediten des Jahres 2020 in den Folgejahren selbst dann erfolgen, 

wenn in diesen Folgejahren die tatbestandlichen Voraussetzungen des Notlagen-

kredits (Naturkatastrophe oder außergewöhnliche Notsituation, die sich der 

Kontrolle des Staates entzieht und seine Finanzlage erheblich beeinträchtigt) 

nicht mehr vorliegen oder zumindest im Vergleich zu 2020 eine deutliche 

Entspannung der Lage stattgefunden hat. Insoweit – und nur insoweit – kann die 

Notlagenkreditaufnahme des Jahres 2020 in der Sache als Rücklage für 

Folgejahre eingesetzt werden. Bei der Feststellung der Notsituation, der 
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Auswahl der zu ergreifenden Maßnahmen und der Einzelheiten ihrer Durchfüh-

rung besteht ein Gestaltungsspielraum, dessen Ausfüllung durch Begründungen 

darzulegen ist. Die Maßnahmen und die Kreditfinanzierung müssen geeignet 

und erforderlich sein, um die vom Gesetzgeber und der Exekutive gesetzten 

Ziele zu erreichen. Bei der Beurteilung der Eignung und Erforderlichkeit gibt es 

eine Einschätzungsprärogative und einen Prognosespielraum des Gesetzgebers 

und des Senats. Diese sind nur dann überschritten, wenn die Einschätzungen und 

Prognosen nachweislich unplausibel sind. Bei der Erforderlichkeit der Kreditfi-

nanzierung sind Möglichkeiten der Finanzierung aus Programmen und Mitteln 

des Bundes und der EU zu berücksichtigen. Die Auflösung von Rücklagen hat 

grundsätzlich Vorrang vor der Nettokreditaufnahme. Ausnahmen gelten für 

zweckgebundene Rücklagen zur Finanzierung gesetzlich vorgeschriebener oder 

aus anderem Grund verbindlicher Ausgaben. Kreditfinanzierte Rücklagenbil-

dungen im Jahre 2020 für Folgejahre sind weder geeignet noch erforderlich, die 

Notsituation im Haushaltsjahr 2020 zu bekämpfen. 

 

b) In Bremen vorgesehene Maßnahmen 

 

Hieran sind die vier Maßnahmenbereiche und ihre Konkretisierungen im 

Senatsbeschluss vom 16. Juni 2020 zu messen. Im Ergebnis relativ unproblema-

tisch sind die beiden ersten Bereiche, die der Beschluss so umschreibt: 

 

„1. Kurzfristige aktuelle Maßnahmen zur unmittelbaren Krisenbewältigung 
Hierzu zählen neben der Finanzierung bereits laufender und ggf. noch erforder-
licher Unterstützungsprogramme auch der Ausgleich von durch die Krise 
bedingten, nicht steuerlichen Mindereinnahmen des Staates, von steigenden 
Sozialleistungen, von zusätzlich entstandenen Kosten der Verwaltung, von 
Kosten- und Ausgabesteigerungen, von gesetzlich geregelten Ansprüchen sowie 
die Finanzierung der notwendigen Schutz- und Testkapazitäten (z.B. Corona-
Ambulanzen) und vergleichbarer Bedarfe. 
2. Kurz- und mittelfristige Maßnahmen zur Verhinderung struktureller Einbrü-
che in Wirtschaft und Gesellschaft 
Hierzu zählen sowohl Rettungsschirme für öffentliche Unternehmen, Maßnah-
men für Zuwendungs- und Zuweisungsempfänger (wie in der Kultur), für Träger 
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der freien Wohlfahrtspflege und für ehrenamtliches Engagement als auch 
Rettungsmaßnahmen für private Unternehmen, von Liquiditätshilfen über 
konjunkturelle Impulse bis hin zur öffentlichen Beteiligung an privaten 
Unternehmen aus bremischem Interesse und zur Vermeidung von Insolvenzen.“ 
 

Bei Maßnahmen mit diesen Gegenständen und Zielen ist eine unmittelbare oder 

mittelbare Verursachung durch die Pandemie gegeben. Sie lassen sich den fünf 

Kategorien zuordnen, die auch der Sachverständigenrat zur Begutachtung der 

gesamtwirtschaftlichen Entwicklung in seiner Aufzählung pandemiebezogener 

Maßnahmen 

 

 Oben II. 3. a). 

 

auflistet. Innerhalb ihrer Zuständigkeitsbereiche haben die EU, der Bund und die 

anderen Länder ebenfalls Maßnahmen mit solcher Zielrichtung ergriffen. Der 

Maßnahmenkatalog Bremens könnte in dieser Richtung der Bewältigung 

direkter Pandemiefolgen sogar noch etwas weiter gezogen sein: mit Blick auf 

die Kapazitäten und die Leistungsfähigkeit des Gesundheitswesens (soweit dies 

in die Kompetenz des Landes und der Bremer Gemeinden fällt) und mit Blick 

auf Mindereinnahmen. Der Zweck der Notlagenverschuldung, die Handlungsfä-

higkeit des Staates in der Krise zu erhalten, kann es rechtfertigen, auch unter 

Berücksichtigung der Konjunkturkomponente der Verschuldung, steuerliche 

Mindereinnahmen auszugleichen, die durch die Krise verursacht sind, mittelbar 

durch die Pandemie, unmittelbar durch die im Interesse des Gesundheitsschutzes 

angeordnete Einschränkung wirtschaftlicher Aktivitäten. Der Bund hat die 

Neuverschuldung des Bundeshaushalts in Höhe von 156 Mrd. Euro unter 

Berufung auf die Notlagenklausel des Art. 115 Abs. 2 S. 6 GG im 1. Nachtrags-

haushaltsG vom 27. März 2020 mit Recht auch auf die nach damaligen Stand zu 

erwartenden Steuermindereinnahmen von 33,5 Mrd. Euro (2020) gestützt und 

dabei den Notlagenverschuldungsraum nach Konjunkturbereinigung bestimmt. 

Ebenfalls mit Recht hat der Stabilitätsrat in einem Beschluss vom 22. Juni 2020 

dem Bereich zulässiger Maßnahmen von Bund und Ländern dahin beschrieben, 
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dass es darum gehe, „den wirtschaftlichen Einbruch abzufedern und das 

Gesundheitssystem zu stützen“. Außerdem solle die Finanzpolitik gezielt 

Impulse setzen, „um Deutschland im Zuge der Überwindung der COVID-19-

Pandemie wieder auf einen nachhaltigen Wachstumspfad zu führen“. 

 

21. Sitzung des Stabilitätsrates am 22. Juni 2020, Beschluss zu TOP 1. 
 

Die vom Senat aufgestellten Prüfkriterien zur Finanzierbarkeit von Maßnahmen 

aus dem Bremen-Fonds enthalten die erforderlichen generellen und einzelfallbe-

zogenen Leitlinien zur Verbindung mit der Pandemie. 

 

 Senatsbeschluss vom 16. Juni 2020, S. 4. 

 

Schwieriger ist die Rechtfertigung notlagenbedingter struktureller Nettokredit-

aufnahme in den Maßnahmenbereichen drei und vier, die der Senatsbeschluss 

vom 16. Juni 2020 so beschreibt: 

 

„3. Kurz- und mittelfristige Maßnahmen zur Verhinderung sozialer Verwerfun-
gen 
Hierzu zählen zum einen Unterstützungsmaßnahmen im Kontext KiTa und 
Schule, zum anderen unterstützende Arbeitsmarkt- und Ausbildungsprogramme 
sowie Maßnahmen vor Ort in den Quartieren; Anmietung, Erwerb und Betrieb 
zusätzlicher Unterkünfte zur Entlastung von Gemeinschaftsunterkünften; 
Maßnahmen zur Steigerung der gesellschaftlichen Teilhabe aller sozioökono-
misch Benachteiligten, zur Milderung der Krisenfolgen bei in der Krise 
besonders betroffenen Gruppen sowie Unterstützung ehrenamtlichen Engage-
ments und gemeinnütziger Vereine, die im Zuge der Pandemie in Liquiditäts-
engpässe geraten sind.  
4. Mittel- und langfristige Maßnahmen zur Unterstützung des gesellschaftlichen 
Neustarts nach der Krise 
Die hier erforderlichen Aktivitäten dienen der nachhaltigen und zukunftsfähigen 
Stabilisierung von Gesellschaft und Wirtschaft. Hier gilt es, die in der Corona-
Krise erkennbar gewordene Notwendigkeit einer nachhaltigen Modernisierung 
der öffentlichen Daseinsvorsorge und der regionalen Wirtschafts- und Arbeits-
marktstruktur kraftvoll voranzutreiben.“ 
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Bei der Gruppe drei kommt es – entsprechend den Prüfkriterien – auf die 

Kausalität von Pandemie und krisenhafter Situation von Einrichtungen oder 

einzelner Bewohnerinnen oder Bewohner Bremens an, die mit finanziellen 

Mitteln aus Notlagenkrediten ausgeglichen werden soll. Insgesamt problema-

tisch sind hier mittelfristige Maßnahmen; hier müsste genau dargelegt werden, 

welche Maßnahmen gerade als mittelfristige nötig sind, um eine krisenbedingt 

eingeschränkte Handlungsfähigkeit zu erhalten. Hierbei ist zugunsten des 

Gesetzgebers zu berücksichtigen, dass seine aktuelle Prognose- und Entschei-

dungssituation von erheblichen Unsicherheiten geprägt ist. Niemand weiß, ob 

und wie weiteren Stufen der Pandemie gerade jetzt mit weitsichtigem Handeln 

gegengesteuert werden kann, weil es eine vergleichbare Situation noch nicht 

gegeben hat. Auch können mittelfristig angelegte Programme gerade gegenwär-

tiges Vertrauen schaffen. Maßnahmen im Bereich der KiTa und Schule 

unterfallen der Kompetenz des Landes; bei weiteren Maßnahmen mit Blick auf 

Unterkünfte und generell gesellschaftlicher Teilhabe werden bundesseitige 

Finanzierungspflichten zu beachten sein (etwa aufgrund der Steigerung der 

Beteiligung des Bundes an den KdU nach § 46 SGB II). Bei der Stärkung der 

gesellschaftlichen Teilhabe wird es wieder darauf ankommen, ob Einschränkun-

gen pandemiebedingt sind oder bereits zuvor bestanden haben. 

 

Sehr schwierig dürfte anhand der Prüfkriterien die Finanzierbarkeit der Gruppe 

vier aus Notlagenkrediten sein. Die hier genannten Maßnahmen – legitime Ziele 

politischen Handelns und Gestaltens – zeigen mit der Umschreibung, Defizite 

seien in der Krise „erkennbar geworden“, dass es um die fortgesetzte Bewälti-

gung von Problemen geht, die ihren Ursprung nicht in der Krise, sondern bereits 

zuvor hatten. Es sind also Handlungsfelder, die in der Krise eine Rolle spielen, 

aber auch ohne Krise zu bewältigen wären. Die Kausalität von Pandemie und 

verbesserungsbedürftiger Lage bei der Daseinsvorsorge und der Modernisierung 

dürfte nur in Ausnahmefällen gegeben sein. Auch die in Aussicht genommene 

Langfristigkeit der Maßnahmen ist grundsätzlich nicht von der Zielsetzung der 
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Notlagenkredite gedeckt, als nachrangiges Finanzierungsinstrument die 

Handlungsfähigkeit des Staates herzustellen, die kurzfristig in der Krise benötigt 

wird. Unstreitig lassen sich Maßnahmen allerdings dann mit Notlagenkrediten 

finanzieren, wenn sie, in den Worten des Stabilitätsrates vom 22. Juni 2020, 

dazu dienen, das Land zeitlich und inhaltlich unmittelbar „wieder auf einen 

nachhaltigen Wachstumspfad zu führen“. Danach spräche vieles dafür, dass 

Maßnahmen der Gruppe vier grundsätzlich nicht und damit nur in besonderen 

Einzelfällen, wenn mit ihnen ausschließlich coronaverursachte Einschränkungen 

beginnend 2020 ausgeglichen werden sollen, der Finanzierung durch notlagen-

indizierte Nettokreditaufnahme im Jahr 2020 zugänglich sind.  

 

Es lässt sich jedoch auch erwägen, den Handlungsbereich, den Notlagenkredite 

finanzieren sollen, mit Blick auf den Maßnahmenbereich vier weiter zu ziehen 

als nach der gerade entwickelten Argumentation. Dass dies möglich sein könnte, 

deutet unter Umständen die Begründung zur Notlagenverschuldung in der 

Entstehungsgeschichte der neuen Schuldenregeln des Art. 109 Abs. 3 GG 

 

 Vgl. BT-Drs. 16/12410, S. 11. 

 

an; zu den Situationen, die den Tatbestand der außergewöhnlichen Notsituation 

erfüllen, rechnet die Begründung auch „eine plötzliche Beeinträchtigung der 

Wirtschaftsabläufe in einem extremen Ausmaß aufgrund eines exogenen 

Schocks, wie beispielsweise der aktuellen [die Begründung stammt aus dem 

Jahre 2009] Finanzkrise, die aus Gründen des Gemeinwohls aktive Stützungs-

maßnahmen des Staates zur Aufrechterhaltung und Stabilisierung der Wirt-

schaftsabläufe gebietet“. Diese Begründung ist allerdings vage. Von einem 

mittel- oder langfristigen Zeitraum der Maßnahmen zur Abwehr der gravieren-

den Beeinträchtigungen ist nicht ausdrücklich die Rede. Die Formulierung der 

„plötzlichen“ Beeinträchtigung könnte so gedeutet werden, dass es auch um 

schnelle und kurzfristige staatliche Gegenreaktionen geht. Zwingend ist aber 
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auch diese Lesart nicht, weil eine „plötzliche“ Beeinträchtigung auch langfristi-

ge Folgen haben kann. 

 

Präzedenzfälle zu Notlagenkrediten gibt es nicht, im Jahr 2020 haben Bund und 

Länder den zeitlich und sachlich ersten Anwendungsfall zu bewältigen. 

Angesichts des gesetzgeberischen Gestaltungsspielraums und der legislativen 

Einschätzungsprärogative zur Eignung und Erforderlichkeit der Kreditaufnahme 

dem Grunde und der Höhe nach lässt sich eine weitergehende Öffnung denken, 

die allerdings politisch begründet und ökonomisch bei der Tauglichkeit der 

Mittel zur Zielerreichung argumentativ untermauert werden müsste. Hinzuwei-

sen ist darauf, dass auch die vom Sachverständigenrat benannten Handlungsfel-

der angesichts der Krise (bei diesen insbesondere die Gruppe 5) 

 

Vgl. Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung, Sondergutachten, aaO, S. 3 (der dortige 5. Handlungsbereich 
umfasst Weiterbildung, Verstärkung der digitalen Infrastruktur, Vorziehen 
von Bauvorhaben u.ä.). 

 

sich teilweise mit dem decken, was in dem Bremischen Handlungsbereich vier 

enthalten ist. Allerdings: Der Sachverständigenrat stellt keine ausdrückliche 

Verbindungslinie zur Möglichkeit der Finanzierung solcher Maßnahmen aus 

Notlagenkrediten her.  

 

Ansätze zu Begründungen weitgezogener notlageninduzierter Handlungsfelder 

finden sich in den Stellungnahmen zum kreditfinanzierten „Konjunkturpaket“ 

der Bundesregierung vom Juni 2020. Grundlage solcher Überlegungen ist, dass 

sich die jetzt eingetretene Wirtschaftskrise fundamental von früheren Krisen 

unterscheidet. Zur Bekämpfung der Gesundheitsgefahr haben alle staatlichen 

Ebenen mit ihren Gegenmaßnahmen bewusst schwere Beeinträchtigungen der 

Wirtschaft in Kauf genommen, aus denen eine Garantenpflicht des Staates folgt, 

zumindest eine Unterstützungspflicht, die wirtschaftliche Krise und die damit 

verbundenen gesellschaftlichen Krisen und Spannungen (unterschiedliche 
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Verteilung der Krisenlasten zwischen den gesellschaftlichen Teilgruppen) 

auszugleichen. Daneben gibt es eine Gleichzeitigkeit von Gesundheitsgefahr 

und Wirtschaftskrise. Noch gilt: Was der Wirtschaft hilft, vor allem einzelne 

Schritte der Lockerung des „Lockdown“, kann dem Gesundheitsschutz 

abträglich sein.  

 

Daraus ließe sich die Notwendigkeit einer 2020 ansetzenden, aber langfristig 

angelegten sozial-ökologischen Transformation der Wirtschaft ableiten. 

 

So die Stellungnahme von Krebs vom 26. Juni 2020 zur Anhörung des 
Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages am 29. Juni 2020 zum 
zweiten NachtragshaushaltsG und zum Konjunkturpaket des Bundes, S. 6. 

 

Die „Wirtschaftskrise 2020“, so argumentiert Krebs, biete auch die Chance, 

durch ein „großangelegtes Investitionsprogramm den notwendigen Transforma-

tionssprung auf einen klimafreundlichen und sozial ausgewogenen Wachstums-

pfad einzuleiten. Denn in der Krise sind die Opportunitätskosten der Zukunfts-

investitionen geringer als in normalen Zeiten“. 

 

 Krebs, aaO, S. 6. 

 

Auf diese Weise könnte auch ein langfristig angelegter gesellschaftlicher 

Neustart kausal mit der Krise und damit der Möglichkeit der Kreditfinanzierung 

unterstützender Maßnahmen verbunden werden. Wiederum gilt, dass langfristig 

angelegte Maßnahmen gerade in der gegenwärtigen Situation sofortiges 

Vertrauen schaffen und deshalb im Jahr 2020 spezifische Wirkungen entfalten 

können. In diesem Fall ist die Argumentationslast allerdings hoch; solche 

Maßnahmen können auf plausible Gegenargumente gegen eine Finanzierung aus 

kurzfristig angelegten Notlagenkrediten stoßen. Dass andere Gebietskörper-

schaften Notlagenkredite aufnehmen, um Ausgabenfelder zu finanzieren, die der 

Bremer Gruppe vier nahekommen, ihr entsprechen oder vielleicht darüber 
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hinausgehen, ist dabei kein Rechtfertigungsgrund oder auch nur -argument. Eine 

problematische oder sogar rechtswidrige Verschuldungspraxis schafft keinen 

Präzedenzfall mit legalisierender Wirkung. 

 

 

7. Weitere fiskalische Wirkungen der COVID-19-Pandemie – die Einnah-

menseite, Finanzierungsbedarfe von Eigengesellschaften 

 

Im Zuge der Krisenbekämpfung geht es nicht nur um aktives Gegenhandeln des 

Staates, wie es nach den Bremischen Maßnahmengruppen im Vordergrund steht. 

Krisenbedingte Auswirkungen auf die Haushalte von Bund und Ländern 

ergeben sich auch aus fallenden Einnahmen, Kompensationszahlungen (des 

Bundes und) der Länder für zurückgehende Steuereinnahmen der Gemeinden 

und schließlich aus Belastungen bei staatlichen Beteiligungen und Eigengesell-

schaften. 

 

Soweit Steuerausfälle im Jahre 2020 coronabedingt sind, dürfen sie nach den 

entwickelten Kriterien durch Notlagenkredite ausgeglichen werden (dazu bereits 

zuvor 6.). Dies gilt auch für die Steuerausfälle, die auf Rechtsänderungen 

beruhen, sofern diese steuerpolitischen Maßnahmen die wirtschaftlichen Folgen 

der Pandemie abmildern wollen; dies betrifft etwa die Senkung der Umsatzsteu-

er im zweiten Halbjahr 2020. Steuerausfälle in zukünftigen Jahren, auch wenn 

sie ursächlich oder mitursächlich auf die 2020 begonnene Krise zurückgehen, 

können dagegen allein in den Folgejahren entsprechend den Notlagenkriterien, 

die im jeweiligen Jahr erfüllt sein müssen, ausgeglichen werden. Als jahresbe-

zogene Nettokreditaufnahme ist auch die Notlagenverschuldung an den 

Finanzbedarf des jeweiligen Jahres gebunden. 

 

Der geplante Art. 143h des Grundgesetzes, dessen Regelungszeitraum auf das 

Jahr 2020 begrenzt sein soll, will vorsehen, dass Bund und Länder die erhebli-
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chen kommunalen Gewerbesteuerausfälle des Jahres 2020 kompensieren. Mit 

Blick auf den Bund geht es um einen Betrag von vermutlich 6,1 Mrd. Euro. 

Sollten diese Pläne umgesetzt werden und auch die Freie Hansestadt Bremen 

anteilig neben dem Bund Gewerbesteuerrückgänge bei ihren Gemeinden 

ausgleichen, könnte auch dies als krisenbedingter Finanzierungseffekt des Jahres 

2020 notlagenkreditfinanziert werden. Dass die Kompensationspflicht unmittel-

bar im Wege einer (Verfassungs-)Rechtsänderung entstünde, ändert nichts 

daran, denn der Finanzbedarf in der Notlage, der mit Krediten abgedeckt wird, 

kann auch durch staatliche Reaktionen auf die Krise entstehen. 

 

Soweit bei Bremischen Eigengesellschaften die Ereignisse des Jahres 2020 

Finanzierungs- und Zuschussbedarfe aus dem Landeshaushalt (oder Stadthaus-

halt) auslösen, die erst 2021 mit dem Jahresabschluss 2020 formell feststehen 

werden, ist die Zuordnung zu den Notlagenkrediten des Jahres 2020 problema-

tisch. Fällig wird der notwendige finanzielle Ausgleich erst 2021, so dass das 

Haushaltsjahr 2021 und eventuelle Notlagenkredite dieses Jahres für eine 

Finanzierung heranzuziehen sind, falls keine andere Deckung des Zuschussbe-

darfs möglich ist und die Notlage erneut festgestellt wird. Dem lässt sich nicht 

entgegenhalten, dass die Finanzierungsbedarfe im Jahre 2020 ihre Ursache 

haben und möglicherweise bereits jetzt erkennbar sind. Nach dem Jährlichkeits-

prinzip gehören solche Zuschussbedarfe in das Jahr 2021. Das schließt nicht aus, 

dass die Haushaltsprognose für das Jahr 2021 diese Posten enthalten kann. Eine 

Berücksichtigung im Volumen der Notlagenkredite des Jahres 2020 käme 

dagegen einer kreditfinanzierten Rücklage gleich. 

 

 

III. Sanierungshilfen des Bundes und Sanierungsverpflichtungen des 

Landes Bremen, insbesondere in „begründeten Ausnahmefällen“ (§§ 1 u. 2 

SanG, § 4 SanG-VV) 
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Speziell in Bremen stellt sich die Frage, welche Folgen die außergewöhnliche 

Notsituation im Sinne der Schuldenregel für die Verpflichtungen des Landes im 

Rahmen der Sanierungshilfenvereinbarung mit dem Bund hat. 

 

1. Grundlagen 

 

Nach dem 2017 in das Grundgesetz eingefügten Art. 143d Abs. 4 

 

Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes vom 13. Juli 2017 (BGBl. I S. 
2347). 

 

kann der Bund seit dem 1. Januar 2020 den Ländern Saarland und Bremen 

Sanierungshilfen in Höhe von jährlich insgesamt 800 Mio. Euro gewähren. 

Diese sollen beiden Ländern helfen, die Vorgaben des Art. 109 Abs. 3 GG 

„künftig eigenständig“ einzuhalten. Nach Art. 143d Abs. 4 S. 2 GG ergreifen 

Bremen und das Saarland im Gegenzug hierzu „Maßnahmen zum Abbau der 

übermäßigen Verschuldung sowie zur Stärkung der Wirtschafts- und Finanz-

kraft“. Von dieser Ermächtigung des Bundes, die mit Verpflichtungen des 

begünstigten Landes verknüpft ist, macht das Sanierungshilfengesetz (SanG) 

Gebrauch. 

 

 Vom 14. August 2017 (BGBl. I S. 3122, 3126). 

 

Nach § 1 Abs. 2 SanG gewährt der Bund Bremen jährlich seit dem 1. Januar 

2020 400 Mio. Euro als Sanierungshilfe. Die Sanierungsverpflichtungen des 

Landes enthält § 2 SanG. U.a. heißt es in Absatz 2 S. 2: „Jährlich sind haus-

haltsmäßige Tilgungen in Höhe von mindestens einem Achtel der gewährten 

Sanierungshilfe zu leisten.“ Ausgangsgröße ist damit die Netto-Kreditaufnahme, 

die nach dem Sanierungsgesetz jährlich -50 Mio. Euro betragen muss. Bezogen 

auf einen Zeitraum von fünf Jahren sind insgesamt haushaltsmäßige Tilgungen 

in Höhe eines Fünftels der Sanierungshilfe zu leisten (§ 2 Abs. 2 S. 3 SanG); 
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daraus ergibt sich eine jährliche Tilgungspflicht von durchschnittlich 80 Mio. 

Euro. § 2 Abs. 3 S. 1 bis 3 SanG lautet: „Nach Ablauf von jeweils zwei 

Kalenderjahren, erstmals im Jahr 2022, prüft das Bundesministerium der 

Finanzen, ob die nach Absatz 2 Satz 2 notwendigen Tilgungen in den Vorjahren 

insgesamt geleistet wurden. Die Unterschreitung in einem Jahr kann durch eine 

mindestens ebenso große Überschreitung im Folgejahr ausgeglichen werden. In 

begründeten Ausnahmefällen kann festgestellt werden, dass eine Unterschrei-

tung der in den beiden Jahren zu leistenden Tilgung nach Absatz 2 Satz 2 

unbeachtlich ist.“ Zu dem fünfjährigen Tilgungs- und Prüfungsturnus (§ 2 Abs. 

2 S. 3 SanG) bestimmt § 2 Abs. 4 S. 2: „In begründeten Ausnahmefällen kann 

festgestellt werden, dass eine Unterschreitung der erforderlichen Tilgung 

unbeachtlich ist.“ 

 

Die Verwaltungsvereinbarung zum Sanierungshilfengesetz (SanG-VV) vom 23. 

Mai 2019 konkretisiert zunächst die „haushaltsmäßige Tilgung“ des Normalfal-

les nach § 2 Abs. 2 S. 2 u. 3 SanG. Ausgangsgröße ist die Nettokreditaufnahme. 

Der Wortlaut des Sanierungshilfengesetzes enthält, anders als das frühere 

Konsolidierungshilfengesetz, keinen ausdrücklichen Hinweis, dass eine 

Bereinigung um finanzielle Transaktionen (und eine Konjunkturbereinigung) 

möglich ist. Dies holt die Bestimmung der „haushaltsmäßigen Tilgung“ in § 1 

Abs. 1 bis 3 SanG-VV für die Regeltilgung zumindest teilweise nach, die so 

berechnet wird: (1) Grundlage ist, wie bei der Schuldenregel nach Art. 131a 

BremLV, die Nettokreditaufnahme, bei deren Berechnung auf der Einnahmen-

seite die auf der Grundlage der Steuerschätzung des Vorjahres geplanten 

steuerabhängigen Einnahmen (SOLL), im Übrigen die tatsächlichen Einnahmen 

(IST, Steuerabweichungskomponente), und ausgabenseitig die tatsächlichen 

Ausgaben (IST) zugrunde gelegt werden. Um die Sanierungsverpflichtungen, 

speziell die Tilgungsverpflichtungen, zu erfüllen, muss die Nettokreditaufnahme 

bei mindestens -50 Mio. Euro liegen (vgl. § 1 Abs. 1 SanG-VV). Hier ist der 

Rechtskreis der Sanierungshilfe strenger als die Schuldenregel, bei der im 
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Regelfall die jährliche Nettokreditaufnahme bei höchstens 0 Euro liegt, § 18 

Abs. 1 LHO. (2) Nach § 1 Abs. 2 SanG-VV wird die Nettokreditaufnahme, 

wiederum wie bei den Schuldenregelungen des Art. 131a, hier Absatz 6, 

BremLV, um finanzielle Transaktionen bei den Einnahmen- und Ausgaben 

bereinigt; gleichfalls in Parallele zu Art. 131a Abs. 5 BremLV werden (3) 

zusätzlich zum Kernhaushalt unselbständige Extrahaushalte mit eigener 

Kreditermächtigung, die dem Sektor Staat zugeordnet sind, einbezogen (§ 1 

Abs. 3 SanG-VV). 

 

Diese Berechnung der Nettokreditaufnahme entspricht trotz der genannten 

Parallelen nicht vollständig der strukturellen Nettokreditaufnahme nach Art. 

131a BremLV iVm §§ 18, 18a LHO. Die Landeshaushaltsordnung sieht bei der 

Konjunkturkomponente im Rahmen der Schuldenregeln (§ 18a Abs. 1 S. 1 Nr. 

2, Abs. 3 bis 7 LHO iVm der Rechtsverordnung nach § 18a Abs. 7 LHO) nicht 

nur eine Steuerabweichungskomponente (so § 1 Abs. 3 SanG-VV), sondern 

zusätzlich eine Ex-ante-Konjunkturkomponente vor. Diese ist in der SanG-VV 

nicht im Regelfall, sondern nur ausnahmsweise für den „begründeten Ausnah-

mefall“ in § 4 Abs. 1 vorgesehen, und zwar durch den Fußnotenverweis auf das 

Konjunkturbereinigungsverfahren, das im Rahmen des Konsolidierungshilfen-

gesetzes genutzt wurde. 

 

www.stabilitaetsrat.de/DE/Dokumentation/Ueberwachung-
Konsolidierungshilfen/Verwaltungsvereinbarungen/VV_node.html 

 

Diese Komponente kann also nur im Abschwung auf Antrag gegenüber dem 

Bundesministerium der Finanzen und im Zusammenhang eines begründeten 

Ausnahmefalles genutzt werden. Dies bedeutet: Lägen gegenwärtig die 

Voraussetzungen eines „begründeten Ausnahmefalles“ vor, könnte auch eine auf 

konjunkturellen Gründen beruhende Abweichung von der regelmäßigen 

Tilgungspflicht im Rahmen der Sanierungsverpflichtungen unbeachtlich sein. 

Weiterhin wäre dann ein Gleichlauf der Verschuldungsräume der Schuldenre-

http://www.stabilitaetsrat.de/DE/Dokumentation/Ueberwachung-Konsolidierungshilfen/Verwaltungsvereinbarungen/VV_node.html
http://www.stabilitaetsrat.de/DE/Dokumentation/Ueberwachung-Konsolidierungshilfen/Verwaltungsvereinbarungen/VV_node.html
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geln nach Art. 131a BremLV und der Abweichung von der Tilgung hergestellt, 

die im Rahmen des „begründeten Ausnahmefalles“ im Sanierungshilfenverfah-

ren unbeachtlich wäre. Insbesondere die Spielräume der Notlagenverschuldung 

(Art. 131a Abs. 3 BremLV) könnten auch im Rahmen des Sanierungsgesetzes 

erschlossen werden. 

 

2. Liegt im Haushaltsjahr 2020 ein „begründeter Ausnahmefall“ (§ 2 Abs. 3 

S. 2, Abs. 4 S. 2 SanG) vor? 

 

Der „begründete Ausnahmefall“, der Rechtsfolgen zu den jährlichen Tilgungs-

pflichten Bremens im Rahmen des Sanierungshilfenprogramms auslösen kann, 

ist ein unbestimmter Rechtsbegriff. Weder im Sanierungshilfengesetz noch in 

der Verwaltungsvereinbarung zu diesem Gesetz gibt es Hinweise oder eine 

Benennung von Fallgruppen, die bei der Konkretisierung helfen könnten.  

 

Allgemein gilt, dass der Begriff, der eine Ausnahme von der Regel, hier eine 

Ausnahme von dem Normalfall des Synallagma von Hilfe und Verpflichtung, 

erlauben will, wegen des Ausnahmecharakters eng auszulegen ist. Maßgebend 

ist sodann der Bezug zum Gesamtsystem der Sanierungshilfen. Diese haben das 

Ziel, Bremen (wie dem Saarland) das Einhalten der Vorgaben des „Artikels 109 

Absatz 3“ (so Art. 143d Abs. 4 S. 1 GG) zu ermöglichen. Diese Verklammerung 

mit den Zielen des Art. 109 Abs. 3 GG zeigt, dass es um das Ziel der ohne 

Nettokreditaufnahme ausgeglichenen Haushalte geht, die beide Sanierungshil-

fenländer trotz ihrer hohen Altschulden und der im Ländervergleich ungünstigen 

Relation von laufenden Einnahmen und Ausgaben auch mit der Unterstützung 

durch Bundeshilfe erreichen sollen. Die Benennung des gesamten Art. 109 Abs. 

3 GG, nicht nur des Satzes 1, belegt dabei aber, dass alle Vorgaben und 

Kreditermächtigungen der Schuldenbremse, auch die Konjunkturkomponenente 

und die Notfallverschuldung, im Rahmen der Sanierungshilfen und Sanierungs-

verpflichtungen eine Rolle spielen können. Folglich muss der „begründete 
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Ausnahmefall“ im Zusammenhang der Sanierungshilfen in einen Gleichlauf mit 

dem Umfang der Verpflichtungen und Handlungsmöglichkeiten der Schulden-

bremse gebracht werden. Dieser Gleichlauf lässt sich nur herstellen, wenn die 

„Naturkatastrophe“ und die „außergewöhnliche Notsituation“, die ausnahms-

weise Verschuldung erlauben, auch einen „begründeten Ausnahmefall“ im 

Zusammenhang der Sanierungshilfen darstellen.  

 

Dafür spricht auch das Verständnis des „begründeten Ausnahmefalls“ im 

bisherigen Recht der Konsolidierungshilfen. Zur Verwendung dieses Begriffs in 

§ 2 Abs. 2 S. 2 KonsHilfG erläuterte die Begründung, der begründete Ausnah-

mefall solle vorliegen, „wenn entsprechend der Regelung in Art. 109 Absatz 3 

Satz 2 GG die besondere Ausnahmesituation auf einer Naturkatastrophe oder 

außergewöhnlichen Notsituation“ beruht, „die sich der Kontrolle des jeweiligen 

Landes entzieht“. 

 

 BT-Drs. 16/12400, S. 21. 

 

Hinzuweisen ist auch auf die Parallele von Tilgungsverpflichtungen, die im 

Rahmen der Verschuldungsregeln der Art. 109 Abs. 3 GG, Art. 131a BremLV 

nur bei der Notlagenverschuldung vom Haushaltsgesetzgeber zu bestimmen 

sind; bei den Sanierungshilfen ist es Art. 143d Abs. 4 S. 2 GG, der die begüns-

tigten Länder verpflichtet, „Maßnahmen“ zu „ergreifen“, also u.a. den bestehen-

den Schuldenstand abzubauen.  

 

Insgesamt lassen sich so die unterschiedlichen Rechtskreise der Verschuldungs-

regeln und der Sanierungshilfen mit ihren unterschiedlichen Rechtspflichten und 

unterschiedlichen Verpflichtungsadressaten harmonisieren. Da dem Grunde 

nach die Voraussetzungen der Notlagenverschuldung im Haushaltsjahr 2020 

erfüllt sind, liegt auch ein Ausnahmefall vor. Die außergewöhnliche Notsituati-

on ist die Begründung des Ausnahmefalls. Der Senat der Freien Hansestadt 
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Bremen hat die Möglichkeit, unter Hinweis auf die für die Notlagenverschul-

dung relevanten Gesichtspunkte das Vorliegen eines „begründeten Ausnahme-

falles“ gegenüber dem Bund zu beantragen (§ 4 Abs. 2 SanG-VV). 

 

3. Zeitliche Reichweite des „begründeten Ausnahmefalles“ über das Jahr 

2020 hinaus? 

 

In vergleichbarer Weise wie die Verschuldungsmöglichkeit in der Notsituation 

(Art. 131a Abs. 3 BremLV) ist das Sanierungshilfensystem mit seinen jährlichen 

Hilfen und Tilgungspflichten auf das Haushaltsjahr bezogen. Zur Bestimmung 

der zeitlichen Reichweite kommen daher die bereits entwickelten Leitlinien 

(oben II. 4) zur Anwendung. Soweit im Zeitverlauf sich Unterschiede hinsicht-

lich der Konjunkturbereinigung nach der Landeshaushaltsordnung und nach dem 

Ausnahmetatbestand sowie dem Regeltatbestand im Rahmen des Sanierungsver-

fahrens (§ 4 Abs. 1 SanG-VV und § 1 Abs. 3 SanG-VV) ergeben sollten, lassen 

sich diese Differenzen nach der geltenden Rechtslage nicht vollständig 

harmonisieren. An dem grundsätzlichen Gleichlauf von „begründetem Ausnah-

mefall“ (§ 4 Abs. 1 SanG-VV) und den Verschuldungsräumen, insbesondere der 

Konjunkturkomponente, im Rahmen der in der Landeshaushaltsordnung 

konkretisierten Schuldenregeln ändert dies nichts. 

 

 

IV. Die Überwachung der Schuldenregelungen durch den Stabilitätsrat 

(Art. 109a Abs. 2 GG) 

 

1. Die Kriterien der Überwachung durch den Stabilitätsrat 

 

Die Grundgesetzänderung vom 13. Juli 2017 

 

 BGBl. I S. 2347. 
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hat dem Stabilitätsrat mit dem neu eingefügten Absatz 2 des Art. 109a GG eine 

weitere Aufgabe zugewiesen: „Dem Stabilitätsrat obliegt ab dem Jahr 2020 die 

Überwachung der Einhaltung der Vorgaben des Artikels 109 Absatz 3 durch 

Bund und Länder. Die Überwachung orientiert sich an den Vorgaben und 

Verfahren aus Rechtsakten aufgrund des Vertrages über die Arbeitsweise der 

Europäischen Union zur Einhaltung der Haushaltsdisziplin.“ Diese Aufgabe 

wiederholen §§ 2 S. 2, 5a StabiRatG, wobei § 5a StabiRatG in Absatz 1 den 

Zeitpunkt der Prüfung und die zu prüfenden Zeiträume („das jeweils abgelaufe-

ne, das aktuelle und das darauffolgende Jahr“) nennt und Absatz 2 Satz 2 als 

„Grundlage“ ein einheitliches Konjunkturbereinigungsverfahren verlangt. Darin 

liegt die Orientierung an den europäischen Vorgaben zur Haushaltsdisziplin. 

 

Zu diesen Vorgaben gehören der Stabilitäts- und Wachstumspakt vom 17. 
Juni 1997 und auf dessen Grundlage die Maastricht-Kriterien. Im Einzel-
nen: Verordnung (EG)Nr. 1467/97 vom 7. Juli 1997; Verordnung (EG)Nr. 
1466/97 vom 7. Juli 1997; Verordnung (EU)Nr. 1173/2011 vom 16. No-
vember 2011. Nicht erfasst ist der Fiskalpakt, der nicht auf der Grundlage 
des AEUV, sondern auf völkerrechtlicher Grundlage geschlossen wurde. 

 

Das einheitliche Konjunkturbereinigungsverfahren und weitere Verfahrens- und 

Überwachungskriterien enthält der Beschluss des Stabilitätsrates vom 6. 

Dezember 2018 zu TOP 5 (Kompendium zur Überwachung der Schuldenbrem-

se). 

 

www.stabilitaetsrat.de/DE/Beschluesse-und-
Beratungsunterlagen/20181206_18.Sitzung/Sitzung20181206_node.html 

 

In diesem Zusammenhang muss Bremen – wie jedes andere Land und der Bund 

– darlegen, dass die inhaltlichen Anforderungen der Vorgaben des Art. 109 Abs. 

3 GG, konkretisiert durch die landesrechtlichen Bestimmungen der Art. 131a 

BremLV, §§ 18ff. LHO und der Konjunkturbereinigungsverfahrensverordnung 

(KBVV) vom 21. April 2020, eingehalten sind. Das bedeutet im Jahr 2020, die 

http://www.stabilitaetsrat.de/DE/Beschluesse-und-Beratungsunterlagen/20181206_18.Sitzung/Sitzung20181206_node.html
http://www.stabilitaetsrat.de/DE/Beschluesse-und-Beratungsunterlagen/20181206_18.Sitzung/Sitzung20181206_node.html
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Voraussetzungen und Folgen der außergewöhnlichen Notsituation darzulegen. 

Besonderheiten gegenüber Darlegungspflichten im landesrechtlichen und 

landesinternen Haushaltsverfahren gibt es insoweit, abgesehen davon, dass die 

Daten für den Stabilitätsrat dem vereinheitlichten Konjunkturbereinigungsver-

fahren zugänglich sein müssen, nicht. Der Beschluss des Stabilitätsrates vom 6. 

Dezember 2018 stellt mit Recht fest: „Bei der Überwachung der Einhaltung der 

Vorgaben des Art. 109 Abs. 3 GG weist der Stabilitätsrat zum einen die 

Ergebnisse der bundes- bzw. der jeweiligen landesrechtlichen Schuldenbremse 

aus. Die Überprüfung der Einhaltung der bundes- und jeweiligen landesrechtli-

chen Schuldenbremse obliegt jedoch weiterhin den jeweils zuständigen 

Parlamenten, Rechnungshöfen und Gerichten.“ 

 

 Stabilitätsrat, Beschluss vom 6. Dezember 2018, aaO, S. 3. 

 

Der Stabilitätsrat berät und hält die Ergebnisse der Überwachung fest. Im 

Rahmen der Einhaltung der Schuldenregeln hat der Stabilitätsrat jedoch keine 

Befugnisse, einem Land oder dem Bund bestimmte Maßnahmen vorzuschreiben 

sowie Sanktionen oder andere belastende Maßnahmen zu verhängen. Bei Art. 

109a Abs. 2 GG handelt es sich „um eine lose Aufgabenzuweisung, aber nicht 

um die Verleihung von Eingriffsbefugnissen“. 

 

Siekmann, in: Sachs, Kommentar zum GG, 8. Auflage 2018, Art. 109a Rn. 
25. 

 

Insbesondere ist die Aufgabenbeschreibung „Überwachung“ so zurückhaltend, 

dass neben den Kompetenzen des Stabilitätsrates zur Beobachtung der Haushal-

te und zur Einschätzung der Einhaltung der Schuldenbremse keine Befugnisse 

daraus abgeleitet werden können. Die Beschlüsse und Berichte des Stabilitätsra-

tes sind nach § 5a Abs. 2 S. 3 StabiRatG zu veröffentlichen. Rechtliche 

Konsequenzen im Fall des Nichteinhaltens der Vorgaben des Art. 109 Abs. 3 
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GG nennt jedoch weder das Grundgesetz noch das Gesetz über den Stabilitäts-

rat. 

 

2. Kontroll- oder Prüfungsrechte des Stabilitätsrates nach  

§ 6 StabiRatG? 

 

Seit 2013 hat der Stabilitätsrat nach § 6 Abs. 1 StabiRatG auch die Aufgabe, die 

Einhaltung der Obergrenze des strukturellen gesamtstaatlichen Finanzierungsde-

fizits (Bund, Länder und Parafisci, insbesondere Sozialversicherungen) zu 

überprüfen. Die Berechnung und die zulässige Grenze des gesamtstaatlichen 

Defizits ergeben sich aus § 51 Abs. 2 HGrG; diese Vorschrift verweist ihrerseits 

auf das Unionsrecht. Auch im Fall eines Verstoßes gegen die Grenze des § 51 

Abs. 2 HGrG kann die Überprüfung nur zu einer Empfehlung führen. Weiterge-

hende Kontroll- und Prüfungsrechte des Stabilitätsrates bestehen nicht. Grund 

für diese Zurückhaltung ist, die staatliche Eigenständigkeit, insbesondere der 

Länder, und den Vorrang der Parlamente bei der Kontrolle und Korrektur des 

jeweiligen Defizits zu wahren. 

 

 Vgl. BT-Drs. 17/10976, S. 16. 

 

Eine Empfehlung des Stabilitätsrates hat – neben der politischen Wirkung – 

allein den Effekt, Transparenz herzustellen und eine Koordination der öffentli-

chen Haushalte durch die jeweils Verantwortlichen zu ermöglichen.  

 

Konkrete Rechtsfolgen, auch solche mit Haftungscharakter, können sich bei 

einer Überschreitung des gesamtstaatlichen Defizits allein (neben den Regelun-

gen zur Schuldenbremse) im Fall der Verhängung einer Sanktion gegen die 

Bundesrepublik Deutschland auf unionsrechtlicher Grundlage (Art. 121, 126, 

136 AEUV) aus Art. 104a Abs. 6 GG iVm dem Sanktionszahlungs-

Aufteilungsgesetz (SZAG) ergeben. 
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  Neugefasst durch Gesetz vom 15. Juli 2013 (BGBl. I S. 2398). 
 

Nach § 2 Abs. 1 S. 1 SZAG trägt der Bund 65 v.H. einer Sanktionsverpflich-

tung, die Länder 35 v.H. Satz 2 und 3 bestimmen sodann: „65 Prozent des 

Länderanteils tragen die Länder nach dem Anteil des jeweiligen Landes an der 

Summe der Finanzierungsdefizite aller Länder (Verursachungsbeitrag); Länder, 

die einen ausgeglichenen oder positiven Finanzierungssaldo aufweisen, bleiben 

bei der Ermittlung der Summe der Finanzierungsdefizite unberücksichtigt und 

werden an den Teil der Sanktionslasten, der sich nach dem Verursachungsbei-

trag bemisst, nicht beteiligt.“ 

 

Solche Sanktionen hat es bislang gegenüber Deutschland (und gegenüber 

anderen Staaten) nicht gegeben. Sie erscheinen derzeit auch äußerst unwahr-

scheinlich. Die EU-Vorgaben, insbesondere nach den „Giudelines for a 

streamlined format of the 2020 Stability and Convergence Programmes in the 

light of the COVID-19 outbreak“ sehen weitreichende und nicht nur temporäre 

Ausnahmen von den europäischen Vorgaben zur Schuldenbegrenzung vor. Die 

Europäische Kommission hat am 20. März 2020 die Ausweichklausel des 

Stabilitäts- und Wachstumspaktes aktiviert; dies hat der ECOFIN am 23. März 

bestätigt. Innerstaatlich hat der Stabilitätsrat festgestellt, dass die Obergrenze 

des strukturellen gesamtstaatlichen Defizits nach § 51 Abs. 2 S. 1 HGrG im Jahr 

2020 „deutlich überschritten wird“; er hält diese Überschreitung für eine 

„zulässige Abweichung“ gemäß § 51 Abs. 2 S. 2 HGrG. Der Stabilitätsrat hat 

davon abgesehen, zum gegenwärtigen Zeitpunkt „Maßnahmen zur Rückführung 

des überhöhten Finanzierungsdefizits zu empfehlen“. 

 

Beschluss des Stabilitätsrates vom 22. Juni 2020 zu TOP 1 der 21. Sitzung 
des Stabilitätsrates, S. 1f. 
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Zum gegenwärtigen Zeitpunkt sollten die Länder in der Bundesrepublik, die in 

Richtung auf Europa stark von den Entscheidungen des Bundes abhängen, 

jedenfalls aber eines beachten. Nach nationalem Recht sind Notlagenkredite 

zwingend mit Tilgungsregeln zu verbinden (Art. 109 Abs. 3 S. 3 GG: „entspre-

chende Tilgungsregelungen“, Art. 131a Abs. 3 S. 2 BremLV: „Tilgungsrege-

lung“). Keine verfassungsrechtlichen Vorgaben gibt es zur Tilgungsfrist. 

 

Die Begründung zu Art. 109 Abs. 3 GG, BT-Drs. 16/12410, S. 11, erläutert 
lediglich, der Tilgungsplan müsse „die Rückführung der oberhalb der Re-
gelgrenzen liegenden Kreditaufnahme verbindlich“ regeln, über den Zeit-
raum habe das Parlament „in Ansehung der Größenordnung der erhöhten 
Kreditaufnahme sowie der jeweiligen konjunkturellen Situation zu ent-
scheiden“. 

 

Diese sehr weitgefasste Vorgabe – § 18c S. 1 LHO spricht von einem „angemes-

senen Zeitraum“ zur Tilgung – sollte der Landesgesetzgeber möglichst eng 

verstehen. Die unbestimmten Vorgaben der Verfassung und der Haushaltsord-

nung zur Tilgungsfrist lassen sich nicht in eine exakte Zahl von Jahren umset-

zen, in denen zu tilgen ist oder getilgt werden sollte. Auf der einen Seite steht 

das Ziel, möglichst bald zur Normalität zurückzukehren. Das spricht für eine 

möglichst kurze Tilgungsfrist. Auf der anderen Seite geht es nicht nur um die 

Bindung der Haushaltsgesetzgeber möglichst weniger folgender Legislaturperi-

oden, sondern auch darum, die jährliche Tilgungslast mit den übrigen, in der 

Zukunft zu leistenden Ausgaben in Einklang zu bringen. Abzuwägen und seitens 

des Gesetzgebers politisch zu gewichten sind letztlich die Interessen der 

gegenwärtigen Generationen, die aktuelle Krise möglichst schnell zu bewältigen 

und zu überwinden, mit den Interessen der zukünftigen Generationen, möglichst 

wenig mit Tilgungspflichten belastet zu sein. Gegen die von der Bremischen 

Bürgerschaft beschlossene Tilgungsfrist von 30 Jahren, beginnend 2024 (also 

mit tilgungsfreien Jahren von 2020 bis einschließlich 2023), bestehen im Lichte 

der Abwägung der für eine möglichst schnelle oder gestreckte Tilgung spre-

chenden Aspekte keine Bedenken. Die Tilgungsfrist bewegt sich im Rahmen 
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dessen, was der Bund und die anderen Länder bei ihren Notlagenkreditaufnah-

men 2020 als Tilgungsfristen festgesetzt haben. Die längste Tilgungsfrist sieht 

der Gesetzgeber in Nordrhein-Westfalen mit 50 Jahren vor.  

 

 

V. Dokumentations- und Darlegungspflichten der Verwaltung bei der 

Geltendmachung von Ausnahmetatbeständen aufgrund der COVID-19-

Pandemie 

 

1. Pflichten aufgrund der Landesverfassung und der Landeshaushaltsord-

nung 

 

Den Senat treffen keine Begründungspflichten zu den tatbestandlichen Voraus-

setzungen des Art. 131a Abs. 3 BremLV, also dem Vorliegen einer Naturkata-

strophe oder einer außergewöhnlichen Notsituation, die sich der Kontrolle des 

Staates entzieht und die staatliche Finanzlage erheblich beeinträchtigt. Die 

Bremische Bürgerschaft hat mit der Mehrheit ihrer Mitglieder für das Jahr 2020 

eine außergewöhnliche Notsituation und Naturkatastrophe nach Art. 131a Abs.3 

S. 1 BremLV festgestellt.  

 

§ 16 Abs. 1 HG 2020 (Land): „Im Haushaltsjahr 2020 besteht wegen der 
COVID-19-Pandemie gemäß Art. 131a Abs. 3 S. 1 der Landesverfassung 
der Freien Hansestadt Bremen eine Naturkatastrophe und außergewöhnli-
che Notsituation, die sich der Kontrolle des Staates entzieht und die staatli-
che Finanzlage erheblich beeinträchtigt.“ Darlegungen dazu im Einzelnen: 
HG-Land-Bremische Bürgerschaft, Drs. 20/394, Mitteilung des Senats (S. 
1f.) sowie die Begründung zum HG 2020 zu §§ 10 u. 15 [gemeint: 16]). 
HG-Stadtgemeinde Bremen – Bremische Bürgerschaft, Stadtbürgerschaft, 
Drs. 20/168 S, Mitteilung des Senats (S. 2f.) sowie die Begründung zum 
HG 2020 zu §§ 9 u. 14. 

 

Als Parlament ist die Bürgerschaft für diese Feststellung in Gesetzesform nicht 

begründungspflichtig. Wie jede gesetzliche Norm unterliegt aber auch diese der 

Kontrolle anhand der Verfassung. 
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Auf der Grundlage der Notlagenkreditermächtigung der Bürgerschaft hat die 

Verwaltung die Aufgabe, diese Ermächtigung zweckentsprechend für notlagen-

bedingte Ausgaben oder die Deckung notlagenbedingter Einnahmeausfälle zu 

nutzen. Die Kriterien ergeben sich aus dem Senatsbeschluss vom 16. Juni 2020 

zu den Maßnahmengruppen. Die Dokumentation ausnahmebedingter Ausgaben 

und Einnahmen hat sich daran zu orientieren. Das ist von Bedeutung für spätere 

Rechnungslegungspflichten und parlamentarische Kontrollrechte.  

 

Gemäß § 18c LHO iVm § 16 Abs. 3 HG 2020 (Land) und § 14 Abs. 3 HG 2020 

(Stadtgemeinde) hat der Senator für Finanzen die Aufgabe, den Tilgungsplan 

nach Abschluss des Haushaltsjahres anzupassen, entsprechend der Inanspruch-

nahme der aufgrund der Notsituation eingeräumten Kreditermächtigung. Die 

Anpassungsermächtigung betrifft die Verkürzung der Laufzeit des Tilgungs-

plans; in der Haushaltsrechnung ist der Anpassungsbeschluss zu veröffentlichen. 

Voraussetzung für eine solche Anpassung der Gesamttilgungssumme und der 

Raten ist die nachvollziehbare Dokumentation, wie sich die Inanspruchnahme 

der Kreditermächtigung zusammensetzt. Das Parlament und der Landesrech-

nungshof können Auskunft darüber verlangen, welche Kriterien bei der 

Buchung von Ausgaben und Mindereinnahmen aufgrund der Ausnahme des Art. 

131a Abs. 3 BremLV angewendet und ob diese Kriterien bei der Buchung 

eingehalten wurden. 

 

Die auf der Grundlage der Rechnungslegung der zuständigen Stellen (§ 80 Abs. 

1 LHO) jährlich vom Senator für Finanzen aufzustellende Haushaltsrechnung (§ 

80 Abs. 3 LHO) gliedert sich (§ 81 LHO) wie der Haushaltsplan nach den 

Elementen aus dem verbindlichen Gruppierungs- und Funktionenplan. In beiden 

Plänen ist keine gesonderte Auswertungsmöglichkeit nach pandemiebedingten 

Haushaltsvorgängen vorgesehen. Deshalb sollte unbedingt im Haushaltsvollzug 

Vorsorge getroffen werden, solche Vorgänge soweit als möglich über gesonder-
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te Haushaltsstellen abzubilden. Dem dient der für den „Bremen-Fonds“ 

gebildete Produktplan (PPL 95) für das Land und die Stadt Bremen, in dem die 

aus dem „Bremen-Fonds“ kreditfinanzierten Ausgaben über die zugehörigen 

Haushaltsstellen verortet werden. Die Umsetzung im Haushaltsvollzug kann es 

erfordern, Verwaltungsvorschriften für die Haushalte 2020 zu erarbeiten, um die 

haushaltstechnische Abgrenzung der pandemiebedingten und über den „Bre-

men-Fonds“ kreditfinanzierten Ausgaben sicherzustellen und zu verdeutlichen. 

 

Besondere Probleme werfen solche Haushaltseffekte oder Haushaltsvollzüge 

auf, die sich nicht haushaltsstellengenau abbilden lassen. Dazu gehören 

krisenbedingte Steigerungen von Sozialausgaben, u.U. auch Personalmehraus-

gaben, Mindereinnahmen bei Steuern, aber auch bei Gebühren, Mieten, etc. Hier 

ist zunächst überhaupt die Höhe solcher Effekte schwierig zu ermitteln; 

eventuell könnte man mit Vorjahreszahlen operieren, die zu bereinigen wären 

(Sozialausgaben dürften etwa auch ohne Krise steigen). Nach Abschätzung der 

Effekte (diese Abschätzungen müssten plausibel begründet werden) kann daran 

gedacht werden, diese durch Kompensationszahlungen aus dem „Bremen-

Fonds“ auszugleichen. Diese Zahlungsvorgänge können solche Haushaltseffekte 

darstellen und sie können abgefragt werden. 

 

2. Dokumentationspflichten im Sanierungshilfenverfahren  

 

Der Senat vertritt die Freie Hansestadt Bremen nach außen. Das gilt auch im 

Sanierungshilfenverfahren gegenüber dem Bund; Darlegungs- und Dokumenta-

tionspflichten nach dem Sanierungshilfengesetz sind vom Senat zu erfüllen. Der 

Begriff des „begründeten“ Ausnahmefalles (§ 2 Abs. 3 S. 3, Abs. 4 S. 2 SanG), 

der ausnahmsweise zu einer Lockerung des Konnexes von Sanierungshilfen des 

Bundes und Tilgungsverpflichtungen des Landes führen kann, zeigt an, dass 

Darlegungen und Begründungen bei einer Berufung auf den Ausnahmefall 

besondere Bedeutung haben.  
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Weil der „begründete Ausnahmefall“ in Parallele zur „außergewöhnlichen 

Notsituation“ iSd Art. 109 Abs. 3 GG, Art. 131a Abs. 3 BremLV zu verstehen 

ist (oben III., 2.), kann der Senat sich insoweit auf den Beschluss der Bürger-

schaft zu Art. 131a Abs. 3 BremLV beziehen. Sodann ist § 4 Abs. 1 SanG-VV 

zu beachten, der den begründeten Ausnahmefall näher eingrenzt und mit einer 

Antragspflicht des Landes – wahrzunehmen durch den Senat – verbindet: „Auf 

begründeten Antrag des jeweiligen Landes kann das Bundesministerium der 

Finanzen feststellen, dass eine Unterschreitung auf einer besonderen Ausnahme-

situation oder auf konjunkturellen Effekten beruht und daher ausnahmsweise 

unbeachtlich ist (§ 2 Absatz 3 Satz 3 SanG sowie § 2 Absatz 4 Satz 2 SanG)“. 

Die Fußnote zu den konjunkturellen Effekten ergänzt: „Die Berechnung der 

konjunkturellen Effekte erfolgt nach dem im Stabilitätsrat vereinbarten 

Konsolidierungshilfenverfahren.“ Die „konjunkturellen Effekte“ meinen nicht 

die Steuerabweichungskomponente (§ 1 Abs. 1 S. 3 SanG-VV). 

 

Die in Art. 109 Abs. 3 S. 2 GG Bund und Ländern eingeräumte Möglichkeit, 

Sondervorschriften für die Verschuldung in außergewöhnlichen Notsituationen 

vorzusehen, von der Art. 131a Abs. 3 BremLV Gebrauch macht, erfasst 

grundsätzlich auch exogene konjunkturelle Schocks, die nicht (zumindest nicht 

ausschließlich) auf staatliche Maßnahmen zurückgehen. Allerdings spricht der 

Verweis der Fußnote zu § 4 Abs. 1 SanG-VV im Rahmen der Sanierungshilfen 

für ein engeres Verständnis, da die in Bezug genommene Konjunkturbereini-

gung nach dem früheren System der Konsolidierungshilfen nur ausnahmsweise 

solche Konjunktureinbrüche berücksichtigen konnte, die von regelmäßigen 

Konjunkturschwankungen abwichen (vgl. § 2 Abs. 2 KonsHilfG und § 2 

KonsHilfG-VV, wonach eine Bereinigung um „unmittelbar konjunkturell 

bedingte Änderungen“ zulässig war). Im gegenwärtigen System der Sanierungs-

hilfen sollten die Darlegungslasten des Senats daher auf zwei Bereiche kon-

zentriert sein. Erstens geht es um die „konjunkturellen Effekte“, die entspre-
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chend dem Verweis auf das Konsolidierungshilfenverfahren auf die Konjunk-

turbereinigung nach Art. 131a Abs. 2 BremLV iVm §§ 18 Abs. 1, 18a LHO und 

der RechtsVO gemäß § 18 Abs. 7 LHO zu beschränken ist. Zweitens geht es um 

die „besondere Ausnahmesituation“ (§ 4 Abs. 1 SanG-VV). Hier gilt die 

Parallele zur außergewöhnlichen Notsituation nach Art. 131a Abs. 3 BremLV, 

so dass hier dieselben Dokumentationspflichten wie im Rahmen des Haushalts-

vollzugs und der Haushaltsrechnung (§§ 80ff. LHO) gelten. 

 

3. Dokumentationspflichten gegenüber dem Stabilitätsrat 

 

a) Die Überwachung der Haushaltswirtschaft und die Durchführung von 

Sanierungsprogrammen (Art. 109a Abs. 1 Nr. 1 u. 3 GG, § 5 StabiRatG) 

 

Im Rahmen dieses Aufgabenfeldes konkretisiert § 4 Abs. 3 der Sanierungsver-

einbarung die Pflichten der Freien Hansestadt Bremen gegenüber dem Stabili-

tätsrat: 

 

 „Der Stabilitätsrat kann bei seiner Prüfung im Mai eines Sanierungsjahres 
trotz einer Überschreitung des vereinbarten Sanierungspfads im Vorjahr in 
begründeten Ausnahmefällen feststellen, dass die vom Land ergriffenen 
Maßnahmen ausreichend waren. Er kann in diesem Fall von einer Auffor-
derung zur verstärkten Haushaltssanierung nach § 5 Abs. 3 S. 1 StabiRatG 
absehen. Es obliegt dem Land, sonstige nicht vom Land zu verantwortende 
Sondereffekte (§ 5 Abs. 9 VV zum Konsolidierungshilfengesetz) oder be-
sondere Ausnahmesituationen (§ 6 VV zum Konsolidierungshilfengesetz) 
auf der Ausgaben- und Einnahmenseite sowie das Ausmaß der Beeinträch-
tigung der Haushaltslage darzustellen. Der Stabilitätsrat entscheidet im 
Einzelfall über die Anerkennung der dargelegten Sondereffekte und Aus-
nahmesituationen“. 

 

Die in Bezug genommene Regelung des § 5 Abs. 9 VV zum Konsolidierungshil-

fenG lautet: 

 

 „Es können sonstige, nicht vom Land zu verantwortende Sondereffekte auf 
der Ausgabe- und Einnahmeseite berücksichtigt werden. Es obliegt dem 
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Land, den Charakter des Sondereffekts und das Ausmaß der Beeinträchti-
gung der Haushaltslage darzustellen. Der Stabilitätsrat prüft, ob die Vo-
raussetzungen für die Anerkennung eines Sondereffekts vorliegen und ent-
scheidet über den Antrag im Rahmen seiner regelmäßigen Sitzung im Mai 
des auf das Berichtsjahr folgenden Jahres. Der Stabilitätsrat kann in be-
gründeten Einzelfällen auch bei einer geringfügigen Überschreitung der 
Defizitobergrenze die Einhaltung der Konsolidierungsverpflichtung aner-
kennen.“ 

 

Damit hat der Senat der Freien Hansestadt Bremen gegenüber dem Stabilitätsrat 

darzulegen und zu begründen, dass die COVID-19-Pandemie einen „Sonderef-

fekt“ bedeutet, was wiederum unter Berufung auf die „außergewöhnliche 

Notsituation“ im Sinne der Schuldenbremse geschehen kann. Dabei ist das 

Auslaufen des Konsolidierungsverfahrens im Jahre 2020 zu berücksichtigen. 

Am 18. Juni 2019 hat der Stabilitätsrat bereits zu den Konsolidierungshilfen 

beschlossen, dass mögliche Überschreitungen der Obergrenzen des strukturellen 

Finanzierungssaldos nach § 3 KonsHilfG bei gleichzeitiger Einhaltung der 

Vorgaben des Stabilitätsratsverfahrens zur Überwachung der Schuldenbremse (§ 

5a StabiRatG) als begründeter Ausnahmefall im Sinne des § 2 Abs. 2 S. 2 

KonsHilfG zu bewerten und unbeachtlich wären. Die Klausel des § 4 Abs. 3 der 

Sanierungsvereinbarung, wonach der Stabilitätsrat, der im Mai 2021 das 

Sanierungsjahr 2020 überprüft, die Möglichkeit hätte, zur verstärkten Haushalts-

sanierung aufzufordern, läuft angesichts der Sondersituation des Jahres 2020 ins 

Leere. 

 

b) Überwachung des Einhaltens der Schuldenbremse (Art. 109a Abs. 2 GG, § 5a 

StabiRatG) und der Obergrenze des gesamtstaatlichen Finanzierungsdefizits 

nach § 51 Abs. 2 HGrG (§ 6 StabiRatG) 

 

Die Freie Hansestadt Bremen unterliegt – wie die anderen Länder und der Bund 

– der fortlaufenden Überwachung seiner Haushaltswirtschaft durch den 

Stabilitätsrat (Art. 109a Abs. 1 Nr. 1 GG iVm §§ 2 S. 1, 3 Abs. 1 StabiRatG) 

und seit Beginn des Jahres 2020 der Überwachung, ob die Verschuldungsregeln 
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des Art. 109 Abs. 3 GG eingehalten werden (Art. 109a Abs. 2 GG, §§ 2 S. 2, 5a 

StabiRatG). 

 

Im Rahmen des Stabilitätsberichtes hat Bremen über die Einhaltung der 

Schuldenbremse in der landesrechtlichen Ausformung des Art. 131a BremLV zu 

berichten. Mit Blick auf die Ausnahmeklausel des Art. 131a Abs. 3 BremLV 

kann sich der Senat auf den entsprechenden Beschluss der Bürgerschaft berufen 

und zur Kreditaufnahme eine eigene Dokumentation vorlegen. 

 

Im Rahmen des zwischen Bund und Ländern vereinbarten harmonisierten 

Überwachungsverfahrens 

 

Kompendium zur Überwachung der Schuldenbremse, Beschluss des Stabi-
litätsrates, 18. Sitzung vom 16. Dezember 2018 

 

ist folgendes zu beachten: 

 

„Wenn eine vom Landesparlament/Bundestag anerkannte Notsituation vorliegt, 
werden die damit verbundenen Positionen für kreditfinanzierte Ausgaben (lfd. 
Nr. 23) und die (gemäß Tilgungsplan) in späteren Jahren erforderlichen 
Tilgungsbeträge (lfd. Nr. 24) zum Abbau der zusätzlichen Verschuldung in das 
Ableitungsschema eingefügt, um die strukturelle NKA anzupassen. 
 
Kreditfinanzierte Ausgaben infolge der Notsituation verringern und vereinbarte 
jährliche Tilgungsbeträge erhöhen den Wert der strukturellen NKA (lfd. Nr. 21). 
Das Resultat ist der Wert der strukturellen NKA unter Berücksichtigung von 
Notsituationen (lfd. Nr. 25).“ 
 

 Kompendium zur Überwachung der Schuldenbremse, aaO, S. 17 (7). 

 

Weitere Darlegungspflichten ergeben sich daraus nicht.  

 

In seiner Sitzung vom 22. Juni 2020 hat der Stabilitätsrat weitere Hinweise zu 

künftigen Darlegungen Bremens gegeben. Der darauf bezogene Beschluss zu 
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TOP 3 (Sanierungsverfahren Bremen) beruht auf den Planungen Bremens mit 

dem Stand vom April 2020 und hält fest: „Aus dem Sanierungsbericht Bremens 

geht hervor, dass die bisherigen Planungen für das Jahr 2020 aufgrund der 

Auswirkungen der COVID-19-Pandemie angepasst werden müssen.“ Hier 

komme es auf die Vorlage „zum Doppelhaushalt 2020/2021 und zur Einrichtung 

des ‚Bremen-Fonds‘ “ an. „Die damit verbundenen Auswirkungen auf den 

Landeshaushalt sind im Herbstbericht darzustellen.“ (S. 3). Der Beschluss fährt 

fort (S. 4): 

 

„- Die aktuelle Krise wird auch für Bremen erhebliche finanzielle Folgen 
haben. Neben umfangreichen Einnahmeausfällen ergeben sich zusätzliche 
Ausgaben zur Bewältigung der Pandemie. Eine Kreditfinanzierung ist vor 
diesem Hintergrund gerechtfertigt. 

 
 - Die Tilgung von aufgenommenen Notfallkrediten wird allerdings in den 

kommenden Jahren die Handlungsspielräume einschränken. Vor diesem 
Hintergrund sollte Bremen seine Nettokreditaufnahme auf das notwendige 
Maß begrenzen. Darüber hinaus empfiehlt es sich, Kriterien zur Verwen-
dung der Mittel festzulegen, die sich eng an den unmittelbaren Erfordernis-
sen der Pandemiebewältigung orientieren. […]“ 

 

Die damit umrissenen Pflichten finden ihre weitgehende Entsprechung in den 

haushaltsrechtlichen Anforderungen nach den §§ 80ff. LHO, soweit es um die 

pandemieverursachten Haushaltsvollzüge geht. 

 

 

 

 

Stefan Korioth 
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1 Auftrag und Fragestellung

Die Corona-Krise hat auch im Land Bremen tiefe Spuren hinterlassen. Bremen hat wie der Bund und
die anderen Länder sofort gegengesteuert und die notwendigen Maßnahmen zum Gesundheitsschutz
und zur Unterstützung der betroffenen Menschen und Unternehmen eingeleitet. Diese Hilfepakete
wirken.

Der Senat des Landes Bremen hat am 28.4.2020 die Errichtung eines Bremen-Fonds zur Bewältigung
der wirtschaftlichen und sozialen Folgen der Corona-Pandemie beschlossen. Der Fonds wird zunächst
mit 1,2 Milliarden Euro ausgestattet. Das generelle Ziel des Fonds ist die Auswirkungen der Pandemie
auf die Gesundheitsversorgung, Gesellschaft, Wirtschaft und Arbeitsmarkt, auf die Versorgungsicher-
heit, ökologische Fragen und kritische Infrastrukturen zu beherrschen. Der Fonds hat vier Schwer-
punktbereiche:

Kurzfristige Maßnahmen zur aktuellen Krisenbekämpfung (Korb 1): Die Spanne reicht von Unterstüt-
zungen zum Ausgleich steigender Sozialleistungen, zusätzlichen Verwaltungskosten bis Finanzierung
von Schutz- und Testkapazitäten.

Kurz- bis mittelfristige Maßnahmen zur Verhinderung struktureller Einbrüche in Wirtschaft und
Gesellschaft (Korb 2): Dazu zählen Rettungsschirme für öffentliche Unternehmen, Maßnahmen für Zu-
wendung- und Zuweisungsempfänger, für Träger der freien Wohlfahrtspflege bis hin zu Rettungsmaß-
nahmen sowie Liquiditätshilfen für private Unternehmen.

Kurz- bis mittelfristige Maßnahmen zur Verhinderung sozialer Verwerfungen (Korb 3): Hier reicht die
Bandbreite von Unterstützungen für Kita und Schulen, Arbeitsmarkt- und Ausbildungsprogrammen,
Förderung von Quartieren bis hin zu Maßnahmen der Steigerung der gesellschaftlichen Teilhabe aller
sozio-ökonomisch Benachteiligten.

Mittel- bis langfristige Maßnahmen zur Unterstützung des gesellschaftlichen Neustarts nach der Krise
(Korb 4): Im Kern geht es bei diesem Schwerpunkt um erkennbar gewordene nachhaltige Maßnahmen
zur Modernisierungen der öffentlichen Daseinsvorsorge und der regionalen Wirtschafts- und Arbeits-
marktstruktur.

Aus diesem Fonds sollen nicht nur die kurzfristigen Maßnahmen finanziert werden, sondern auch mit-
tel- und langfristige Maßnahmen angestoßen werden, die das Land insgesamt krisenfester machen
sollen. Diese Maßnahmen sollen die Resilienz der bremischen Wirtschaft und Gesellschaft erhöhen.
Konkret geht es um die Verhinderung von langfristig negativen Folgen der Pandemie auf die Wirt-
schafts- und Sozialstruktur des Bundeslandes Bremen. Der Bremen-Fonds soll geeignete Rahmenbe-
dingungen ermöglichen, die Gesundheitsversorgung, die Gesellschaft, die Wirtschaft, den Arbeits-
markt, die Versorgungssicherheit, die Ökologie, und die kritische Infrastruktur krisenfester zu machen.
Das soll durch eine Modernisierung der öffentlichen Daseinsvorsorge sowie der regionalen Wirt-
schafts- und Arbeitsmarktstruktur erreicht werden. Die Studie bearbeitet nur diese mittel- bis langfris-
tigen Maßnahmen aus Korb vier.
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Bei der Entwicklung eines Maßnahmenpaktes sind die Besonderheiten der Bremer und Bremerhavener
Sozial- und Wirtschaftsstruktur, die bereits laufenden Förderprogramme, die Aspekte der Klimaver-
träglichkeit sowie die unterschiedliche Betroffenheit der Geschlechter zu berücksichtigen. Fünf Frage-
stellungen sind zu bearbeiten:

 Einschätzung der sozio-ökonomischen Ausgangslage in Bremen mit Blick auf die Corona-Folgen-
Bewältigung

 Einschätzung der Passfähigkeit der überregionalen Unterstützungsmaßnahmen vom Bund und der
EU in Bezug auf die Gegebenheiten in Bremen und Bremerhaven

 Identifizierung relevanter Lücken bei diesen Förder- und Unterstüzungsmaßnahmen
 Entwicklung von Kriterien für die Maßnahmenentwicklung zur Schließung oder Verringerung der

festgestellten Lücken. Besonders zu berücksichtigen sind die Aspekte der Klimaverträglichkeit und
die unterschiedliche Betroffenheit der Geschlechter.

 Vorschläge für geeignete Maßnahmen zur nachhaltigen und zukunftsfähigen Stabilisierung
Bremens

2 Wirkungen der Covid-19-Pandemie

Die Covid-19-Pandemie belastet Wirtschaft und Gesellschaft auf vielfältige Kanäle. Die meisten Men-
schen und Unternehmen sind negativ betroffen. Nur ganz wenige können profitieren, weil ihre Pro-
dukte oder Dienstleistungen bei der Krisenbekämpfung oder -prävention benötigt werden. Konjunk-
turexperten rechnen mit einem Einbruch des Bruttoinlandsprodukts zwischen 5 und 10 Prozent. Selbst
bei der Untergrenze wäre bundesweit mit einem Verlust an Wertschöpfung von mindestens 175 Milli-
arden Euro zu rechnen. Für Bremen würde das ein Rückgang des BIP von rund 1,7 Milliarden Euro allein
im Jahr 2020 bedeuten. Die Corona-Pandemie verursacht beträchtliche kurzfristige und voraussichtlich
auch mittelfristige Schäden. Belastet sind aber nicht nur die Wirtschaft, sondern auch die Infrastruk-
tureinrichtungen, die öffentliche Verwaltung und nicht zuletzt die Menschen in Bremen. In diesem
Kapitel sollen deshalb die Wirkungskanäle der Krise kurz skizziert werden, um die Breite und Tiefe der
möglichen Konsequenzen zu verdeutlichen (Abbildung 2-1).

Vier Akteursgruppen sind bei der Beschreibung der Wirkung der Covid-19-Pandemie zu unterscheiden:

 Unternehmen
 Infrastruktureinrichtungen
 Private Haushalte
 Öffentliche Verwaltung und öffentlicher Raum

Nachfolgend werden die möglichen Wirkungen auf diese vier Gruppen untersucht. Dazu werden Hy-
pothesen formuliert und mit Literaturergebnissen hinterlegt. Im Bereich der Unternehmen werden
zusätzlich die Ergebnisse einer Unternehmensbefragung verwendet, die für diese Studie in Bremen
und Bremerhaven mit der Unterstützung der dortigen Wirtschaftsfördergesellschaften durchgeführt
wurde.
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Abbildung 2-1: Wirkungen der Covid-19-Pandemie auf Wirtschaft und Gesellschaft
Überblick

Quelle: Eigene Darstellung

Unternehmen

Die Covid-19-Pandemie hat für die meisten Unternehmen negative Auswirkungen. Es gab

 direkte Einschränkungen der Produktion über Verbote oder Auflage sowie
 Indirekte Einschränkungen der Produktion wegen rückläufigen Auftragseingängen, unterbrochenen

Liederketten oder fehlenden Arbeitskräften.

Die Folgen davon sind sehr ähnlich. Es kommt zu Umsatzrückgängen und gleichzeitig zu steigenden
Kosten, die die Unternehmen durch die neuen Auflagen, wie zum Beispiel Hygiene- und Abstandsre-
geln, zu tragen haben. Die Unternehmen reduzieren ihre Auslastungsgrade und reduzieren den flexib-
len (ausbringungsabhängigen) Teil der Kosten. Die fixen Kosten bleiben aber und führen zu Kostende-
ckungsproblemen, denn die Umsätze sinken stärken als die gesamten (fixen und variablen) Kosten. Der
ökonomische Schaden1 der Pandemie bemisst sich als

Schaden = FixkostenanteilReferenzjahr *[(1-a)*UmsatzReferenzjahr]

1 Die IW Consult (2020) hat für die Tourismus-Wirtschaft diesen Schaden abgeschätzt. Bei einem Umsatzrückgang von 40 Prozent und einem
Fixkostenanteil von 20 Prozent (Experteneinschätzungen) würde die Branche im Jahr 2020 einen Verlust von 25 Millionen Euro erleiden.
Das entspricht einer Umsatzrendite von -15 Prozent. Die Abschätzung der Fixkostenanteile ist schwierig und mit hohen Unsicherheiten
versehen, aber auch gleichzeitig eine wichtige Stellgröße nach der Konzeption von Rettungsfonds. Wäre der Anteil 30 Prozent, würde
sich ein Verlust von 32 Milliarden Euro ergeben.
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wobei der Faktor a den Umsatzrückgang (Umsatz heute zu Umsatz im Referenzjahr) angibt. Diese
Fixkostenproblem erhöht die Insolvenzgefahr2.

Die Umsatzrückgänge und die daraus unmittelbar resultierenden Gewinnbrüche sind in den einzelnen
Branchen sehr unterschiedlich. Sehr hoch sind sie im Tourismusbereich, in der Getränkeherstellung,
im Hotel- und Gaststättengewerbe sowie im Kreativ-, Veranstaltungs- und Freizeitbereich. Kaum Ein-
bußen hingegen müssen die Bauwirtschaft, die Landwirtschaft oder einige Beratungsberufe hinneh-
men. Bei dem Indikator „Zugang zur Arbeitslosigkeit“ zählt der Industrie-Dienstleistungsverbund (Ver-
arbeitende Gewerbe, wirtschaftliche Dienstleistungen, Logistik) mit zur Spitzengruppe der betroffenen
Branchen (siehe Kapitel 3 und für einen Überblick Statistisches Bundesamt (2020)).

Die Unternehmen reagieren mit einem nachhaltigen Abbau der Kapazitäten und verringern die Be-
schäftigung oder mindestens ihr Arbeitsvolumen. Sinkende Lohnsummen, Steuerzahlungen und Auf-
tragsvolumen für andere über Wertschöpfungsketten verbundene Unternehmen sind die Negativfol-
gen. Die Hilfsmaßnahmen (Kurzarbeitergeld, Liquiditätshilfen, Lockerung der Auflagen) können die Ef-
fekte dämpfen, aber nicht beseitigen. Nach Angaben des German Business Panel (Rostam-Afschar et
al, 2020) haben fast 65 Prozent aller deutschen Unternehmen staatliche Hilfen beantragt. Etwa 44 Pro-
zent der Unternehmen hätten die Krise ohne staatliche Hilfen nicht überstanden. Auch in Bremen sind
diese Effekte zu beobachten. Das zeigen die Ergebnisse einer für diese Studie durchgeführten Unter-
nehmensbefragung (siehe dazu Kapitel 4.1)

Bundesweit passen die Unternehmen bereits in der Krise ihre Organisationen und Arbeitsabläufe an.
Die wesentlichen Änderungen waren ein stärkerer Rückgriff auf Homeoffice, Videokonferenzen und
die Verlagerung der Kundenkommunikation auf digitale Kanäle (Krcmar/Wintermann, 2020). Laut
ZEW-Corona-Panel (Erdsiek, 2020) werden die Unternehmen Homeoffice-Lösungen dauerhaft beibe-
halten und ausbauen. Der Trend zur Digitalisierung wird dadurch gestärkt.

Da die meisten Unternehmen weltweit ähnliche Probleme haben, kommt es über Infektionsketten zu
Vertrauensverlusten (Kooths/Felbermayr, 2020). Die Unternehmen bewerten ihre Zukunftserwartun-
gen neu. Es werden mehr Risiken und geringere Chancen gesehen. Das setzt eine Negativspirale in
Gang. Investitionen unterbleiben oder werden reduziert und Modernisierungsvorhaben werden ver-
schoben oder vollständig abgesagt3. Auch eine Rückführung von FuE-Budgets4 oder verringerte An-
strengungen bei der Aus- und Weiterbildung sind mögliche Folgen. Genau dadurch werden mittel- und
langfristige Entwicklungsziele gefährdet, die weit über die Erstrundeneffekte eines Umsatzeinbruchs
hinausgehen. Diese Wirkungskanäle der Pandemie werden in Kapitel 3.8 als mittelbare oder induzierte
Effekte bezeichnet. Krebs (2020) weist in seiner Stellungnahme für die Anhörung im Haushaltsaus-
schuss des Bundestages zum Konjunkturprogramm (mit Verweis auf die Studie von Guerrieri et al,
2020) daraufhin, dass die Corona-Krise sich fundamental von anderen unterscheidet, weil durch die
allgemeine Kaufzurückhaltung auch die keynesianischen Multiplikatoreffekte verkleinert werden kön-
nen. Für Bremen geht es darum, mit wirksamen und gut begründeten sowie rechtlich möglichen Maß-
nahmen im Rahmen des Bremen-Fonds die Folgen der Corona-Krise abzumildern und gleichzeitig die
Krisenresilienz von Wirtschaft und Gesellschaft zu stärken.

2 Bisher sind bundesweit noch keine steigenden sogar sinkende Insolvenzahlen zu beobachten (Statistisches Bundesamt, 2020). Dafür gibt es
mehrere Gründe. Die Anzeigepflicht von Insolvenzen wurde bis September 2020 ausgesetzt und Rückgriff auf Rücklagen sowie Soforthilfen
haben das bisher offenbar stabilisierend gewirkt. Nach Angaben von Creditreform (2020) hat sich aber das Zahlungsverhalten der Unter-
nehmen deutlich verschlechtert.

3 Siehe dazu ausführlich Kapitel 4.3 mit Befragungsdaten für Bremen.
4 Diese Ergebnisse bestätigt eine Befragung des BMWi (2020; https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Dossier/transferinitiative.html) für die An-
fangszeit des Lockdowns. Zu einer ähnlichen Einschätzung zu möglichen Rückgängen bei Innovations- und FuE-Aktivitäten kommt eine Befra-
gung des Forschungszentrums Jülich (2020), die sogar vor einem Zurückdrängen wichtiger Forschungsthemen durch eine zu starke Fokussie-
rung auf Corona relevante Forschungsthemen warnen.
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Das schwierigste Problem entsteht allerdings erst in der Revitalisierungsphase nach der Krise, in der
Unternehmen versuchen, ihre Kapazitätsauslastungen wieder zu erhöhen oder neue Kapazitäten auf-
zubauen. In welchem Ausmaß das gelingt, hängt von einem Reversibilitätsfaktor ab. In einigen Bran-
chen bleiben Strukturen nach der Krise erhalten und können unverändert zum Wiederaufbau der Ka-
pazitäten verwendet werden. Diese Branchen können V-Industrien genannt werden, weil einem
schnellen Einbruch eine schnelle Erholung folgen kann. Es gibt nur geringere Markteintrittsbarrieren
oder Wachstumsschranken. Das Gastgewerbe ist ein Beispiel dafür. Es gibt aber Bereiche mit hohen
Reversibilitätsfaktoren. Dort ist eine Revitalisierung nur schwer möglich, wenn Strukturen weggebro-
chen oder Wertschöpfungsketten zerstört sind. Das sind so genannte L-Industrien, bei denen nach ei-
nem Rückgang ein Aufholen nur schwer möglich ist, wenn die Strukturen nicht erhalten geblieben sind.
Dazu zählen u. a. weite Teile der Industrie. Die Erfahrung der letzten 30 Jahren zeigt, dass eine Dein-
dustrialisierung kaum wieder umgedreht werden kann. Deshalb sind die Wirkungen eines pandemie-
bedingten Kapazitätsabbaus heute unter dem Aspekt der Reversibilität zu beurteilen. Eine Wirkungs-
analyse einer Krise muss neben den krisenbedingten Dämpfungseffekten auch die Wahrscheinlichkeit
einer Revitalisierung berücksichtigen. Deshalb würde eine Beurteilung der Krise nur mit Blick auf die
jetzigen Umsatz- oder Beschäftigungseinbrüche die Lage nur unvollkommen beschreiben. Es muss mit-
berücksichtigt werden, ob Unternehmen oder Branchen nach einer Krise wieder revitalisiert werden
können.

Infrastruktureinrichtungen

Bei Infrastruktureinrichtungen (u. a. Kita, Schulen, Ver- und Entsorgung, Verkehr, Energie, Kranken-
häuser) sind die Transmissionskanäle der Krise ähnlich wie im Unternehmenssektor zu bewerten. Auch
dort hat die Krise zu Produktionseinschränkungen und Auflagen geführt, die die Leistungsangebote
eingeschränkt oder versteuert haben. Das gilt für Kinderbetreuungseinrichtungen, Schulen und Berufs-
bildungseinrichtungen genauso wie für Freizeit- und Kultureinrichtungen. Unternehmen mit einem Inf-
rastrukturauftrag, wie Verkehrs- oder Ver- und Entsorgungsbetriebe, haben zusätzlich rückläufige Um-
sätze, unterausgelasteter Kapazitäten und Fixkostendeckungsprobleme zu bewältigen. Hier sind die
Unterschiede zu den Unternehmen mit zwei Ausnahmen nicht groß. Zum einem haben diese Unter-
nehmen oft einen staatlichen Eigentümer, was die Insolvenzwahrscheinlichkeit reduziert. Zum ande-
ren dürfte der Reversibilitätsfaktor eher niedriger sein, d. h. die Wiedernutzung stillgelegter Kapazität
gelingt relativ einfach. Allerdings bleibt gleichzeitig eine begrenzte Anpassungsfähigkeit. Anders als die
Unternehmen können die Infrastrukturen ihren Leistungsumfang nicht der Marktlage anpassen und
die Kapazitäten solange nach unten anpassen bis eine Kostendeckung wieder möglich wird. Sie haben
einen Versorgungsauftrag und müssen die Leistungen prinzipiell vorhalten. Faktisch wird es aber zu
Leistungseinschränkungen mit möglichen Engpässen bei kritischen Infrastrukturen in den Bereichen
Betreuung, Bildung, Ausbildung, Verkehr und Mobilität sowie Kultur und Freizeit kommen, wenn nicht
gegengesteuert wird.
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Private Haushalte

Private Haushalte (Familien, Kinder, Alleinerziehende, Alleinlebende) sind von der Pandemie doppelt
betroffen.

 Leistungseinschränkungen: Sehr technisch formuliert haben sie weniger Leistungen aus dem Pro-
duktionsbereich, insbesondere aus den öffentlichen Infrastruktureinrichtungen erhalten. Schulen,
Kinderbetreuungseinrichtungen, Verkehrsbetriebe oder öffentliche Verwaltungen waren geschlos-
sen oder haben die Kapazitäten und Leistungsniveaus sehr stark eingeschränkt. Das gilt auch im
Bereich Handel, Gastronomie, Freizeit, Kultur und Unterhaltung. Die Folge waren ein unfreiwilliger
Konsumverzicht und eine Aufgabenerweiterung der Menschen. Insbesondere die Familien waren
in Sachen Kinderbetreuung oder schulischer Unterricht stärker gefordert. Dazu zählt die Verschie-
bung der Arbeit von den Betriebsstätten der Unternehmen in Homeoffice-Strukturen. Die Produk-
tion von Unternehmen oder Einrichtungen wurde durch Produktion im privaten Sektor (Haushalt)
substituiert. Die so genannte Sorgearbeit hat zugenommen. Zusätzliche Ausgaben, aber auch phy-
sische Belastungen und Überforderungen Einzelner waren die Folge solcher Verschiebungen. Das
reduziert die Haushaltseinkommen und führt zu Wohlstandsverlusten. Die Effekte wirken zumin-
dest teilweise, solange es Auflagen und Nutzungseinschränkungen zur Pandemieabwehr gibt. Es ist
offen, ob es nachher zu einer vollständigen Normalisierung kommt.

 Arbeitsmarkteffekte: Bedingt durch die Nachfrage- und Umsatzrückgänge in den Unternehmen ist
die Nachfrage nach Arbeit gesunken. Die Unternehmen haben weniger Arbeitskräfte benötigt und
zunächst ihre Arbeitsvolumen über Überstundenabbau, Kurzarbeit oder Beendigung temporärer
Arbeitsverhältnisse (z. B. Leiharbeit) reduziert. Je nach Intensität der Krise ist ein nachhaltiger Be-
schäftigungsabbau zu erwarten. Genau solche Effekte sind auch in Bremen und Bremerhaven zu
beobachten. Auch hier gibt es asymmetrische Wirkungen nicht nur in der Krise, sondern auch in der
Post-Krisen-Phase. Die Unternehmen werden nur vorsichtig einstellen. Das reduziert insgesamt die
Chance der Menschen an den Arbeitsmärkten, die bereits vor der Krise Probleme hatten, eine Be-
schäftigung zu finden. Sie stehen jetzt zusätzlich im Wettbewerb mit gut ausgebildeten und berufs-
erfahrenen Menschen, die erst im Zuge der Krise ihren Arbeitsplatz verloren haben. Einen Reversi-
bilitätsfaktor gibt es deshalb auch auf dem Arbeitsmarkt. Wenn durch die Krise Arbeitsplätze weg-
fallen, werden sie in den Bereichen nur schwer wiederentstehen, wo schon vor der Pandemie eine
Strukturkrise sichtbar war. Der Handel ist ein Beispiel dafür. Wenn jetzt Arbeitsplätze im stationä-
ren Handel wegfallen, dürften neue Arbeitsplätze in einer späteren Phase eher im Online-Handel
entstehen. Dort sind aber völlig andere Qualifikationen gefragt. Es ist ein neues Mis-Match am Ar-
beitsmarkt mit der Gefahr einer erhöhten strukturellen Arbeitslosigkeit zu befürchten. Insgesamt
wird erwartet, dass Frauen, Niedrigqualifizierte, Menschen mit Migrationshintergrund und jüngere
von der Krise stärker betroffen sein werden als andere. Befürchtet wird insgesamt eine Gefährdung
des sozialen Zusammenhaltes und eine tiefere Spaltung der Gesellschaft.5

Öffentliche Verwaltung /Öffentlicher Raum

Nicht nur Unternehmen und private Haushalte leiden an der Krise, sondern auch die öffentlichen Ver-
waltungen. In erster Linie sind hier die neuen Aufgaben im Gesundheitsschutz zu nennen, die weit über
die Versorgung durch Ärzte, Krankhäuser oder Pflegepersonal hinausgehen. Neue Regeln müssen im-
plementiert, umgesetzt und mit Umsicht kontrolliert werden. Die öffentlichen Haushalte haben weni-
ger Einnahmen, aber mehr Aufgaben und Ausgaben. Das schafft zusätzlichen Druck. Gleichzeitig ist die
Anpassungsfähigkeit an die neuen Gegebenheiten nicht so stark ausgeprägt wie im Unternehmensbe-
reich. Neue Verhaltensregel oder Strategieänderung können nur sehr langsam durchgesetzt werden.

5 Eine aktuelle Studie der Bertelsmann-Stiftung (2020) zeigt, dass es dafür in Deutschland noch keine Anzeichen gibt und die Gesellschaft sich
als sehr stabil und krisenfest erweist.
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Außerdem fehlen wichtige Voraussetzungen für Homeoffice oder die digitale Abwicklung von Aufga-
ben und Prozessen. Es kommt hinzu, dass Politik und Verwaltung mit den Folgen der Pandemie im
öffentlichen Raum konfrontiert werden. Wenn Geschäfte im Einzelhandel oder im Hotel- und Gaststät-
tengewerbe in Not geraten und schließen müssen, betrifft das nicht nur diese Unternehmen, sondern
den gesamten öffentlichen Raum. Innenstädte verlieren deutlich an Attraktivität und lösen eine Spirale
nach unten aus. Es gilt, gleichzeitig diesen Menschen helfen und die Quartiere, in denen sie leben,
attraktiv halten. Ansonsten droht eine weitere Abwärtsspirale. Diese gleichzeitige Verantwortung für
Einzelne und den öffentlichen Raum baut einen Doppeldruck für Politik und Verwaltung auf. Die
Corona-Krise verschärft dies erheblich und teilweise existenzgefährdend.

Mögliche Konsequenzen

Je länger die Corona-Krise dauert und je tiefer sie geht, umso negativer werden die Konsequenzen für
Wirtschaft, Politik und Gesellschaft sein. Der untere Teil der Abbildung 2-1 zeigt solche möglichen ne-
gativen Entwicklungen. Die Spannweite ist breit und reicht von der Gefährdung des sozialen Zusam-
menhaltes, über eine Benachteiligung Schwacher, einem deutlichen Attraktivitätsverlust der Innen-
städte, einer erheblichen Existenzgefährdung der industriellen Kerne bis hin zur Aufgabe wichtiger Ent-
wicklungsvorhaben im Bereich des Klimaschutzes, der Ökologie oder der Digitalisierung.

Es ist allerdings anzufügen, dass viele Krisenindikatoren in Deutschland deutliche Verbesserungen an-
zeigen und mit einer Erholung der Wirtschaft gerechnet werden kann. Umso wichtiger werden mittel-
bis langfristig wirkende Maßnahmen, um die Resilienz der Wirtschaft und Gesellschaft insgesamt zu
stärken.

3 Sozio-ökonomische Ausgangslage

In diesem Kapitel wird auf Basis statistischer Indikatoren, einer Unternehmensbefragung in Bremen
und Bremerhaven sowie von Rechercheergebnissen die sozio-ökonomische Ausgangslage des Landes
Bremen dargestellt. Dabei wird vorrangig auf die Themenfelder abgestellt, die zumindest prinzipiell
zum Maßnahmenkatalog eines Strukturförderprogramms gehören könnten. Bei dieser Analyse kommt
es vor allem auf die Treffsicherheit und nicht so sehr auf die Detailtiefe an. Es geht vorrangig um eine
indikatorbasierte Bewertung von Standortfaktoren des Landes Bremen, die für den zukünftigen Erfolg
relevant und auf der regionalen Ebene gestaltbar sind. Relevanz und Gestaltbarkeit vor Ort sind zwei
notwendige Auswahlkriterien für die mittel- und langfristigen Handlungsfelder des Bremen-Fonds. Da-
bei müssen auch die Besonderheiten Bremens herausgearbeitet werden. Diese Stärken-Schwächen-
Analyse ist thematisch bewusst breit angelegt, weil eine erhöhte Krisenresilienz mittelfristig nur durch
eine gleichzeitige Verbesserung der Wirtschafts- und Sozialstruktur erreicht werden kann. Die Analyse
erfolgt zunächst im Vergleich mit Hamburg und den Großstädten, weil letztere siedlungsstrukturell
eher mit Bremen vergleichbar sind als Bundesländer mit ihrem Mix aus Agglomerationen und ländli-
chen Räumen. Wo möglich und nötig, wird ergänzend auch ein Bundesvergleich durchgeführt.

Bremen im Großstadtvergleich

Die IW Consult führt seit vielen Jahren einen Großstadtvergleich durch, um erfolgreiche Großstädte zu
identifizieren. Dabei werden erfolgreiche Regionen unter anderem mit Hilfe folgender Kriterien iden-
tifiziert:
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 hohe Einkommen und Produktivität
 niedrige Arbeitslosigkeit und hohe Arbeitsplatzversorgung
 hohe Kaufkraft der Bevölkerung
 gute soziale Absicherung der Menschen und möglichst geringen Armutsquoten
 günstige Altersstruktur und positive Bevölkerungsentwicklung
 Attraktivität einer Region (u. a. Wohnungsmarkt, Gesundheitsversorgung, Sicherheit)
 Teilhabe an Bildung
 günstige Entwicklung der genannten Bereiche (Dynamik)

Im Jahr 2019 wurden 71 Großstädte mit mehr als 100.000 Einwohnern betrachtet. Dieser Vergleich
enthält ein Niveauranking (52 Indikatoren zum Niveau) und ein Dynamikranking (36 Indikatoren zur
Entwicklung). Zudem ist ein Zukunftsindex (13 Indikatoren zu zukunftsrelevanten Größen) enthalten,
der die Bereiche Industrie der Zukunft, kreative Dienstleistungen und Forschungsstärke abdeckt. Die
Indikatoren werden normiert und in Punkte umgerechnet und anschließend gewichtet zu dem jewei-
ligen Index zusammengefasst. Insgesamt sind 71 Großstädte in das Ranking eingeflossen (Tabelle 3-1):

 Die Stadt Bremen rangiert im Niveauranking am Ende des mittleren Drittels, die Stadt Bremer-
haven am unteren Ende.

 Beim Dynamikranking befinden sich beide Städte im unteren Drittel.
 Die besten Ränge werden beim Zukunftsindex erreicht, allerdings rangiert hier die Stadt Bremen

am Ende des mittleren Drittels und die Stadt Bremerhaven im unteren Drittel.
 Hamburg rangiert bei allen drei Rankings im oberen Drittel, wobei im Niveau- und Zukunftsindex

bessere Platzierungen erreicht werden als im Dynamikindex.
 Vorne in den Rankings finden sich vor allem bayerische Großstädte, aber auch Stuttgart und Frank-

furt am Main. Berlin zeigt die dynamischste Entwicklung, Darmstadt und Jena erreichen im Zu-
kunftsindex die Top-5. Alle Indikatoren werden mit dem ungewichteten Durchschnitt der Top-5-
Großstädte des Niveauindexes verglichen, soweit sie nicht dem Dynamikindex oder dem Zukunfts-
index zuzuordnen sind.

Der umfassende sozio-ökonomische Vergleich zeigt, dass Bremen und Bremerhaven Schwächen auf-
weisen. Umso wichtiger ist es, die Chancen im strukturellen Wandel zu nutzen.

Tabelle 3-1: Die Städte Bremen und Bremerhaven im Großstadtvergleich
Rang unter 71 Großstädten im jeweiligen Ranking

Niveauindex Dynamikindex Zukunftsindex

Land Bremen* 49 58 46

Stadt Bremen 45 57 44

Stadt Bremerhaven 69 61 58

Hamburg 9 22 16

Rang 1 München Berlin Darmstadt

Rang 2 Erlangen München München

Rang 3 Stuttgart Fürth Erlangen

Rang 4 Ingolstadt Regensburg Stuttgart

Rang 5 Frankfurt am Main Frankfurt am Main Jena

* einwohnergewichtetes Mittel; für Definitionen siehe Tabelle 8-1 im Anhang

Quelle: Regionaldatenbank der IW Consult (2020a)

Im Folgenden werden einzelne Indikatoren aus dem Großstadtvergleich betrachtet. Ergänzt werden
sie um weitere Indikatoren zur Nachhaltigkeit. Bei den wirtschaftlichen Kriterien für den aktuellen Er-
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folg werden für das Land Bremen sowie die Städte Bremen und Bremerhaven die Bereiche Wirtschafts-
kraft/Wohlstand, Arbeitsmarkt und wirtschaftliche Erneuerung analysiert und mit den Top-5 des je-
weiligen Index, Hamburg und mit allen Großstädten verglichen (Tabelle 3-2):

 Wirtschaftskraft und Wohlstand: Die Stadt Bremen und insbesondere die Stadt Bremerhaven lie-
gen bei der Wirtschaftskraft (BIP je Einwohner) hinter Hamburg, den Top-5-Städten und dem ein-
wohnergewichteten Mittel aller Großstädte. Allerdings liegt Bremen hier über dem Bundesdurch-
schnitt (siehe ausführlicher Tabelle 3-7 in Kapitel 3.2). Bei der Produktivität zeigt sich das gleiche
Bild. Das BIP-Wachstum fällt in beiden Städten ebenfalls langsamer aus, wobei Bremerhaven hier
nochmals deutlich hinter Bremen zurückbleibt. Die gemeindliche Steuerkraft und die Kaufkraft
liegen ebenfalls deutlich unter den Werten der Vergleichsregionen, lediglich beim verfügbaren
Einkommen liegt die Stadt Bremen mit den 71 Großstädten gleichauf. Insgesamt liegen Bremen
und Bremerhaven bei Wirtschaftskraft und Wohlstand hinter den Vergleichsgruppen, wobei es
innerhalb des Landes Bremen ein deutliches Gefälle zwischen der Stadt Bremen und Bremerhaven
gibt.

 Arbeitsmarkt: Die Arbeitsplatzversorgung am Wohnort liegt in Bremen und Bremerhaven deutlich
unter den erfolgreichen Großstädten. Zudem sind die Beschäftigungsraten von Frauen und von
Älteren in Bremen niedriger. In Bremen arbeiten zudem weniger Hochqualifizierte, wobei in Bre-
merhaven nur ein Drittel des Werts der erfolgreichen Großstädte erreicht wird. Die Arbeitslosen-
quoten sind in Bremen und Bremerhaven höher. Während es junge Menschen in die Top-5-Städte
und nach Hamburg zieht, ist dies in der Stadt Bremen nur geringfügig ausgeprägt. In Bremerhaven
verlassen junge Menschen die Stadt für Arbeitsplätze. Gleichzeitig verlassen viele 30- bis 50-jäh-
rige die Top-5-Großstädte wieder, wobei die Zuwanderung der jungen Beschäftigten höher ist als
die Abwanderung der Älteren.

 Wirtschaftliche Erneuerung: Die Städte Bremen und Bremerhaven weisen deutlich weniger wis-
sensintensive Dienstleistungen auf als die erfolgreichsten Städte, Hamburg und im Durchschnitt
aller Großstädte auf. Zudem fällt die Gründungsintensität in Bremen geringer aus, so dass die
wirtschaftliche Erneuerung in Bremen langsamer verlaufen dürfte. Bei der Insolvenzquote sind
die Stadt Bremen und Hamburg vergleichbar hoch, während sie in Bremerhaven niedrig ausfällt.
Die geringsten Ausfälle gibt es in den erfolgreichsten Großstädten.



Bremen-Fonds

14

Tabelle 3-2: Wirtschaftliche Kriterien für den aktuellen Erfolg
Wirtschaft/Wohlstand, Arbeitsmarkt, weitere Indikatoren

Indikator*
Land

Bremen**
Stadt

Bremen
Bremer-
haven

TOP 5-
Städte**

Hamburg
Alle Groß-
städte**

Wirtschaftskraft/Wohlstand

Wirtschaftskraft 48.589 50.970 36.626 86.044 63.927 52.319

Produktivität 76.533 79.759 60.322 102.795 93.471 78.200

BIP-Wachstum 9,8 10,7 5,6 16,9 12,6 13,1

Gemeindliche Steuerkraft 897 944 664 1.592 1.369 1.016

Einkommen 21.384 21.928 18.658 26.252 24.404 21.830

Kaufkraft 90,6 92,4 81,6 123,8 109,7 100,2

Arbeitsmarkt

Arbeitsplatzversorgung
(WO 64,1 63,9 65,4 70,0 67,8 65,9

Beschäftigungsrate Frauen 50,9 51,1 50,1 59,6 58,5 54,8

Beschäftigungsquote
Ältere 54,3 54,6 53,1 57,7 56,7 54,8

Anteil hochqualifizierter
Beschäftigter 17,1 18,4 10,6 31,7 23,6 22,0

Arbeitslosenquote Ältere 9,1 8,8 10,7 5,3 7,0 7,4

Arbeitslosenquote Jüngere 8,6 8,1 11,0 3,4 5,3 6,3

Arbeitsplatzwanderung
25-30 J 4,4 6,0 -3,5 43,2 49,0 19,3

Arbeitsplatzwanderung
30-50 J -0,7 -0,2 -3,0 -17,8 2,1 -4,2

Wirtschaftliche Erneuerung

Wissensintensive Dienst-
leistungen 21,1 21,8 17,7 36,6 29,7 27,2

Gründungsintensität 31,9 31,0 36,2 51,0 55,3 37,5

Insolvenzquote 17,7 19,8 7,3 3,2 21,8 17,3
* Zur genauen Definition siehe Tabelle 8-1; ** einwohnergewichteter Durchschnitt

Quelle: Regionaldatenbank der IW Consult (2020a), GfK (2018)

Neben den rein wirtschaftlichen Kriterien gibt es weitere Indikatoren, anhand derer der aktuelle Erfolg
einer Region abgebildet werden kann. Dazu zählen die Bereiche Attraktivität, soziale Lage, Bevölkerung
und Nachhaltigkeit (Tabelle 3-3):

 Attraktivität: Die Attraktivität einer Region ist wichtig, um Einwohner zu binden und neue Einwoh-
ner anzuziehen. Auch innovative Unternehmen suchen attraktive Standorte, um qualifizierte Be-
schäftigte zu gewinnen. Dieser Zusammenhang nimmt im Rahmen des Digitalisierungstrend wei-
ter zu. Höhere Mieten und Kaufpreise sind ein Zeichen dafür, dass mehr Menschen in eine Stadt
ziehen und dort höhere Einkommen erzielen können. Insofern deuten höhere Mieten und Kauf-
preise in den erfolgreichsten Großstädten und Hamburg auf eine höhere Attraktivität. Gleichzeitig
wird dort mehr gebaut. Bei der Ausstattung mit Ärzten und Krankenhausbetten ist Bremen gut
aufgestellt. Die Gästeübernachtungen fallen dagegen in den erfolgreichen Großstädten und in
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Hamburg höher aus als in Bremen. Zur geringeren Attraktivität der Städte Bremen und Bremer-
haven könnten auch die im Vergleich höhere Straftatenzahl beitragen, die mit einer geringeren
Aufklärungsquote in Bremen einhergeht.

 Soziale Lage: Die Lebenserwartung fällt insbesondere in Bremerhaven geringer aus, trotz der gu-
ten Ausstattung mit Ärzten und Krankenhausbetten. Zudem leben in Bremen und Bremerhaven
mehr Menschen in prekären Verhältnissen und sind nicht in den Arbeitsmarkt integriert. Entspre-
chend höher fällt der Anteil der verschuldeten Haushalte aus, vor allem in Bremerhaven.

 Bevölkerung: Die Städte Bremen und Bremerhaven haben in den vergangenen Jahren Bevölke-
rung hinzugewonnen. Dahinter steht vor allem die Zuwanderung aus dem Ausland. Die Bevölke-
rungsentwicklung fiel in den Top-5-Städten und in Hamburg höher aus. Gleichzeitig ist die Bevöl-
kerung in Bremen und vor allem in Bremerhaven älter als in Hamburg oder den erfolgreichsten
Großstädten, da der Quotient der Bevölkerung im Alter von 20 bis unter 60 Jahren im Verhältnis
zur Bevölkerung 60 Jahre und älter in Bremen geringer ausfällt.

 Nachhaltigkeit: Bremen und vor allem Bremerhaven sind im Vergleich „Windhauptstadt“. Hier
wird deutlich mehr Windenergie gewonnen als in den Vergleichsregionen. Bei der Solarenergie
liegen hingegen die erfolgreichen Städte im Süden Deutschlands vorne, auch wenn der Abstand
nicht so groß ausfällt wie bei der Windenergie. Das Thema Nachhaltigkeit könnte für Bremerhaven
eine Chance darstellen. Dort arbeiten bereits heute deutlich mehr Menschen in Umweltberufen
als in den anderen Großstädten. In der Stadt Bremen ist die Zahl hingegen mit Hamburg vergleich-
bar.
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Tabelle 3-3: Kriterien für den aktuellen Erfolg
Bevölkerung, soziale Lage, Attraktivität, Nachhaltigkeit

Indikator*
Land

Bremen**
Stadt

Bremen
Bremer-
haven

TOP 5-
Städte**

Hamburg
Alle Groß-
städte**

Attraktivität

Mieten k. A. 7,32 k. A. 13,19 10,47 k. A.

Eigentumswohnungen k. A. 2.668 k. A. 5.607 4.777 k. A.

Baugenehmigungen 8,2 8,4 7,2 13,7 13,2 8,7

Wohnungsneubau 5,2 5,5 3,4 10,8 8,4 6,7

Siedlungs- und Verkehrs-
fläche 348 340 389 184 243 270

Anteil der naturnäheren
Fläche an der Bodenfläche 20,9 17,8 36,7 22,8 22,0 28,1

Ärzte 87,8 87,1 91,1 89,9 79,9 83,6

Krankenhausbetten 76,4 73,0 93,4 83,2 69,3 81,5

Gästeübernachtungen 3,6 3,6 3,6 9,7 7,5 5,4

Straftaten 10.664 10.646 10.754 8.546 11.529 9.769

Aufklärungsquote Strafta-
ten 48,0 48,0 47,9 63,5 44,6 54,5

Soziale Lage

Lebenserwartung 79,9 80,3 77,9 82,3 81,0 80,8

Arbeitslosengeld-II-Emp-
fänger 10,3 9,9 12,5 4,5 7,2 7,6

Verschuldete Haushalte 14,0 12,5 21,2 9,4 10,6 12,0

Bevölkerung

Alterskoeffizient 2,0 2,1 1,8 2,7 2,5 2,3

Wanderungen 4,8 5,3 2,5 -0,1 9,8 5,4

Bevölkerungsentwicklung 4,0 3,9 4,3 6,8 5,6 4,7

Nachhaltigkeit

Ladesäulen 0,5 0,3 0,6 0,6 0,6 0,3

Windenergie 549,5 92,5 641,0 2,6 53,0 21,0

Solarenergie 17,0 14,9 17,4 22,5 6,7 20,0

Umweltberufe 7,7 3,0 8,7 2,3 3,1 3,0
k. A.: keine Angabe vorhanden

* Zur genauen Definition siehe Tabelle 8-2; **einwohnergewichteter Durchschnitt

Quelle: Regionaldatenbank der IW Consult (2020a)

Der zukünftige Erfolg muss heute erarbeitet werden. Anhand verschiedener Indikatoren kann gezeigt
werden, wie Bremen in zukunftsrelevanten Bereichen aufgestellt werden muss. Dazu werden für das
Land Bremen sowie die Städte Bremen und Bremerhaven die Bereiche Industrie der Zukunft, kreative
Dienstleistungen, Forschungsstärke und Bildung analysiert und mit den Top-5 des jeweiligen Index,
Hamburg und allen Großstädten verglichen (Tabelle 3-4):
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 Industrie der Zukunft: Innovationsrenten und temporäre Vorsprünge vor der Konkurrenz sind ein
wichtiger Treiber des Wohlstands. Die Stadt Bremen ist bei den relevanten Branchen besser auf-
gestellt als Hamburg, Bremerhaven hingegen ungünstiger. Die erfolgreichsten Großstädte sind –
mit Ausnahme der Glasfaserversorgung gegenüber Hamburg – in allen Bereichen besser aufge-
stellt.

 Kreative Dienstleistungen: Kreative Dienstleistungen gelten als Indikator für eine zukunftsge-
wandte Wirtschaft. Die Stadt Bremen ist hier etwas ungünstiger aufgestellt als Hamburg und die
erfolgreichsten Großstädte. In Bremerhaven sind die kreativen Dienstleistungen weniger stark
ausgeprägt.

 Forschungsstärke: Bremen und Bremerhaven weisen bei allen Indikatoren – mit Ausnahme der
Forschungsinstitute – geringere Werte als die erfolgreichsten Großstädte und Hamburg auf. In-
nerhalb Bremens gibt es dabei ein Gefälle zwischen den Städten Bremen und Bremerhaven. Die
Forschungsinstitute stellen eine Ausnahme dar. Sie werden in Kapitel 3.4 näher betrachtet.

 Bildung6: Im Bremen ist die frühe Bildung weniger stark ausgeprägt als in den erfolgreichsten
Großstädten oder in Hamburg. Vor allem die Kita-Quote der unter Dreijährigen ist deutlich gerin-
ger. In Bremerhaven fällt zudem die Kita-Quote der 3- bis unter 6-Jähringen geringer aus. In den
Schulen ist der Bildungserfolg in Bremen geringer ausgeprägt. Im Land Bremen verlassen deutlich
mehr Schulabgänger die Schulen ohne Abschluss, was die Ausbildungsfähigkeit erschwert. Die
Abiturquote fällt in der Stadt Bremen ähnlich hoch aus wie in den erfolgreichsten Großstädten,
aber geringer als in Hamburg. In der Stadt Bremerhaven verlassen weniger junge Menschen die
Schulen mit Abitur. Die Ausbildungsplatzversorgung fällt in Bremen und Bremerhaven ähnlich wie
in Hamburg aus. Allerdings reicht das Gesamtangebot an betrieblichen Ausbildungsplätzen nicht
für alle Bewerber. In den erfolgreichsten Großstädten gibt es hingegen weniger Bewerber als Aus-
bildungsplätze.

6 Siehe dazu vertiefend Kapitel Tabelle 3-5
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Tabelle 3-4: Kriterien für den zukünftigen Erfolg
Industrie der Zukunft, kreative Dienstleistungen, Forschungsstärke, Bildung

Indikator*
Land

Bremen**
Stadt

Bremen
Bremer-
haven

TOP 5-
Städte**

Hamburg
Alle Groß-
städte**

Industrie der Zukunft

Beschäftigte in relevanten
Branchen 13,5 15,1 5,4 17,5 11,3 11,8

I.4.0-Readiness 5,7 5,7 5,7 9,1 7,1 6,6

Hochschulabsolventen in
MINT-Fächern 0,7 0,8 0,6 1,8 0,5 1,0

FTTH Versorgung 0,0 0,0 0,0 26,8 71,0 16,1

Kreative Dienstleistungen

Beschäftigte in KuK-Bran-
chen 4,4 4,8 2,2 10,2 9,3 6,8

Hochschulabsolventen in
Kreativ-Fächern 0,2 0,3 0,0 0,5 0,1 0,4

Künstler 4,6 5,4 1,0 8,0 11,6 7,7

Theater- und Opernbesu-
che 0,5 0,3 1,1 0,7 0,4 0,6

Forschungsstärke

Akademikerquote 17,1 18,4 10,6 33,3 23,6 22,0

Ingenieursquote 2,9 3,1 1,9 6,0 3,4 3,2

FuE-Beschäftigte 5,9 6,8 1,3 29,2 7,9 10,4

Patente 33,7 35,0 27,4 252,7 54,4 85,4

Forschungsinstitute 16,2 14,1 26,5 18,2 7,1 10,2

Bildung

Kita-Quote U3 28,5 30,4 19,1 36,7 44,0 35,3

Kita-Quote 3-U6 88,5 89,9 81,5 91,2 89,5 91,8

Anteil der Schulabgänger
ohne Hauptschulabschluss 8,3 8,4 7,8 6,0 5,3 7,1

Abiturquote 37,3 38,1 33,2 37,0 52,8 41,8

Ausbildungsplätze 96,7 96,7 96,7 107,6 96,0 101,0
* Zur genauen Definition siehe Tabelle 8-3; ** einwohnergewichteter Durchschnitt

Quelle: Regionaldatenbank der IW Consult (2020a)
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Wohlstand, Wachstum und Wirtschaftsstruktur

In diesem Abschnitt werden die Wirtschaftskraft und der Wohlstand in Bremen, die Besonderheiten
durch die hohen Einpendlerzahlen, das Wachstum sowie die spezifische Wirtschaftsstruktur analysiert.
Dabei wird Bremen bei der Darstellung der Wohlstands- und Wachstumsindikatoren mit anderen Bun-
desländern verglichen.7.

Armes, reiches Bremen : Wirtschaftskraft und Wohlstand

Die Wirtschaftskraft ist ein wichtiger Indikator, um das Wohlstandspotenzial von Regionen zu verglei-
chen. Betrachtet wird das Bruttoinlandsprodukt (BIP) je Einwohner. Der Wohlstand kann anhand der
verfügbaren Einkommen bestimmt werden, die nach Steuern und Umverteilung den Einwohnern zur
Verfügung stehen. Allerdings wirken bei kleinteiligeren räumlichen Betrachtungen Verflechtungen. Die
Wirtschaftskraft wird am Arbeitsort gemessen, der Wohlstand am Wohnort. Pendler können in einer
Region die Wirtschaftskraft am Arbeitsort erhöhen, ohne in dieser Region den Wohlstand am Wohnort
zu erhöhen. Dieser Zusammenhang lässt sich in fast allen Großstädten beobachten. Tabelle 3-5 zeigt
diesen Zusammenhang für das Land Bremen:

 Bremen erzielt im Bundesländervergleich eine überdurchschnittliche Wirtschaftskraft, die höher
als im Bundesdurchschnitt, aber auch als in Bayern ausfällt. Hamburg weist dagegen eine deutlich
höhere Wirtschaftskraft auf.

 Bei den Arbeitnehmerentgelten liegt Bremen ebenfalls über dem Bundesdurchschnitt. Bayern bie-
tet mehr höherwertige Berufe, weshalb das Arbeitnehmerentgelt dort höher ausfällt.

 Die Primäreinkommen werden nach dem Wohnortkonzept ermittelt. Hier liegt Bremen unterhalb
aller Vergleichswerte, trotz der hohen Wirtschaftskraft. Auch Hamburg, das eine deutlich höherer
Wirtschaftskraft je Einwohner aufweist als Bayern, fällt beim Primäreinkommen hinter Bayern zu-
rück. Anders als Bremen liegt Hamburg aber über dem Bundesdurchschnitt.

 Bei den verfügbaren Einkommen, die ebenfalls am Wohnort gemessen werden, fällt der Rück-
stands Bremens etwas geringer aus, da die Einwohner des Landes von staatlichen Transfers pro-
fitieren. Dennoch bleibt Bremen auch hier hinter den Vergleichsregionen.

7 Dabei werden ergänzend einige Ergebnisse aus dem Großstadtvergleich nochmals vertiefend oder in einer anderen Perspektive verwendet.
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Tabelle 3-5: Wirtschaftskraft und Wohlstand im Vergleich
Werte Euro

Indikator Jahr Konzept
Land

Bremen Hamburg Bayern
Bundes-

durchschnitt

Bruttoinlandsprodukt
je Einwohner

2019 Arbeitsort 49.215 66.879 48.323 41.358

Arbeitnehmerentgelt je
Arbeitnehmer

2019 Arbeitsort 47.190 53.051 48.207 44.964

Primäreinkommen der
privaten Haushalte je
Einwohner

2018 Wohnort 25.599 33.037 33.155 28.209

Verfügbare Einkommen
je Einwohner

2018 Wohnort 21.481 25.029 25.309 22.899

Quelle: VGR der Länder (2020, 2019)

Hintergrund für das Auseinanderfallen der Werte am Arbeits- und Wohnort sind die Pendler (Tabelle
3-6). Während die Wirtschaftskraft am Arbeitsort gemessen wird, erfolgt die Messung der Primärein-
kommen und verfügbaren Einkommen am Wohnort:

 In Bremen standen im Jahr 2019 den 53.259 Auspendlern 137.644 Einpendler gegenüber, der
Pendlersaldo betrug damit 84.385.

 In keinem anderen Bundesland ist der Anteil der Einpendler an den Beschäftigten am Arbeitsort
so hoch wie in Bremen (Hamburg: 36,1 Prozent, Berlin: 21,9 Prozent).

 Bei den Auspendlern liegt Bremen dagegen nicht an der Spitze (Brandenburg: 30 Prozent, Schles-
wig-Holstein: 21,6 Prozent).

 Beim Pendlersaldo gemessen an den SVB am Wohnort hat Bremen ebenfalls den Spitzenplatz vor
Hamburg (29,6 Prozent) und Berlin (10,6 Prozent).

 Beim Pendlersaldo je 100 Einwohner besteht kein Unterschied zu Hamburg.

Tabelle 3-6: Pendler in Bremen
Anteile in Prozent

Bremen Hamburg

Anteil Einpendler an SVB am Arbeitsort 41,2 36,1

Anteil Auspendler an SVB am Wohnort 21,3 17,2

Anteil Pendlersaldo an SVB am Wohnort 33,8 29,6

Pendlersaldo je 100 Einwohner 12,4 12,4

Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder (2020)

Die große Zahl der Einpendler erhöhen die Wirtschaftskraft des Standortes Bremen (also das BIP), nicht
aber die Finanzkraft der Stadt8 Der Wanderungssaldo aus Zu- und Fortzügen fiel im Jahr 2018 in Bre-
men bei der Bevölkerung mit deutschem Pass negativ (-3.126) aus. Dahinter stehen vor allem Fortzüge
ins Umland: 76 Prozent des negativen Wanderungssaldos der Deutschen entfielen auf Niedersachsen.

8 Siehe dazu eine Studie der Handelskammer Bremen (2020), die auf die negativen Effekte der Abwanderung von Einwohnern ins Bremer
Umland hinweist.
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Vom negativen Wanderungssaldo der Stadt Bremen (−2.765) zogen 2.251 ins Umland von 30 Kilome-
tern (Statistisches Landesamt Bremen, 2019). Hiervon dürften viele Menschen nun nach Bremen zur
Arbeit pendeln. Durch die zusätzlichen Pendler steigt nicht nur der Verkehr, sondern belastet auch die
öffentlichen Haushalte. So sieht die Finanzverfassung vor, dass die Einkommensteuer nach der Bevöl-
kerung am Wohnort verteilt wird, nicht nach der Wirtschaftskraft. Dies ist eine Erklärung für geringere
gemeindliche Steuerkraft, auf die bereits im Rahmen des Großstadtvergleichs (Tabelle 3-2) bereits hin-
gewiesen wurde, verbunden mit den höheren Schulden je Einwohner, die in Bremen Ende 2018 knapp
32.000 Euro betrugen9, während sie in Hamburg bei knapp 19.000 Euro lagen. Die Lösung kann bei
einer unveränderten Finanzverfassung nur in einer Erhöhung der Attraktivität Bremens als Wohnort
liegen. Allerdings zeigen die im Großstadtvergleich verwendeten Indikatoren (Tabelle 3-3) hier durch-
aus Defizite und damit Handlungsbedarf an. Die Unternehmensbefragung zu den Standortbedingun-
gen (siehe dazu Kapitel 3.7) bestätigen dies insbesondere mit Blick auf die Attraktivität des Wohn-
raums.

Wirtschaftsdynamik

Die Wirtschaftsdynamik kann anhand des BIP-Wachstum gemessen werden. Wie bereits erwähnt hat
das Land Bremen eine hohe Wirtschaftskraft – allerdings mit regionalen Unterschieden. Das Bruttoin-
landsprodukt je Einwohner liegt in Bremen mit 49.215 Euro (2019) über dem Bundesdurchschnitt.
Hamburg erwirtschaftet pro Kopf rund 17.700 Euro mehr (Tabelle 3-5 und Tabelle 3-7). Die Stadt Bre-
men erreicht 50.970 Euro, die Stadt Bremerhaven dagegen nur 36.626 Euro. Die Top-5 der Großstädte
erreichen rund 86.000 Euro. Anders fällt eine Betrachtung der Wirtschaftsdynamik auf. In Bremen ist
eine Wachstumsschwäche festzustellen (Tabelle 3-7):

 Die Wirtschaftsdynamik fällt in Bremen langfristig und kurzfristig geringer aus als im Bundesdurch-
schnitt und in Hamburg. Im Zeitraum 1992 bis 2019 ist das BIP in Bremen um 73,1 Prozent ge-
wachsen, in Hamburg aber um 93,6 Prozent und im Bundesdurchschnitt um 101,9 Prozent. Nach
der weltweiten Wirtschafts- und Finanzkrise und der anschließenden Erholung war das Wirt-
schaftswachstum am aktuellen Rand in Bremen ebenfalls geringer. Im Zeitraum 2012 bis 2019
wuchs das BIP in Bremen um 17,9 Prozent, in Hamburg um 27,1 Prozent und im Bundesdurch-
schnitt um 25,2 Prozent.

 Die Stadt Bremen (74,8 Prozent) ist langfristig schneller gewachsen als die Stadt Bremerhaven, die
im Zeitraum 1992 bis 2017 nur um 48,8 Prozent zulegen konnte. Die Top-5 erzielten langfristig mit
91,2 Prozent ein höheres Wachstum. Im Zeitraum 2012 bis 2019 wuchs die gesamte Wirtschafts-
kraft in der Stadt Bremen um 15 Prozent und in der Stadt Bremerhaven um 10,2 Prozent, beides
Werte unterhalb der Top-5-Städte (20,6 Prozent).

 Das BIP je Einwohner wuchs in Bremen im Zeitraum 2012 bis 2019 um 12,8 Prozent. Damit fiel das
Wachstum geringer aus als in Hamburg (19 Prozent) und im Bundesdurchschnitt (21,2 Prozent).
In der Stadt Bremen (10,7 Prozent) und in der Stadt Bremerhaven (5,6 Prozent) wuchs das BIP je
Einwohner im Zeitraum 2012 bis 2019 langsamer als in der Vergleichsgruppe der Top-5-Groß-
städte (13 Prozent).

Insgesamt ist bei der Wirtschaftskraft und der Wirtschaftsdynamik eine Zweiteilung in Bremen zu er-
kennen. Während die Stadt Bremen bei der Wirtschaftskraft eher überdurchschnittliche Ergebnisse
erzielt, ist die Stadt Bremerhaven in beiden Dimensionen abgeschlagen. Hier sind dringend neue wirt-
schaftliche Impulse erforderlich, um wieder anschließen zu können.

9 Schuldenstand der Länder und Gemeinden/Gemeindeverbände beim nicht-öffentlichen Bereich (Statistisches Bundesamt, 2020)
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Tabelle 3-7: Wirtschaftskraft und Wirtschaftsdynamik im Vergleich
BIP je Einwohner in Euro; Wachstum in Prozent

BIP je EW
2019

BIP-Wachstum
1992-2019

BIP-Wachstum
2012-2019

Wachstum BIP je
EW 2012/19

Bremen 49.215 73,1 17,9 12,8

Bundesdurchschnitt 41.358 101,9 25,2 21,2

Hamburg 66.879 93,6 27,1 19,0

Stadt Bremen* 50.970 74,8 15,0 10,7

Stadt Bremerhaven* 36.626 48,4 10,2 5,6

Top-5** 86.012 91,2 20,6 13,0
* 2017; **ungewichteter Durchschnitt München, Erlangen, Stuttgart, Ingolstadt, Frankfurt am Main

Quelle: VGR der Länder (2020); VGR der Länder (2019)

Wirtschaftsstruktur in Bremen

Was sind die Bremer Leitbranchen? Die sektorale Wirtschaftsstruktur (Tabelle 3-8) zeigt erste Unter-
schiede insbesondere zu Hamburg:

 Das Land Bremen weist in Vergleich zu Hamburg deutlich mehr Industrie und weniger wirtschafts-
nahe (und häufig auch wissensintensive) Dienstleistungen auf.

 Die Top-5-Großstädte weisen einen höheren Industrieanteil und einen hohen Anteil wirtschafts-
naher Dienstleistungen auf. Deutlich geringer ausgeprägt sind dort hingegen öffentliche Dienst-
leister/Erziehung/Gesundheit/Sonstige Dienstleister.

 Die Industrie (Verarbeitendes Gewerbe) ist stark in der Stadt Bremen konzentriert. Die Stadt Bre-
merhaven hat im Vergleich weniger Industrie, was auch auf den Strukturwandel in der Werftin-
dustrie zurückgehen dürfte.

 Der Sektor Information und Kommunikation hat in Bremen im Jahr 2018 zu 3,9 Prozent der Wert-
schöpfung beigetragen. In den Bundesländern lag dieser Anteil bei 4,6 Prozent und in Hamburg
mit 8 Prozent rund doppelt so hoch.

Tabelle 3-8: Wirtschaftsstruktur im Jahr 2019 im Vergleich
Anteil an der gesamten Bruttowertschöpfung in Prozent

Agrar Übriges
Produzie-

rendes
Gewerbe

Verarbei-
tendes

Gewerbe

Bau-
wirt-

schaft

Handel/
Verkehr/

Gastgew./
IKT

Finan-
zen/Unt.
Dienste

Sonstige
Dienste1)

Bremen 0,1 2,8 20,0 3,8 26,4 23,8 23,1

Bundesländer 0,9 2,7 21,6 5,6 20,9 25,9 22,6

Hamburg 0,1 1,8 11,8 3,2 32,2 32,7 18,3

Stadt Bremen* 0,0 2,9 23,8 3,1 26,9 22,8 20,4

Stadt Bremer-
haven* 0,0 3,4 13,3 3,4 26,1 25,3 28,5

TOP-5* 0,0 1,3 24,8 2,6 22,4 32,0 16,9
1) Öffentliche Dienstleister/Erziehung/Gesundheit/Sonstige

* 2017

Quelle: VGR der Länder (2020); VGR der Länder (2019)
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Das Verarbeitende Gewerbe ist ein wichtiger Sektor in der Bremer Wirtschaft, zumal im Rahmen der
wirtschaftlichen Vorleistungsverflechtungen ein großer Teil der vorhandenen industrienahen Dienst-
leistungen (Logistik, Großhandel, unternehmensnahe Dienstleister) eng mit der Industrie zusammen-
hängen dürfte. Die Tabelle 3-9 zeigt eine differenziertere Betrachtung der Bremer Industriebranchen
(Stand vor der Corona-Krise). Dabei zeigen sich die Leitbranchen der Bremer Industrie:

 Der Fahrzeugbau dominiert die Bremer Industrie (50 Prozent der Beschäftigung, 58 Prozent der
Entgelte, 74 Prozent des Umsatzes, 84 Prozent des Auslandsumsatzes).

 Der Maschinenbau (9,4 Prozent der Beschäftigung, 9 Prozent der Entgelte, 2,4 Prozent des Um-
satzes, 1,3 Prozent des Auslandsumsatzes) und das Ernährungsgewerbe und Tabakverarbeitung
(12,4 Prozent der Beschäftigung, 9 Prozent der Entgelte, 58 Prozent der Entgelte, 7,8 Prozent des
Umsatzes, 3 Prozent des Auslandsumsatzes) sind weitere wichtige Beschäftigungsbranchen.

 In der Schiffs-/Werftindustrie sind rund 3 Prozent aller Industriebeschäftigten tätig.
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Tabelle 3-9: Struktur des Verarbeitenden Gewerbes in Bremen
Anteile am Verarbeitendes Gewerbe* im Mai 2019 in Prozent; Sortierung nach Entgelten

Wirtschaftszweig WZ 2008 Betriebe
Tätige

Personen
Arbeits-
stunden Entgelte Umsatz

Aus-
landsum-

satz

29+30 Fahrzeugbau 15,2 49,8 48,1 57,8 73,5 84,0

28 Maschinenbau 15,9 9,4 10,4 8,7 2,4 1,3

10-12 Ernährungsgewerbe
und Tabakverarbeitung 15,2 12,4 13,1 8,6 7,8 3,0

25 Herstellung von Metaller-
zeugnissen 7,6 5,1 4,7 4,6 1,4 0,9

33 Reparatur und Installation
von Maschinen und Ausrüs-
tungen 14,5 5,5 5,9 4,6 1,0 0,1

26 Herstellung von Datenver-
arbeitungsgeräten und elekt-
ronischen und optischen Er-
zeugnissen 3,4 3,1 3,3 3,1 1,6 2,1

30.1 Schiff- und Bootsbau 3,4 1,9 1,9 2,4

10.83 Verarbeitung von Kaf-
fee und Tee, Kaffee-Ersatz 3,4 2,5 2,7 2,3 3,1 1,8

10.20 Fischverarbeitung 4,1 4,8 5,4 2,2 2,4 0,6

27 Herstellung von elektri-
schen Ausrüstungen 4,1 1,7 1,7 1,4 0,2 0,1

20 Herstellung von chemi-
schen Erzeugnissen 3,4 1,2 1,2 1,0 0,5 0,4

33.15 Reparatur und Instand-
haltung von Schiffen, Booten
und Yachten 2,8 1,1 1,1 0,8

18 Herstellung von Drucker-
zeugnissen; Vervielfältigung
von bespielten Ton-, Bild- und
Datenträgern 2,8 0,8 0,6 0,5

23 Herstellung von Glas und
Glaswaren, Keramik, Verar-
beitung von Steinen und Er-
den 2,1 0,7 0,7 0,5 0,3 0,1

10.71 Herstellung von Back-
waren (ohne Dauerbackwa-
ren) 2,8 0,7 0,6 0,2 0,1 0,0

* Betriebe ab 50 Beschäftigte

Quelle: Statistisches Bundesamt (2020a)
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Arbeitsmarkt

Der Bremer Arbeitsmarkt ist seit längerem ein Sorgenkind. Trotz der überdurchschnittlichen Wirt-
schaftskraft gelingt es in Bremen nicht, eine unterdurchschnittliche Arbeitslosigkeit (+4,9 Prozent-
punkte gegenüber D) zu erzielen, wie es in anderen Ländern wie Bayern (−2,2 Prozentpunkte gegen-
über D) oder Baden-Württemberg (−1,8 Prozentpunkte gegenüber D ) der Fall ist. Aber auch Hamburg, 
das die höchste Wirtschaftskraft unter den Ländern aufweist, hat eine überdurchschnittliche Arbeits-
losenquote (+1,1 Prozentpunkte), wenn auch deutlich weniger ausgeprägt als in Bremen.

Strukturen des Bremer Arbeitsmarkes

Die Beschäftigungsstrukturen am Arbeitsmarkt geben einen Überblick über die Leitbranchen Bremens
über alle Branchen hinweg. Die in Tabelle 3-10 dargestellten Branchen weisen in Bremen einen Be-
schäftigungsanteil von mindestens ein Prozent auf. In diesen Branchen sind in Bremen 85,8 Prozent
aller sozialversicherungspflichtig Beschäftigten am Arbeitsort tätig (Stadtstaaten: 81,1 Prozent, Bun-
desländer: 77,8 Prozent), die Konzentration fällt in Bremen mithin höher aus.

Die zehn größten Beschäftigungsbranchen sind der Logistik, dem Handel, der Fahrzeugindustrie und
den öffentlichen erbrachten oder finanzierten Dienstleistungen zuzuordnen (Tabelle 3-10). Deutlich
stärker als im Bundesdurchschnitt ausgeprägt sind in Bremen die Branchen Lagerei sowie Erbringung
von sonstigen Dienstleistungen für den Verkehr, die Herstellung von Kraftwagen und Kraftwagentei-
len, der sonstiger Fahrzeugbau, die Vermittlung und Überlassung von Arbeitskräften sowie die Interes-
senvertretungen/kirchliche und sonstige Vereine. Schwächer ausgeprägt ist in Bremen die Beschäfti-
gung in den Branchen Maschinenbau, Einzelhandel (ohne Handel mit Kraftfahrzeugen), vorbereitende
Baustellenarbeiten, Bauinstallation und sonstiges Ausbaugewerbe, öffentliche Verwaltung, Verteidi-
gung; Sozialversicherung sowie Heime (ohne Erholungs- und Ferienheime).
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Tabelle 3-10: Beschäftigung nach Branchen
Stichtag 31. Dezember 2019; nur Branchen mit einem Beschäftigungsanteil von mind. 1 Prozent in Bremen

Bremen Bundesländer Stadtstaaten

52 Lagerei sowie Erbringung von sonstigen Dienstleistun-
gen für den Verkehr 7,3 2,3 2,9

86 Gesundheitswesen 7,1 7,6 7,1

47 Einzelhandel (ohne Handel mit Kraftfahrzeugen) 6,1 7,3 7,3

29 Herstellung von Kraftwagen und Kraftwagenteilen 4,8 2,8 0,8

88 Sozialwesen (ohne Heime) 4,7 4,1 4,5

85 Erziehung und Unterricht 4,6 4,0 5,6

84 Öffentliche Verwaltung, Verteidigung; Sozialversiche-
rung 4,5 5,6 5,2

46 Großhandel (ohne Handel mit Kraftfahrzeugen) 4,4 4,2 3,8

78 Vermittlung und Überlassung von Arbeitskräften 3,4 2,1 2,5

43 Vorbereitende Baustellenarbeiten, Bauinstallation und
sonstiges Ausbaugewerbe 2,9 4,1 3,1

62 Erbringung von Dienstleistungen der Informationstech-
nologie 2,6 2,3 3,9

81 Gebäudebetreuung; Garten- und Landschaftsbau 2,6 2,4 3,3

56 Gastronomie 2,4 2,3 3,4

70 Verwaltung und Führung von Unternehmen und Betrie-
ben; Unternehmensberatung 2,4 2,2 3,3

94 Interessenvertretung, kirchliche und sonstige Vereine 2,4 1,4 2,3

49 Landverkehr und Transport in Rohrfernleitungen 2,3 2,0 2,5

87 Heime (ohne Erholungs- und Ferienheime) 2,2 3,2 2,2

10 Herstellung von Nahrungs- und Futtermitteln 1,9 1,9 0,9

30 Sonstiger Fahrzeugbau 1,9 0,5 1,4

71 Architektur- und Ingenieurbüros; technische, physikali-
sche und chemische Untersuchung 1,9 1,8 2,2

45 Handel mit Kraftfahrzeugen; Instandhaltung und Repa-
ratur von Kraftfahrzeugen 1,7 2,0 1,4

28 Maschinenbau 1,6 3,2 0,9

69 Rechts- und Steuerberatung, Wirtschaftsprüfung 1,6 1,4 2,0

68 Grundstücks- und Wohnungswesen 1,4 0,8 1,8

82 Dienstleistungen für Unternehmen und Privatpersonen
anderweitig nicht angegeben 1,3 1,1 1,8

24 Metallerzeugung und -bearbeitung 1,2 0,9 0,3

64 Erbringung von Finanzdienstleistungen 1,2 1,8 1,7

33 Reparatur und Installation von Maschinen und Ausrüs-
tungen 1,1 0,5 0,4

72 Forschung und Entwicklung 1,1 0,7 1,2

53 Post-, Kurier- und Expressdienste 1,0 1,0 1,0

Quelle: Bundesagentur für Arbeit (2020)
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Eine anhaltendes Herausforderung: ALG-II und Arbeitslose im Rechtskreis des SGB-II

Der Bremer Arbeitsmarkt hat eine seit langem verfestigte Arbeitslosigkeit. Die Zahl der ALG-II-Empfän-
ger lag im Jahr 2005 bei 10,1 je 100 Einwohner, im Jahr 2019 waren es immer noch 10 je 100 Einwoh-
ner. Im Bundesdurchschnitt ist die Zahl der ALG-II-Empfänger je 100 Einwohner dagegen von 5,8 auf
4,7 gesunken, in den Stadtstaaten von 10,5 auf 8,7. In der Stadt Bremen blieb die Zahl der ALG-II-
Empfänger je 100 Einwohner von 2005 bis 2019 (bezogen auf Einwohner 2018) konstant bei 9,6. In der
Stadt Bremerhaven sank die Zahl der ALG-II-Empfänger von 12,8 auf 11,9. In Bremen ist die Zahl der
ALG-II-Empfänger seit langem verfestigt.

Fachkräfteengpässe in Bremen vor der Corona-Krise

Neben der bestehenden Arbeitslosigkeit gehörten vor der Corona-Krise viele unbesetzte offene Stellen
zum Bremer Arbeitsmarkt. Dies zeigt ein Blick auf die Engpassquoten, die auf Basis der Arbeitsmarkt-
bezirke ermittelt werden, weshalb der LK Osterholz hier unter Bremen mitberücksichtigt ist. Die Eng-
passquote gibt den Stellenanteil in Engpassberufen an allen offenen Stellen wieder. Stellen in Engpass-
berufen sind schwerer zu besetzen, da es nicht genügend passend qualifizierte Arbeitslose gibt, um
alle offenen Stellen besetzen zu können (KOFA-Berechnungen auf Basis von Sonderauswertungen der
Bundesagentur für Arbeit, 2020):

 In Bremen waren im Jahr 2019 rund 67 Prozent aller offenen Stellen in Engpassberufen ausgeschrie-
ben. Im Jahr 2011 waren es nur 32 Prozent.

 In Hamburg betrug im Jahr 2019 die Engpassquote 68 Prozent, nach 48 Prozent im Jahr 2011.

Viele Branchen sind von Fachkräfteengpässen betroffen (Tabelle 3-11). In Bremen finden sich oftmals
weniger qualifizierte Arbeitslose für die offenen Stellen. Hier bestehen Ansatzpunkte, durch mehr Qua-
lifikation das Matching zu verbessern und so nachhaltig die arbeitslose Bevölkerung besser in den Ar-
beitsmarkt einzubinden.
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Tabelle 3-11: Fachkräfteengpässe in Bremen nach Berufen
Top-5-Berufe in Bremen, Engpassrelation: Arbeitslose je 100 gemeldete offene Stellen

Bremen Hamburg Deutschland

Fa
ch

kr
äf

te

Ver- und Entsorgung 14 * 49

Mechatronik 19 34 21

Altenpflege 20 26 19

Heilerziehungspflege und Sonderpädagogik 25 134 55

Rohrleitungsbau 26 25 37

Sp
e

zi
al

is
te

n

Fachkrankenpflege 9 63 26

Öffentliche Verwaltung 17 92 49

Geburtshilfe und Entbindungspflege 18 * 95

Spanende Metallbearbeitung 26 * 49

Aufsicht - Elektrotechnik 29 30 42

Ex
p

e
rt

e
n

Öffentliche Verwaltung 15 * 19

Aufsicht und Führung - Gesundheits- und Kranken-
pflege, Rettungsdienst und Geburtshilfe

22 123 70

Aufsicht und Führung - Verkauf 68 115 82

Informatik 69 * 79

Bauplanung und -überwachung 83 63 44

Quelle: KOFA-Berechnungen auf Basis von Sonderauswertungen der Bundesagentur für Arbeit, 2020

Wissenschaftsstandort

Bei den Kriterien zum zukünftigen Erfolg hat sich eine Stärke Bremens bei den Forschungseinrichtun-
gen gezeigt (siehe oben Tabelle 3-4). Im Folgenden soll der Hochschul- und Wissenschaftsbereich nä-
her betrachtet werden.

Im Wintersemester 2018/19 waren in Bremen 37.440 Studierende eingeschrieben. Dies entspricht
54,9 Studierende je 1.000 Einwohner, nach Hamburg (59,8) der zweithöchste Wert in Deutschland
(34,6). Vom Wintersemester 2000/01 bis zum Wintersemester 2018/19 stieg in Bremen die Zahl der
Studierenden um 40,6 Prozent, in Deutschland waren es 59,4 Prozent. Das Studienangebot knüpft an
der bestehenden Wirtschaftsstruktur an. So gibt es ein neues Studienangebot in Space Technology,
das durch den Wirtschaftscluster Luft- und Raumfahrt begünstigt wird.

Die laufenden Ausgaben je Studierenden beliefen sich im Jahr 2017 in Bremen auf rund 4.200 Euro, in
Hamburg auf 6.800 Euro und im Bundesdurchschnitt auf 7.300 Euro. In keinem anderen Bundesland
wird weniger je Studierenden ausgegeben. Auch die Ausgaben je Professur liegen unter dem Wert der
anderen Länder.

Auf der anderen Seite zählen die Hochschulen im Land Bremen bei der Einwerbung von Drittmitteln zu
den erfolgreichsten Hochschulen im Bundesländervergleich. Je Professur wurden im Jahr 2017 in Bre-
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men rund 243.000 Euro eingeworben, nur in Sachsen waren es mehr (254.000 Euro). Im Bundesdurch-
schnitt warb jede Professur 181.000 Euro ein. Bei den Drittmitteln je wissenschaftlichen Personal er-
reichte Bremen im Jahr 2017 mit 94.500 Euro den Spitzenplatz.

Im Land Bremen gibt es im Vergleich viele Forschungseinrichtungen je Einwohner. Darunter sind drei
Institute der Helmholtz-Gemeinschaft Deutscher Forschungszentren, drei der Fraunhofer-Gesellschaft,
vier der Leibniz-Gemeinschaft, ein Institut der Max-Planck-Gesellschaft sowie die durch die Länderge-
meinschaft finanzierte Forschungsstelle Osteuropa. Zudem ist Bremen der dritte Standort des Deut-
schen Forschungszentrums für Künstliche Intelligenz (DFKI).

Die Forschungsschwerpunkte der bremischen FuE-Einrichtungen sind in einer Prognos-Studie abge-
fragt worden. Dabei zeigte sich folgendes Bild (Mehrfachangaben möglich):

 Informations- und Kommunikationswissenschaften (8,2 Prozent)
 Meeres- und Geowissenschaften (7,4 Prozent)
 Sozialwissenschaften (7,1 Prozent)
 Biotechnologie und Chemie (7,1 Prozent)
 Maritime Technologien (6,5 Prozent)
 Umweltwissenschaften und -technologien (6,3 Prozent)
 Medizin- und Gesundheitswissenschaften (6,3 Prozent)
 Produktions- und Verfahrenstechnik (6,0 Prozent)
 Logistik und Verkehr (6,0 Prozent)

Nach den Befragungsergebnissen der Prognos-Studie besteht eine hohe Vernetzung zwischen der For-
schung und der Wirtschaft im Land Bremen. Die Vernetzung findet vor allem in den Branchen Produk-
tions- und Verfahrenstechnik, Logistik, neue Werkstoffe/neue Materialien und Luft- und Raumfahrt
statt. Zudem finden sich Vernetzungsansätze in der Informations- und Kommunikationswirtschaft und
Biotechnologie und Chemie (Prognos, 2019).

In der Airport-Stadt ist in Bremen das Forschungs- und Technologiezentrum EcoMaT (Center for Eco-
efficient Materials & Technologies) entstanden, das die Kompetenzen von Wirtschaft und Wissen-
schaft im Bereich Leichtbau bündelt. Unter anderem sind dort Airbus und das Faserinstitut Bremen
e.V. (FIBRE) tätig. In der Nähe der Universität Bremen befindet sich der Technologiepark, wo auf rund
170 Hektar Fläche gegenwärtig über 550 Hightech-Unternehmen sowie über 50 Forschungseinrichtun-
gen und -institute angesiedelt sind.

Das Land Bremen zielt bei seiner Wissenschaftspolitik darauf ab, die bisherigen Wissenschaftsschwer-
punkte durch die Leistungsdimension „Transfer“ zu ergänzen. Acht Forschungs- und Transferschwer-
punkte sind vorgesehen:

 Meereswissenschaften
 Materialwissenschaften
 Sozialwissenschaften
 Minds-Media-Machines
 Logistik
 Gesundheitswissenschaften
 Luft- und Raumfahrt
 Energiewissenschaften

Weiterhin ist eine KI-Strategie in Vorbereitung (KI basierte Robotik), die unter anderem auf den wirt-
schaftlichen Schwerpunkten und verschiedenen Instituten wie dem Institute for Artificial Intelligence



Bremen-Fonds

30

(IAI) an der Universität Bremen und dem Bremer Robotics Innovation Center (RIC) des Deutschen For-
schungszentrums für Künstliche Intelligenz (DFKI) aufsetzt. Die anderen Schwerpunkte bieten Ansatz-
punkte für weitere Forschungsanstrengungen, wie die Wasserstofftechnologie im Bereich Logistik oder
digitale Lösungen im Bereich Mobilität oder in der Luft- und Raumfahrt. Zudem unterstützt das Land
die Universität in der Vorbereitung auf die nächste Bewerbungsrunde in der Exzellenzstrategie.

Bildungsstandort

Im IW-Bildungsmonitor (Anger/Plünnecke, 2020) belegt Bremen immer hintere Plätze. Allerdings sind
im aktuellen Bildungsmonitor 2020 (BM 2020) Verbesserungen und vor allem Unterschiede in einzel-
nen Handlungsfeldern sichtbar.

In Bremen sind laut dem IW-Bildungsmonitor 2020 mehrere Stärken vorhanden:

 Hochschulabsolventen (BM 2020: 1. Platz): Die Bedeutung akademischer Bildung ist am Standort
Bremen nach wie vor hoch. Im Jahr 2018 lebten 95.000 Akademiker im erwerbsfähigen Alter in
Bremen. An den Bremer Hochschulen erreichten im selben Jahr knapp 6.500 Studenten einen Hoch-
schulabschluss – das ergibt eine Ersatzrate von 6,8 Prozent, die weit über dem Bundesdurchschnitt
von 4,8 Prozent liegt und den Bestwert aller Bundesländer markiert. Damit hat Bremen in großem
Umfang zur Verringerung aktueller und künftiger Fachkräfteengpässe beigetragen. Auch beim An-
teil der Absolventen an der 25- bis 40-jährigen Bevölkerung erzielt Bremen den besten Platz aller
Bundesländer. Bremen ist auch für Studienanfänger aus anderen Bundesländern sehr attraktiv.

 Forschungsorientierung (BM 2020: 2. Platz): Im Handlungsfeld Forschungsorientierung nimmt Bre-
men den zweiten Platz von allen Bundesländern ein. Dies zeigt sich in den überdurchschnittlichen
eingeworbenen Drittmitteln je Professor (siehe oben).

 Inputeffizienz (BM 2020: 3. Platz): In Bremen wurden die Mittel für die Bildungseinrichtungen effi-
zient eingesetzt. Die Relation der Sachausgaben zu den Personalausgaben an den allgemeinbilden-
den Schulen lag im Jahr 2017 in Bremen bei 20 Prozent und im Bundesdurchschnitt nur bei 15,4
Prozent. Auch bei den beruflichen Schulen erzielte Bremen hier einen überdurchschnittlichen Wert.

 Berufliche Bildung (BM 2020: 3. Platz): Trotz der Probleme in den Schulen sind die Voraussetzungen
für den erfolgreichen Übergang von der Schule in den Beruf in Bremen eigentlich relativ günstig.
Das Land hatte gemessen an der Einwohnerzahl im entsprechenden Alter im Jahr 2018 die höchste
Zahl an verfügbaren betrieblichen Ausbildungsplätzen, wenngleich es immer noch mehr Bewerber
als Ausbildungsplätze gibt. Bei der Fortbildungsintensität schnitt Bremen ebenfalls überdurch-
schnittlich ab.

Zugleich zeigen sich In Bremen laut dem IW-Bildungsmonitor 2020 auch Schwächen:

 Ausgaben (BM 2020: 16. Platz). Die Bildungsausgaben pro Teilnehmer fallen im Vergleich zu den
Gesamtausgaben der öffentlichen Haushalte je Einwohner gering aus. Bremen weist hier jeweils
den niedrigsten Wert aller Bundesländer auf.

 Bildungsdefizite (BM 2020: 16. Platz): Bei den Überprüfungen der Bildungsstandards im Bereich Le-
sen und in Mathematik wies Bremen in den letzten Erhebungen unter den Neuntklässlern jeweils
die höchste Risikogruppe auf. In den Naturwissenschaften entfiel die zweithöchste Risikogruppe
auf Bremen. Hohe Risikogruppen sind außerdem in der IQB-Erhebung aus dem Jahr 2016 unter den
Viertklässlern in Deutsch und Mathematik zu verzeichnen. Weiterhin fiel die Schulabbrecherquote
in Bremen höher aus als im bundesweiten Durchschnitt. Beim Anteil erfolgreicher Absolventen an
den Abgängern aus dem Berufsvorbereitungsjahr schnitt Bremen jedoch erfolgreicher ab als der
Durchschnitt der Bundesländer.
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 Schulqualität (BM 2020: 16. Platz): Bremen nimmt bei der Schulqualität den letzten Platz aller Bun-
desländer ein. Bei den IQB-Vergleichstests der Neuntklässler ist Bremen sowohl in Mathematik, in
den Naturwissenschaften als auch im Lesen jeweils das Schlusslicht der Bundesländer. Auch bei den
Viertklässlern nimmt Bremen in den Bereichen Mathe und Deutsch jeweils den letzten Platz ein.

 Integration (BM 2020: 14. Platz): Im Jahr 2018 erlangten mit 3,1 Prozent unterdurchschnittlich viele
Jugendliche mit einer ausländischen Staatsangehörigkeit an beruflichen Schulen die Studienberech-
tigung (Bundesdurchschnitt: 6,9 Prozent). Schließlich ist der Zusammenhang zwischen sozioökono-
mischer Herkunft und Bildungserfolg in Bremen relativ groß.

Bevölkerungsentwicklung

Bremen ist mit seinen insgesamt 681.202 Einwohnern (Stichtag 31.12.2019) das kleinste Bundesland
in Deutschland. Das Land besteht aus den kreisfreien Städten Bremen (567.559 Einwohner beziehungs-
weise 83 Prozent aller Landeseinwohner) und Bremerhaven (113.643 Einwohner beziehungsweise
17 Prozent).

Seit dem Jahr 2011 beruht die Fortschreibung der Einwohnerzahl methodisch einheitlich auf dem Zen-
sus 2011 und kann unmittelbar verglichen werden (Tabelle 3-12):

 Im Zeitraum 2011 bis 2019 ist die Einwohnerzahl Bremens um 4,4 Prozent gestiegen. Dies ist
schneller als im Bundesdurchschnitt (3,5 Prozent), aber langsamer als in Hamburg (7,5 Prozent).

 In der Stadt Bremen (4,3 Prozent) ist die Einwohnerzahl etwas langsamer gestiegen als in der Stadt
Bremerhaven (5,1 Prozent).

Ein Anstieg der Bevölkerungszahl kann einerseits als hohe Attraktivität interpretiert werden. Dies ist
dann der Fall, wenn die neuen Einwohner aufgrund der Arbeitsmarktlage, des Wohlstands oder ande-
rer Faktoren wie das kulturelle Angebot eine Stadt als Wohnort gezielt auswählen. In diesen attrakti-
ven Regionen gelingt es meist, die Zugezogenen in die lokale Wirtschaft zu integrieren, sodass die
neuen Einwohner dann die Stadt oder Region stärken. Andererseits kann Zuwanderung eine Stadt auch
vor neue Aufgaben stellen, wenn die Zugezogenen nicht in ausreichendem Maße in die lokale Wirt-
schaft integriert werden können. In diesem Fall entsteht eine Integrationsaufgabe, deren Lösung wich-
tig für die Zukunft der Stadtentwicklung ist. Gelingt dies nicht, sind steigende Arbeitslosigkeit und lang-
samer wachsende Durchschnittseinkommen die Folge.

Tabelle 3-12: Einwohner im Jahr 2019 und Einwohnerentwicklung 2011 bis 2019
Stichtag 31.12.; Entwicklung in Prozent

Einwohner 2019 Wachstum 2011 bis 2019

Bremen 681.202 4,4

Stadt Bremen 567.559 4,3

Stadt Bremerhaven 113.643 5,1

Hamburg 1.847.253 7,5

Bundesländer 5.197.919 3,5

Quelle: Statistisches Bundesamt (2020b)

Die amtliche Statistik unterscheidet bei Einwohnern nach ihrem Pass Deutsche und Ausländer.
Deutschlandweit tragen die Ausländer seit dem Jahr 2011 jedes Jahr mehr zum Bevölkerungswachs-
tum bei als die Bevölkerung mit deutschem Pass. Im Jahr 2015 fiel der Zuwachs der ausländischen
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Bevölkerung durch die Flüchtlingszuzug höher aus, danach näheren sich die Werte wieder den Vorjah-
ren an. Durch die unterschiedlichen Dynamiken steigt der Anteil der ausländischen Bevölkerung an
(Tabelle 3-13):

 In Bremen sank die Zahl der Einwohner mit deutschem Pass in den Jahren 2011 bis 2018 um
3,3 Prozent und damit schneller als im Bundesdurchschnitt (−1,4 Prozent). In Hamburg wuchs da-
gegen die Bevölkerung mit deutschem Pass um 2,6 Prozent.

 In der Stadt Bremen (−3,0 Prozent) sank die Zahl der Deutschen langsamer als in der Stadt Bre-
merhaven (−5,1 Prozent).  

 Die Zahl der Einwohner mit ausländischem Pass wuchs in Bremen schneller (67,7 Prozent) als im
Bundesdurchschnitt (59,1 Prozent) und in Hamburg (38,2 Prozent).

 Entsprechend erhöhte sich der Ausländeranteil in Bremen (+6,8 Prozentpunkte) stärker als im
Bundesdurchschnitt (+4,3 Prozentpunkte) und in Hamburg (+3,7 Prozentpunkte).

 Der Ausländeranteil lag im Jahr 2018 in Bremen mit 18,1 Prozent über dem Wert in Hamburg
(16,4 Prozent) und über dem Bundesdurchschnitt (12,2 Prozent).

Der Zuzug aus dem Ausland stellt Bremen vor eine Integrationsaufgabe. Diese betrifft die Schulen, wo
die Potenziale der ausländischen Kinder im gleichen Maße gehoben werden müssen wie die der deut-
schen Kinder, und den Arbeitsmarkt, wo die Zugezogenen in die Betriebe integriert werden müssen.
Dies erfordert neben Sprachkenntnissen auch passende Qualifikationen, um den Anforderungen des
Arbeitsmarktes gerecht zu werden. Gelingt es, die Integrationsaufgabe zu lösen, bieten sich Potenziale
für zusätzlichen Wohlstand in Bremen, zumal das Land in der Vergangenheit starke Fachkräfteeng-
pässe aufgewiesen hat. Gleichwohl steht Bremen hier noch vor Herausforderungen, wie die Ergebnisse
zur Integration im Bildungswesen im Bildungsmonitor 2020 zeigen (siehe Kapitel 3.5).

Tabelle 3-13: Entwicklung der Einwohnerzahl nach Nationalität 2011-2018
Wachstum und Anteil in Prozent; Veränderung in Prozentpunkten

Einwohnerwachs-
tum Deutsche

Einwohnerwachs-
tum Ausländer

Veränderung
Ausländeranteil

Ausländer-
anteil 2018

Bremen −3,3 67,7 6,8 18,1

Stadt Bremen −3,0 61,8 6,4 18,2

Stadt Bremer-
haven −5,1 106,0 8,8 18,0

Hamburg 2,6 38,2 3,7 16,4

Bundesländer −1,4 59,1 4,3 12,2

Quelle: Statistisches Bundesamt (2020b)

Standortbewertung durch Unternehmen

Für diese Studie haben 235 Unternehmen aus Bremen und Bremerhaven in einer Befragung Standort-
faktoren hinsichtlich ihrer Bedeutung und Zufriedenheit am jeweiligen Standort bewertet. Die Stand-
ortfaktoren umfassen verschiedene Bereiche:

 Infrastruktur in Bremen und Bremerhaven: 8 Indikatoren
 Fachkräfteangebot in Bremen und Bremerhaven: 5 Indikatoren
 Innovationsumfeld in Bremen und Bremerhaven: 6 Indikatoren
 Standortattraktivität in Bremen und Bremerhaven: 8 Indikatoren
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Bei den Indikatoren zur Infrastruktur zeigt sich folgendes Bild (Tabelle 3-14):

 An erster Stelle stehen die Indikatoren zur IKT-Infrastruktur, gefolgt von der Netzabdeckung mit
Mobilfunkt und der überregionalen Verkehrsanbindung. An letzter Stelle haben Radwege eine
Bedeutung für die Wirtschaft.

 Die höchste Zufriedenheit besteht beim Hafen, die Netzabdeckung mit Mobilfunk erreicht Rang 2
von 8. Die Versorgung mit schnellem Internet erreicht dagegen nur Rang 7 von 8, die überregio-
nale Verkehrsanbindung Rang 6. Am unzufriedensten sind die Unternehmen im Land Bremen mit
den Staus in Bremen.

Tabelle 3-14: Bewertung der Infrastruktur in Bremen und Bremerhaven
Bedeutung und Zufriedenheit; alle Unternehmen; Anteile in Prozent

Bedeutung Zufriedenheit

Wichtig
Eher

wichtig
Weniger
wichtig

Un-
wichtig

Zufrie-
den

Eher zu-
frieden

Weniger
zufrieden

Unzu-
frieden

Schnelles Internet 81,7 14,0 3,0 1,3 18,6 35,8 27,9 17,7

Netzabdeckung
Mobilfunk 76,0 18,9 3,9 1,3 23,1 39,6 28,9 8,4

Überregionale V.-
anbindung 60,3 25,0 10,8 3,9 14,9 38,7 33,3 13,1

ÖPNV 50,0 28,9 14,2 6,9 13,4 48,7 29,5 8,5

Staus in Bremen 42,2 31,3 19,1 7,4 5,9 31,7 36,7 25,8

Flughafen 39,5 23,7 18,4 18,4 20,1 49,3 18,2 12,4

Hafen 36,1 18,3 21,7 23,9 17,2 59,3 19,6 3,9

Radwege 25,7 30,4 26,5 17,4 15,1 44,7 24,2 16,0

Sortiert nach der Bedeutung der einzelnen Faktoren

Quelle: Unternehmensbefragung IW Consult (2020b)

Bei den Indikatoren zum Fachkräfteangebot in Bremen und Bremerhaven zeigt sich folgendes Bild (Ta-
belle 3-15):

 An erster Stelle stehen bei der Bedeutung die Verfügbarkeit von Mitarbeitern mit Berufsausbil-
dung, gefolgt von der Verfügbarkeit von Auszubildenden. Die geringste Bedeutung für den Stand-
ort haben die Mitarbeiter ohne Berufsausbildung.

 Die höchste Zufriedenheit besteht bei der Verfügbarkeit von Mitarbeitern ohne Berufsausbildung,
am unzufriedensten sind die Unternehmen im Land Bremen mit der Verfügbarkeit von Beschäf-
tigten mit Berufsausbildung.
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Tabelle 3-15: Bewertung des Fachkräfteangebots in Bremen und Bremerhaven
Bedeutung und Zufriedenheit; alle Unternehmen; Anteile in Prozent

Bedeutung Zufriedenheit

Wichtig
Eher

wichtig
Weniger
wichtig

Un-
wichtig

Zufrie-
den

Eher zu-
frieden

Weniger
zufrieden

Unzu-
frieden

MA mit Berufsaus-
bildung 46,9 37,7 7,9 7,5 10,8 34,4 36,3 18,4

Auszubildende 45,2 22,8 18,0 14,0 13,0 34,8 35,3 16,9

MA mit Fortbil-
dung 31,6 30,2 20,9 17,3 11,8 39,7 32,8 15,7

MA mit Hoch-
schulabschluss 31,6 20,0 25,3 23,1 18,1 43,7 30,2 8,0

MA ohne Berufs-
ausbildung 8,3 14,9 36,4 40,4 21,4 41,2 25,7 11,8

Sortiert nach der Bedeutung der einzelnen Faktoren

Quelle: IW Consult (2020b)

Bei den Indikatoren zum Innovationsumfeld zeigt sich folgendes Bild (Tabelle 3-16):

 An erster Stelle stehen die Vernetzungsmöglichkeiten mit anderen Unternehmen, gefolgt von den
Hochschulen.

 Die höchste Zufriedenheit besteht mit den Hochschulen, die Vernetzungsmöglichkeiten mit ande-
ren Unternehmen erreichen nur Rang 5 von 6.

Tabelle 3-16: Bewertung des Innovationsumfeldes in Bremen und Bremerhaven
Bedeutung und Zufriedenheit; alle Unternehmen; Anteile in Prozent

Bedeutung Zufriedenheit

Wichtig
Eher

wichtig
Weniger
wichtig

Un-
wichtig

Zufrie-
den

Eher zu-
frieden

Weniger
zufrieden

Unzu-
frieden

Vernetzungsmög-
lichkeiten mit Un-
ternehmen 40,2 33,2 20,1 6,6 21,2 54,7 19,8 4,2

HS Bremerhaven 37,2 30,2 18,6 14,0 21,1 57,9 15,8 5,3

HS Bremen 36,5 28,7 20,4 14,4 18,9 62,2 15,2 3,7

U Bremen 36,3 27,5 20,9 15,4 18,7 62,0 15,7 3,6

Forschungsinsti-
tute außerhalb
Hochschulen 29,9 28,6 22,8 18,8 19,0 60,5 16,0 4,5

Gründerszene/
Rahmenbedingun-
gen für Gründer 29,0 24,6 28,1 18,3 17,5 50,5 24,7 7,2

Sortiert nach der Bedeutung der einzelnen Faktoren

Quelle: IW Consult (2020b)
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Bei den Indikatoren zur Standortattraktivität zeigt sich folgendes Bild (Tabelle 3-17):

 An erster Stelle steht bei der Bedeutung das Image des Landes Bremen, gefolgt von der berufli-
chen Bildung/Qualifizierung und den Schulen. Die geringste Bedeutung haben aus Sicht aller Un-
ternehmen die Büroflächen und die Gewerbeflächen, wobei letzteren insbesondere von der In-
dustrie eine deutlich höhere Bedeutung zugemessen werden.

 Die höchste Zufriedenheit besteht bei den Büroflächen, die Gewerbeflächen erreichen Rang 2 von
8. Während die Berufsbildung/Qualifizierung Rang 4 von 8 erreichen kann, liegt die Zufriedenheit
mit dem Image des Landes auf dem letzten Rang und die Schulen auf den vorletzten Rang.

Tabelle 3-17: Bewertung der Standortattraktivität in Bremen und Bremerhaven
Bedeutung und Zufriedenheit; alle Unternehmen; Anteile in Prozent

Bedeutung Zufriedenheit

Wichtig
Eher

wichtig
Weniger
wichtig

Un-
wichtig

Zufrie-
den

Eher zu-
frieden

Weniger
zufrieden

Unzu-
frieden

Image Bremen 65,1 24,5 7,4 3,1 3,2 29,9 37,1 29,9

Berufliche Bil-
dung/Qualifizie-
rung 59,4 32,1 5,8 2,7 5,7 38,9 39,8 15,6

Schulen 62,1 23,7 8,9 5,4 5,2 27,4 39,2 28,3

Kinderbetreuung 48,5 36,1 5,3 10,1 6,7 26,9 53,4 13,0

Attraktive Wohn-
flächen 43,4 38,9 11,1 6,6 6,7 29,7 51,7 12,0

Soziokulturelles
Angebot 33,9 45,4 12,8 7,9 12,6 56,1 24,8 6,5

Gewerbeflächen 34,8 25,4 18,3 21,4 20,8 43,7 25,4 10,2

Büroflächen 24,6 22,3 29,0 24,1 33,5 51,8 12,7 2,0

Sortiert nach der Bedeutung der einzelnen Faktoren

Quelle: IW Consult (2020b)

Die 27 Standortindikatoren können in einer Gesamtschau betrachtet werden. Dabei kann die Ausprä-
gung der einzelnen Indikatoren mit dem Mittelwert über alle Indikatoren verglichen werden, so dass
sich vier Typen von Standortfaktoren ergeben:

 Handlungsbedarf (unten rechts): Überdurchschnittliche Bedeutung – unterdurchschnittliche Zu-
friedenheit

 Stärken bewahren (oben rechts): Überdurchschnittliche Bedeutung – überdurchschnittliche Zu-
friedenheit

 Stärken stärken (oben links): Unterdurchschnittliche Bedeutung – überdurchschnittliche Zufrie-
denheit

 Nachrangiger Handlungsbedarf (unten links): Unterdurchschnittliche Bedeutung – unterdurch-
schnittliche Zufriedenheit

Die Abbildung 3-1 zeigt alle Standortfaktoren:

 Handlungsbedarf besteht beim Image des Landes Bremen, bei der beruflichen Bildung/Qualifizie-
rung, den Schulen, der Kinderbetreuung, der Verfügbarkeit von Fachkräften mit Berufsausbildung,
bei attraktiven Wohnflächen für die Beschäftigten in den Unternehmen und der Verkehrssitua-
tion. Etwas geringeren Verbesserungsbedarf gibt es beim schnellen Internet und der überregio-
nalen Verkehrsanbindung.
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 Stärken bewahren sollte das Land Bremen bei der Netzabdeckung im Mobilfunk, der Vernetzungs-
möglichkeiten der Unternehmen, dem sozio-kulturellem Angebot und dem ÖPNV.

 Stärken gestärkt werden, indem die Bedeutung dieser Faktoren stärker im Bewusstsein der Un-
ternehmen verankert wird, sollten bei den Hochschulen des Landes, der Verfügbarkeit von Be-
schäftigten mit Hochschulabschluss, den Forschungsinstituten, der Gründerszene sowie den Büro-
und Gewerbeflächen.

 Nachrangiger Handlungsbedarf besteht bei den Radwegen sowie der Verfügbarkeit von Beschäf-
tigten mit Fortbildungsabschluss, wobei bei letzteren große Branchenunterschiede bestehen.

Die Verfügbarkeit von Beschäftigten ohne Berufsabschluss wird als gut bewertet, gleichzeitig spielen
diese Beschäftigten aus Sicht der Unternehmen nur eine untergeordnete Rolle. Hier sollte das Poten-
zial genutzt werden, durch Weiterqualifizierung die Beschäftigten zu befähigen, Aufgaben von Beschäf-
tigten mit Berufsabschluss zu übernehmen, bei deren Verfügbarkeit in Bremen Handlungsbedarf be-
steht.
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Abbildung 3-1: Standortfaktoren im Überblick
Bedeutung und Zufriedenheit; alle Unternehmen; Punkte (0 bis 100)

Achsenlinien: Mittelwert über alle Standortfaktoren

Quelle: IW Consult (2020b)
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Fazit

Die Analyse zeigt, dass das Land Bremen bei wesentlichen Indikatoren hinter den Spitzenregionen zu-
rückliegt. Das gilt weniger für die Wirtschaftskraft als viel mehr für den Arbeitsmarkt und die soziale
Lage. Die Arbeitslosenraten sind höher und die Beschäftigungsquoten von Frauen oder Älteren niedri-
ger als in anderen Großstädten. Hier ist noch zusätzlich eine noch ungünstigere Lage in Bremerhaven
zu beobachten. In der Wirtschaftsstruktur fallen die vergleichsweise niedrigen Anteile der wissensin-
tensiven Dienstleistungen und die niedrige Gründungsintensität auf. Hinzu kommt, dass Bremen bei
einigen Zukunftsindikatoren (I.40-Readiness, kreative Dienstleistungen, Akademiker- und Ingenieurs-
quoten, Patente oder FuE-Beschäftigte) nicht zu den Spitzenregionen gehört.

Dennoch hat das Land Potenziale, die Basis für eine erfolgversprechende Entwicklung in der Zukunft
sein können. Dazu gehören leistungsstarke industrielle Kerne, insbesondere im Bereich des Fahrzeug-
baubaus, der Luft- und Raumfahrt sowie in der Hafenwirtschaft, und eine starke Forschungsinfrastruk-
tur. Dort sind Kompetenzen und Grundlagen vorhanden, um in den Zukunftsfeldern der Künstlichen
Intelligenz, der Entwicklung der Wasserstofftechnologien, in der Mobilitätsforschung oder in der Luft-
und Raumfahrt notwendige Impulse für eine positive wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwicklung
zu setzen. Das gilt insbesondere für die Bewältigung der digitalen und ökologischen Transformation,
die auch in Bremen zu den wichtigsten Zukunftsaufgaben zählt. Zu der Stärkung der Transformations-
fähigkeit könnte der Bremen-Fonds bei entsprechender Ausgestaltung beitragen. Die Analyse hat ge-
zeigt, dass der Standort Bremen bei einem Vergleich mit den erfolgsreichsten Regionen durchaus
Schwächen hat. Umso wichtiger ist es, die vorhandenen Potenziale jetzt in der Corona-Krise zu stützen,
weil sie maßgeblich für die Revitalisierung nach der Krise benötigt werden.

4 Die Corona-Betroffenheit Bremens

In diesem Kapitel werden die Daten zusammengetragen, die die Betroffenheit der Wirtschaft und der
Gesellschaft durch die Corona-Krise zeigen. Dabei werden neben der amtlichen Statistik auch die Er-
gebnisse der Unternehmensbefragung verwendet, die in Bremen und Bremerhaven für diese Studie
durchgeführt wurde.

Unternehmen und Branchen

Die Corona-Krise hat in Deutschland zum stärksten Einbruch der Wirtschaft seit Gründung der Bundes-
republik geführt. Der Lockdown im März 2020 führte zur Schließung von Geschäften und gastronomi-
schen Betrieben, aber auch Lieferketten wurden unterbrochen. In vielen Bereichen verringerte sich die
wirtschaftliche Tätigkeit deutlich. Mit der vorsichtigen Lockerung des Lockdowns kam die wirtschaftli-
che Tätigkeit wieder in Schwung, ohne wieder das Vorkrisenniveau erreicht zu haben. Folgende Wir-
kungen der Corona-Krise waren in der Gesamtwirtschaft in Deutschland zu beobachten:

 BIP: Starker Einbruch der Wirtschaftstätigkeit im zweiten Quartal 2020
 Lkw-Maut-Fahrleistungsindex: Starker Einbruch Ende März/Anfang April 2020; danach Erholung;

aktuell eher Seitwärtsbewegung
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 Auftragseingang im Verarbeitenden Gewerbe: Starker Einbruch nach Lockdown; Tiefpunkt im Ap-
ril 2020; danach Erholung bei Auftragseingängen, ohne das Vorkrisenniveau schon wieder zu er-
reichen; Kfz-Branche am stärksten betroffen (aber auch schon im Jahr 2019 mit nachlassenden
Auftragseingängen)

 Produktionsindex im Verarbeitenden Gewerbe: Starker Einbruch nach Lockdown; Tiefpunkt im Ap-
ril 2020; danach Erholung bei Produktion, ohne das Vorkrisenniveau schon wieder zu erreichen
Kfz-Branche am stärksten betroffen (aber auch schon im Jahr 2019 mit nachlassender Produktion)

 Umsatzindex im Verarbeitenden Gewerbe: Starker Einbruch nach Lockdown; Tiefpunkt im April
2020 (Chemie mit geringerem Einbruch und Tiefpunkt im Mai 2020); danach Erholung bei Umsatz,
ohne das Vorkrisenniveau schon wieder zu erreichen Kfz-Branche am stärksten betroffen

 Arbeitsvolumen: Einbruch der geleisteten Arbeitsstunden durch Corona-Krise; Kfz am stärksten
betroffen, mit Tiefpunkt im April und Trendumkehr im Mai 2020

 Beschäftigte: bisher nur leicht nachlassende Beschäftigung, aber kein Einbruch (Kurzarbeit zum
Auffangen der geringeren Arbeitsstunden)

 Realer Umsatz Gastgewerbe (Veränderung zum Vormonat): Starker Einbruch im März und April
2020, im Mai 2020 wieder starker Anstieg

 Außenhandel: Starker Einbruch in März und April 2020, danach wieder Erholung, ohne das alte
Niveau wieder zu erreichen

 Flugverkehr: Passagierflugbetrieb nahezu vollständig eingebrochen, nur geringfüge Erholung im
Juni 2020; Frachtflugverkehr ebenfalls eingebrochen, aber nicht ganz so stark; bei Frachtverkehr
leichte Erholung, ohne das alte Niveau wieder zu erreichen

Befragungsergebnisse aus Bremen und Bremerhaven

Auch in Bremen sind diese negativen Effekte der Krise zu beobachten. Das zeigt eine Unternehmens-
befragung, die von den Wirtschaftsfördergesellschaften in Bremen und in Bremerhaven für diese Stu-
die im August 2020 durchgeführt wurde. Daran haben sich 270 Unternehmen beteiligt. Die Umsätze
und die Kapazitätsauslastungen werden 2020 um etwa 30 Prozent unter dem Vorjahresniveau liegen
(Abbildung 4-1), bei der Beschäftigung werden es rund 15 Prozent sein. Bei den kleineren und mittle-
ren Unternehmen sind die Einbrüche größer als bei den größeren Unternehmen. Die Befragung zeigt
auch, dass in Bremerhaven bei den Umsätzen und den Kapazitätsauslastungen mit höheren Einbrü-
chen als in der Stadt Bremen zu rechnen ist. Die Dienstleistungsbranchen sind insgesamt stärker be-
troffen als die Industrie oder das Handwerk.
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Abbildung 4-1: Entwicklung von Umsätzen, Kapazitätsauslastungen und Beschäftigung in Bre-
men 2020
Unternehmensbefragung; Index 2019 = 100

klein: <10 Beschäftigte; mittel: 10-40 Beschäftigte; groß: >= 50 Beschäftigte

Quelle: Unternehmensbefragung (2020)

Die Unternehmen aus Bremen und Bremerhaven haben in der Befragung auch Angaben zu den Wir-
kungskanäle der Corona-Krise gemacht (Tabelle 4-1). Sie bestätigen die vorne in Kapitel 2 allgemein
beschrieben Effekte der Pandemie. Über 70 Prozent der Unternehmen hatten sehr starke oder starke
Nachfrageausfällt im BtB-Bereich. In dem Endkundensektor (BtC) liegt dieser Quote bei fast 58 Pro-
zent. Über die Hälfte der Unternehmen hatte starke oder sehr starke Liquiditätsprobleme. Etwa zwei
Fünftel berichten über Einschränkungen durch die Auflagen und über zusätzliche Kosten, die mit der
Einhaltung der neuen Regeln verbunden sind. Die Themen „eingeschränkte Verfügbarkeit von Mitar-
beitern“, „mangelnde Digitalisierung für die Aufrechterhaltung eines reibungslosen Betriebs“ oder
„Probleme bei der Ausbildung“ werden zwar von einigen Unternehmen als sehr stark oder stark belas-
tend eingestuft, die Anteile sind aber geringer als bei den anderen genannten Wirkungskanälen. Ins-
gesamt sind die Dienstleistungsbranchen stärker getroffen als die Industrie. Die Gruppe der stark be-
troffen Unternehmen bewerten die Wirkungen der Corona-Krise bei fast allen Aspekten deutlich ne-
gativer. Die Unternehmensbefragung bestätigt damit für Bremen die vorne allgemein formulierten Ein-
schränkungen durch die Corona-Krise.
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Tabelle 4-1: Corona-Auswirkungen für die Unternehmen in Bremen
Unternehmensbefragung; Anteil der Antworten „sehr stark oder stark“ in Prozent

Wirkungen Gesamt Industrie Dienst-

leistungen

Stark Be-

troffene

Nachfrageausfall BtC 57,8 43,4 60,6 77,6

Nachfrageausfall BtB 72,0 69,1 74,9 88,3

Probleme im Zuliefernetz 21,5 21,5 17,9 23,2

Liquidität 52,4 47,1 54,3 64,2

Einschränkung des Betriebs durch Auf-

lagen

42,3 21,0 48,9 51,0

Kosten für Anpassungen an Corona-

Regeln

40,1 26,2 43,3 49,0

Verfügbarkeit der Mitarbeiter/Innen 18,8 16,1 21,2 18,3

Mangelnde Digitalisierung für einen

reibungslosen Betrieb

9,8 13,4 8,6 9,2

Probleme in der Ausbildung 10,0 5,5 8,2 11,4

Stark betroffene Unternehmen: Rückgang der Kapazitätsauslastung in 2020 von mehr als 10 Prozent gegenüber 2019

Quelle: Unternehmensbefragung (2020)

Amtliche Statistik

Auch aus der amtlichen Statistik lassen sich die negativen Corona-Effekte zumindest bis Mai 2020 zei-
gen. Aus der monatlichen Industriestatistik lässt sich die Corona-Betroffenheit des Verarbeitenden Ge-
werbes in Bremen ablesen (Tabelle 4-2):

 In Bremen ist die Industrie stärker vom Einbruch betroffen als die Industrie im Bundesdurchschnitt
oder in Hamburg, vor allem beim Auslandsumsatz.

 Der Auslandsumsatz mit der Eurozone und der sonstigen Welt sind in Bremen gleichermaßen stär-
ker betroffen.

 Der Einbruch bei der Lohn-/Gehaltssumme dürfte auch Auswirkungen auf die Haushalte und de-
ren Kaufkraft haben, wodurch Zweitrundeneffekte im Bremer Handel entstehen können.

 Zwar gibt es aufgrund der Kurzarbeit – anders als bei den Arbeitsstunden – noch keinen Einbruch
bei Beschäftigung in Bremen, aber ein Rückgang ist bereits erkennbar.
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Tabelle 4-2: Betroffenheit des Verarbeitenden Gewerbes im Vergleich
Entwicklung* von Mai 2019 bis Mai 2020 in Prozent

Bremen Bundesdurchschnitt Hamburg

Beschäftigte -3,4 -2,1 1,0

Geleistete Arbeitsstunden -17,6 -19,3 -16,2

Lohn-/Gehaltssumme -15,1 -9,3 -2,8

Umsatz -52,2 -30,5 -37,6

Inlandsumsatz -36,0 -25,8 -37,7

Auslandsumsatz -60,3 -35,1 -37,3

Auslandsumsatz mit Eurozone -60,2 -35,0 -40,2

Sonstiger Auslandsumsatz -60,4 -35,2 -30,2

* Betriebe ab 50 Beschäftigte

Quelle: Statistisches Bundesamt (2020a)

Ein tieferer Blick in die Branchen zeigt, dass innerhalb der Industrie wichtige Leitbranchen besonders
betroffen sind: (Tabelle 4-3):

 Der stärkste Umsatzeinbruch fand im Fahrzeugbau (-57,7 Prozent) statt, getrieben vom Einbruch
beim Auslandsumsatz (-65,2 Prozent).

 Die Herstellung von Metallerzeugnissen verzeichnete den stärksten Einbruch beim Auslandsum-
satz (-81,6 Prozent).

 Der stärkste Beschäftigungseinbruch erfolgte bislang bei der Herstellung elektrischer Ausrüstun-
gen (-15,2 Prozent) und beim Maschinenbau (-13,5 Prozent). Der Einbruch beim Fahrzeugbau fiel
bislang mit -5,6 Prozent geringer aus.

 Die Arbeitsstunden sind großflächig eingebrochen, ebenso die Entgelte, wobei der Fahrzeugbau
hier einer der Treiber ist.
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Tabelle 4-3: Betroffenheit der Bremer Leitbranchen
Entwicklung* im Verarbeitenden Gewerbe von Mai 2019 bis Mai 2020 in Prozent

Wirtschaftszweig WZ 2008 Beschäftigte
Arbeits
stunden

bezahlte
Entgelte Umsatz

Auslands-
umsatz

29+30 Fahrzeugbau −5,6 −21,5 −23,4 −57,7 −65,2

28 Maschinenbau −13,5 −19,0 −6,9 −37,5 8,0

10-12 Ernährungsgewerbe
und Tabakverarbeitung −2,2 −10,0 −4,6 −25,7 2,8

25 Herstellung von Metaller-
zeugnissen −3,8 0,0 −3,8 −38,7 −81,6

33 Reparatur und Installation
von Maschinen und Ausrüs-
tungen 10,4 −1,7 3,1 −14,5 2,8

26 Herstellung von Datenver-
arbeitungsgeräten und elekt-
ronischen und optischen Er-
zeugnissen 3,1 −14,3 −12,3 −25,2 −25,1

30.1 Schiff- und Bootsbau 2,9 −18,0 12,5 . .

10.83 Verarbeitung von Kaf-
fee und Tee, Herstellung von
Kaffee-Ersatz 5,5 −4,4 2,3 −49,2 −7,0

10.20 Fischverarbeitung −5,4 −10,0 −1,5 1,1 46,0

27 Herstellung von elektri-
schen Ausrüstungen −15,2 −27,7 −31,9 −28,7 13,6

* Betriebe ab 50 Beschäftigte

Quelle: Statistisches Bundesamt (2020a)

Die Strukturanalyse in Kapitel 3.2 zeigt, dass in Bremen neben der Industrie und der Logistik auch der
Einzelhandel und das Gastgewerbe wichtige Branchen sind. Der Einzelhandel beispielsweise hat einen
Beschäftigungsanteil von rund sechs Prozent (Tabelle 3-10). Die Branche hat durch den Lockdown nicht
nur insgesamt Umsatzeinbrüche erlebt, viel wichtiger sind aber die strukturellen Auswirkungen. Im
Einzelhandel ist bundesweit der Internethandel auf dem Vormarsch, und zwar nicht erst seit der
Corona-Krise. Allerdings hat die Corona-Krise den Internethandel deutlich gestärkt und den Wandel
beschleunigt (Abbildung 4-2). So wuchsen von Mai 2015 bis Mai 2016 der gesamte Einzelhandel um
rund 3 Prozent und der Internethandel um rund 10 Prozent. Von Mai 2019 bis Mai 2020 legte der ge-
samte Einzelhandel um rund 4 Prozent zu, der Internethandel aber um 27 Prozent. In Zukunft dürfte
der Internethandel schneller ein höheres Gewicht erhalten als der stationäre Einzelhandel.
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Abbildung 4-2: Einzelhandelsumsatz im Vergleich zum Internethandel
Deutschland; Index: Umsatz 2015 = 100

Quelle: Statistisches Bundesamt (2020)

In Bremen hat sich der Einzelhandelsumsatz lange Zeit wie in Deutschland entwickelt (Abbildung 4-3).
In der Corona-Krise ist ein deutliches Auseinanderfallen zu beobachten. Von April 2019 bis April 2020
ging in Deutschland der Einzelhandelsumsatz um rund 5 Prozent zurück, in Bremen waren es rund
17 Prozent. Dahinter können mehrere Faktoren stehen, wie eine stärkere wirtschaftliche Betroffenheit
Bremens, aber auch eine geringere Digitalisierung des Handels, weshalb der Bremer Einzelhandel stär-
ker vom Wandel hin zum Internethandel getroffen wurde.
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Abbildung 4-3: Einzelhandelsumsatz in Bremen und Deutschland
Index: Umsatz 2015 = 100

Quelle: Statistisches Bundesamt (2020c)

Das Gastgewerbe war auch in Bremen erheblich vom Lockdown betroffen. Noch im Februar 2020 lag
der Umsatz 4,6 Prozent über den Vorjahreswert. Treiber war die Gastronomie (6,4 Prozent), während
die Beherbergung auf dem Vorjahresniveau lag. Mit dem Lockdown brach der Umsatz erheblich ein
und erreichte im April 2020 seinen Tiefpunkt (Gastgewerbe: −71,4 Prozent gegenüber dem Vorjahr, 
Gastronomie: −65,8 Prozent, Beherbergung: −86,8 Prozent). Im Mai fiel der Umsatzrückgang gegen-
über dem Vorjahr vor allem in der Gastronomie aufgrund der Lockerungen wieder etwas geringer aus
(Gastgewerbe: −66,6 Prozent gegenüber dem Vorjahr, Gastronomie: −59,6 Prozent, Beherbergung: 
−82,6 Prozent). 

Arbeitsmarkt

Die Corona-Krise ist auf den Arbeitsmärkten in Bremen und Bremerhaven deutlich zu spüren. Nach
den Ergebnissen der Unternehmensbefragung (Abbildung 4-1) rechnen die Unternehmen im Durch-
schnitt im Jahr 2020 mit einem Beschäftigungseinbruch von 15 Prozent gegenüber dem Vorjahr. Stei-
gende Kurzarbeit, Arbeitslosigkeit, weniger offene Stellen und Probleme auf dem Ausbildungsmarkt
zeigen das an.

Kurzarbeit

Der Arbeitsmarkt spürt die Auswirkungen der Corona-Krise, obgleich viel durch Kurzarbeit abgemildert
werden konnte. Mit Beginn des Lockdowns im März 2020 stiegen die Anzeigen und die darin genann-
ten Personen deutlich an (Abbildung 4-4). Im April 2020 wurde in Bremen Kurzarbeit für 118.000 Be-
schäftigte angemeldet, also für rund 35 Prozent der rund 334.000 sozialversicherungspflichtig Beschäf-
tigten. In Deutschland betrug dieser Anteil 24 Prozent. Die Anmeldung von Kurzarbeit bedeutet jedoch
nicht, dass sie auch realisiert wird. Hierzu liegen die Daten für den Krisenzeitraum noch nicht vor. Er-
kennbar ist aber, dass im Mai und Juni 2020 die Anmeldungen wieder erheblich zurückgingen. Im Juni
2020 war nur noch für rund 1 Prozent der Beschäftigten Kurzarbeit angemeldet. Gleichzeitig ist die
Arbeitslosigkeit gestiegen (siehe unten).
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Abbildung 4-4: Anzeigen zur Kurzarbeit in Bremen
Anzahl Personen in den Anzeigen

Quelle: Bundesagentur für Arbeit (2020b)

Arbeitslosigkeit

Die Arbeitslosigkeit ist ein eher nachlaufender Konjunkturindikator. Die Kurzarbeit mindert bzw. ver-
zögert die Auswirkungen der Corona-Krise. Gleichwohl ist in Bremen ein Anstieg der Arbeitslosigkeit
zu beobachten. Die Zahl der Arbeitslosen war im Juli 2020 insgesamt 17,4 Prozent höher als im Vorjahr,
wobei Männer und Ausländer überdurchschnittlich betroffen waren.

Bei der Arbeitslosigkeit kann zwischen den Rechtskreisen10 des SGB-III und SGB-II unterschieden wer-
den. Die ALG-II-Empfänger sind Teil des Rechtskreises des SGB-II. Hier kam es in Folge der Corona-Krise
zu einem Anstieg der Arbeitslosenzahlen. Im Juli 2020 lag die Zahl der Arbeitslosen im Rechtskreis SGB-
II 10,9 Prozent über dem Juli-Wert des Vorjahres, wobei vor allem Ausländer betroffen waren (Abbil-
dung 4-5). Zu einem deutlichen Anstieg kam es im April und Mai. Dahinterstehen aber nicht mehr Zu-
gänge, sondern weniger Abgänge, insbesondere in die Ausbildung/sonstige Maßnahmen und die
Nichterwerbstätigkeit. Ab Mai 2020 lagen die Zugänge deutlich unter den Werten der Vormonate, ins-
besondere weil weniger Menschen aus der Nichterwerbstätigkeit in den Arbeitsmarkt eingetreten
sind. Die Abgänge gingen allerdings ebenfalls zurück. Im Juli 2020 ist die Zahl der Arbeitslosen im
Rechtskreis SGB-II gegenüber dem Vormonat wieder geringfügig gesunken. Die Corona-Pandemie hat
somit nicht zu einem starken Zuwachs der Arbeitslosigkeit im Rechtskreis SGB-II geführt.

Im Rechtskreis des SGB III kam es zu einem Anstieg der Arbeitslosigkeit. Im Juli 2020 lag die Zahl der
Arbeitslosen im Rechtskreis SGB-III 38 Prozent über dem Juli-Wert des Vorjahres. Betroffen waren vor
allem Ausländer und Männer (Abbildung 4-5).

10 In der Arbeitslosenstatistik wird der Arbeitslosenstatus nach Rechtskreis jeden Monat zum Stichtag ausgewertet und dann festgeschrieben.
Wegen nachträglichen Änderungen im Leistungsstatus und kurzzeitigen Leistungsunterbrechungen (ohne Rechtskreiswechsel) sind aber
nicht alle in der Arbeitslosenstatistik zum Stichtag erfassten SGB II-Arbeitslosen auch Arbeitslosengeld II-Empfänger. Die arbeitslosen
Arbeitslosengeld II-Empfänger (ELB) werden über eine integrierte Auswertung von Grundsicherungs- und Arbeitslosenstatistik ermittelt
(mit einer Wartezeit von drei Monaten) und liegen um 4 Prozent unter den Arbeitslosen des SGB II (Bundesagentur für Arbeit (2020a)).
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Abbildung 4-5: Entwicklung der Arbeitslosigkeit durch die Corona-Krise
Veränderung Juli 2020 gegenüber Vorjahr in Prozent

Quelle: Bundesagentur für Arbeit (2020c)

Die Corona-Krise hat Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt. Zwar fiel im Jahr 2020 bis zum Juli deutsch-
landweit der Zugang zur Arbeitslosigkeit knapp 8 Prozent geringer aus als im gleichen Zeitraum des
Vorjahres, aber die Zunahme aus dem 1. Arbeitsmarkt legte um 11,6 Prozent zu, während die Abgänge
in den ersten Arbeitsmarkt um 12,9 Prozent zurückgingen. Diese Entwicklung fand lediglich im Rechts-
kreis des SGB-III statt, wo der Zugang zur Arbeitslosigkeit aus dem 1. Arbeitsmarkt 14,4 Prozent höher
ausfiel als im Vorjahr, während er im Rechtskreis des SGB-II um 2,7 Prozent geringer ausfiel (Bunde-
sagentur für Arbeit, 2020d).

Am Zugang aus dem 1. Arbeitsmarkt zur Arbeitslosigkeit im Rechtskreis des SGB-III haben die Branchen
einen unterschiedlichen Anteil (Abbildung 4-6), was auf unterschiedliche Betroffenheiten der Bran-
chen hindeutet. Im Zeitraum April bis Juli 2020 hatte die Arbeitnehmerüberlassung mit einem Anteil
von 18,1 Prozent den größten Anteil an den Zugängen zur Arbeitslosigkeit aus dem 1. Arbeitsmarkt.
Weitere Branchen des Industrie-Dienstleistungsverbundes, also der mit dem Verarbeitenden Gewerbe
eng verflochtenen Dienstleistungen, hatten ebenfalls hohe Anteile: die wirtschaftsnahen Dienstleis-
tungen 16,3 Prozent und Verkehr und Lagerei 10,6 Prozent. Das Verarbeitende Gewerbe selbst hat
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8,1 Prozent zum Zugang beigetragen. Ebenfalls einen hohen Anteil an den Zugängen hat das Gastge-
werbe (8,9 Prozent), obwohl dessen Beschäftigungsanteil in Bremen nur 3 Prozent beträgt.

Abbildung 4-6: Auswirkungen von Corona auf Branchen in Bremen
Anteil der Branchen am Zugang zur Arbeitslosigkeit im Rechtskreis des SGB-III aus dem 1. Arbeitsmarkt im Zeit-

raum April bis Juli 2020 in Prozent

Quelle: Bundesagentur für Arbeit (2020d)

Warum sind Männer und Ausländer, wie oben festgestellt, in Bremen stärker vom Zuwachs der Ar-
beitslosigkeit betroffen? Eine Antwort liefern die Bremer Top-5 Beschäftigungsbranchen nach Ge-
schlecht: Demnach arbeiten Frauen vermehrt in Branchen, die weniger zu den Zugängen zur Arbeits-
losigkeit aus dem 1. Arbeitsmarkt beigetragen haben, wie das Gesundheitswesen oder Erziehung und
Unterricht (Tabelle 4-4).
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Tabelle 4-4: Beschäftigung nach Geschlecht und Nationalität und Corona-Betroffenheit
In Prozent

Beschäftigungs-
anteil in Bremen

Anteil am Zugang zur Ar-
beitslosigkeit in Bremen

Insgesamt

1 Verarbeitendes Gewerbe 16,6 8,1

2
Wirtschaftliche Dienstleistung ohne Ar-
beitnehmerüberlassung

14,4 16,3

3 Gesundheits- und Sozialwesen 14,1 7,1

4
Handel; Instandhaltung und Reparatur
von Kfz

12,3 13,7

5 Verkehr und Lagerei 11,2 10,6

Männer

1 Verarbeitendes Gewerbe 24,3 8,1

2 Verkehr und Lagerei 15,0 10,6

3
Wirtschaftliche Dienstleistung ohne Ar-
beitnehmerüberlassung

13,2 16,3

4
Handel; Instandhaltung und Reparatur
von Kfz

11,3 13,7

5 Gesundheits- und Sozialwesen 6,1 7,1

Frauen

1 Gesundheits- und Sozialwesen 24,2 7,1

2
Wirtschaftliche Dienstleistung ohne Ar-
beitnehmerüberlassung

16,0 16,3

3
Handel; Instandhaltung und Reparatur
von Kfz

13,5 13,7

4 Erziehung und Unterricht 7,0 2,5

5 Verarbeitendes Gewerbe 6,8 8,1

Deutsche

1 Verarbeitendes Gewerbe 17,0 8,1

2 Gesundheits- und Sozialwesen 14,6 7,1

3
Wirtschaftliche Dienstleistung ohne Ar-
beitnehmerüberlassung

14,0 16,3

4
Handel; Instandhaltung und Reparatur
von Kfz

12,7 13,7

5 Verkehr und Lagerei 11,0 10,6

Ausländer

1
Wirtschaftliche Dienstleistung ohne Ar-
beitnehmerüberlassung

17,2 16,3

2 Verarbeitendes Gewerbe 13,3 8,1

3 Verkehr und Lagerei 12,5 10,6

4 Arbeitnehmerüberlassung 10,6 18,1

5 Gesundheits- und Sozialwesen 10,5 7,1

Stichtag 31.12.2019; Bremer Top-5-Beschäftigungsbranchen, Anteil an Gruppen in Prozent; Anteil am Zugang zur Arbeitslo-

sigkeit aus dem 1. Arbeitsmarkt in Bremen nach Branchen im Zeitraum April bis Juli 2020 in Prozent

Quelle: Bundesagentur für Arbeit (2020); Bundesagentur für Arbeit (2020d)
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Offene Stellen als Herausforderung

Im Rechtskreis des SGB-III lag die Zahl der Arbeitslosen im Juli 2020 um 38 Prozent über den Vorjah-
reswert. Dahinter steht ein ähnliches Bild wie bei den Arbeitslosen im Rechtskreis des SGB-II. Auch hier
stieg im April 2020 der Zugang an, um danach wieder zurückzugehen, vor allem, weil weniger Men-
schen aus der Nichterwerbstätigkeit in den Arbeitsmarkt eingetreten sind. Gleichzeitig verringerten
sich die Abgänge, sowohl in die Erwerbstätigkeit als auch in die Nichterwerbstätigkeit.

Im Rechtskreis des SGB-III erweisen sich somit die nachlassenden Perspektiven auf den Arbeitsmarkt
als ein wesentlicher Treiber. Gemessen werden können die Perspektiven kurzfristig an den offenen
Stellen, die bei der Arbeitsagentur gemeldet sind (Tabelle 4-5). Hier zeigt sich ein deutlicher Rückgang,
wobei dieser in Bremen mit 22,6 Prozent geringer ausgefallen ist als im Bundesdurchschnitt (28,3 Pro-
zent). Beim Anforderungsniveau fällt auf, dass die offenen Stellen bei den Helfern weniger stark zu-
rückgegangen sind als bei den übrigen Anforderungsniveaus. Bei allen Anforderungsniveaus fällt der
Rückgang geringer aus als im Bundesdurchschnitt.

Tabelle 4-5: Entwicklung der offenen Stellen von Juli 2019 bis Juli 2020
Veränderung in Prozent

Bremen Bundesländer

Insgesamt -22,6 -28,3

Helfer -15,9 -26,9

Fachkraft -24,5 -29,4

Experte/Spezialist -20,9 -25,4

Quelle: Bundesagentur für Arbeit (2020e)

Vor diesem Hintergrund kann festgehalten werden, dass Verbesserungen der Perspektiven der Wirt-
schaft entscheidend für das Wiedererstarken des Arbeitsmarkts sind.

Ausbildungsmarkt im Stress

Die Corona-Krise bleibt nicht ohne Auswirkungen auf den Ausbildungsmarkt. Die Bundesagentur für
Arbeit berichtet in ihrer Statistik die gemeldeten Bewerber und gemeldeten Berufsausbildungsstellen,
wobei das Berichtsjahr jeweils zum 1. Oktober startet. Mit der Statistik können Daten bis Juli 2020
nachvollzogen werden (Tabelle 4-6):

 In Bremen trifft eine unveränderte Zahl Bewerber auf weniger gemeldete Ausbildungsstellen. Da-
her ist die Zahl der unversorgten Bewerber stark angestiegen; auch im Bundesdurchschnitt ist ein
Anstieg zu beobachten, allerdings gibt es dort auch weniger Bewerber, weshalb die Betroffenheit
geringer ausfällt.

 Bremen hat ein starkes Verarbeitenden Gewerbe, das in der Regel stark ausbildet. Dies könnte
ein Grund für den Einbruch bei Ausbildungsstellen und mehr unversorgte Bewerber sein. Für die
Stärkung der Zukunftsfähigkeit wird es darauf ankommen, die Ausbildung wieder zu stärken.



Bremen-Fonds

51

Tabelle 4-6: Entwicklung des Ausbildungsmarkts im Vergleich
Entwicklung der Berichtsjahre* bis Juli 2020 und Juli 2019 im Vergleich (in Prozent)

Bremen Bundesdurchschnitt

Gemeldete Bewerber -1,5 -8,4

Gemeldete Berufsausbildungsstellen -13,5 -8,4

Versorgte Bewerber -13,4 -13,6

Unversorgte Bewerber 18,1 3,9

* Start des Berichtsjahrs jeweils am 1. Oktober

Quelle: Bundesagentur für Arbeit (2020f)

Zukunftsinvestitionen und Modernisierung

In einer mittel- und langfristigen Perspektive besteht die Gefahr darin, dass die Unternehmen ihre Zu-
kunftserwartungen neu bewerten, mehr Risiken und geringere Chancen sehen. Das würde Negativspi-
ralen in Gang setzen. Investitionen unterbleiben oder werden reduziert und Modernisierungsvorhaben
werden verschoben oder vollständig abgesagt.

Auch zu dieser sehr bedeutenden Frage, ob die Unternehmen in Bremen aufgrund der Corona-Krise
Modernisierungsprojekte verschoben oder aufgegeben haben, gibt die Unternehmensbefragung Aus-
kunft. Auch in diesem Punkt können die vorne in Kapitel 2 eher abstrakt beschriebenen Gefahren einer
Verschiebung oder der Aufgabe von Modernisierungsprojekten für Bremen bestätigt werden. 17 Pro-
zent der Unternehmen wollen Vorhaben komplett aufgeben und 63 Prozent rechnen mit zeitlichen
Verschiebungen. Nur bei einem Fünftel der Unternehmen in Bremen hat die Corona-Krise keine Aus-
wirkungen auf Entscheidungen zu Modernisierungsprojekten. Die kleinen Unternehmen sind hier
deutlich skeptischer. Ein höherer Anteil als im Durchschnitt aller Unternehmen plant mit Absagen oder
Verschiebungen von Modernisierungsprojekten. Nicht überraschend ist, dass die Gruppe der stark ne-
gativ von der Corona-Krise betroffenen Unternehmen die Situation noch kritischer einschätzt. Über
90 Prozent dieser Unternehmen wollen Projekte verschieben oder aufgeben.

Tabelle 4-7: Einfluss der Corona-Krise auf Modernisierungsmaßnahmen in den Unternehmen
Unternehmensbefragung; Angaben in Prozent

Gesamt
Größenklassen Branchen Besonders

betroffenklein mittel groß Industrie Dienstleister

Unverändert 19,5 15,2 20,9 28,1 16,1 20,7 8,6

Verschoben
auf 2021 48,8 39,2 50,0 57,9 59,7 45,1 49,4

Verschoben
auf nach 2021 14,6 21,5 12,8 3,5 12,9 15,2 18,5

Abgesagt 17,1 24,1 16,3 10,5 11,3 19,0 23,5

Gesamt 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0
klein: <10 Beschäftigte; mittel: 10-40 Beschäftigte; groß: >= 50 Beschäftigte; Industrie einschl. Handwerk

Stark betroffene Unternehmen: Rückgang der Kapazitätsauslastung in 2020 von mehr als 10 Prozent gegenüber 2019

Quelle: Unternehmensbefragung (2020)
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Auch in Bremen sind die staatlichen Hilfen zur Überwindung der Krise sehr wichtig. Rund 45 Prozent
der befragten Unternehmen geben an, dass sie weitere Hilfen benötigen. Bei den kleinen Unterneh-
men ist diese Quote mit 60 Prozent deutlich höher als dem mittelgroßen (47 Prozent) oder den großen
Unternehmen (24 Prozent). Bei den von der Corona-Krise deutlich betroffenen Unternehmen11 liegt
der Anteil der Unternehmen, die noch weitere Hilfen benötigen, bei 63 Prozent – also deutlich über
dem Durchschnitt.

Für den Bremen-Fonds folgen daraus drei Ableitungen:

 Die Unternehmen in Bremen brauchen weiterhin Hilfen, um die Folgen der Corona-Krise abfedern
zu können12.

 Ein Verschieben und die Aufgabe von Modernisierungsprojekten gefährden die strukturelle Erneu-
erung der Wirtschaft und infolge davon der gesamten Gesellschaft in Bremen.

 Der Bremen-Fonds sollte genau an dieser Stelle ansetzen und die Zukunftsfähigkeit des Landes er-
halten helfen. Mit welchem Konzept dieses Ziel erreicht werden kann und welche Restriktionen
dabei zu beachten sind, wird im nachfolgenden Kapitel skizziert.

Dazu ist festzuhalten, dass die Corona-Krise sich fundamental von vorherigen Krisen unterscheidet, ein
schnelles und entschlossenes Handeln notwendig ist und dabei auch die Chancen für digitale und kli-
mafreundliche Transformation entlang eines sozial ausgewogenen Wachstumspfades genutzt werden
müssen13.

5 Konzeption der mittel- und langfristigen
Maßnahmen des Bremen-Fonds

In diesem Abschnitt werden die konzeptionellen Grundlagen für die Ausgestaltung der mittel- und
langfristigen Maßnahmen des Bremen-Fonds gelegt. Dazu werden zunächst in einer konzeptionellen
Vorüberlegung die Faktoren benannt, die für eine erfolgreiche Entwicklung einer Region nach der
Corona-Pandemie wichtig sind. Danach erfolgt eine Konkretisierung des Konzeptes in fünf Schritten,
die von der Definition der Ziele, der Schwerpunkte der Maßnahmen einschließlich der Einschätzung
ihrer Wirksamkeit bis hin zur Berücksichtigung möglicher verfassungsrechtlicher Einschränkungen so-
wie der Überprüfung von Finanzierungslücken reichen.

Konzeptionelle Vorüberlegungen

Die Wirksamkeit der aus dem Bremen-Fonds finanzierten Maßnahmen für mittel- und langfristige
Strukturverbesserungen muss begründet sein. Es wird vorgeschlagen, dafür Erkentnisse der einschlä-
gigen regionalökonomischen Forschung zu verwenden, um die Faktoren oder Themenbereiche zu

11 Als deutlich betroffen werden die Unternehmen bezeichnet, bei denen die Kapazitätsauslastung im Jahr 2020 voraussichtlich um mehr als
10 Prozent unter dem Vorjahresniveau liegt.

12 Die im Rahmen dieser Studie geführten 15 Interviews haben gezeigt, dass diese Einschätzung nicht nur auf Unternehmen, sondern auch
auf viele betroffene Erwerbstätige, Arbeitssuchende, Familien, Alleinerziehende und insbesondere Frauen zutrifft.

13 Siehe ähnlich Krebs (2020)
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identifizieren, die den Erfolg von Regionen begründen und deshalb den Ansatzpunkt für Förderstrate-
gien im Rahmen des Bremen-Fonds bilden sollten. Dafür sind zwei Schritte notwendig:

 Die Definition von Erfolg auf Grundlage der Identifizierung erfolgreicher Regionen
 Identifizierung einschlägiger Erfolgsfaktoren

In der regionalökonomischen Forschung werden erfolgreiche Regionen üblicherweise mit Hilfe folgen-
der Kriterien definiert und kategorisiert:

 hohe Einkommen
 niedrige Arbeitslosigkeit und hohe Arbeitsplatzversorgung
 hohe Kaufkraft der Bevölkerung
 gute soziale Absicherung der Menschen und möglichst geringen Armutsquoten
 günstige Altersstruktur und positive Bevölkerungsentwicklung

Diese Zielgrößen können in Niveau- oder Wachstumsgrößen formuliert werden. Die Ergebnisse des
Kapitels 3 zeigen, dass Bremen und Bremerhaven nicht zur Spitzengruppe der stärksten Regionen ge-
hören.

Entscheidender für die Analyse ist die Identifizierung der Erfolgsfaktoren. Was macht Regionen erfolg-
reich oder konkreter, was unterscheidet die erfolgreichen Regionen von den anderen? Die OECD iden-
tifiziert in mehreren Studien (OECD, 2012, 2013, 2019) sechs maßgebliche Faktoren. Das Spektrum ist
breit (Abbildung 5-1) :

 Infrastruktur (Wissenschaft, Bildung, wirtschaftsnahe und sozio-kulturelle)
 Innovationen
 Produktivität
 Vernetzungen
 Fachkräfte
 Leistungsfähige Institutionen in den Bereichen Verwaltung, Politik, Arbeitsmarkt und Partizipation

Wichtig sind an dieser Stelle zwei Ableitungen:

 Erfolgreiche Regionen brauchen Kernsektoren mit hoher Innovationskraft, hoher Produktivität, ho-
hen Vernetzungsgraden und gut ausgebildeten Fachkräften.

 Keiner dieser Faktoren allein determiniert Erfolg; es ist immer eine Kombination davon nötig14.Im-
mer stärker rücken in der Regionalforschung regionale Innovationssysteme in den Vordergrund.
Eine Kombination leistungsstarker Universitäten, Forschungseinrichtungen und innovationsstarken
Unternehmen schaffen besonderen Erfolg und tragen entscheidend zur regionalen Resilienz bei
(siehe u. a. Cooke, 1992; Asheim/Coenen, 2004)15.

14 Für einen Überblick zur Vielfältigkeit von regionalen Erfolgsfaktoren siehe Hüther/Südekum/Voigtländer (2019)
15 Regionale Innovationssysteme sind auch ein Förderschwerpunkt der EU im Rahmen der Programms Horizon 2020.
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Abbildung 5-1: Regionalökonomische Erfolgsfaktoren und Ableitung für Bremen-Fonds
Strukturdiagramm

Quelle: Eigene Darstellung

Zahlreiche empirische Untersuchungen bestätigen diese Befunde:

 Im internationalen Vergleich zeigen ökonometrische Studien (u. a. IW/IW Consult, 2016, dass die
Globalisierung, die Einbindung in internationale Wertschöpfungsketten, ein hohes Bildungsniveau
und eine hohe Qualität der staatlichen Institutionen relevante Erfolgsfaktoren sind.

 Studien mit Unternehmensdaten aus dem IW-Zukunftspanel kommen zu dem Ergebnis, dass inter-
nationalisierte Unternehmen, die innovativ und forschungsstark sind (van Baal/Lichtblau, 2012) so-
wie eine hybride Wertschöpfung realisieren (Kempermann/Lichtblau, 2012) signifikant erfolgrei-
cher als andere Unternehmen sind.

 Neuere Erhebungen (TwinEconomics, 2017; IW Consult, 2018) belegen auch die Relevanz der Digi-
talisierung für Erfolg von Unternehmen. Es gibt eine „digitale Dividende“, denn stärker digitalisierte
Unternehmen weisen ein höheres Umsatz- und Beschäftigungswachstum auf.

 Eine weitere Studie der IW Consult (2018a) zeigt, dass die Existenz von großen industriellen Unter-
nehmen und von Fachhochschulen im Umkreis von etwa 50 km die Entwicklung der Region positiv
beeinflussen.

 Regionale Entwicklungsprozesse sind sehr komplex und hängen von einer Vielzahl von Faktoren ab.
Auch eher kleinräumig wirkende Faktoren beeinflussen eine Region und müssen beachtet werden.
Eine Studie der IW Consult (2020c) über alle 2.000 bayerischen Städte und Gemeinden kommt zu
dem Ergebnis, dass deren Beschäftigungs- und Einwohnerentwicklung umso günstiger sind, je hö-
her die Arbeitsort- und die Wohnortattraktivität16 ausfällt und je moderner die Verwaltungen sind.
Das sind erfolgsrelevante und empirisch überprüfte Ansatzpunkte für eine flankierende regionale
Struktur- und Standortpolitik.

16 Bei der Arbeitsortattraktivität werden u. a. die Breitbandversorgung und die Güte der Verkehrsinfrastruktur bewertet. Bei der Wohnortat-
traktivität werden die Kinderbetreuungs- und Bildungsangebote, die Versorgung der Bevölkerung mit Gesundheitseinrichtungen, die
Zahl der Baugenehmigungen und -fertigstellungen sowie die Erreichbarkeit von Supermärkten zur Nahversorgung berücksichtigt. Zur
Beschreibung der Güte des Verwaltungshandelns werden die E-Government-Angebote, die Hebesätze bei der Gewerbesteuer und die
Lage der öffentlichen Haushalte einbezogen.
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 Schließlich bestätigen die Großstadtvergleiche immer wieder, dass der Erfolg von Regionen maß-
geblich mit Innovationen, Forschung, Zukunftsindustrien, kreativen Dienstleistungen und der Aus-
stattung der Bildungseinrichtungen zusammenhängt.

Abgeleitet aus den theoretischen und empirischen Studien der Regionalökonomie, den spezifischen
Voraussetzungen in Bremen und den formulieren Entwicklungszielen folgt als Empfehlung eine
Schwerpunktsetzung auf:

 Industrie und den Industrie-Dienstleistungsverbund
 Wissenschaft und Technologie
 Qualifikation/ Bildung

Um die regionale Resilienz zusätzlich zu stärken, werden Maßnahmen zur Verbesserung der Arbeitsort-
und Wohnortattraktivität sowie einer Modernisierung der Verwaltung vorgeschlagen.

Warum Industrie-Dienstleistungsverbund?

Hohe Ausstattung mit Erfolgsfaktoren: In der Industrie und den damit verbundenen wissensintensi-
ven Dienstleistungen sind die genannten Erfolgsfaktoren (Produktivität, Forschung, Innovationen, Ver-
netzungen mit der Wissenschaft, Internationalität, MINT-Qualifikationen, Ingenieure) häufiger und mit
höherer Intensität anzutreffen17.

Hebelwirkungen und Vernetzungen: Die Industrieunternehmen haben lange und tiefe Wertschöp-
fungsketten. An einem Euro Wertschöpfung in der Industrie hängen 92 Cent indirekte Wertschöpfung
in anderen Sektoren, insbesondere im Dienstleistungsbereich. Die Industrie kauft mehr Vorleistungen
in anderen Branchen ein als umgekehrt. Sie ist deshalb wichtiger als es der eigene Anteil an der Wert-
schöpfung ausdrückt. In der Automobilindustrie beispielsweise beträgt dieser Hebel 2, d. h. jeder Euro
Wertschöpfung in der Autoindustrie generiert einen zusätzlichen Euro Wertschöpfung in anderen
Branchen. Die Industrie ermöglicht auch indirekte Exporte von Dienstleistungen und eröffnet damit
einen wichtigen Globalisierungskanal (IW/IW Consult 2013). Hinzu kommen andere indirekte Effekte.
Greenstone und Moretti (2004) zeigen beispielsweise, dass große Industrieansiedlungen nicht nur di-
rekt neue Arbeitsplätze, sondern darüber hinaus auch Arbeitsplätze in damit verbundenen vor- und
nachgelagerten Wertschöpfungsketten schaffen. Davon profitieren auch Niedrigqualifizierte, die
Durchschnittseinkommen in der Region erhöhen sich insgesamt.

Natürlich hängen die Wirtschaftskraft und Zukunftsfähigkeit einer Region nicht nur von der Industrie
und den damit verbundenen unternehmensnahen Dienstleistungen ab. Die Mehrzahl der Arbeitsplätze
wird in anderen Branchen geschaffen. Dazu zählen die gesellschaftsnahen Dienstleistungen, wie der
Handel, das Hotel- und Gastgewerbe, das Sozial- und Gesundheitswesen und die öffentliche Verwal-
tung. Viele dieser Arbeitsplätze sind insbesondere für Frauen, für Teilzeitbeschäftigte oder weniger
Qualifizierte besonders wichtig. Auch diese Branchen sind in Wertschöpfungsketten eingebunden, die
allerdings weniger tief sind und eher regional ausgelegt sind. Der durchschnittliche Hebel eines Euro
Wertschöpfung liegt bei den gesellschaftsnahen Dienstleistungen bei 50 Cent – und damit knapp halb
so hoch wie im Verarbeitenden Gewerbe. In der Bauwirtschaft sind es 72 Cent und bei den unterneh-
mensnahen Dienstleistungen 65 Cent Hebelwirkung.

Irreversibilität: Entscheidender als die Tiefe der Wertschöpfungsketten ist die Irreversibilität von Bran-
chenstrukturen. Die Industrie ist durch einen hohen und der Dienstleistungsbereich durch einen eher
niedrigen Irreversibilitätsfaktor gekennzeichnet. Fallen in der Industrie strukturbestimmende Unter-
nehmen weg oder kommt es zu einer Deindustrialisierung der Wirtschaftsstruktur, sind diese Effekte

17 Siehe dazu ausführlicher IW Consult (2018 und 2019)
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dauerhaft und kaum umkehrbar. Das zeigt die weltweite Entwicklung in den letzten drei Dekaden. In
vielen Ländern waren Deindustrialisierungsschübe zu beobachten, die dauerhaft die Wirtschaftsstruk-
turen bestimmt und nachhaltig verändert haben. Es ist fast nirgendwo gelungen, diesen Trend umzu-
kehren. Ganz besonders auffällig ist diese Entwicklung auch in den neuen Ländern. Die dramatische
De-Industrialisierung in den ersten fünf Jahren nach der Wende konnte bis heute trotz erheblicher
Förderung nicht mehr wieder ausgeglichen werden. Die Gründe für diesen hohen Irreversibilitätsfaktor
liegen in der ausgeprägten Kapitalintensität, der engen Einbindung in internationale Wertschöpfungs-
ketten und in der hohen Spezifität des Know-hows sowie den komplexen Verfahren in diesen Bran-
chen. Die Markteintrittsbarrieren sind dementsprechend hoch.

Ökonomisch betrachtet entstehen solche Irreversibilitäten in Netzwerkstrukturen, die durch positive
oder negative externe Effekte gekennzeichnet sind. Akteure profitieren positiv oder negativ voneinan-
der, ohne dafür in direktem Geschäftskontakt stehen zu müssen. Das kann eine spezifische Ausrichtung
der Infrastruktur, die Herausbildung bestimmter komplementärer Kompetenzen oder speziell ausge-
richtete Ressourcenausstattung sein. In der ökonomischen Theorie wird die Entstehung von Clustern
durch solche positiven Externalitäten erklärt. Solche Netzwerkeffekte können aber auch bedrohlich
werden und Negativspiralen nach unten auslösen. Fällt ein Akteur weg, erleiden alle anderen in diesem
System Nachteile. Der Wegfall eines Leitunternehmens gefährdet nicht die direkte Wertschöpfungs-
kette, sondern auch die Wissenschaft, indirekte Zulieferer oder Immobilienmärkte, die sich auf diese
Strukturen eingestellt haben. Diese Phänomene sind nicht auf die Industrie begrenzt. Das gilt beispiels-
weise auch für die Entwicklung von Innenstädten oder Einkaufszentren. Vielfach rentieren sich Ge-
schäfte nur, wenn in der Nachbarschaft ein Angebotsvielfalt herrscht und es deshalb die Attraktivität
für Kunden steigt. Kaum jemand übernimmt oder pachtet ein Geschäft, wenn die Nachgeschäfte leer
stehen. Es gibt Negativspiralen nach unten, wie sie etwa in der Literatur der Neuen ökonomischen
Geographie (Krugman 1991) beschrieben werden. Ähnliche Effekte sind in bestimmten Wohnungs-
märkten zu beobachten. Wenn ökonomisch stärkere Haushalte bestimmte Quartiere verlassen, sinken
die Mieten, die Standards fallen und ziehen immer stärker ökonomisch noch schwächere Gruppen an.
Das trägt zur Erklärung der Entstehung sozialer Brennpunkte bei. Wenn diese Situationen erst einmal
eingetroffen ist (Wegfall des Leitunternehmens, Leerstände in Innenstädten, Verarmung von Quartie-
ren), wird es sehr schwer, diese Strukturen wieder umzukehren. Eine kluge Strukturpolitik muss daher
frühzeitig eingreifen, um solche Entwicklungen von vorneherein zu verhindern. Allerdings gibt es einen
schmalen Grat zur Bewahrung nicht wettbewerbsfähiger Strukturen.

Diese Gefahr des Wegbrechens industriellen Strukturen stellt sich heute insbesondere in der Automo-
bil- oder der Stahlindustrie. Dort sind regulierungs- und technologiegetrieben starke Umwälzungen im
Gang. Gerade in der Automobilindustrie konnten bisher durch Rationalisierung, Prozessinnovationen
oder technische Neuerungen die Produktivität bestehender Anlagen relativ leicht verbessert werden.
Die Grenzkosten dafür waren relativ niedrig. Jetzt steht die Industrie vor einer grundlegenden Trans-
formation, die die Elektrifizierung, Automatisierung und Vernetzung der Fahrzeuge betrifft. Dazu sind
völlig neue Produktionsanlagen und Wertschöpfungsketten notwendig. Standorte werden neu bewer-
tet und die bisherigen Vorteile derjenigen in Deutschland oder Bremen (bestehende hochleistungsfä-
hige Anlagen) fallen weniger ins Gewicht. Die Vorteile verschieben sich an andere Standorte und ver-
festigen sich dort. Wandert eine solche Industrie ab, wird sie kaum wieder rückholbar sein. Eine ähnli-
che Argumentationskette gilt für die Stahlindustrie, die langfristig nur eine Zukunft in Deutschland ha-
ben wird, wenn sie zügig eine Weltmarktführerschaft bei klimaneutraler Stahlerzeugung zu marktfähi-
gen Preisen erreicht.

In vielen Dienstleistungsbereichen ist dieser Irreversibilitätsfaktor niedriger. Durch Geschäftsaufgabe
oder Insolvenzen wegfallende Unternehmen können leichter durch Neugründungen ersetzt werden.
Technisch gesprochen sind die Produktionsanlagen und Verfahren weniger spezifiziert und die Wert-
schöpfungsketten weniger komplex. Ein Beleg für diese These sind die Gründungsquoten (Anteil der
Gründungen an den bestehenden Unternehmen) in den einzelnen Branchen. Sie sind in der Industrie
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deutlich geringer als im Dienstleistungsbereich. Die Branchenstruktur der Gründungstätigkeit ist über
die Zeit sehr stabil. Im Dienstleistungsbereich wird am meisten gegründet. Etwa zwei Drittel der Exis-
tenzgründungen 2019 sind Dienstleistungen, nur 14 Prozent entfallen auf das Produzierende Gewerbe
(KfW, Gründungsmonitor 2020).

Warum Wissenschaft und Technologie?

Es ist evident, dass ohne wissenschaftliche Fundierungen im Bereich der Grundlagen- und angewand-
ten Forschung keine neuen Innovationen möglich sind. Gerade Lösungskonzepte im Bereich der öko-
logischen und der digitalen Transformation kommen nicht ohne Technologie und damit ohne Wissen-
schaft aus. Die Gestaltungsmöglichkeiten des Bremen-Fonds sind auch für den Bereich der Wissen-
schaft finanziell, zeitlich und inhaltlich beschränkt. Die wissenschaftliche Erschließung völlig neuer For-
schungs-, Technologie oder Innovationsfelder wäre vor diesem Hintergrund zu ambitioniert. Die Maß-
nahmen sollten an den bestehenden, vielfältigen Potenzialen im Land Bremen anknüpfen.

Warum Qualifikation und Bildung?

Hohe Löhne und ein hoher Lebensstandard können nur durch eine hohe Produktivität gesichert wer-
den. Diese setzen wiederum hohe Qualifikationen der Arbeitskräfte voraus. Bildung ist dafür der
Schlüssel. Unternehmen sehen im Rahmen von Befragungen zu strategischen Zielen die Sicherung der
Fachkräftebasis durch Qualifikation vorne in der Prioritätenliste. Verstärkend kommt hinzu, dass durch
die Strukturumbrüche, die die Bremer Wirtschaft und Gesellschaft wegen der Corona-Pandemie jetzt
in beschleunigtem Maße zu bewältigen haben, eine ständige Weiter- und Umqualifizierungen nötig
machen. Ausbildung und Qualifizierung gehören deshalb zu den wichtigsten Instrumenten zur Begeg-
nung der derzeitigen Krise. Das gilt schon deshalb, weil in einigen Branchen in Bremen mit einem Be-
schäftigungsrückgang zu rechnen ist, dessen Folgen durch qualifikatorische Maßnahmen eingedämmt
werden kann. Die Analyse der Wirkungskanäle der Corona-Pandemie (siehe Kapitel 2) hat gezeigt, dass
die Probleme von Menschen ohne Schul- oder Berufsabschluss schwieriger werden. Auch hier kann
der Bremen-Fonds mit Ausbildungs- und Qualifizierungsmaßnahmen stabilisierend eingreifen. Für
mehr und bessere Bildung gibt es gute Argumente:

 Bildungsinvestitionen haben eine hohe Rendite. Ein zusätzliches Jahr formaler Bildung steigert den
Bruttolohn um durchschnittlich 10 Prozent (Anger et al., 2010; Autorengruppe Bildungsberichter-
stattung, 2018). Im Vergleich zu Personen mit einer abgeschlossenen Berufsausbildung (Lehre) ver-
dienen Personen mit einem Meister/Techniker in Deutschland 129.000 Euro gemessen am Lebens-
einkommen netto mehr, bei Personen mit einem Fachhochschulabschluss sind es 267.000 Euro
mehr und bei Universitätsabsolventen 387.000 Euro mehr (Kugler et al. 2017). Dass bessere Lese-
und mathematische Kompetenzen international mit höheren Verdienstmöglichkeiten einhergehen,
bestätigt unter anderem auch eine Studie unter Verwendung der PIAAC-Daten (Hanushek et al.,
2013). Zudem wirkt sich Bildung positiv auf nicht-monetäre Aspekte wie z. B. auf die Gesundheit,
das persönliche Wohlbefinden, die Persönlichkeit und die gesellschaftliche und politische Partizipa-
tion von Individuen aus (Autorengruppe Bildungsberichterstattung, 2020, 313 ff.).

 Die empirische Evidenz zur Auswirkung von höheren Bildungsinvestitionen und einer besseren fi-
nanziellen Ausstattung von Schulen hat lange Zeit gemischte Ergebnisse hervorgebracht. Daraus
wurde geschlussfolgert, dass Mehrausgaben im Bildungssystem allein nicht zu den erhofften Ver-
besserungen z. B. in Form von Leistungssteigerungen der Schüler führen (siehe z. B. Hoxby, 2001,
Hanushek, 2006). Ein aktueller Literaturüberblick zur umfangreichen US-Literatur zum Einfluss von
Schulausgaben auf Lernergebnisse kommt jedoch zu dem Ergebnis, dass höhere Investitionen tat-
sächlich zu besseren Ergebnissen führen (Jackson/Kirabo, 2018). So können neuere Studien aus den
USA zeigen, dass ein Anstieg in den Ausgaben pro Schüler das Armutsrisiko deutlich senkt und sich
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positiv auf die Anzahl der vollendeten Schuljahre (Jackson et al., 2016), auf Schülerleistungen (La-
fortune et al., 2016) und langfristig auch auf die Löhne (Schmick/Shertzer, 2019) auswirken kann.
Besonders benachteiligte Schüler profitieren von den Mehrausgaben. Eine Angleichung der Res-
sourcen von Schulen in einkommensstarken und einkommensschwachen Schulbezirken in den USA
führt u. a. dazu, dass mehr Schülerinnen und Schüler aus einkommensschwachen Familien ein Col-
lege besuchen (Biasi, 2019). Unbeantwortet bleibt, unter welchen Bedingungen und in welchem
Setting Ausgaben besonders hohe Wirkung zeigen (Jackson/Kirabo 2018).

Frühkindliche Bildung hat einen positiven Einfluss auf die kognitiven Fähigkeiten von Kindern
(Schlotter/Wößmann, 2010; Apps et al., 2012; Hasselhorn/Kuger, 2014; Autorengruppe Bildungs-
berichterstattung, 2016), da sich kognitive Fähigkeiten in frühen Phasen der Kindheit leichter ver-
bessern lassen als in späteren Lebensphasen und der Kompetenzerwerb zu einem frühen Zeitpunkt
die Grundlage für den Erwerb weiterer Kompetenzen legt (Heckman, 2008; Cunha et al., 2010;
Spieß, 2013). Frühkindliche Bildung erhöht dementsprechend die Produktivität der darauffolgen-
den Phasen (Cunha/Heckman, 2007; Pfeiffer, 2016). Deshalb erzeugen Ausgaben im frühkindlichen
Bereich eine besonders hohe fiskalische und volkswirtschaftliche Rendite (Keller, 2006; Anger et al.,
2007; Pfeiffer/Reuß, 2013; Spieß, 2013 ).

 Zudem zeigt die empirische Literatur, dass Bildungsinvestitionen auch erheblich positive Externali-
täten auf Personengruppen haben, die gar nicht direkt von den erweiterten Bildungsangeboten
profitieren. So zeigt Moretti (2004), dass ein Anstieg der Gruppe der Hochqualifizierten in einer
Stadt zu deutlichen Lohn- und Gehaltsanstiegen bei allen Gruppen am Arbeitsmarkt führt. Die Ur-
sache sind diverse Komplementaritäten im Produktionsprozess, Spillover- sowie Multiplikator- und
Nachfrageeffekte. Kurzum: die gesamte Gesellschaft profitiert von Bildungsinvestitionen, nicht nur
privilegierte Gruppen am Arbeitsmarkt, die entsprechende Bildungsangebote persönlich wahrneh-
men.

Fazit:

Die Faktoren „Technologie, Industrie/Dienstleistungsverbund und Qualifizierung/Bildung“ sind Vo-
raussetzungen zur Lösung übergeordneter wirtschaftsstruktureller und gesellschaftspolitischer Prob-
leme. Je besser das Land bei diesen Erfolgsfaktoren positioniert ist, umso leichter können Fortschritte
bei der Stärkung des sozialen Zusammenhaltes und der Verhinderung einer weiteren Spaltung erreicht
werden. Sie stehen deshalb im Mittelpunkt des Konzeptes, ohne den eigenständigen Zielcharakter in
den Bereich der gesellschaftlichen Entwicklung, insbesondere der Geschlechtergerechtigkeit in Frage
stellen zu wollen.

Politische Ziele

Bremen hat sich 2019 selbst eine Zukunftsstrategie18 mit acht übergeordneten Zielen und überprüfba-
ren Erfolgskriterien gegeben:

 Attraktive wachsende Stadt
 Gute Bildung
 Starke Wirtschaft, starkes Land
 Gute Arbeit
 Green City
 Exzellente Wissenschaft

18 Senat der Freien Hansestadt Bremen (2019), Zukunft Bremen 2035, Ideen für morgen.
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 Digitalisierung für Wirtschaft und Gesellschaft
 Sozialer Zusammenhalt in lebendigen Quartieren

In diesen „Bremer Ideen für morgen“ finden sich vier übergeordnete Querschnittsthemen, die gleich-
zeitig die Ziele beschreiben, auf deren Erreichung die mittel- und langfristigen Maßnahmen des Bre-
men-Fonds ausgerichtet werden soll19:

 Bewältigung der ökologischen Transformation
 Bewältigung der digitalen Transformation
 Bewältigung der wirtschaftsstrukturellen Transformation
 Stärkung des sozialen Zusammenhalts und der Geschlechtergerechtigkeit

Diese grundsätzlichen Zielstellungen finden sich auch in der Koalitionsvereinbarung der laufenden
Wahlperiode wieder.

Der Bremen-Fonds soll helfen, sicherzustellen, dass die durch die Corona-Pandemie erheblich er-
schwerte Erreichung dieser Ziele wieder möglich und das Land insgesamt modernisierungsfähig bleibt.
Es geht im Kern um den Erhalt der Transformationsfähigkeit und die Verbesserung der sozialen Per-
spektive der Menschen.

Schwerpunkte und Wirksamkeit der Maßnahmen

Der Bremen-Fonds soll das Land besser in die Lage versetzen, trotz der durch die Corona-Pandemie
verursachten Schäden, seine strukturpolitischen, ökologischen und gesellschaftspolitischen Ziele wei-
terhin erreichen zu können (5.2). Dabei sollen die Maßnahmen an den strukturellen Besonderheiten
der Wirtschaft in Bremen anknüpfen und diese berücksichtigen (siehe dazu Kapitel 3). Diese Anforde-
rungen sind nicht trivial. Sie bedeuten, dass der Bremen-Fonds dabei unterstützen soll, die Fähigkeit
zum nachhaltigen Strukturwandel – oder kurz die Transformationsfähigkeit – zu erhalten oder zu stär-
ken. Dazu sollen Maßnahmen in vier Bereichen überprüft und bewertet werden (Abbildung 5-2).

Das inhaltliche Bewertungsraster orientiert sich an den regionalökonomischen Erfolgsfaktoren, wie sie
in Kapitel 5.1 dargelegt sind (Wissenschaft und Technologie – produktive, innovative und vernetzte
Unternehmen – Qualifizierung und Bildung). Zusätzlich sollen die Maßnahmen auf die Stärkung des
sozialen Zusammenhaltes zielen und die Geschlechtergerechtigkeit fördern.

19 Diese Ableitung ergibt sich auch direkt aus der Begründung des Bremen-Fonds (Senatskanzlei, 2020)
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Abbildung 5-2: Inhaltliche Schwerpunkte des Bremen-Fonds

Quelle: Eigene Darstellung

5.3.1 Digitale Transformation

Die Digitalisierung ist einer der großen Megatrends in Wirtschaft und Gesellschaft, die disruptives Po-
tenzial hat, aber auch große Entwicklungschancen eröffnet. Viele Studien belegen, dass in der Wirt-
schaft, Gesellschaft, in der Verwaltung, in Bildungseinrichtungen oder im Bereich Breitbandinfrastruk-
tur immer noch große Defizite bestehen (IW Consult, 2018). Vier Fünftel der deutschen Unternehmen
befinden sich immer noch auf den unteren Reifegradstufen bei der Digitalisierung ihrer Prozesse. Sie
nutzen zwar Internet und Computertechnologie, sind aber nicht in der Lage, komplette Prozesse digital
abzubilden, sich mit Kunden und Lieferanten zu vernetzen und ihre Prozesse daten- und algorithmen-
gestützt automatisiert zu steuern. Auch bei dem Fünftel der stärker digitalisierten Unternehmen gibt
es erhebliche Ausbaupotenziale bei Produktprogrammen, Prozessen und Geschäftsmodellen. Nur sehr
wenige Unternehmen sind durchgängig digitalisiert; bei den meisten beschränkt sich das auf ausge-
wählte Bereiche und Pilotprojekte. Die Digitalisierung beruht auf der Vernetzung von Dingen und Pro-
zessen über Daten. Solange diese digitalen Netzwerke nicht engmaschig geknüpft sind und möglichst
viele einbeziehen, werden sie nur eine begrenzte Wirkung haben können.

Die Erfahrungen der Corona-Pandemie haben diesen Erfahrungshintergrund durch einen entscheiden-
den Punkt ergänzt: Der Virus hat die Kontaktmöglichkeiten zwischen Menschen beschränkt. „Abstand
halten“ ist die wichtigste Präventivmaßnahme zur Verhinderung der Ausbreitung des Virus. Home-
office, Videokonferenzen, die Bereitstellung von Online-Services und die Umstellung auf digitale Kom-
munikationskanäle konnten diese Beschränkungen wenigstens zum Teil ausgleichen. Es zeigte sich
aber schnell, dass nicht alle Bereiche von Wirtschaft und Gesellschaft dazu in der Lage waren. Die Di-
gitalisierungslücken haben sich in der Corona-Pandemie sehr deutlich gezeigt. Die Notwendigkeit einer
umfassenden digitalen Transformation ist noch klarer geworden. Die Digitalisierung gehört zu den The-
menfeldern, die Wirtschaft und Gesellschaft in Zukunft insgesamt resilienter gegen die Corona- und
ähnliche Krisen machen wird.
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Daraus leiten sich mögliche Handlungsfelder für den Transformationsprozess generell und nach wei-
terer Prüfung für den Bremen-Fonds ab:

 Digitalisierung der Produkte, Prozesse, Geschäftsmodelle und Strategien bei Unternehmen, insbe-
sondere KMU

 Verbesserung der digitalen Infrastruktur und die Entwicklung digitaler Lernformate in allen Betreu-
ungs- und Bildungseinrichtungen

 Ausbau und Verstärkungen der wissenschaftlichen Kompetenzen, insbesondere im Bereich der
künstlichen Intelligenz

 Digitale Unterstützung der Arbeiten im Gesundheits- und Pflegebereich
 Durchgehende Digitalisierung der Verwaltung zur kontakt- und papierlosen Abwicklung von Ver-

waltungsprozessen
 Vermittlung digitaler Kompetenzen und Technologien, insbesondere in den Bereichen (Handel,

Gastronomie, Tourismus oder benachteiligte Personengruppen), die von der Krise besonders be-
troffen sind

 Digitale Vernetzungen der Akteure aus Wissenschaft, Wirtschaft, Verwaltung und gesellschaftli-
chen Gruppen

 Ausbau der digitalen Breitbandinfrastruktur, einschließlich 5G-Technologien

In der Studie werden in Kapitel 6 diese Maßnahmenfelder analysiert und bewertet. Die Basis dafür sind
eigene Expertise, Literaturauswertungen und die Ergebnisse der Expertengespräche in Bremen. Wie in
Kapitel 5.1 begründet, haben Maßnahmen in den Bereichen Wissenschaft/Technologie, innovative,
produktive und vernetzte Unternehmen und Qualifizierung und Bildung Vorrang.

5.3.2 Ökologische Transformation

Die Lösung der ökologischen Probleme und die Bewältigung der Folgen des Klimawandels gehören zu
den großen Herausforderungen der Gegenwart. Es herrscht in Bremen ein breiter Konsens, dass die
langfristigen Maßnahmen des Bremen-Fonds zur Bewältigung der Corona-Pandemie zugleich auch zur
Lösung dieser Zukunftsfragen beitragen soll.

Die Corona-Pandemie hat die ökologischen Probleme und die Herausforderungen durch den Klima-
wandel noch verschärft. Es ist weltweit deutlich geworden, wie verletzlich die derzeitigen wirtschaftli-
chen und gesellschaftlichen Strukturen sind und wie notwendig es ist, auch in der Krise die ökologi-
schen Themen nicht zu vernachlässigen (Fischedick/Schneidewind, 2020). Bundesweite Befragungen
zeigen, dass auch die Bevölkerung hinter diesem Thema steht. Trotz der Corona-Pandemie sprechen
sich fast zwei Drittel der Haushalte dafür aus, mit den Unterstützungen zur Überwindung der Krise
auch die Klimaziele zu unterstützen (Frondel/Osberghaus, 2020)

Dabei kann es im Rahmen des Bremen-Fonds nicht um allgemeine bundes- oder EU-weite Maßnah-
men, wie beispielsweise die CO2-Bepreisung, gehen, sondern nur um Vorhaben, die auf regionaler
Ebene umsetzbar sind. Dazu könnten die Entwicklung und Anwendung neuer Technologien genauso
gehören wie Maßnahmen, die auf die Veränderung von Verhaltensweisen zielen. Die Handlungsfelder
sind

 der Umbau der Stahlerzeugung auf wasserstoffbasierte (grüne) Produktionsprozesse,
 der Einstieg in eine allgemeine Wasserstoffwirtschaft,
 das konsequente Schließen von Stoffkreisläufen,
 die Reduktion von Schadstoffemissionen durch moderne Technologien,
 die Verbesserung der Ressourcen- und Energieeffizienz,
 die Elektrifizierung des Verkehrs und Entwicklung alternativer Mobilitätskonzepte,
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 ressourcenschonende Verfahren in der Landwirtschaft und der Ernährungsindustrie,
 den weiteren Ausbau der erneuerbaren Energie zu wettbewerbsfähigen Preisen und nicht zuletzt
 die Umstellung auf regionale Wertschöpfungsketten zur Reduzierung langer Transportwege sowie
 die konsequente Nutzung der Digitalisierung als „Enabler“ der Ressourcenschonung und des Klima-

wandels.

Es gibt im Land Bremen im Bereich der Unternehmen und der Wissenschaft leistungsfähige Potenziale,
die wertvolle Beiträge zur ökologischen Transformation geben können und damit schon begonnen ha-
ben. Durch die Corona-Pandemie sind wichtige Branche und Unternehmen in ihrer ökologischen Trans-
formationsfähigkeit beeinträchtigt. Hier geht es um die Verhinderung von Negativspiralen – Neube-
wertung des Chancen-Risiko-Strukturen, Senkung der Investitions- und Forschungsausgaben, Aufgabe
von Modernisierungsvorhaben –, wie sie in Kapitel 2 beschrieben sind. Auch dürften in diesem Bereich
die Strukturen kaum reversibel sein – einmal krisenbedingt weggebrochen, werden sie nur schwer neu
entstehen. Deshalb sind durch Maßnahmen des Bremen-Fonds die Strukturen zu sichern, die dem Land
ermöglichen, einen Beitrag zur ökologischen Transformation zu leisten.

5.3.3 Wirtschaftsstrukturelle Transformation

Durch die Corona-Pandemie sind Strukturprobleme in einigen Teilen der Wirtschaft neu entstanden,
in anderen wurden sie krisenbedingt deutlich verschärft. Zu dem ersten Bereich gehören der Touris-
mus sowie die Freizeit- und Kulturwirtschaft und zum zweiten Bereich der Einzelhandel. Hieraus er-
schließen sich Handlungsfelder für den Bremen-Fonds, die über die direkte Unterstützung dieser Bran-
chen hinausgehen können.

Hierzu zählen insbesondere die Veränderungen im öffentlichen Raum und im Erscheinungsbild der In-
nenstädte. Fehlende Kunden, Geschäftsaufgaben von Einzelhandelsunternehmen wegen Konkurrenz
von Online-Vertriebsformen, sinkende Bedarfe von Büroflächen von Unternehmen wegen Homeoffice
oder die Verlagerung von Veranstaltungen in digitale Formate verändern Innenstädte. Zu berücksich-
tigen sind aber auch Gefährdungen der industriellen Kerne, die für eine Sicherung von hochprodukti-
ven und innovativen Arbeitsplätzen nötig sind:

Zu den mittel- und langfristigen Handlungsfeldern des Transformationsprozesses generell und nach
weiterer Prüfung für den Bremen-Fonds könnten deshalb gehören:

 Sicherung industrieller Kerne
 Entwicklung der Innenstädte
 Re-Attraktivierung touristischer Einrichtungen und Ziele
 Stabilisierung der Gründer-Szene
 Pandemie-gerechte Umgestaltung und Weiterentwicklung von Gewerbegebieten

5.3.4 Soziale Kohäsion und Geschlechtergerechtigkeit

Die Corona-Pandemie hat Familien und insbesondere Alleinerziehende doppelt belastet. Sie mussten
Aufgaben im Bereich Kinderbetreuung und Schule übernehmen und haben gleichzeitig Einkommen
oder ihren Arbeitsplatz verloren. Durch die überdurchschnittliche Betroffenheit von Branchen und Be-
rufen, in denen viele Frauen beschäftigt sind, sind Frauen in dieser Krise stärker belastetet20. Auch wird

20 Das mag durch kurzfristige Effekte im Bereich Leiharbeit und Produktionseinschränkungen in den Bereichen Industrie und Logistik anders
sein. Insbesondere in diesen männerdominierten Bereichen ist die Arbeitslosigkeit bisher überdurchschnittlich angestiegen.
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befürchtet, dass die tradierte Rollenverteilung zwischen Männern und Frauen gestärkt wurde. Die Her-
stellung von mehr Geschlechtergerechtigkeit könnte durch die Corona-Pandemie gefährdet werden.
Auch ist zu befürchten, dass sich die ohnehin schwierige Lage der ökonomisch Schwachen, der weniger
Qualifizierten, der Personen mit Migrationshintergrund und der jüngeren Menschen durch die Corona-
Krise verschärft. Das könnte den sozialen Zusammenhalt gefährden und die Spaltung der Gesellschaft
vertiefen.

Für den Transformationsprozess generell und nach weiterer Prüfung für den Bremen-Fonds besonders
wichtige Handlungsfelder sind:

 Weiterbildung und Qualifizierungen für Beschäftigte, die ihren Arbeitsplatz verlieren oder drohen
zu verlieren

 Sicherung der Berufsausbildung
 Ausbau der Betreuungseinrichtungen in den Bereichen Kita, Schule und Pflege
 Unterstützungen von ökonomisch Schwachen
 Hilfen für überlastete Familien zur Bewältigung der Sorgearbeit
 Förderung der Ausbildung
 Frauenförderprojekte

Kausalität

Nicht alle struktur- und gesellschaftspolitisch sinnvollen Maßnahmen können durch den Bremen-
Fonds abgebildet und gefördert werden. Das würde den Fonds überfordern und letztlich zu einer Ver-
wässerung seiner Ziele führen. Aus dem juristischen Gutachten von Prof. Korioth ergeben sich die Be-
dingungen, dass die Maßnahmen des Bremen-Fonds erstens einen kausalen Pandemiebezug haben
müssen, d. h. sie müssen unmittelbar oder mittelbar durch die Pandemie verursacht sein. Zumindest
muss ein überholender Kausalverlauf vorliegen, die Pandemie muss also eine bestimmte Entwicklung
maßgeblich beschleunigt haben. Zweitens müssen die Maßnahmen die Prävention weiterer Pandemie-
folgen gewährleisten oder die Kompensation bereits eingetretener Beeinträchtigungen und Schäden
bezwecken.

Deshalb ist an dieser Stelle eine Doppelprüfung vorzunehmen. Es muss eine Pandemiebetroffenheit
festgestellt werden und die Maßnahmen müssen so spezifisch sein, dass sie Gefahrenabwehr oder als
Linderung der Krisenfolgen dienen. Abbildung 5-3 zeigt das Prüfraster.

Betroffenheit

Die Pandemiebetroffenheit kann als unmittelbar oder mittelbar charakterisiert oder im Rahmen eines
überholenden Kausalverlaufs festgestellt werden (Kapitel 2).

 Unmittelbar: Verbot oder Einschränkung der Leistungserbringung durch behördliche Auflagen oder
Verbote. Dazu gehören die Schließung oder die Einschränkung der Nutzung von Infrastrukturein-

richtungen (bspw. Kita, Schulen) oder Betriebsräumen (bspw. Gaststätten, Geschäfte, Veranstal-
tungsräume) bzw. massive Reiseeinschränkungen (bspw. Reisebüros und -veranstalter). Diese Ein-
schränkungen sind objektiv beobachtbar und haben seit der Beendigung bzw. Lockerung der Ein-
schränkungen an unmittelbarer Bedeutung verloren, wirken aber gleichwohl nach. Insbesondere
bleiben Nutzungseinschränkungen der Kapazitäten durch Auflagen im Bereich der Hygiene- und
Abstandsregeln.
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Zu den unmittelbaren Effekten gehören auch rückläufige Aufträge, die ihre Ursachen in corona-
bedingten Nachfrageausfällen ihrer Kunden, in Unterbrechungen von Zulieferketten oder fehlen-
den Arbeitskräften haben, die wiederum nicht oder nur eingeschränkt zur Verfügung stehen. Dieser
Kanal der Betroffenheit adressiert insbesondere die Logistik, die Industrie oder unternehmensnahe
Dienstleistungen, deren eigene Produktionsmöglichkeiten nur wenig eingeschränkt sind, die aber
unter der Kaufzurückhaltung ihrer Kunden leiden, wie bspw. der stationäre Einzelhandel. Ähnliche
Effekte können sich ergeben, wenn einzelne Unternehmen aufgrund der Inanspruchnahme von
kurzfristigen Liquiditätskrediten oder anderen Stützungsmaßnahmen zum Ausgleich der wegbre-
chenden Nachfrage eine Bilanzverschlechterung erfahren haben. Diese Unternehmen werden sich
bei transformativen Investitionen zurückhalten, da sie zunächst wieder Finanzpuffer aufbauen und
ihre Bilanzen verbessern müssen.

 Mittelbar: Die Krisenbetroffenheit kann auch mittelbar ausfallen. Aufgrund der sich allgemein ver-
schlechternden Rahmenbedingungen müssen Unternehmen ihr Portfolio neu bewerten und wer-
den dabei die Chancen skeptischer und die Risiken höher einstufen. Das kann zu Attentismus füh-
ren. Es werden Investitionen gekürzt, Entwicklungsvorhaben aufgegeben oder verschoben. In der
Folge davon können strukturpolitische Transformationsvorhaben unterbleiben oder weniger inten-
siv vorangetrieben werden. Es kann durch weltweit veränderte Rahmenbedingungen auch zu Neu-
bewertungen von Standorten kommen, die durch das insgesamt ungünstiger werdende Umfeld an-
ders ausfallen als vor der Krise. Eine Branche könnte vor der Krise eine Wachstumsprognose für die
nächsten Jahre gehabt haben, die mit einer plausiblen Eintrittswahrscheinlichkeit erreichbar er-
schien. In diesem Szenario „rechnen sich“ Modernisierungsinvestitionen und Wettbewerbsnach-
teile eines Standortes können unter diesen Wachstumsbedingungen leichter kompensiert werden.
Wird nun aber mit hoher Wahrscheinlichkeit coronabedingt kein oder nur ein deutlich geringeres
Wachstum erwartet, können Investitions- und Standortentscheidungen kippen. Solche Szenarien
werden derzeit im Flugzeugbau, in der Automobil- und Stahlindustrie diskutiert. Auch die für Bre-
men wichtige Luft- und Raumfahrtindustrie könnte, obwohl es noch keine unmittelbaren Auftrags-
ausfälle gibt, von sich eintrübenden Rahmenbedingungen negativ betroffen sein und damit mittel-
bar zu den Verlierern der Corona-Pandemie gehören.

 Überholender Kausalitätsverlauf21: Der Bremen-Fonds kann auch für Maßnahmen genutzt werden,
deren Notwendigkeit sich schon vor der Pandemie abgezeichnet hat, deren Dringlichkeit sich aber
in der Krise verstärkt hat. Juristen nennen das „überholenden Kausalitätsverlauf“. Generell lässt
sich dieses Konzept als eine Art „generalisierende Prävention“ bezeichnen. Die Politik begegnet ei-
nem Trend mit Maßnahmen bereits bevor die negativen oder positiven Konsequenzen der Entwick-
lung eingetreten sind. Sie handelt vorausschauend und bekämpft beispielsweise negative Trends,
bevor der Schaden entsteht oder größer wird. Ein Beispiel für eine frühzeitige Gefahrenabwehr sind
Maßnahmen zur Unterstützung des Strukturwandels im Handel. Der Wandel von Offline- zu Online-
Vertriebskanälen könnte zu Geschäftsaufgaben im größeren Ausmaß im stationären Handel führen
und dadurch zu einem schleichenden Verlust der Attraktivität der Innenstädte beitragen. Maßnah-
men im Bereich der Digitalisierung sind ein weiteres Beispiel, um Unterstützungen aus dem Bre-
men-Fonds durch das Konzept der „überholender Kausalitätsverlauf“ zu begründen. Hier geht es
weniger um Gefahrenabwehr als vielmehr um die Sicherung von Chancen. Auch die Digitalisierung
war bereits vor der Pandemie ein klar erkennbarer Trend, auf den die Wirtschaft und die Gesell-
schaft reagiert haben. Hat sich jetzt die Digitalisierung durch die Corona-Krise beschleunigt oder
verfestigt, kann der Bremen-Bremen Fonds unterstützend mit Maßnahmen eingreifen. Der Bre-
men-Fonds kann nach dem Konzept der „überholenden Kausalitätsverlaufs“ aber nur dann aktiv

21 Überholende Kausalität bedeutet, dass eine andere Ursache völlig unabhängig von der Erstursache den Eintritt des Erfolges bewirkt (BGH NStZ 1989, 431). Diese Ausgestaltung der

Kausalität findet vor allem im Straf- und Zivilrecht Anwendung, kann aber auf den hier interessierenden Sachverhalten übertragen werden. Das zeigt das Beispiel des Onlinehandels.

Die „andere Ursache“ ist hier die Beschleunigung der Digitalisierung des Handels durch die Corona-Krise, die unabhängig von der „Erstursache“ (dem allgemeinen Trend zum Online-

handel) den „Eintritt des Erfolges“ (hier die Bedrohung des stationären Handels) bewirkt hat.
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werden, wenn durch die Pandemie eine wirkliche Beschleunigung oder Verfestigung bereits be-
obachtbarer Trends vorliegt.

Diese drei möglichen Transmissionskanäle von Krisen lassen sich unterschiedlich schwer operationali-
sieren. Bei den unmittelbaren Effekten können die Auflagen benannt und die damit verbundenen Ein-
schränkungen der Nutzung der Kapazitäten abgeschätzt werden. Dazu genügt es im Regelfall, den Um-
satzrückgang in der Corona-Zeit mit einem Referenzumsatz aus der Vor-Corona-Zeit zu vergleichen.
Gehen die Umsätze zurück, kann dies kausal der Pandemie zugeordnet werden. In einer elaborierteren
Form können Trendkomponenten aus der Vor-Corona-Zeit berücksichtigt werden. Kausal der Pande-
mie kann nur der Teil des Umsatzrückgangs zugeordnet werden, der über diese Trendkomponente
hinausgeht. Daran schließt sich die Identifizierung von Betroffenheitsketten an. Die Beendigung von
Arbeitsverhältnissen, die Reduzierung von Arbeitsvolumina oder der Ausfall von sonst möglichen Ein-
kommenserzielungsmöglichkeiten in den betroffenen Unternehmen können kausal der Pandemie zu-
geordnet werden. Ähnlich lassen sich Mehrbelastungen von Familien oder Menschen im Bereich der
Sorgearbeit der Corona-Krise pauschal zuordnen, wenn sie aus durch Einschränkungen in den Unter-
nehmen oder durch eingeschränkte Leistungsangebote von Infrastruktureinrichtungen (insbesondere
Kitas, Schulen) ihre Begründung haben. Sehr ähnlich lassen sich unmittelbare Pandemieeffekte erken-
nen und operationalisieren, die aus rückläufigen Auftragseingängen, Lieferproblemen in der Wert-
schöpfungskette oder der eingeschränkten Verfügbarkeit von Arbeitskräften kommen. Hier muss nur
zusätzlich der Nachweis erbracht werden, dass die Umsatzrückgänge oder die verringerten Leistungs-
angebote durch pandemiebedingte Störungen in der vorgelagerten Wertschöpfungskette verursacht
wurden. Wenn beispielsweise die Produktion von Kraftfahrzeugen in Bremen reduziert wird, weil der
Absatz von Fahrzeugen aufgrund bundesweit geschlossener Autohäuser zurückgegangen ist, kann das
als kausaler unmittelbarer Pandemiebezug eingeordnet werden. Dazu müssen entsprechende Prüflis-
ten erarbeitet werden.

Anspruchsvoller ist der Nachweis der mittelbaren Krisenbetroffenheit. Sie können nur schwer von Au-
ßenstehenden beobachtet und durch objektive Kriterien, wie Umsatzrückgänge oder Produktionsaus-
fälle, gemessen werden. Auch eine Beurteilung der Situation durch die Betroffenen erscheint wenig
geeignet, weil sie ein Eigeninteresse an einer möglichst negativen Beurteilung des Umfeldes haben.
Als vernünftige Alternative bleiben Experteneinschätzungen, die die Lage in den betroffenen Branchen
oder Technologiefeldern bewerten können. Notwendig sind hier qualitative Bewertung in Einzelfall-
gutachten. Es muss eine schlüssige Argumentationskette aufgebaut werden, die belegt, dass eine Maß-
nahme des Bremen-Fonds eine für den Standort ungünstige Entwicklung verhindert, obwohl zum jet-
zigen Zeitpunkt keine oder nur geringe Umsatz- oder Produktionsrückgänge zu verzeichnen sind. In
diesem Gutachten werden bereits in Kapitel 2 wesentliche Indikatoren benannt, soweit es dafür in der
Literatur Belege gibt.

Auch der Nachweis eines „überholenden Kausalitätsverlaufs“ ist nicht trivial. Es muss belegt werden,
dass ein bereits bekannter Trend maßgeblich verschärft wurde. Dazu wären amtliche statistische Da-
ten am besten geeignet. Solche Daten gibt es in der Regel in der hinreichenden Differenzierung und
Aktualität aber nicht. Beschäftigungsdaten auf der Branchen- und Regionalebene haben beispielsweise
einen Zeitverzug von mindestens einem Jahr. Erschwerend kommt hinzu, dass es für viele strukturprä-
genden Trends keine amtlichen Daten gibt. Dazu zählt beispielsweise der weite Bereich der Digitalisie-
rung. Bei der notwendigen Begründung des Vorliegens eines „überholenden Kausalitätsverlaufs“ muss
deshalb entweder auf Plausibilitäten oder auf vorliegenden Studien, Unternehmensbefragungen oder
empirische Erhebungen zurückgegriffen werden, die immer einen Unsicherheits- und Ermessensspiel-
raum bei Interpretation haben. Auch könnten Experteneinschätzungen zur Einordnung des Trendver-
laufs herangezogen werden.
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Spezifität der Maßnahmen

Neben der Betroffenheit ist additiv noch ein weiteres Kriterium für den Nachweis von Kausalität zu
erfüllen. Die Maßnahmen müssen spezifisch sein, d. h. der Sache nach mit der Corona-Krise in einem
ursächlichen Zusammenhang stehen. Dafür sieht das Prüfraster drei Fragen vor. Sie sind in der Abbil-
dung 5-3 mit den Nummern 2a, 2b und 2c gekennzeichnet:

Prüffrage 2a: Wäre die Maßnahme ohne die Pandemie in der vorgesehenen Spezifität durchgeführt
worden?

Bei einer Antwort „nein“ hat die Maßnahme diese Prüfhürde erfüllt und kann zum Prüfkriterium 2c
weitgeleitet werden. Wenn die Bewertung ein „ja“ ergibt, muss ein zusätzlicher Prüfschritt 2b einge-
führt werden.

Das Kriterium 2a ist für Maßnahmen erfüllt, die an Problemen anknüpfen, die vor der Corona-Krise
noch nicht bekannt waren. Unstrittig gehören dazu die Ausweitung und Verbesserung der medizini-
schen Versorgung, der Ausbau von Testkapazitäten, die Erhöhung der Kapazitäten und Verbesserung
in der Gesundheitsverwaltung zur effektiveren Verfolgung von Infektionsketten. Sehr spezifisch sind
auch Maßnahmen, die die Einhaltung von Abstands- und Hygieneregeln in öffentlichen Einrichtungen
oder Unternehmen erleichtern oder ermöglichen. Das können bauliche Veränderungen in Schulen,
Kindergärten oder Pflegeeinrichtungen oder auch organisatorische Maßnahmen sein, die besseren
Schutz vor Ansteckungen versprechen. Dieses Spektrum kann auf eher prophylaktische Maßnahmen
ausgedehnt werden. Dazu zählen die Verbesserung der digitalen Ausstattung von öffentlichen Einrich-
tungen, E-Learning-Konzepte, die Digitalisierung der Verwaltungen und letztendlich sogar der Unter-
nehmen, die die Erbringung von Leistungen bei eingeschränkten persönlichen Kontakten erlauben.
Auch Maßnahmen der sozialen Flankierung lassen sich mit diesem Kriterium begründet. Stark belas-
tete Menschen, insbesondere Frauen, Familien und Erziehungsberechtigte, brauchen aufgrund der
durch die veränderte Lebenssituation Unterstützungen. Vor der Corona-Krise war nicht absehbar, dass
Betreuungseinrichtungen ihre Angebote drastisch einschränken könnten oder dass Eltern Aufgaben im
Bereich Schule übernehmen müssen. Dazu zählen auch die Maßnahmen, die auf die Unterstützung von
Unternehmen, Beschäftigten oder Arbeitssuchenden setzen, deren Geschäftslage oder Einkommens-
erzielungsmöglichkeiten sich verschlechtert haben, deren Arbeitsplätze weggefallen oder deren Be-
schäftigungschancen gesunken sind. Der Kreis der Betroffenen ist in dem Prüfschritt 1 (Betroffenheit)
festgestellt. Einschränkend ist hier aber festzuhalten, dass diese Studie nur die mittel- und langfristigen
Aspekte der Bremen-Fonds fokussiert. Viele der angesprochenen Maßnahmen sind Soforthilfen, die
nicht Gegenstand der Analyse sind.

Diesen Prüfschritt werden eine Reihe inhaltlich sinnvoller Maßnahmen im Sinne der Erhaltung der
Transformationsfähigkeit (siehe Kapitel 5.3) nicht direkt erfüllen. Dazu gehören beispielsweise Maß-
nahmen im Bereich der Ökologie und des Klimaschutzes, der Entwicklung technologischer Kompeten-
zen, die Innenstadtentwicklung, die Re-Attraktivierung touristischer Einrichtungen oder der weitere
Ausbau der digitalen Infrastruktur. In diesen Bereichen hat die Pandemie keine grundlegenden Ände-
rungen, allerdings eine deutliche Verschärfung der Problemlagen geschaffen. In vielen dieser Bereiche
sind Maßnahmen geplant, projektiert und zum Teil bereits angestoßen und sie wären im Grundsatz
auch ohne Corona-Krise umgesetzt werden, durch die Corona-Krise erhalten sie aber eine deutlich ge-
steigerte, teilweise existenzielle Handlungsnotwendigkeit. Diese Dringlichkeitsprüfung mit der daraus
folgenden Re-Priorisierung führt unmittelbar zu der Prüffrage 2b.

Prüffrage 2b: Hätte ein Verzicht auf die Maßnahme irreversible Folgen?

Diese Prüffrage knüpft an drei konzeptionellen Bausteinen an, die in den vorangegangenen Kapiteln
ausgearbeitet sind.
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Der Bremen-Fonds soll

 Strukturen stabilisieren, die nach einem Zusammenbruch nur schwer wieder entstehen können
(Konzept der Irreversibilität in Kapitel 5.1),

 vorausschauend agieren und auch bereits vor der Krise absehbare Trends in den Blick nehmen,
wenn sich dort Entwicklungen krisenhaft verschärfen (Konzept des überholenden Kausalitätsver-
laufs im Prüfstrang „Betroffenheit“ in Kapitel 5.4 ) und

 die Fähigkeit der digitalen, ökologischen, wirtschaftlichen und sozialen Transformation für die Zeit
nach der Krise erhalten.

Diese drei Aspekte sind bei der Beantwortung der Prüffrage 2b zu beachten, wenn auch formal die
Feststellung der Betroffenheit in die erste Prüflinie fällt.

Es gibt in Bremen Strukturen, die durch Corona-Krise zumindest mittelbar deutlich gefährdet sind.
Dazu gehören die industriellen Kerne in der Stahlindustrie, im Fahrzeugbau oder in der Luft- und Raum-
fahrt. Würden sie wegfallen, wären die damit verbundenen Strukturen nur schwer wieder aufbaubar
und es würden wichtige Treiber der regionalen Entwicklung dauerhaft und irreversibel verloren gehen.
Dieses Argument lässt sich auch auf Bereiche übertragen, die gerade im Entstehen sind und deren
Entwicklung durch die Corona mittelbar beeinträchtigt wird. Dazu zählen beispielsweise die Wasser-
stoffwirtschaft, ökologische Verfahren in der Lebensmitteltechnologie oder die Entwicklung von Kom-
petenzen im Bereich der künstlichen Intelligenz.

Auch wird die Corona-Krise in den Bereichen Tourismus und Innenstadtentwicklung gewachsene Struk-
turen gefährden oder zu einem beschleunigten Niedergang finden. Deshalb ist unter dem Kriterium
Irreversibilität zu prüfen, ob der Bremen-Fonds auch dort unterstützend eingreifen kann. Im Bereich
der Innenstadt kommen mehrere Themen zusammen, die Negativspiralen befürchten lassen. Wenn in
den Innenstädten Geschäfte geschlossen und Angebote eingeschränkt werden oder die Besucherzah-
len fallen, können selbst verstärkende Effekte entstehen („cumulative causation“ im Sinne von Gunnar
Myrdal). Wenn die Attraktivität ein bestimmtes Mindestmaß unterschritten hat, ist die gesamte Struk-
tur gefährdet. Ohne kritische Massen veröden Innenstädte, wie viele Beispiele in ländlichen Gebieten
mit massiver Abwanderung zeigen. Insbesondere der durch Corona verstärkte Strukturwandel im Ein-
zelhandel könnte solche Anpassungsspiralen nach unten auslösen. Gerade dieses Beispiel zeigt die
Notwendigkeit, die drei vorne genannten Konzeptbausteine zusammen zu sehen. Innenstädte sind
Strukturen mit positiven und negativen Externalitäten, die Krise hat den stationären Handel besonders
betroffen und einen Trend verstärkt und schließlich kann mit einem Set von Maßnahmen die Fähigkeit
zur Transformation auch nach der Krise erhalten werden.

Die Feststellung, ob durch eine Maßnahme Strukturen irreversibel beschädigt werden, kann nur im
Einzelfall unter Würdigung aller Gesamtaspekte getroffen werden. Dabei muss insbesondere die Frage
geklärt werden, ob es erwartbar ist, dass sich negative Entwicklungen der Krise von selbst umkehren.
Derzeit zeigen alle Indikatoren in den meisten Wirtschaftsbereichen eine deutliche Erholung an. Letzt-
endlich sind zur Beurteilung dieser Fragen Experteneinschätzungen notwendig. Zu empfehlen ist auch
hier das Konzept der „objektivierten Plausibilisierung“. Zwei Fragen sind bei dieser Prüffrage 2b beant-
worten:

 Gibt es in einer Branche oder in einem Teilbereich der Wirtschaft oder des gesellschaftlichen Lebens
negative Externalitäten, die Abwärtsspiralen auslösen, wenn ein Teil davon wegfällt?

 Verhindert die Krise die Implementierung oder Fortsetzung von Vorhaben, die die Transformations-
fähigkeit von Wirtschaft und Gesellschaft maßgeblich hemmen?

Eine positive Antwort auf beide Fragen ist ein starkes Indiz für die Notwendigkeit der Stabilisierung
von Strukturen irreversiblen Charakters. Wenn die Antworten positiv ausfallen, eröffnet dies einen
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breiten Katalog möglicher Maßnahmen. Dazu zählen insbesondere technologieorientierte Projekte in
den Bereichen Wasserstoff, Digitalisierung oder Lebensmitteltechnologien. Grundsätzlich denkbar
sind auch Reallabore zur Demonstration der Einsatzfähigkeit von Zukunftstechnologien, Maßnahmen
zur Innenstadtentwicklung, zur Verbesserung der Qualifikation von Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern, Hilfen zur Integration in den Arbeitsmarkt in besonders von der Krisen betroffenen Bereichen,
Stützung von Gründungsinitiativen oder Infrastrukturverbesserungen zur Erhöhung der Wohnort- oder
Arbeitsortattraktivität.

Prüffrage 2c: Dient die Maßnahme zur Gefahrenabwehr oder zur Linderung der Folgen der Krise?

Genau an dem letzten Aspekt der Breite des Maßnahmenkataloges setzt das Prüfkriterium 2c an. Das
Kriterium der Kausalität grenzt diese Maßnahme auf solche ein, die der Gefahrenabwehr dienen oder
Krisenfolgen lindern. Viele dieser Aspekte sind implizit bereits in der Prüffrage 2a berücksichtigt. Punkt
2c schärft diese Aspekte nochmals. Nicht mit dem Kausalitätskriterium wären Maßnahmen zu recht-
fertigen, die ohne die Corona-Krise nicht durchgeführt worden wären, jetzt aber auf der Liste mögli-
cher Hilfen stehen, nur weil durch den Bremen-Fonds zusätzliche Finanzmittel bereitstehen. Genau
solche „Trittbrettfahrerstrategien“ soll die Prüfkriterium 2c ausschließen. Das ist in keiner Weise ein
Urteil über die generelle Zweckmäßigkeit und Wirksamkeit dieser Maßnahmen. Bei diesem Prüfschritt
fallen daher solche Projekte heraus, die unabhängig von der Corona-Krise durchgeführt werden sollen,
aber bisher wegen der Finanzierung oder wegen fehlender Planungs- und Verwaltungskapazitäten
nicht umgesetzt wurden. Darunter fallen weite Bereiche der Infrastrukturverbesserung, wie der allge-
meine Breitbandausbau, die Entwicklung von Gewerbeflächen, die Ausstattung öffentlicher Einrich-
tungen oder allgemeine Investitionen in Gebäude, soweit sie nicht im Rahmen eines Corona-spezifi-
schen Projektes notwendig sind.

Abbildung 5-3: Prüfraster für Kausalität
Entscheidungsbaum

Quelle: Eigene Darstellung
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Abschließend sollte betont werden, dass eine Kausalitätsprüfung lediglich nach dem Kriterium der un-
mittelbaren Betroffenheit aus ökonomischer Sicht deutlich zu eng gefasst wäre, auch wenn es aus ju-
ristischer Perspektive am eindeutigsten zu operationalisieren ist. Für eine sinnvolle ökonomische Aus-
gestaltung des Bremen-Fonds sind die Kriterien der mittelbaren Betroffenheit und des überholenden
Kausalitätsverlaufs unbedingt heranzuziehen und entsprechend flexibel zu operationalisieren.

Zuständigkeit und Interventionsintensität

In Schritt drei wird geprüft, wie hoch die Interventionsintensität bei der Implementierung von Maß-
nahmen ist und ob weitreichende Änderung von Regelwerken notwendig sind. Maßnahmen, die eine
Änderung gesetzlichen Regelungen oder Verfahren erfordern, sollten ausgeschlossen werden. Kom-
plexe Projekte oder Vorhaben brauchen längere Planungs- und Vorbereitungszeiten. Das ist bei der
Konzeption und der Abschätzung der Folgekosten zu beachten. Einfach implementierbare und schnell
wirksame Maßnahmen sind zu priorisieren. Insgesamt sind horizontale Hilfen den vertikalen, auf ein-
zelnen Unternehmen, Branchen, Technologien oder Personengruppen zugeschnitten Unterstützungs-
leistungen, vorzuziehen. Insgesamt sollen die Hilfen die Umstrukturierungsprozesse unterstützen,
aber nicht unterbinden oder nicht-wettbewerbsfähige Strukturen konservieren. Deshalb sind die Maß-
nahmen daraufhin zu bewerten, inwieweit sie marktwirtschaftliche Anpassungsprozesse außer Kraft
setzen könnten.

Folgekosten

Die juristischen Vorgaben zur Ausgestaltung des Bremen-Fonds könnten zur zeitlichen Befristung und
damit zu Problemen bei langfristigen Folgekosten führen. Zumindest können die Vorgaben so inter-
pretiert werden, dass die Maßnahmen im Jahr 2020 ausgabenwirksam werden müssen, ihre Durch-
führung aber zeitlich dann darüber hinausreichen kann, wenn eine vollständige Durchführung im Jahre
2020 wegen der Natur der Maßnahme, wegen ihrer Bedeutsamkeit für die Prävention oder die Besei-
tigung der Corona-Folgen nicht möglich oder nicht sinnvoll ist. Deshalb ist zu prüfen, bei welchen Maß-
nahmen solche absehbar sind. Diese gilt es zu identifizieren – mit dem Hinweis, dass dafür Anschluss-
finanzierungen zu finden sind.

Allerdings bestehen bei der Umsetzung des Gebotes der zeitlichen Befristung Ermessensspielräume,
die ausgelotet werden müssen. Es ist zu entscheiden, inwieweit Maßnahmen finanziert werden kön-
nen, die erst nach 2020 durchgeführt oder vollendet werden. Kann eine Maßnahme wegen fehlender
Kapazitäten, Materialien oder objektiv gegebenen Umständen nicht vollständig kurzfristig umgesetzt
werden, ist eine Vollendung der Maßnahme in den Folgejahren zu rechtfertigen. Für diese Argumen-
tationslinie finden sich in dem rechtswissenschaftlichen Gutachten von Prof. Korioth Ansatzpunkte für
eine solche Auslegung. Allerdings erschöpft sich das Problem und die nötige Weite der Ermessensspiel-
räume damit nicht. Es wird Projekte geben, die über eine längere Zeit laufen müssen, um Wirkungen
entfalten zu können. Ohne eine solche zeitliche Flexibilität liefe der Bremen-Fonds Gefahr, die Mittel
nur für sehr kurzfristig wirksame Maßnahmen verwenden zu müssen. Mittelfristig angelegte Förder-
strategien wären bei einem zu strikten Kurzfristigkeitsprinzip kaum durchführbar. Aus ökonomischer
Sicht ist es sinnvoll, die Gesamtausgaben eines Projektes klar zu beschränken und zu budgetieren,
möglichst keine Folgekosten nach Projektende zuzulassen, aber die Laufzeit der Projekte nach sachlich-
inhaltlichen Kriterien zu bemessen. Deshalb ist ein Prüfraster zu entwickeln (Abbildung 5-4):
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 Projekte mit Folgekosten, die über die Laufzeit des Bremen-Fonds hinausgehen, sind nur insofern
förderfähig, als dauerhafte Folgekosten aus anderen Finanzierungsquellen gedeckt werden müs-
sen.

 Projekte ohne Folgekosten, die während der Laufzeit des Bremen-Fonds begonnen und beendet
werden, sind förderfähig.

 Projekte ohne Folgekosten, die während der Laufzeit aber nicht beendet werden, können aus tech-
nischen und/oder inhaltlichen Gründen gefördert werden.

Für strukturrelevante Vorhaben, die aus inhaltlichen Gründen längerfristig laufen müssen, müssen ggf.
Anschlussfinanzierungen aus anderen Quellen gefunden und gesichert werden. Zumindest die Start-
und Anstoßphase mit klar definierten Aufgaben sind im Bremen-Fonds finanzierbar.

Abbildung 5-4: Prüfraster für Laufzeit von Maßnahmen des Bremen-Fonds
Entscheidungsbaum

Quelle: Eigene Darstellung

Finanzierungslücke

Ebenfalls aus den Vorgaben des juristischen Gutachtens, aber auch aus Gründen der Sparsamkeit und
der Vermeidung unnötiger Belastungen der öffentlichen Finanzen, muss eine weitere Bedingung für
die Maßnahmen im Bremen-Fonds erfüllt sein: Es sollen nur Maßnahmen finanziert werden, auf die es
auf der Ebene der EU, des Bundes oder bei anderen Institutionen keine alternativen Finanzierungen
gibt. Kofinanzierungen von Maßnahmen anderer Institutionen sind aber ausdrücklich erlaubt. In der
Studie wird deshalb zumindest auf Ebene von Themenfeldern geprüft, ob eine vollständige oder teil-
weise externe Finanzierungsmöglichkeit außerhalb Bremens besteht. Nur wenn eine Lücke gibt, die
nicht durch externe Mittel geschlossen werden kann, kann der Bremen-Fonds aktiv werden.
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Prüfraster für Maßnahmen im Bremen-Fonds in fünf Schritten

Aus den bisherigen Ergebnissen und Ableitungen ergibt sich ein Prüfraster für Maßnahmen, das sechs
Schritte hat (Abbildung 5-5).

1) In einem ersten Schritt wird inhaltlich geprüft, ob Maßnahmen zu den politischen Schwerpunk-
ten passt und ob sie wirksam ist. Sie sollen zur Erhaltung der digitalen, ökologischen und wirt-
schaftsstrukturellen Transformationsfähigkeit oder zur Stabilisierung der sozialen Lage ein-
schließlich der Geschlechtergerechtigkeit beitragen.

2) Danach folgt ein Kausalitätstest. Neben der Betroffenheit (mittelbar, unmittelbar, überho-
lende Kausalität) müssen die Maßnahme Corona-spezifisch sein, d. h. erst durch die Krise not-
wendig geworden sein.

3) In Schritt drei wird geprüft, wie hoch die Interventionsintensität ist, d. h. ob Gesetze oder Ge-
setze geändert werden müssten, Verfahren komplex sind und wie horizontal die Maßnahmen
angelegt. Ausgeschlossen werden Projekte, die Änderungen grundlegender Gesetze erfordern;
kritisch bewertet Vorhaben mit einer hohen Komplexität.

4) Im vierten Schritt ist zu prüfen, ob eine Maßnahme über die Laufzeit der Bremen Fonds hinaus
Folgekosten induziert und ob bei längerfristigen Vorhaben eine Anschlussfinanzierung gesi-
chert ist. Explizit muss hier geprüft werden, ob bei längerfristigen strukturrelevanten Vorha-
ben aus dem Bremen-Fonds eine Startfinanzierung sinnvoll sein kann. Ein wesentliches Krite-
rium für eine Förderung ist die Sicherstellung der Finanzierung der Folgekosten.

5) Abschließend wird geprüft, ob es Finanzierungslücken gibt. Vorhaben sind durch den Bremen
Fonds nicht förderfähig, wenn der Bund, die EU oder andere Institutionen Mittel für diese Zwe-
cke vollständig bereitstellen.
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Abbildung 5-5: Fünf Prüfschritte für Maßnahmen des Bremen-Fonds
Ablaufdiagramm

Quelle: Eigene Darstellung
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6 Auswahl und Bewertung von Handlungsfel-
dern und Maßnahmen

Die Überlegungen in Kapitel 5 haben gezeigt, dass die Corona-Krise sehr negative langfristige Folgen
haben kann und die Fähigkeit der Wirtschaft und der Gesellschaft zur digitalen, ökologischen und so-
zialen Transformation vermindern kann. Krebs (2020) weist in seiner Stellungnahme zum Konjunktur-
programm des Bundes daraufhin, dass jetzt durch ein groß angelegtes Investitionsprogramm der not-
wendige Transformationssprung eingeleitet werden könnte. Dieser Grundidee folgen die Vorschläge
zur Ausgestaltung des Bremen-Fonds für die mittel- und langfristig ausgerichteten Maßnahmen.

Handlungsfelder

In dem Kapitel 5.3 sind vier Schwerpunkte genannt, die aus ökonomischer und regionalwirtschaftlicher
Perspektive durch den Bremen-Fonds gefördert werden sollten. In der Befragung der Unternehmen in
Bremen und Bremerhaven haben die Unternehmen bewertet, in welchen Feldern sie effektive Unter-
stützungsbedarf bei der Überwindung der Corona-Krise sehen (Tabelle 6-1). Die Ergebnisse zeigen in
allen vier Schwerpunkten hohe Anteilswerte von Unternehmen, die die aufgelisteten Maßnahmen als
effektiv oder sehr effektiv bezeichnen. Es gibt auch Unterschiede zwischen Unternehmensgrößenklas-
sen und Branchen, die bei der Ausgestaltung der Maßnahmen zu beachten sind. Sicherlich zeigen die
Daten nur die Sicht der Unternehmen in Bremen und Bremerhaven und nicht die der anderen Akteure
oder Gruppen der Stadt. Sie sollten deshalb nur als Indiz für die Einschätzung der Effektivität bestimm-
ter Maßnahmen bei der Überwindung der Corona-Krise verwendet werden.
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Tabelle 6-1: Bewertung der Nützlichkeit von Unterstützungen nach Bereichen
Angaben „sehr effektiv“ oder „effektiv“ in Prozent)

Gesamt

Größe Branchen

klein mittel groß Indust-

rie

Dienste Hand-

werk

Allgemein

Verstärkte öffentliche Auf-

tragsvergabe

45,9 60,2 46,6 24,1 40,0 48,4 45,0

Digitalisierung 59,3 62,7 59,5 54,5 69,8 55,7 83,3

Digitale Transformation

Beratung und Implementie-

rung zu Digitalisierungspro-

jekten

48,2 50,7 41,0 53,7 64,9 44,2 60,0

Digitalisierung von Bil-

dungseinrichtungen

76,6 69,9 80,2 81,4 81,2 76,9 80,0

Strukturpolitisch bedeu-

tende Projekte im Bereich

Digitalisierung

56,6 59,2 56,4 51,8 79,8 54,4 42,1

Weniger Bürokratie (bspw.

durch Digitalisierung der

Verwaltung)

83,2 81,0 80,2 86,4 86,4 84,1 85,0

Ökologische Transformation

Strukturpolitisch bedeu-

tende Projekte im Bereich

Nachhaltigkeit

56,6 59,2 56,4 51,8 79,8 54,4 42,1

Strukturpolitisch bedeu-

tende Projekte im Bereich

Klimaschutz

57,6 58,4 60,3 51,8 71,5 57,1 47,4

Wirtschaftsstrukturelle Transformation

Innenstadt stärken mit in-

novativen Konzepten

54,5 60,3 55,8 40,7 55,0 56,1 50,0

Aufbau neuer Netzwerke

(Unternehmen/Forschung)

48,7 56,6 50,6 38,2 39,5 50,6 57,9

Entwicklung neuer Pro-

dukte durch Förderung im

Bereich F&E

62,9 68,8 63,2 55,6 74,3 62,8 55,0

Soziale Kohäsion

Verbesserte Betreuungs-

möglichkeiten (Kinder, Äl-

tere)

70,4 59,2 75,0 77,6 80,5 69,2 75,0

Qualifizierung von Arbeits-

kräften

57,5 50,0 63,8 56,9 63,3 56,2 68,4

Quelle: Unternehmensbefragung (2020)
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In diesem Kapitel werden für jede der vier Schwerpunktlinien geeignete konkretere Handlungsfelder
definiert und anhand des Prüfrasters aus Kapitel 5.8 bewertet. Insgesamt werden innerhalb der vier
Schwerpunktlinien vierzehn Handlungsfelder vorgeschlagen (Abbildung 6-1).

Abbildung 6-1: Handlungsfelder des Bremen-Fonds
15 Handlungsfelder in vier Scherpunktlinien

Quelle: Eigene Darstellung

In dem nachfolgenden Kapitel 6.2 werden diese 14 Handlungsfelder beschrieben und deren Förder-
notwendigkeit und Förderfähigkeit anhand des entwickelten Rasters überprüft. Besonders wichtig sind
dabei die Aspekte der Kausalität und der Finanzierung.

Die Analyse der externen Finanzierungsmöglichkeiten kann nur einer aggregierten Ebene erfolgen,
weil jede Maßnahme innerhalb eines Handlungsfeldes eine Einzelfallprüfung verlangt, die in dieser
Studie schon deshalb nicht erfolgen kann, weil die Programmdetails noch nicht festgelegt sind. Geprüft
wird aber, ob es innerhalb des Bundeskonjunkturprogramms vom Juni 2020 Fördermöglichkeiten er-
geben.

Die Programme der EU können nicht oder kaum zur Finanzierung der Maßnahmen des Bremen-Fonds
im Jahr 2020 genutzt werden. Die Programmmittel der laufenden EFRE- und ESF-Periode sind ausge-
schöpft und können kaum noch umgewidmet werden. Das gilt auch für die Zuschüsse GRW (Infra-
struktur). Für die Folgejahre sind

 die EFRE- und ESF-Programme der Periode 2021 bis 2027 und
 das Corona-Hilfepaket

nutzbar. Die EFRE-Programme werden gerade ausformuliert. Sie könnten mittelfristigen Unterstützun-
gen der Handlungsfelder mit Folgefinanzierungsbedarf herangezogen werden. Das mit 750 Milliarden
Euro dotierte EU-Corona-Hilfepaket (NextGenerationEU)22 liegt erst in der Form politischer Absichts-
erklärungen vor und weist einen Konkretisierungsgrad auf, der es nicht erlaubt, mögliche Mittel für
den Bremen-Fonds einzuplanen. Die EU weist daraufhin, dass von den erforderlichen elf Förderrichtli-
nien erst eine von den Brüsseler-Behörden genehmigt ist. Viele Programme seien noch gar nicht ange-
meldet. Das gilt insbesondere für die Luftfahrtbranche und die Autoindustrie23.

22 https://ec.europa.eu/info/live-work-travel-eu/health/coronavirus-response/recovery-plan-europe_de#finanzierung-des-europischen-auf-
bauplans

23 Handelsblatt vom 09.09.2020; Seite 1.
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Bewertung der Handlungsfelder

6.2.1 Digitale Transformation

Die Digitalisierung von Wirtschaft und Gesellschaft ist eines der wesentlichen Handlungsfelder einer
zukunftsgerichteten Strukturpolitik. Der Bremen-Fonds sollte sich auf die Bereiche konzentrieren, die
die Prüfkriterien erfüllen. Das gilt insbesondere für die Kausalität. Für vier Handlungsfelder sind diese
Kriterien erfüllbar (Abbildung 5-2). Zwei sehr wichtige Themen bleiben ausgeklammert, obwohl sie
dringlich sind:

 Der Ausbau der digitalen Infrastruktur und
 die Digitalisierung der Verwaltung.

Das sind Themen, die bereits vor der Corona-Krise auf der Agenda standen und bei denen durch die
Krise kein überragender neuer Handlungsdruck entstanden ist oder die so komplex sind, dass sie we-
gen der hohen Interventionsintensität nicht im Bremen-Fonds behandelt werden sollten. Das letzte
Argument gilt insbesondere für die Digitalisierung der öffentlichen Verwaltung. Sie erfordert neben
der Bereitstellung der Infrastruktur (Hardware, Software, IT-Services) eine grundlegende Änderung in
der Organisation der Prozesse und Verfahren. Dazu müssen Gesetze und Verordnungen, aber auch
Ausbildungsinhalte verändert werden.

(1) Handlungsfeld Bildungseinrichtungen

Die Aufrechterhaltung des Präsenzunterrichts an allgemeinbildenden Schulen, beruflichen Schulen
und Berufsschulen sowie Universitäten war in der Lockdown-Phase kaum oder nur sehr eingeschränkt
möglich. Die Digitalisierung mit Distanzunterricht und E-Learning-Konzepten wäre eine sinnvolle Aus-
weichstrategie gewesen. Sie konnte nur begrenzt funktionieren, weil wesentliche Voraussetzungen
nicht erfüllt sind. Der Senat hat darauf bereits reagiert und in einer ersten Tranche 16,7 Millionen Euro
aus dem Bremen-Fonds für die Bereitstellung in iPads genehmigt. Die Verteilung der Geräte erfolgt
zunächst nach sozialer Bedürftigkeit (Sozialindex). Das genügt aber nicht und sollte ergänzt werden um

 eine flächendeckende Ausstattung des Lehrpersonals sowie der Schüler/innen mit Hardware,
 Schulungsmaßnahmen im Umgang mit dieser Ausstattung und den zu nutzenden Medien,
 zielgenaue Unterstützungen mit Geld und Beratung, insbesondere von Betroffenen in bildungsfer-

neren und ökonomisch schwächeren Haushalten und Familien,
 die flächendeckende technische Ausstattung der Schulen insbesondere mit W-Lan, Whiteboards

und anderer benötigter Elemente,
 den Aufbau einer IT-Betreuungs-Infrastruktur, die einen leistungsfähigen Stand der Hardware- und

Softwareausstattung für alle Schul- und Ausbildungseinrichtungen in Bremen auch langfristig si-
cherstellt; dies schließt entsprechend qualifiziertes IT-Fachpersonal als Digitalexperten in Ergän-
zung zu Lehrkräften, die das lediglich konzeptionell begleiten, sowie digitale Bildungsplattformen
und Bildungsclouds ein,

 die Entwicklung und laufende Qualitätssicherung von E-Learning-Konzepten und geeigneter didak-
tischer Settings und deren Implementation im Unterricht,

 eine stärkere Verankerung von Künstlicher Intelligenz (KI) als Lernmethode sowie als inhaltlicher
Lerngegenstand, um individuelle Lernpfade besser zu unterstützen und Potenziale wie Lernportfo-
lios intensiver zu nutzen,

 die schulübergreifende Förderung des Austauschs von Erfahrungen und didaktischen Konzepten
auf Basis von ausreichenden Lehrdeputaten, die auch die laufende Innovation im Bereich von E-
Learning und Blended-Learning fördert sowie schließlich einer
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 Verankerung dieser Themen in die Curricula der Lehreraus- und -fortbildung, für die eine regelmä-
ßige Teilnahme gefördert wird und bei der zudem gemeinsame Fortbildungen von Berufsschulleh-
rern und Ausbildern im Rahmen der Lernortkooperation ermöglicht werden.

Kausalität: Diese Maßnahmen sind sachgerecht und ein notwendiger Beitrag zur Digitalisierung eines
gesellschaftlich wichtigen Bereiches. Ein Bezug zur Pandemie liegt vor, weil die Notwendigkeit für ein
solches Maßnahmen erst durch die Pandemie offensichtlich wurde und die Politik während der Krise
gehandelt hat. Folgekosten sind aufgrund der Dauerhaftigkeit dieser Aufgaben absehbar und sind zu
beachten.

Finanzierung: Kofinanzierungen sind insbesondere durch den DigitalPakt Schule der Bundesregierung
möglich. Der DigitalPakt Schule (BMBF) stellt Förderungen für digitale Infrastruktur und Endgeräte zur
Verfügung, antragsberechtigt sind Schulträger. Insgesamt stehen über einen Zeitraum von fünf Jahren
5 Mrd. Euro zur Verfügung, rein rechnerisch durchschnittlich 137.000 Euro pro Schule oder 500 Euro
pro Schüler. Schulen selbst melden ihren Bedarf an die jeweiligen Schulträger, bei Genehmigung wer-
den die Kosten vollständig übernommen. Die Förderquote beträgt bis zu 90 Prozent. Die anderen Maß-
nahmen aus diesem Handlungsfeld (Betreuung; Entwicklung E-Learning-Konzepte, Verankerung dieser
Themen in die Curricula der Lehreraus- und -fortbildung) sind nicht förderbar. Hier könnte der Bremen-
Fonds in der Start- und Aufbauphase Unterstützung leisten.

Die Tabelle 6-2 zeigt die Inhalte und Überprüfung der Kriterien anhand des Rasters aus Kapitel 5.8.
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Tabelle 6-2: Handlungsfeld Bildungseinrichtungen

Inhalte Bereitstellung digitaler Infrastruktur an Schulen, Berufsschulen und Uni-

versitäten; Aufbau einer leistungsfähigen IT-Betreuungsinfrastruktur;

Entwicklung von E-Learning-Konzept und Integration in die Lehrerfortbil-

dung

Entwicklungsziele  Qualifikation

 Abfederung ökonomischer Härten

Kausalität1)  Betroffenheit: Unmittelbarer Pandemiebezug, weil eine Umstellung

auf einen Distanzunterricht weder infrastrukturell noch inhaltlich flä-

chendeckend möglich war und alle Familien oder Erziehende belastet

hat

 Spezifität 2a: Nein, die Maßnahmen wären so nicht eingeführt wor-

den.

 Spezifität 2c: Ja, die Digitalisierung im Bereich der Bildungseinrichtun-

gen trägt zur Gefahrenabwehr einer nächsten Krise bei.

 Fazit: Kriterium erfüllt

Interventions-

intensität

 Niedrig bei Anschaffung der Erstausstattung mit Hardware

 Mittel bei der Organisation der notwendigen IT-Service-Infrastruktur

 Hoch bei Integration der Digitalthemen in die Curricula

 Fazit: Kriterium bedingt erfüllt

Folgekosten  Folgekosten sind zu erwarten

 Maßnahmen ergeben nur Sinn, wenn sie langfristig ausgerichtet wer-

den

 Fazit: Folgekosten beachten

Externe Finanzierung  Digitalpakt Schule des Bundes

 Fazit: Kofinanzierungen über Bundesmittel teilweise möglich
1)Prüffragen siehe Kapitel 5.8

(2) Handlungsfeld Unternehmen und KMU

Es gibt in Bremen sehr viele Förderprogramme und Initiativen zur Unterstützung der digitalen Trans-
formation der Unternehmen, insbesondere der KMU. Das Spektrum reicht von Selbst-Checks, Veran-
staltungen, Beratungsangeboten bis hin zu Umsetzungsprojekten auf der Unternehmensebene. Um-
gesetzt und koordiniert werden diese Unterstützungen u. a. durch das Mittelstands-4.0-Kompetenz-
zentrum, den Digital-Lotsen Bremen, die Angebote der Bremen Digital Media oder dem Northern Ger-
man Innovation Office. Insgesamt ist das eine sehr zersplitterte und kleinteilige Förderstruktur. Es wer-
den Hilfen angeboten, die häufig unterhalb der Merklichkeitsschwelle der Unternehmen liegen. Not-
wendig wäre eine Straffung der Maßnahmenpakete, eine Vereinfachung der Verfahren und gleichzei-
tig eine Intensivierung der Förderung. Auch dieses Problem ist in Bremen erkannt. Das gerade entste-
hende „Digital Hub Industry“ könnte zur Durchführung konkreter proaktiver Digitalisierungsprojekte
genutzt werden. Es reicht aber nicht aus, nur Angebote zu machen, die Wirtschaftsförderung muss
auch für Nutzung sorgen. Bei der vorgeschlagenen Förderstrategie geht es um einen Peer-to-Peer-An-
satz in zwei Varianten:
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Peer-to-Peer-Matching: Bei diesem Ansatz versucht die Wirtschaftsförderung (unterstützt durch Ex-
perten mit wissenschaftlich-technologischem Hintergrund) passende Unternehmen und Institute zu-
sammenzubringen. Zur Sicherstellung das Kausalitätskriteriums sollen Unternehmen angesprochen
werden, die von der Krise unmittelbar oder mittelbar betroffen sind oder Branchen oder Unterneh-
menstypen (z. B. Gründer) angehören, für die diese Kriterien allgemein zutreffen. Für diese Matching-
Aufgabe ist eine tiefe Kenntnis der Unternehmens-, Gründer- und Wissenschaftsszene wichtig.

 Die Wirtschaftsförderung muss in einer ersten Phase für „passende Projekte passende Partner“ fin-
den. Dazu sind entsprechend Formate (so genannte „Inno-Labs“ oder Ideenbörsen) zu entwickeln.

 In einer zweiten Phase soll die Wirtschaftsförderung die Kooperationspartner bei der Suche nach
Finanzierungsquellen, Räumen, Fachpersonal oder wissenschaftlicher Expertise unterstützen.

Durchgehende Projektbegleitung: Noch anspruchsvoller ist eine Variante, bei der die Unterstützer aus
Instituten und/oder der Wirtschaftsförderung noch tiefer in der Verantwortung für die Projektumset-
zung bleiben. Auch ist bei der Auswahl der Unternehmen auf die Einhaltung des Kausalitätskriteriums
der unmittelbaren oder mittelbaren Betroffenheit zu achten. Drei Schritte sind erforderlich:

 Identifizierung digitalisierungsaffiner Unternehmen mit Modernisierungsbedarf. Dafür müssen
Teams aus Wissenschaftlern und Wirtschaftsförderern in den Unternehmen Bestandsaufnahmen
zum digitalen Reifegrad durchführen und individuell passende Ansatzpunkte für digitale Projekte
benennen und priorisieren.

 In einer zweiten Phase erarbeiten die Teams klar definierte Digitalisierungsprojekte und identifizie-
ren mögliche Partner, Ressourcenbedarfe und Finanzierungsquellen. Dabei sollen die Projekte aus
dem Bremen-Fonds in einer merklichen Höhe unterstützt werden. Idealerweise werden in diese
Projekte auch weitere Unternehmen oder Institute als Partner integriert.

 In der dritten Phase begleiten die Experten die Unternehmen bei der Umsetzung der Maßnahmen
und geben praxisnahe Hilfestellung bei entstehenden Problemen.

Erfolgversprechend können solche Förderlinien nur sein, wenn

 Beratungsbedarfe, externe Dienstleistungsaufträge, Investitionen für Hardware- und Software und
Qualifizierungsbedarfe förderbar sind,

 die Merklichkeitsschwelle durch hohe Förderquoten von 50 Prozent und einer Förderhöchstgren-
zen von 200.00 Euro übersprungen wird und

 alle Branchen und Technologiefelder einbezogen werden können.

Ein Beispiel für eine Ausgestaltung einer „Bremer Initiative Digitalisierung“ wäre das Programm „Digi-
talBonus“ aus Niedersachen. Kofinanzierungen wären u. a. durch das in der Planung befindliche Pro-
gramm „Digital jetzt“ des Bundes möglich. Institutionelle Anknüpfungspunkte im Bremen könnten das
Starthaus und das im Aufbau befindliche „Digital Hub Industry“ sein.

Diese Vorgehensweise ist kostenintensiv, weil dafür erfahrene Berater in ausreichender Anzahl mit
entsprechend technisch-wissenschaftlichen und betriebswirtschaftlich-praktischen Kompetenzen not-
wendig sind. Als notwendigen ersten Schritt müssten in Bremen die Transfereinrichtungen an der Uni-
versität, in den Instituten und in der Wirtschaftsförderung gesichtet und gebündelt werden, um ent-
scheiden zu können, welche Aufstockungen der Ressourcen an dieser Stelle notwendig sind. Faktisch
werden sich diese Angebote aufgrund der Regelung zur Beihilfenkontrolle auf KMU beschränken.

Kausalität: Die Anwendung des Prüfrasters ergibt folgendes Ergebnis: Das Maßnahmenpaket ist inhalt-
lich gut begründet, weil es die Fähigkeit zur digitalen Transformation erhöht. Die Maßnahmen stehen
im kausalen Zusammenhang mit der Pandemie. Die Programme sollen nur den Unternehmen offen-
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stehen, die von der Pandemie unmittelbar oder mittelbar negativ betroffen sind. Auch kann das Argu-
ment der vorlaufenden Kausalität angeführt werden. Die Notwendigkeit für erheblich intensivierte Di-
gitalisierung hat sich durch die Pandemie deutlich beschleunigt. Das belegen beispielsweise Befragun-
gen im Rahmen des ZEW-Corona-Panels, eine Studie der TU München (Krcmar/Wintermann, 2020)
und eine eigene Untersuchung im Rahmen des IW-Covid-19-Panels (2020d). Der Trend zu einer ver-
stärkten Digitalisierung durch die Corona-Pandemie kann als „objektiv plausibel“ angesehen werden.
Das Maßnahmenpaket ist spezifisch, weil es eine Förderung in der vorgeschlagenen Spezifität nicht
gibt, allerdings ist das Konzept eine Fortentwicklung bestehender Förderlinien. Folgekosten sind bei
einer entsprechenden zeitlichen Befristung vermeidbar. Insgesamt sind die Kriterien des Prüfrasters
aus Kapitel 3 erfüllt oder zumindest erfüllbar.

Finanzierung: Notwendig zur Umsetzung der Maßnahmen in diesem Handlungsfeld wäre ein „Bremen
Programm Digitalisierung“. Dazu müsste der Bremen-Fonds in der Startphase Mittel bereitstellen. Das
Bundeskonjunkturprogramm unterstützt dieses Programm nicht. Ergänzend könnten allerdings Bun-
desprogramme genutzt werden. Zwei Beispiele sind:

 go-digital24 des BMWi unterstützt kleine und mittelständische Unternehmen (gewerbliche Wirt-
schaft und Handwerk), die ihre Prozesse digitalisieren möchten. Das Programm stellt 50 Prozent
Förderung für autorisierte Beratungsleistungen im Themenfeld Digitalisierung Geschäftsprozesse,
digitale Markterschließung und IT-Sicherheit zur Verfügung.

 DigitalJetzt25. Nach Vorlage eines Digitalisierungsplanes unterstützt das Programm DigitalJetzt
durch Förderungen z. B. Investitionen in Soft-/Hardware und/oder in die Mitarbeiterqualifizierung.
Die maximale Fördersumme liegt bei 50.000 Euro pro Unternehmen, bis zu 100.000 Euro bei Wert-
schöpfungsketten und/oder -netzwerken. Hierbei liegen die Förderquoten höher als bei kleineren
Unternehmen, die Quoten wurden im Zuge der Corona-Krise erhöht (nun bis zu 50 Prozent bei Un-
ternehmen bis 50 Beschäftigte). Antragsberechtigt sind KMU (3-499 Besch.) aus allen Branchen.

Mittelfristig könnte eine solche Programmlinie in die neue EFRE-Förderung der Periode 2021-2027 in-
tegriert werden.

24 https://www.innovation-beratung-foerderung.de/INNO/Navigation/DE/go-digital/go-digital.html
25 https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Dossier/digital-jetzt.html
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Tabelle 6-3: Handlungsfeld KMU und Unternehmen

Inhalte Umbau der Unterstützung der Digitalisierung auf eine Peer-to-Peer-Stra-

tegie, in dem die Wirtschaftsförderung gemeinsame mit Transfereinrich-

tungen wissenschaftlicher Institute Partner zu Konkreter Projektarbeit

zusammenbringt (Variante Peer-to-Peer-Matching) oder Vorhaben bis

zum Ende aktiv unterstützt (Variante: Integrierte Prozessbegleitung); Be-

schränkung der Förderung auf KMU und von der Pandemie mittelbar o-

der unmittelbar betroffene Unternehmen

Entwicklungsziele  Ausbau von Wissenschaft und Technologie

 Stärkung innovativer und produktiver Unternehmen

 Digitalisierung von KMU

 Fazit: Beitrag zu strategischen Entwicklungszielen

Kausalität1)  Betroffenheit: Unmittelbarer Pandemiebezug, weil die Maßnahmen

auf KMU begrenzt werden, die überdurchschnittlich stark von der

Pandemie betroffen sind und weil Unterstützungen im Bereich der Di-

gitalisierung durch das Konzept des „überholenden Kausalitätsver-

laufs“ begründet sind.

 Spezifität 2a: Nein, die Maßnahmen wäre so nicht durchgeführt wor-

den.

 Spezifität 2c: Ja, die Digitalisierung im Bereich der KMU trägt zur Ge-

fahrenabwehr einer nächsten Krise bei und stärkt insgesamt die Kri-

senresilienz der Bremer Wirtschaft. Die Folgen der Krise werden zu-

dem durch wirksame Digitalisierungsmaßnahmen abgemildert.

Fazit: Kriterium erfüllt

Interventions-

intensität

 Förderstrategie bindet bestehende Institutionen ein

 erfordert hohe inhaltliche/ organisatorische Kompetenzen

 erfordert ggf. eine Notifizierung/ Genehmigung im Rahmen des EU-

Beihilfenrechtes

 Fazit: mittelhoch

Folgekosten  Hohe Mittelausstattung erforderlich

 Kann zeitlich befristet werden

 Bei Erfolg des Ansatzes ist langfristige Finanzierung zu sichern

 Fazit: Kriterium durch Befristung erfüllbar

Externe Finanzierung  Ergänzende Förderung durch Bundesprogramme möglich; keine Ko-

finanzierung im Bundes-Konjunkturprogramm

 Fazit: Mittel aus dem Bremen-Fonds notwendig
1)Prüffragen siehe Kapitel 5.8
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(3) Handlungsfeld Künstliche Intelligenz

Bremen ist ein starker Standort im Bereich der Künstlichen Intelligenz (KI). Das gilt für die Wissenschaft
genauso wie für den Anwendungsbereich in Unternehmen sowie in der Gründerszene (siehe Kapitel 3).
Die KI gehört zu den Kerntechnologien zur Digitalisierung von Produkten, Prozessen und Geschäftsmo-
dellen. Nur wer diese Technologien beherrscht, kann in Zukunft Probleme durch datenbasierte algo-
rithmische Systeme lösen, ohne dabei auf direkte persönliche Kontakte angewiesen zu sein. „Mehr
Distanz und weniger Kontakte“ sind genau die Eigenschaften, die zur Bewältigung der Corona-Krise
nötig sind. Die KI-Technologien ermöglicht dies und stärkt dadurch die Krisenresilienz der Wirtschaft.
Das gelingt einem Standort umso besser, je leistungsstärker die Forschung und je effizienter der Tech-
nologietransfer mit den Unternehmen funktioniert. Das Land Bremen hat dazu eine Landesstrategie
„Künstliche Intelligenz Bremen“ – bereits vor der Corona-Krise – entwickelt. Dabei sollen insbesondere
drei Teilprojekte zu einem „KI-Zentrum Bremen“ zusammengeführt werden:

 Stärkung des KI-Wissenschaftsstandorts durch Ausbau u. a. des DFKI, IAI, RIC, MEVIS oder des TZI
 Aufbau des Digital Hub Industry (DHI)
 Gründung des AI-Centers für Health Care

Inhaltlich sollen besondere Schwerpunkte im Bereich der KI-basierten Robotik, im Aufbau virtueller
Plattformen für einen besseren Technologietransfer und in der Qualifizierung zur Sicherung der not-
wendigen Fachkräfte sorgen. Diese Strategie mit ihren komplexen Maßnahmenpaketen erfüllt die in-
haltlichen Anforderungen, wie sie in Kapitel 5.3 formuliert sind. Sie entspricht den Zielen, knüpft an
den vorhandenen Bremer Wirtschafts- und Wissenschaftsstrukturen an und trägt zur Erhaltung der
Transformationsfähigkeit bei. Die ersten beiden Prüfkriterien „Ziele und Wirksamkeit“ sind bei dem
Handlungsfeld „Künstliche Intelligenz“ erfüllt.

Kausalität: Es ist sachlich begründet, bei dem Aufbau des Bremer KI-Zentrums auf vorhandene Struk-
turen aufzubauen und unter dem Eindruck der Krise fortzuentwickeln. Zu prüfen ist die Frage der Kau-
salität. Kann eine Beschleunigung der Umsetzung der Landesstrategie Künstliche Intelligenz oder eine
Verstärkung der Impulse durch höhere Budgets jetzt durch die Corona-Krise begründet werden? Bei
der Beantwortung sind folgende Aspekte zu beachten:

 Der gesamte wissenschaftlich-industrielle Kern ist in Bremen derzeit gefährdet, weil wichtige Leit-
unternehmen, insbesondere aus der Luftfahrtbranche oder der Logistik, erhebliche coronabedingte
Probleme haben. Das Umfeld hat sich zudem insgesamt eingetrübt, so dass zumindest eine indu-
zierte Betroffenheit festzustellen ist. Auch haben sich die Digitalisierungsnotwendigkeit und das
Anpassungstempo erhöht. Daraus leitet sich ein „überholender Kausalitätsverlauf“ ab.

 Da viele der Maßnahmen zum Aufbau des Bremer KI-Zentrums bereits vor der Pandemie beschlos-
sen und teilweise auf den Weg gebracht wurden, muss die Prüffrage 2a mit „ja“ beantwortet wer-
den. Deshalb ist zur Begründung von Kausalität zu beurteilen, ob jetzt eine besondere Dringlichkeit
vorliegt und ein Verzicht auf die Maßnahmen irreversible Folgen hätte. Das kann mit Blick auf die
damit verbundene Stabilisierung der wissenschaftlich-technisch ausgerichteten industriellen Kerne
und den damit verbundenen Wertschöpfungsketten eindeutig befürwortet werden. Die Antwort
auf die entsprechende Prüffrage 2b ist deshalb „ja“.

 Einfacher ist eine Antwort auf die Prüffrage 2c (Gefahrenabwehr und Linderung der Folgen der
Krise), denn KI-basierte Digitalisierungsstrategien erhöhen die Resilienz insbesondere der KMU und
der Gründerszene deutlich.

Der Aufbau des Bremer KI-Zentrums ist eine sehr komplexe Aufgabe, die auch eine hohe Interventions-
intensität bedeutet, weil Institute gegründet und neue Formen der Kooperation dauerhaft eingeführt
werden müssen. Das führt unmittelbar zur Frage der Folgekosten. Eine KI-Strategie in Bremen verlangt
eine langfristige Finanzierung, weil es eine Aufgabe ist, die sinnvoll nur über mehrere Jahre geleistet
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werden kann. Das kann der Bremen-Fonds allein nicht leisten. Deshalb müssen die Projekte innerhalb
des Handlungsfeldes KI klar definiert und zeitlich abgegrenzt sein.

Finanzierung: Die Bundesregierung hat im November 2018 KI-Strategie beschlossen und für die Ent-
wicklung und Anwendung der KI in Wissenschaft und Wirtschaft insgesamt 3 Mrd. Euro zur Verfügung
gestellt. Im Rahmen des Bundeskonjunkturpakets wurden die in diesem Rahmen geplanten Investitio-
nen im KI-Bereich auf 5 Mrd. erhöht. Ein großer Teil dieser Mittel wird über Förderprogramme verge-
ben. Die ersten Ausschreibungen sind bereits gelaufen, weitere Förderrichtlinien werden kontinuier-
lich entwickelt. Desweiter werden vom BMBF für KMU und Institute angeboten:

 Nationale Strategie Künstliche Intelligenz/Förderung zu KI in KMU26. Gegenstand der Förderung
sind risikoreiche, industrielle und KMU-getriebene FuE-Vorhaben im Bereich der KI, die von einem
oder mehreren KMU mit Partnern aus Wissenschaft und Wirtschaft ausgeführt werden. Antragsbe-
rechtigt sind Unternehmen, die der Definition der KMU der EU entsprechen. Je nach Anwendungs-
nähe des Vorhabens können bis zu 50 Prozent anteilfinanziert werden, bei jungen Unternehmen
(Start-ups unter 3 Jahre) können bis zu 100.000 Euro pro Jahr oder bis zu 75 Prozent anteilfinanziert
werden.

 Nationale Strategie Künstliche Intelligenz/Förderung zu KI-Forschungslaboren27. Das BMBF bietet
Förderung von KI-Laboren als Einzelprojekte von Hochschulen und außeruniversitäten Forschungs-
einrichtungen sowie KI-Labore als Verbundprojekte aus der Wissenschaft an. Ziel ist die Förderung
von Projekten, die neue und innovative KI-Methoden erforschen und Know-how transferieren.
Auch hier können bis zu 50 Prozent anteilfinanziert werden. Bei nichtwirtschaftlichen Forschungs-
vorhaben wird zusätzlich eine Projektpauschale in Höhe von 20 Prozent gewährt.

26 https://www.bmbf.de/foerderungen/bekanntmachung-2876.html

27 https://www.bmbf.de/foerderungen/bekanntmachung-2428.html
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Tabelle 6-4: Handlungsfeld Künstliche Intelligenz

Inhalte Schaffung eines Bremer KI-Zentrums; Ausbau der wissenschaftlichen Ka-

pazitäten in Bremen im Bereich der Künstlichen Intelligenz; Verknüpfung

von Wissenschaft und Anwendung in den innovationsstarken Unterneh-

men; Schaffung einer niederschwelligen Zugangs der KMU zu KI-Techno-

logien

Entwicklungsziele  Förderung von Wissenschaft und Technologie

 Stärkung innovativer, forschungsstarker und vernetzter Unternehmen

 Förderung der Qualifikation im wissenschaftlich-technischen Bereich

der Digitalisierung

Kausalität1)  Betroffenheit: mittelbar und überholender Kausalitätsverlauf; die

Corona-Krise verschlechtert die Chancen im wissenschaftlich-techni-

schen Bereich; der Digitalisierungstrend beschleunigt sich.

 Spezifität 2a: Ja, Pläne und Beschlüsse zum Aufbau eines Bremer KI-

Zentrum lagen bereits vor der Pandemie vor und sollten umgesetzt

werden.

 Spezifität 2b: Ja, das Bremen KI-Zentrum stabilisiert den industriell-

wissenschaftlichen Kern und sichert schwer reversible Strukturen.

 Spezifität 2c: Ja, die Digitalisierung trägt zur Gefahrenabwehr bei.

 Fazit: Kriterium erfüllt

Interventions-

intensität

 Sehr komplexes Programm mit vielen Einzelkomponenten

 Einbindung in viele bundes- oder EU-weite Initiativen

 Fazit: hoch

Folgekosten  Hohe Mittelausstattung erforderlich

 Startprojekte können klar abgegrenzt werden

 Ohne langfristige Folgefinanzierung kritisch

 Fazit: Kriterium bei Sicherstellung einer Folgefinanzierung erfüllbar

Externe Finanzierung  Über Bundesprogramme und Programme einzelner Ministerien mög-

lich

 Fazit: Bremen-Fonds kann nur eng begrenzte Aufgabe in der Start-

phase mit eigenen Mitteln finanzieren
1)Prüffragen siehe Kapitel 5.8
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(4) Handlungsfeld Handel

Der Handel, das Gastgewerbe, der Tourismus sowie die Unternehmen aus den Bereichen Kultur und
Veranstaltungen sind von der Corona-Krise besonders stark betroffen. Insbesondere im Handel hat die
Krise einen Strukturwandel hin zu stärker digitalisierten Geschäftsmodellen verschärft. Der Wandel
vom Offline- zum Onlinehandel ist ein Trend, der seit einigen Jahren die Entwicklung bestimmt, aber
sich durch die Krise extrem beschleunigt. Die Marktvolumina im Online-Einzelhandel sind bundesweit
von 20,2 Milliarden Euro (2010) auf 59,2 Milliarden Euro (2019) gestiegen. Das entspricht einem Zu-
wachs von 12,6 Prozent pro Jahr. Die entscheidenden Treiber sind die digitalen Marktplätze. Dabei
geht es nicht nur einfache E-Commerce-Anwendungen, sondern um KI-basierte New Retail-Konzepte
(Sprachsteuerung, Instant-Shopping, Internet der Dinge, Plattform-Ökonomie). Diese Entwicklungen
gehen weiter. Eine aktuelle Erhebung der IW Consult schätzt, dass in den BtB-Beschaffungsmärkten
die Anteile der digitalen Kanäle von heute einem Drittel auf 45 Prozent in fünf Jahren erhöhen werden.
Wenn man zusätzlich berücksichtigt, dass das Beschaffungsvolumen (einschließlich Handelsware) etwa
5,6 Billionen Euro beträgt, wird die Dimension des Umschichtungsvolumens deutlich.: Seit der Corona-
Krise ist eine Beschleunigung dieser Trends zu beobachten. Das zeigt der Verlauf des Handels und des
Internethandels in Bremen (Abbildung 4-3). Es kommen zwei Dinge hinzu:

 Die übergroße Mehrheit der Unternehmen im Handelsbereich sind kaum digitalisiert.
 Die Wirkungen des Wandels hin zu digitalen Geschäftsmodellen bleiben nicht auf die Unternehmen

und deren Mitarbeiter beschränkt, sondern betreffen auch den öffentlichen Raum. Es droht durch
den Niedergang des stationären Einzelhandels eine Verödung der Innenstädte. Beschleunigt wird
dies durch rückläufige Touristenzahlen und Beschränkungen in der Gastronomie oder der Kultur-
und Veranstaltungswirtschaft.

Die Experteninterviews haben die Grundbefunde (zunehmende Digitalisierung des Handels – Digitali-
sierungsdefizite im Einzelhandel – negative Rückwirkungen auf den öffentlichen Raum) bestätigt und
sehen hier einen Handlungsfeld für den Bremen-Fonds.

Drei Maßnahmenpakte sind innerhalb des Handlungsfeldes „Digitalisierung Handel“ im Bremen-Fonds
denkbar.

 Unterstützung der Unternehmen bei der Entwicklung und Implementierung digitaler Geschäftsmo-
delle, die von der Einführung einer digitaler Bezahlsysteme, E-Commerce-Lösungen bis hin zu KI-
basierten Abwicklungen von Prozessen reichen können. Dabei muss beachtet werden, dass auch
der stationäre Handel gestärkt wird und seine Rolle behält. Ansonsten wären die Entwicklungsziele
in der Innenstadt nicht erreichbar. Notwendig für diese Förderung die Unterstützung durch hoch
professionelle Berater und Branchenkenner.

 Qualifizierungs- und Weiterbildungsmaßnahmen sollen flankierend dazu beitragen, dass die Mitar-
beiter/innen die erforderlichen digitalen Kompetenzen erwerben. Dazu sind ad hoc-Programme im
Beschreibung Fortbildung und Umschulung genauso erforderlich wie eine Anpassung der Inhalte in
der Berufsausbildung.

 Aufbau einer Bremer-Plattformen-Handel, die E-Commerce-Lösungen insbesondere im Bereich Be-
schaffung entwickelt und andere digitale Werkzeuge (Big Data-Analysemethoden, Entwicklung von
Einkaufs-Apps für Kunden, …) bereitstellt. Solche Plattformen haben aber die Voraussetzungen,
dass sie Mindestgrößen erreichen müssen, um die notwendigen Skaleneffekte realisieren zu kön-
nen.

Kausalität: Sind diese Maßnahmen mit den Prüfkriterien des Bremen-Fonds vereinbar? Eine stärkere
Digitalisierung des Handels ist eine Notwendigkeit zur Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit insbeson-
dere gegenüber Marktplätzen und Plattformen. Der Handel war durch die Beschränkungen hauptsäch-
lich in der Anfangszeit des Lockdowns überdurchschnittlich stark betroffen. Die Lage hat sich noch
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nicht erholt und insbesondere der Trend zu mehr Online-Handel und Lieferdiensten hat sich verstärkt.
Die Ergebnisse aus Kapitel 3 zeigen, dass sich bundesweit die Wachstumsunterschiede zwischen On-
line- und Einzelhandel im Zeitraum zwischen März bis Mai vergrößert haben. In Bremen zeigt der Ein-
zelhandel insgesamt eine deutlich schwächere Entwicklung als im Bundesdurchschnitt. Das sind Indi-
katoren, die zur Plausibilisierung der These einer Trendbeschleunigung angeführt werden können. Da-
nach liegt ein „überholender Kausalitätsverlauf“ vor. Die Maßnahmen sind spezifisch, weil sie direkt
auf die Defizitbeseitigung zielen und in dieser Spezifikation vorher nicht geplant waren. Sie sind auch
zielgerecht, weil sie die Folgen lindern und die Resilienz des Einzelhandels stärken sollen. Folgekosten
sind durch eine entsprechende Konzeption der Unterstützungen vermeidbar.

Finanzierung: In diesem Handlungsfeld gibt es keine direkt passende externen Förderprogramme.
Auch das Konjunkturprogramm des Bundes sieht hier keine Hilfen vor. Insbesondere die Kosten für die
Konzeptionierung und Erstausstattung des Programms müsste der Bremen-Fonds übernehmen.

Möglich sind die Nutzung der KfW-Digitalisierungs- und Innovationskredite, von Beratungsprogram-
men für KMU28 (siehe oben), von Qualifizierungs- und Umschulungsprogrammen29, der Städtebauför-
derprogramme des BMI sowie Fördermittel der GRW (Infrastruktur). Die beiden letzteren Programme
haben in den Antragsphasen lange Vorlaufzeiten und können kaum kurzfristig genutzt werden. Sie bie-
ten aber zusammen mit den EFRE-Mitteln aus der Periode (2021 bis 2027) eine mittelfristige Kofinan-
zierungsoption. Besonders interessant ist eine BMI-Ausschreibung zum Thema "Post-Corona-Stadt“30.
In Pilotprojekten sollen neue Lösungsansätze zur Resilienzsteigerung und Stärkung der Stadt- und
Quartiersstrukturen in verschiedenen krisenrelevanten Themenbereichen der Stadtentwicklung er-
probt werden: Für den Projektaufruf stehen rund 3,5 Mio. Euro Bundesmittel zur Verfügung. Dabei
wird von den Projektnehmern eine angemessene Eigenbeteiligung erwartet. Es ist vorgesehen in einer
ersten Phase 10 bis 15 Projekte auszuwählen. Die ausgewählten Pilotprojekte werden bis zu drei Jahre
in Form einer Zuwendung unterstützt. Sie werden in dieser Zeit durch BMI und BBSR in ihren Prozessen
begleitet und unterstützt. Es ist zu prüfen, ob das Handlungsfeld „Digitaler Handel“ hier förderfähig ist.
Zu prüfen ist ebenfalls, ob aus dem Bremen-Fonds ein Projekt „Digital Coaches“ für kleinere Handels-
unternehmen aufgelegt und gefördert werden kann, wie es beispielsweise in NRW eingeführt wurde.

28 https://www.kfw.de/inlandsfoerderung/Unternehmen/Innovation/F%C3%B6rderprodukte/ERP-Digitalisierungs-und-Innovationskredit-

(380-390-391)
29 Siehe Handlungsfeld Innenstadt
30 www.nationale-stadtentwicklungspolitik.de.
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Tabelle 6-5: Handlungsfeld Handel

Inhalte Förderung der Digitalisierung des Handels durch Projekte auf einzelbe-

trieblicher Ebene unterstützt durch Qualifizierung und Weiterbildung;

Entwicklung einer Plattform „Handel Bremen“, die moderne digitale

Werkzeuge für gemeinsame Anwendungen bereitstellt

Entwicklungsziele  Technologie / Digitalisierung

 Qualifizierung

 Verbesserung der Beschäftigungsperspektive von Frauen und Niedrig-

qualifizierten

 Fazit: Beitrag zur strategischen Entwicklungszielen und zur sozialen

Kohäsion

Kausalität1)  Betroffenheit: unmittelbar, weil der Handel besonders von dem Lock-

down betroffen war und diese Einschränkungen nachwirken; hinzu

kommen strukturelle Besonderheiten des Handels (hohe Beschäfti-

gungsanteile Frauen und Niedrigqualifizierten, hohe Teilzeitquote),

die die Beschäftigten besonders hart treffen; die Beschleunigung des

Trends zu Online-Vertriebskanälen begründet zudem einen „überho-

lenden Kausalitätsverlauf“.

 Spezifität 2a: Nein, weil keine Maßnahmen in dieser Spezifikation ge-

plant waren, obwohl die Probleme bereits erkennbar waren, aber von

einer guten konjunkturellen Entwicklung überdeckt wurden.

 Spezifität 2c: Ja, die Digitalisierung des Handels trägt zur Gefahrenab-

wehr und zur Stabilisierung der Innenstädte bei.

 Fazit: Kriterium erfüllt

Interventions-

intensität

 Niedrig bei einzelbetrieblicher Förderung und zusätzlichen Qualifizie-

rungsmaßnahmen, kann durch bestehende Institutionen/Programme

durchgeführt werden

 Mittelhoch bei der Entwicklung einer gemeinsamen Plattform, weil

das Vorhaben sehr komplex ist und auch scheitern kann

 Fazit: mittelhoch

Folgekosten  Keine, zeitliche Beschränkung möglich

 Fazit: Kriterium erfüllbar; keine dauerhaften zusätzlichen Staatsaus-

gaben

Externe Finanzierung  Begleitende Programme bei der KfW, beim BMI (Stadtentwicklung)

und in der Weiterbildung und Qualifizierung vorhanden; mittelfristig

sind Kofinanzierungen über EFRE und GRW (Infrastruktur) denkbar.

 Fazit: nur begleitende Förderung, Bremen-Fonds muss Kernleistung

erbringen
1)Prüffragen siehe Kapitel 5.8
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6.2.2 Ökologische Transformation

Die ökologische Transformation gehört zu den wichtigsten wirtschafts- und sozialpolitischen Ziele Bre-
mens. Auch die Unternehmensbefragung in Bremen und Bremerhaven zeigt Potenziale in diesem Be-
reich. Sehr gute oder gute Chancen in der Zeit nach der Corona-Krise sieht

 jedes zweite Unternehmen im Bereich Nachhaltigkeit,
 knapp 40 Prozent der Unternehmen bei dem Ausbau regionaler Wertschöpfungsketten,
 jedes dritte Unternehmen im Bereich Klimaschutz sowie
 mehr als jedes vierte Unternehmen in der Umstellung auf regenerative Energien in der Produktion

und der Mobilität.

Das sind Chancen, dass nach Überwindung der Corona-Krise die entsprechenden Strukturen, Ressour-
cen und Finanzmittel noch vorhanden sind. Auch Maßnahmen zur Unterstützung der ökologischen
Transformation brauchen zur Begründung einen kausalen Pandemiebezug. Da die ökologische Erneu-
erung schon lange auf der politischen Agenda steht, viele Maßnahmen bereits eingeleitet und die Pan-
demie daran nichts Grundlegendes geändert hat, ist dieser Nachweis der Kausalität nicht leicht zu füh-
ren. Hier kann es nur sehr spezielle Maßnahmen gehen, die schwer reversible Strukturen schützen
oder sich unmittelbar zur Abwehr negativer Folgen der Pandemie notwendig werden. Drei Handlungs-
felde werden betrachtet:

 Wasserstoff
 Green City
 Green Mobility

(5) Handlungsfeld Wasserstoff

Klimaschutz und eine ökologisch nachhaltige Wirtschaft und Gesellschaft gehören nicht nur in Bremen
zu den wichtigsten Entwicklungszielen. Eine zentrale Rolle dabei nimmt die Umstellung von fossilen
Energieträgern auf grünen Wasserstoff ein. Dadurch eröffnen sich für CO2-intensive Industrien, wie
Stahl, Chemie, Logistik, Hafenwirtschaft oder Schifffahrt, neue Zukunftsoptionen. Der Aufbau einer
Wasserstoffwirtschaft gehört deshalb zu den umwelt- und industriepolitischen Leitprojekten in Bre-
men. Wie entscheidend der Beitrag von grünem Wasserstoff sein könnte, zeigt das Beispiel der Stahl-
industrie. Auf diese Branche entfallen heute 50 Prozent der lokalen CO2-Emissionen.

Die Potentiale der Wasserstoffwirtschaft sind in Bremen erkannt. Unter dem Projektnamen HyBit
(Hydrogen for Bremen’s industrial transformation) wird gerade eine Strategie entwickelt, die bis 2038
laufen soll und den Aufbau einer vollständigen Wasserstoffwertschöpfungskette zum Ziel hat. Ele-
mente sind:

 Produktion von grünem Wasserstoff mit dem Elektrolyseverfahren im Gigawatt-Maßstab
 H2-Versorgung der Stahlindustrie (ArcelorMittal Bremen)
 Einbindung Industriehafen Bremen (Import und Umschlag H2)
 H2-Nutzung in Mobilitätsanwendungen im Güterverkehrszentrum Bremen

Ergänzend werden Demonstrations- und Testprojekte vorgeschlagen, wie Einsatzpotentiale von was-
serstoffbetriebenen Fahrzeugen und Anlagen. Als Testregion kommt Bremerhaven in Frage. Dort gibt
es bereits konkrete Projektpläne. Angedacht sind Demonstrationsvorhaben in den Bereichen Tanken,
ÖNVP, Umschlaggeräte im Hafen, Abfallsammelfahrzeuge, Wasserfahrzeuge oder Fahrzeuge von öf-
fentlichen Trägern. Die Anschaffungskosten sind höher als bei traditionellen Fahrzeugen oder Anlagen.
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In einer klar abgegrenzten Testregion könnte gezeigt werden, wie eine wasserstoffbetriebene Infra-
struktur funktioniert, wo es Probleme gibt und wo neuer Entwicklungsbedarf besteht. Mit einem „Test-
labor Wasserstoff Bremerhaven“ besteht zudem die Chance für die Entstehung einer weiteren touris-
tischen Attraktion.

Bremen hat dafür ebenfalls gute Voraussetzungen. Dazu zählen die installierten Offshore- und On-
shore-Windparks und der direkte Zugang zu den norddeutschen Kavernenspeichern. Auch das Know-
how ist in Bremen an der Universität, in Forschungsinstituten und in den Industrieunternehmen vor-
handen.

Die Wasserstoffinitiative in Bremen soll von vornherein in nationale und internationale Entwicklungs-
und Förderprojekte integriert werden. Das Projekt HyBit versteht sich als Teil der Wasserstoff Hanse.
Internationale Kooperationen unter Einbezug von technologiestarken Unternehmen sind vorgesehen.
Die Förderung des Ausbaus von Wasserstoffstrategien soll in die Förderlinien der EU und der Bundes-
regierung integriert werden.

Der Aufbau einer Wasserstoffwirtschaft passt hervorragend in die wissenschaftlich-industrielle Struk-
tur Bremens. Die Bedeutung zur Erreichung der Klimaziele und für die ökologische Transformation ist
offensichtlich. Eine Schwerpunktsetzung auf Wasserstoff ist begründet und nachvollziehbar.

Kausalität: Die Überprüfung der Kriterien für eine Unterstützung im Rahmen des Bremen-Fonds ergibt
folgendes Bild: Insbesondere die Stahlindustrie und die Logistik sind nachhaltig von der Krise betroffen.
Dort sind neue Ansatzpunkte für die Zukunftssicherung notwendig. Wasserstoff bietet eine solche Per-
spektive. Die Einbindung der Entwicklung einer Wasserstoffwirtschaft in Deutschland in das Konjunk-
turprogramm der Bundesregierung untermauert diese Bewertung. Das Kriterium Betroffenheit ist so-
mit erfüllt.

Die Entwicklung einer Wasserstoffwirtschaft in Bremen hat zwar vor der Corona-Krise begonnen. Ent-
sprechende Vorhaben wären auch ohne die Krise umgesetzt worden. Jetzt besteht aber eine erhebli-
che neue Dringlichkeit. Aufgrund der allgemeinen Unsicherheit und den tiefen Einbrüchen in den be-
treffenden Industrien (Stahl, Hafen, Logistik) könnte die erst im Aufbau befindliche Wasserstoffwirt-
schaft einen Negativimpuls erfahren und kaum reversibel Strukturen schädigen, wenn jetzt keine klar
erkennbare Unterstützung kommt. Genau das kann der Bremen-Fonds leisten. Die Maßnahmen die-
nen der Gefahrenabwehr und sollen die wissenschaftlich-industriellen Potenziale in Bremen in dem
Ausmaß binden, damit auch bei einer Verschärfung der Corona-Krise diese Strukturen erhalten wer-
den. Das wäre ein zwingend notwendiger Beitrag zur Erhöhung der Krisenresilienz.

Finanzierung: Das Handlungsfeld „Wasserstoff“ gehört zu den Bereichen mit breitesten Fördermög-
lichkeiten. Die Bundesregierung hat in ihrem Konjunkturpaket insgesamt 7 Milliarden Euro im Investi-
tionspaket Wasserstoff vorgesehen. Zusammen mit anderen Programmen steht schätzungsweise ein
Fördervolumen von 12 Mrd. Euro bundesweit zur Verfügung. Auch die EU hat hier Förderprogramme.
Bis 2030 sollen industrielle Produktionsanlagen entstehen, um den Einsatz dieser Technologien in
Deutschland auch im Industriemaßstab umzusetzen. Daneben wird das Wasserstoff-Tankstellennetz
ausgebaut – so soll der Einsatz von Wasserstoff im Schwerlastverkehr gefördert werden. Damit wird
der Grundstein für neue Exporttechnologien gelegt sowie der Weg zur Treibhausgasneutralität im
Schwerlastverkehr geebnet. Mit diesen Mittel kann auch das oben beschriebene HyBit-Vorhaben ge-
fördert werden. Daneben stehen Mittel zum Ausbau der universitären. Die Wasserstoffstrategie in
Bremen ist über einen sehr langen Zeitraum angelegt und wird entsprechend gesicherte Finanzierung
benötigen. Der Bremen-Fonds kann diese Langfristperspektive nicht geben.
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Deshalb könnte sich der Fonds auf die Finanzierung von zwei eher kurzfristigen Projekten beschränken:

 Der Fonds könnte der Aufbau einer Geschäftsstelle „Wasserstoffwirtschaft“ finanzieren, die die
Strategie konkretisiert und insbesondere die Abstimmung mit den internationalen Partnern und
Förderlinien übernimmt. Auch können Erstausstattungen mit technischem Gerät in den For-
schungs- und Entwicklungseinrichtungen oder der Aufbau von Weiterbildungs- und Qualifizierungs-
maßnahmen gefördert werden.

 Der Bremen-Fonds könnte mit Zuschüssen für die Anschaffung wasserstoffbetriebene Fahrzeuge
unterstützen und damit die Umsetzung des Vorhabens Testregion „Wasserstoff“ erleichtern. Hier
kann auf bestehende Fördermöglichkeiten im Rahmen des Bundesförderprogramms „Wasserstoff
und Brennstoffzelle (NIP)31“zurückgegriffen werden32. Die dort angebotenen Förderquoten für die
Fahrzeuge oder Anlagen reichen nicht aus, um die Finanzierung dieser teuren Objekte zu finanzie-
ren. Der Bremen-Fonds könnte durch Eigenmittel diese Förderquoten erhöhen.

Das Kriterium „Folgekosten“ wäre bei entsprechenden Beschränkungen erfüllbar.

31 https://www.now-gmbh.de/de/bundesfoerderung-wasserstoff-und-brennstoffzelle/foerderrichtlinien
32 Koordiniert wird diese Förderlinie von der NOW GmbH (Nationale Organisation Wasserstoff- und Brennstoffzellentechnologie). Sie steuert

das Nationale Innovationsprogramm Wasserstoff- und Brennstoffzellentechnologie (NIP) der Bundesregierung und die Förderrichtlinien
Elektromobilität sowie Ladeinfrastruktur (LIS) des Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI). Im Auftrag des BMVI
unterstützt die NOW außerdem bei der Weiterentwicklung der Mobilitäts- und Kraftstoffstrategie (MKS). Siehe (https://www.now-gmbh.de).
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Tabelle 6-6: Handlungsfeld Wasserstoff

Inhalte Aufbau einer Wasserstoffwirtschaft in Bremen; Produktion von grünem

Wasserstoff zur ökologischen Transformation der Bereiche Stahl, Logistik,

Mobilität und Hafenwirtschaft; Einbindung in internationale Initiativen

und Förderlinie; Langfriststrategie bis 2038, kombiniert mit kurzfristigen

Maßnahmen, wie Aufbau einer Testregion Wasserstoff oder einer Ge-

schäftsstelle zur Koordinierung der komplexen Maßnahmen

Projekte in Bremen  HyBit

 Testregion Wasserstoff in Bremerhaven

 Unterstützung der Wasserstoffstrategie in aller Interviews

Entwicklungsziele  Entwicklung der Wassertechnologie

 Aufbau großskaliger Elektrolysekapazitäten

 Aufbau einer integrierten Wasserstoffwertschöpfungsketten

 Beitrag zur CO2-Reduktion

 Zukunftschance für CO2-Industrie (z. B. Stahl, Chemie, Logistik)

 Fazit: Beitrag zur strategischen Entwicklungszielen im Bereich Klima

und Ökologie

Kausalität1)  Betroffenheit: unmittelbar; die Corona-Krise hat die Stahlindustrie,

die Logistik und die Hafenwirtschaft stark betroffen; sie brauchen

eine Zukunftsperspektive

 Spezifität 2a: Ja, die Pläne für eine Wasserstoffstrategie lagen bereits

vor der Pandemie vor.

 Spezifität 2b: Ja, Bremen braucht eine Stabilisierung dieser sich erst

im Aufbau befindlichen Zukunftstechnologie – ohne schnelles Han-

deln könnte diese noch fragile Struktur schon am Anfang geschwächt

oder gar zerstört werden.

 Spezifität 2c: Ja, klare Pläne zum Ausbau der Wasserstoffwirtschaft

erhöht bei einer verschärften Krise die Bindung der wissenschaftli-

chen und industriellen Potenziale an Bremen. Das erhöht die Krisen-

resilienz und ist im Kern eine Gefahrenabwehr.

 Fazit Kriterium erfüllt

Interventions-

intensität

 Sehr hoch bei einem Blick auf die Umsetzung der gesamten Wasser-

stoffstrategie

 Niedrig bei Beschränkung auf klar definierte kurzfristige Maßnahmen

oder Hilfen zur Erstausstattung im Bereich FuE oder Infrastruktur

 Fazit: niedrig bei entsprechender Ausgestaltung

Folgekosten  Keine; zeitliche Beschränkung möglich

 Folgekosten zu erwarten

 Beschränkung auf klar definierte Projektaufgaben

 Fazit: Kriterium erfüllbar

Externe Finanzierung  Maßnahmen sind im Rahmen des Bundesförderprogramms „Wasser-

stoff und Brennstoffzelle (NIP)“ kofinanzierbar; das Konjunkturpro-

gramm des Bundes hat die Mittel nochmals aufgestockt.
1)Prüffragen siehe Kapitel 5.8



Bremen-Fonds

92

(6) Handlungsfeld Green City

Es liegen weitreichende Konzepte in Bremen vor, um Bremen und Bremerhaven zu Green Cities umzu-
bauen. Der Bremen-Fonds könnte genutzt werden, um

 Grünflächen zu erweitern und aufzuwerten, damit in Lockdown-Phasen auch Menschen, die in be-
engten Wohnverhältnissen leben, mehr Möglichkeiten zum Aufenthalt in gesunder Umgebung ha-
ben,

 regionale Wirtschaftskreisläufe zu stärken, um damit die Abhängigkeit von risikobehafteten inter-
nationalen Lieferketten zu reduzieren und gleichzeitig die Emissionsintensität zu senken,

 durch Projekte, wie die Food-Akademie33 oder das Label BioStadt34, die Regionalität im Lebensmit-
telbereich zu stärken,

 durch den Aufbau eines Ausstellungs- und Kompetenzzentrum zur Solarenergie die Schaufenster-
funktion zu stärken,

 durch Projekte, wie Solarcities oder Programme zu Modernisierung von Heizungen, den Anteil er-
neuerbaren Energien zu erhöhen und die Emissionen zu reduzieren,

 durch den Bau eines Gründungszentrums für die Green Economy in den verbleibenden Gewerbe-
flächen auf der Luneplate, dort gezielt Unternehmen aus dem Bereich der Green Ecoomy anzusie-
deln und gleichzeitig diese Gewerbegebiet CO2-neutral zu betreiben,

 in Modellprojekten durch gezielte Forschung und Entwicklung in den Bremer Instituten und Unter-
nehmen neue Geschäftsfelder und neue Technologien zur umweltfreundlichen Herstellung klima-
neutraler Produkte sowie einer ressourcenschonenden Kreislaufwirtschaft zu entwickeln.

Dazu passen Maßnahmen, um den ökologischen Umbau der Wirtschaft und Gesellschaft in Bremen
voranzubringen. Es wird aber nur bei sehr weiter Auslegung der Prüfkriterien möglich sein, diese Maß-
nahmen durch den Bremen-Fonds zu unterstützten.

Relativ einfach gelingt dies noch für Maßnahmen im Bereich des Stadtgrüns, denn der Lockdown hat
gezeigt, dass die Beschränkungen für Menschen in engen Wohnverhältnissen deutlich schwieriger zu
ertragen waren als für andere. Aufwertungen der Aufenthaltsqualität im öffentlichen Raum können
hier also eindeutig helfen.

Wenn eine vernünftige Antwort auf die Pandemie eine Re-Regionalisierung der Wirtschaftskreisläufe
ist, könnte der Bremen-Fonds in einzelnen Bereichen (z. B. Lebensmittel) diesen Wandel unterstützen.
Allerdings wäre es für die Entwicklung sehr nachteilig, wenn damit eine Absage Bremens an internati-
onal Wertschöpfungsketten oder Produktionsverbünde einhergehen würde. Das Land lebt von inter-
national verflochtenen Lieferketten, insbesondere in den Bereichen Auto- und Flugzeugbau sowie Ha-
fen.

Kausalität: Eine zentrale Voraussetzung für die Förderung im Rahmen des Bremen-Fonds ist Betrof-
fenheit. Eine mittelbare Betroffenheit könnte durch Lieferschwierigkeiten in internationalen Wert-
schöpfungsketten vorliegen. Immerhin gibt jedes fünfte Unternehmen in der Befragung (Tabelle 4-1)
an, dass sie solche Lieferschwierigkeiten hatten und ggf. noch haben. Insgesamt könnte angeführt wer-
den, dass durch die Zurückhaltung bei Modernisierungsinvestitionen die ökologische Transformation

33 Die Food Academy soll Möglichkeiten zur stärkeren Vernetzung der von der Corona-Krise betroffenen Branchen (inkl. dazugehöriger Ak-
teure aus Wissenschaft und Forschung), Qualifizierung von Fachkräften sowie einer Infrastruktur für Start-ups, um Gründungen im Land
Bremen attraktiver zu machen und sie insbesondere bei dem Aufbau regionaler Wirtschaftskreisläufe zu unterstützen, bieten. Dazu soll
u. a. die Halle X in Bremerhaven zu einem Food Start-up Lab umgebaut werden. Damit kann diese systemrelevante Branche nachhaltig
gestärkt und gefördert werden.

34 LabelBioStadt ist ein Programm, bei dem regional und ökologisch produzierte Lebensmittel in Bremen in öffentlichen Einrichtungen (u. a.
Mensen, Kitas) eingesetzt und vermarktet werden; siehe dazu Positionspapier BUND; https://www.bund-bremen.net/fileadmin/bre-
men/Publikationen/Bremer_Konjunkturprogramm_in_Coronazeiten_sozial-oekologisch_200424.pdf
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gebremst wird. Allerdings müssten die Hilfsangebote dann so ausgerichtet, dass sie auf Gruppen zuge-
schnitten sind, die davon negativ betroffen waren. Das Argument einer überholenden Kausalitätsver-
laufs kann hier nicht verwendet werden, denn der Trend zu mehr Klimaschutz und Nachhaltigkeit ist
durch die Pandemie weder positiv noch negativ verstärkt worden.

Finanzierung: In diesem Bereich gibt es sehr viele einzelne Fördermöglichkeiten35. Wichtig sind Ver-
besserungen, die im Rahmen des Bundeskonjunkturprogramms zusätzlich beschlossen wurden. Um
Kommunen bei den Aufgaben im Rahmen der Nationalen Klimaschutzinitiative zu unterstützten, senkt
der Bund den kommunalen Eigenanteil in den Förderprogrammen und stellt hierfür jeweils in 2020
und 2021 50 Millionen Euro bereit. Es gibt viele Förderprogramme im Rahmen der Nationalen Klima-
schutzinitiative. Dafür werden in den Jahren 2020 und 2021 jeweils 50 Millionen Euro bereitge-
stellt. Hiervon profitieren Kommunen und kommunale Unternehmen, kulturelle Einrichtungen oder
Hochschulen. Folgende Programme könnten u.a. konkret genutzt werden:

KfW Effizienzhaus36. Die KfW fördert Neubauten abhängig von der Energieeffizienz des zu bauenden
Gebäudes. Die Bank hat einen „Effizienzhaus-Standard“ bestehend aus Gesamtenergiebedarf und
Wärmedämmung des Gebäudes erstellt und fördert besonders „effiziente“ Neubauten mehr Geld. Ge-
fördert wird z. B. mit einem Förderkredit, einem Tilgungszuschuss von 15 bis 25 Prozent je nach Ener-
gieeffizienz oder von 50 Prozent der Kosten für Experten für Energieeffizienz. Im Rahmen der Corona-
Krise wurde die Mittel erhöht. Ähnlich werden auch Sanierungen (komplett oder einzelne energetische
Maßnahmen) gefördert. Das Programm wurde im Rahmen des Bundeskonjunkturprogrammes aufge-
stockt.

KfW-Umweltprogramm37. Es ermöglicht eine zinsgünstige Finanzierung von allgemeinen Umwelt-
schutzmaßnahmen gewerblicher Unternehmen, wie etwa Maßnahmen zum umwelt- und ressourcen-
schonenden und kreislauforientierten Wirtschaften (“Circular Economy“). Insbesondere werden auch
solche Investitionen gefördert, mit denen bereits die Entstehung von Umweltbelastungen vermieden
oder wesentlich vermindert werden. Kleine Unternehmen im Sinne der Definition für kleine und mitt-
lere Unternehmen der Europäischen Union können dabei in einem Förderfenster für kleine Unterneh-
men besonders günstige Konditionen erhalten.

Modellprojekte38: Bezuschusst werden Modellprojekte in Kommunen die einen beispielhaften Beitrag
zu den Klimaschutzzielen der Bundesregierung leisten und welche sich durch klaren klimarelevanten
Zusatznutzen deutlich von ohnehin geplanten Investitionen zur Effizienz abgrenzen. Als besonders för-
derwürdig werden etwa Modellprojekte aus dem Handlungsfeld „Smart-City“ (intelligente Vernetzung
der Stadt) angebracht. Je nach Finanzstärke der Kommune können 80 oder 100 Prozent der Förder-
grundlage bezuschusst werden – vor dem Bundeskonjunkturpaket waren es 70 und 90 Prozent.

Gerade im Bereich von Green City könnten sich in der EFRE-Periode 2021 bis 2027 Fördermöglichkeiten
ergeben. Dort sind entsprechende Schwerpunkte vorgesehen.

35 Siehe für eine Übersicht https://www.bfn.de/foerderung.html
36 https://www.kfw.de/inlandsfoerderung/Privatpersonen/Neubau/Das-KfW-Effizienzhaus/
37 https://www.kfw.de/Download-Center/F%C3%B6rderprogramme-(Inlandsf%C3%B6rderung)/PDF-Dokumente/6000002220-Merkblatt-

240-241.pdf

38 https://www.klimaschutz.de/sites/default/files/Foerderaufruf_investive-Kommunale-Klimaschutz-Modellprojekte.pdf
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Tabelle 6-7: Handlungsfeld Green City

Inhalte Grünflächen erweitern oder aufwerten; regionale Wirtschaftskreisläufe

entwickeln, inklusive Food-Academy und LabelBioStadt; Ausbau erneuer-

barer Energien (Solar City); energetische Sanierung; Bau eines Gründer-

zentrums für Green Economy; Stärkung der umwelt- und klimarelevanten

Forschung und Entwicklung

Entwicklungsziele  Unterstützung der ökologischen Transformation

 Fazit: gehört zu Kernschwerpunkten

Kausalität1)  Betroffenheit: unmittelbar; nicht optimal ausgebauten Grünflächen

für Menschen, die im Lockdown in engen Wohnungen lebten; Unter-

nehmen in internationalen Wertschöpfungsketten waren durch Lie-

ferschwierigkeiten betroffen; eine induzierte oder mittelbare Betrof-

fenheit liegt vor, weil krisenbedingt Modernisierungen verschoben o-

der abgesagt wurden und die ökologische Transformation damit ge-

bremst wurde; auf diese Gruppe sind die Hilfen letztendlich auszu-

richten

 Spezifität 2a: Ja, es ist keine grundsätzlich neue Situation entstanden.

 Spezifität 2b: Ja, die jetzt unterbleibenden Unterstützungen könnten

die Fähigkeit zur ökologischen Transformation schwächen.

 Spezifität 2c: Ja, die Krisenfolgen werden insofern gemildert, als in

der nächsten Krise das Thema Ökologie nachhaltiger verankert ist;

bessere Infrastruktureinrichtungen und öffentliches Grün würden bei

einer zweiten Krise unmittelbar helfen.

 Fazit Kriterium bei weiter Auslegung erfüllbar

Interventions-

intensität

 Mittelhoch, weil die Maßnahmen in vorhandenen Strukturen umge-

setzt werden können

 Fazit: mittelhoch

Folgekosten  Zeitlich begrenzte Projekte können definiert werden

 Fazit: Kriterium erfüllbar

Externe Finanzierung  Vielfältige Kofinanzierungsmöglichkeiten vorhanden; das Bundeskon-

junkturprogramm hat nichts neues hinzugefügt, sondern nur die Mit-

tel aufgestockt oder die Konditionen verbessert.

 Fazit: Kofinanzierungen vorhanden
1)Prüffragen siehe Kapitel 5.8
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(7) Handlungsfeld Green Mobilty

Auch im Bereich der Green Mobility gibt es in Bremen eine Vielzahl konstruktiver und zielführender
Vorschläge, die im Bremen-Fonds unterstützt werden könnten. Dazu zählen

 den ÖPNV, Radwege und Carsharing-Angebote auszubauen, um die Einschränkung des Individual-
verkehrs Emissionen zu reduzieren,

 Modellprojekte in der Logistik durch den Einsatz elektrobetriebener Lastenfahrräder die Emissio-
nen zu reduzieren,

 der Bau eines Ausflugschiffes mit innovativen Antrieben,
 der Bau eines Seegangsimulators für die maritime Erprobung klimaneutraler Antriebstechnologien,
 ein Konzept für eine Testregion für Wasserstoff in Bremerhaven39,
 der Ausbau der Ladesäuleninfrastruktur die Elektromobilität zu fördern oder
 die Stärkung von Forschung und Entwicklung im Mobilitätssektor.

Kausalität: Die Bewertung dieser Maßnahmen mit Blick auf die Förderfähigkeit im Rahmen des Bre-
men-Fonds ist ähnlich wie im Handlungsfeld Green City. Die Maßnahmen sind sinnvoll, aber nur bei
sehr weiter Auslegung des Kausalitätskriteriums förderbar. Es ist keine grundsätzlich neue Situation
durch die Pandemie entstanden; das Argument der vorauslaufenden Kausalität kann nicht verwendet
werden. Der Schlüssel liegt in dem Nachweis, dass die Pandemie allgemein über mittelbar-induzierten
Effekte die Modernisierungsaktivitäten bremst und die Fähigkeit zu einer ökologischen Transformation
schwächt. Einfacher zu begründen ist der Ausbau des ÖPNV und der Radwege, weil sie in der jetzigen
Struktur nicht optimal sind, um die Mobilität der Menschen unter den Abstands- und Hygieneregeln
einer Pandemie zu sichern.

Finanzierung: Hier gilt die gleiche Bewertung wie für das Handlungsfeld (6) „Green City“. Es gibt eine
große Vielzahl externer Finanzierungsmöglichkeiten in externen Programmen, die teilweise im Bun-
deskonjunkturprogramm verbessert wurden. Dazu zählen:

 Unterstützt werden sollen die Unternehmen im Bereich ÖPNV.
 Der Umweltbonus40 fördert den Erwerb von Elektro-, Hybrid- und Brennstoffzellenfahrzeuge mit

einem Zuschuss. Die Förderung beträgt bis 9.000 Euro und wurde im Zuge der Corona-Krise noch-
mals erhöht. Der Bonus wird zu 2/3 vom Bund und zu 1/3 vom Hersteller übernommen. Antragsbe-
richtigt sind Privatpersonen, Unternehmen, Unternehmen mit kommunaler Beteiligung, Stiftungen,
Körperschaften oder Vereine.

 Ladesäulen41: Im Rahmen des Bundeskonjunkturpaketes werden 2,5 Milliarden Euro zur Forschung
und Entwicklung sowie zum Ausbau von E-Auto Ladesäulen zur Verfügung gestellt. Zudem wird die
Förderung für das Bus- und LKW-Flotten-Modernisierungs-Programm aufgestockt, auf welches pri-
vate und kommunale Betreiber zurückgreifen können.

 Weitere Maßnahmen: Zudem sind auch einige Programme aus der Nationalen Klimaschutzinitiative
auf das Thema Green Mobility zugeschnitten, die im Rahmen des Bundeskonjunkturpakets noch
einmal erhöht wurde. Ein Beispiel ist das Programm „Klimaschutz durch Radfahren“42. Gefördert
werden auch E-Schwerlastenfahrräder und Schwerlastenanhänger mit elektrischen Antriebsunter-
stützung für den fahrradgebunden Lastenverkehr. Die Förderungshöhe beträgt 30 Prozent der Aus-

39 Dieser Maßnahmenvorschlag ist bereits im Handlungsfeld Wasserstoff aufgeführt.
40 https://www.bafa.de/DE/Energie/Energieeffizienz/Elektromobilitaet/elektromobilitaet_node.html
41 https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Anlage/G/sechster-foerderaufruf-lis.pdf?__blob=publicationFile
42 https://www.klimaschutz.de/radverkehr
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gaben oder maximal 2.500 Euro pro Lastenfahrrad. Antragsberechtigt sind aber nicht Privatperso-
nen oder Vereine, sondern in erster Linie Unternehmen, Hochschulen, Forschungseinrichtungen
oder Kommunen43.

Tabelle 6-8: Handlungsfeld Green Mobility

Inhalte Ausbau des ÖPNV, Carsharing und Radwege; Bau eines Ausflugsschiffs

mit innovativen Antrieben und eines Seegangsimulators; Modellprojekte

elektrobetriebene Fahrzeuge für Innenstadtverkehre und für den Logis-

tik-Hub Überseestadt, Ausbau der Ladesäuleninfrastruktur; Stärkung von

FuE im Bereich Mobilität

Entwicklungsziele  Unterstützung der ökologischen Transformation

 Fazit: gehört zu Kernschwerpunkten

Kausalität1)  Betroffenheit: nicht optimal ausgebaute ÖNVP-Angebote und Rad-

wege haben die Anpassungen an die Lockdown Menschen erschwert;

krisenbedingt verschobene Modernisierungsentscheidungen könnten

die Umstellung auf ökologische Mobilitätskonzepte in den Unterneh-

men, in der öffentlichen Verwaltung oder der Forschung gebremst

haben; auf diese Gruppe sind die Hilfen letztendlich auszurichten

 Spezifität 2a: Ja, es ist keine grundsätzlich neue Situation entstanden.

 Spezifität 2b: Ja, jetzt unterbleibende Unterstützungen könnten die

Fähigkeit zur ökologischen Transformation schwächen.

 Spezifität 2c: ja bei weiter Auslegung; Krisenfolgen könnten dadurch

gemildert werden, wenn in der nächsten Krise das Thema Green Mo-

bilty bereits nachhaltiger verankert und damit weniger leicht umkehr-

bar wäre.

 Fazit: Kriterium bei weiter Auslegung erfüllbar

Interventions-

intensität

 Mittelhoch, weil die Maßnahmen in den vorhandenen Strukturen und

Institutionen umgesetzt werden können

 Fazit: mittelhoch

Folgekosten  Zeitlich begrenzte Projekte können definiert werden

 Fazit: Kriterium erfüllbar

Externe Finanzierung  Kofinanzierungsmöglichkeiten in laufenden Programmen und Bun-

deskonjunkturprogramm vorhanden
1)Prüffragen siehe Kapitel 5.8

43 https://www.bafa.de/DE/Energie/Energieeffizienz/Kleinserien_Klimaschutzprodukte/Schwerlastenfahrraeder/schwerlastenfahrra-
eder_node.html
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6.2.3 Wirtschaftsstrukturelle Transformation

Es gibt in Bremen Querschnittsthemen, die nur mittelbar zu den Hauptschwerpunkten (digitale und
ökologische Transformation sowie Förderung der sozialen Kohäsion einschließlich Stärkung der Ge-
schlechtergerechtigkeit) passen, aber dennoch strukturpolitisch wichtig sind und die durch die Corona-
Krise eine neue Dringlichkeit erfahren. Dazu zählen insbesondere drei Handlungsfelder:

 Innenstadtentwicklung
 Zukunftsagentur Bremen
 Gründungen

(8) Handlungsfeld Innenstadtentwicklung

Die Lockdown-Maßnahmen haben zu einem beträchtliche Besucher- und Kundenrückgang in den In-
nenstädten in Bremen und Bremerhaven geführt. Der Handel, die Gastronomie, der Tourismus und die
Veranstaltungswirtschaft haben einen starken negativen Impuls erfahren, der bis heute nachwirkt. Der
Senat hat darauf mit einem Aktionsprogramm „lebendige und attraktive Innenstadt“ reagiert, das aus
der Säule 2 des Bremen-Fonds (kurz- bis mittelfristige Maßnahmen zur Verhinderung struktureller Ein-
brüche) mit insgesamt rd. 13 Millionen Euro finanziert werden soll. Fünf Schwerpunkte sind vorgese-
hen:

 Erhöhung der Nutzungsvielfalt von Einrichtungen
 Verbesserung oder der Erhalt der Erreichbarkeit der Innenstädte
 Verstärkung von Marketing und Kommunikation
 Unterstützung des Handels44

 Unterstützung der Immobilienwirtschaft

Aus einer mittel- und langfristigen strukturpolitischen Perspektive sind diese Maßnahmen für eine at-
traktive Gestaltung der Innenstädte nicht hinreichend. Es ist heute nicht klar, ob sich die beobacht-
baren Trends (weniger stationärer Handel, Änderung im Freizeitverhalten, Nutzungsbeschränkungen
von Räumlichkeiten, einschließlich des öffentlichen Raums) auch langfristig durchsetzen. Eine gewisse
Wahrscheinlichkeit spricht dafür. Wenn diese Veränderungen eintreten, werden sie zu massiven An-
passungen in der Nutzung der Innenstädte als Geschäfts-, Wohn-, Einkaufs- oder Aufenthaltsort füh-
ren. Da Innenstädte lebendige soziale Ökosysteme sind, könnte der Rückzug eines Akteures über Netz-
werkeffekte das gesamte System nachhaltig stören. Leerstände von Geschäften beispielsweise könn-
ten wegen fallender Attraktivität des Umfeldes weitere Leerstände nach sich ziehen und so zur Ver-
ödung der Innenstädte führen. Erschwerend kommt hinzu, dass Büroflächen als alternative Nutzungs-
möglichkeiten von Einzelhandelsgeschäften selbst unter Druck kommen könnten45. Das engt die Lö-
sungsräume ein. Auf der anderen Seite könnte das wieder Raum für Wohnbau sowie auch für ver-
stärkte öffentliche und kulturelle Nutzungen schaffen, und damit Innenstädten durchaus neue Impulse
im Umgang mit und nach der Pandemie geben könnte. Diesen Gefahren sollte der Bremen-Fonds mit
zwei Maßnahmenpaketen begegnen:

 Entwicklung und Umsetzung neuer öffentlicher und kultureller Nutzungsangebote zur dauerhaften
Wiederbelebung der Innenstädte

44 Die Maßnahmen sind allerdings nicht so weitreichend wie in Kapitel 6.2.1 für den Handel vorgeschlagen.
45Voigtländer (2020) zeigt, dass in Folge der Corona-Krise Büromieten unter Druck kommen könnten. Die Mieten könnten in einer Spanne

zwischen 5 und 23 Prozent sinken. Angesichts der Schwere der Krise ist dies jedoch nicht unplausibel. Die Krise wird sich auch auf die Er-
wartungen auswirken, was sich wiederum auf die Preise auswirkt. Lokale Faktoren sind bei dieser internationalen Studie nicht berücksich-
tig. Daher sollten Ergebnisse für einzelne Städte mit Vorsicht betrachtet werden, aber dennoch zeigt der Blick auf die Gesamtergebnisse
sehr deutlich, dass der Abschwung auf dem Büromarkt gravierend sein wird.
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 Investitionen in die Attraktivierung von Tourismus-Zielen oder zumindest die Finanzierung von Um-
gestaltungen zur Einhaltung der Abstands- und Hygieneregeln

Zur Entwicklung und Umsetzung neuer öffentlicher und kultureller Nutzungsangebote sowie zur Erhö-
hung der Attraktivität von touristischen Zielen liegen eine Reihe konkreter Vorschläge vor. Dazu zählen
u. a. die Erweiterung des Klimahauses oder des Zoos in Bremerhaven. Die Corona-Krise hat gezeigt,
dass sich der Tourismus teilweise weg von den Pauschal- und Flugreisen entwickeln wird. Deshalb
könnten jetzt durch neue Angebote der Tourismus in Bremen und Bremerhaven gestärkt und die In-
nenstädte dabei gleichzeitig attraktiver werden. Gemäß dem Prüfraster ist sicherzustellen, dass diese
Maßnahmen den Bremen-Fonds nicht nur als neue Finanzierungsquelle nutzen und ansonsten „Pläne
aus der Schublade“ umgesetzt werden.

Kausalität: Auch hier zeigt die Überprüfung der Maßnahmen, dass sie inhaltlich gut begründet sind
und einen Beitrag zur Sicherung der Wohn- und Arbeitsortattraktivität und zur Verbesserung der Auf-
enthaltsqualität leisten können. Schwieriger ist der Nachweis des Pandemiebezugs. Sicher ist, dass die
Corona-Krise einen Negativ-Impuls für die Nutzung von Innenstädten ausgelöst hat. Die zukünftige
Entwicklung kann aber sicher abgeschätzt werden. Es besteht aber die Gefahr, dass die gesamte Struk-
tur in einen Negativstrudel gerät und damit eine mittelbare Betroffenheit begründet. Es liegt auch ein
überholender Kausalitätsverlauf vor, wenn zu erwarten ist, dass sich die derzeit mit hinreichend hoher
Wahrscheinlichkeit beobachtbaren Negativentwicklungen verfestigen. Diese Feststellung erscheint bei
Gesamtwürdigung der Umstände plausibel. Innenstadtprobleme gibt es allein durch den Strukturwan-
del im Einzelhandel schon länger. Die Corona-Krise hat diese Entwicklung nicht ausgelöst, sondern of-
fengelegt und beschleunigt. Die Prüffrage 2a (Wäre die Maßnahme ohne die Pandemie in der definier-
ten Spezifität durchgeführt worden?) muss deshalb mit „ja“ beantwortet werden. Ein Verzicht auf
Maßnahmen hätte irreversible Folgen (Prüffrage 2b), weil dann (wenn die negativen Entwicklungen
eintreten sollten) eine Verödung der Innenstädte droht und die Maßnahmen zu spät kommen könn-
ten. Deshalb ist die Prüffrage 2b mit „ja“ zu beantworten. Die vorgeschlagenen Maßnahmen zur Ab-
wehr einer strukturellen Gefahr sind gerechtfertigt.

Finanzierung: Für die Innenstadtentwicklung gibt es außerhalb der Themen Green City (Handlungsfeld
6) und Green Mobility (Handlungsfeld 7) keine weiteren Unterstützungen. Die dort genannten Kofi-
nanzierungsmöglichkeiten können auch für die Innenstadtentwicklung genutzt werden. Weiterhin ge-
nutzt werden können die GRW (Infrastruktur) und EFRE-Mittel aus der nächsten Förderphase (2021
bis 2017).

Es gibt allerdings bereits laufende Programme auf der Bundesebene, die genutzt werden könnten:

 Besonders interessant ist eine BMI-Ausschreibung zum Thema "Post-Corona-Stadt“46(siehe Hand-
lungsfeld 4).

 Zukunftsstadt Goes Europe47: Das Projekt ist Teil der Leitinitiative „Zukunftsstadt“ des Rahmenpro-
gramms „Forschung für Nachhaltige Entwicklung“. Ziel ist der Wissensaustausch zu relevanten und
aktuellen Forschungsthemen der nachhaltigen Stadtentwicklung (beispielsweise zu Fragen zur
Corona-Pandemie und Mobilität, Innenstadtentwicklung, Digitalisierung, Klimaanpassung, Bürger-
beteiligung etc.). Mit der Fördermaßnahme werden Städte, Stadtteile, Gemeinden oder Landkreise
(nachfolgend: Kommunen) dabei unterstützt, Forschungsergebnisse und innovative Ansätze der
Forschung für nachhaltige Stadtentwicklung mit anderen Städten in Europa zu teilen und im part-
nerschaftlichen Austausch die Umsetzung in die Praxis voranzutreiben.. Zuwendungsfähige projekt-
bezogene Ausgaben von Hochschulen, Forschungs- und Wissenschaftseinrichtungen können bis zu

46 www.nationale-stadtentwicklungspolitik.de
47 https://www.bmbf.de/foerderungen/bekanntmachung-3121.html
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100 Prozent gefördert werden, bei Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft können je nach An-
wendungsnähe bis zu 50 Prozent anteilfinanziert werden. In diesem Programm könnten Kofinan-
zierungsmöglichkeiten für die Entwicklung eines Innenstadtkonzeptes sein.

Im Bereich der Re-Attraktivitierung touristischer Ziele und Unterstützung von Kultureinrichtungen bie-
tet das Bundeskonjunkturprogramm zusätzliche Hilfen an. Das beschränkt aber stark auf die Umset-
zung von Hygiene- und Abstandsregeln. Projekte wie die Erweiterung des Klimahauses sind damit nicht
finanzierbar. Im Rahmen von NEUSTART KULTUR stehen deswegen bis zu 250 Millionen Euro für Inves-
titionen in Kultureinrichtungen zur Verfügung. Diese können zum Beispiel für Neuanschaffungen wie
ein Online-Ticket-System oder Modernisierungen etwa an Belüftungssystemen verwendet werden.
Diese Unterstützung kommt vor allem den nicht von öffentlicher Hand finanzierten Betrieben zugute
und hilft auch kleinen Kulturbetrieben bei ihrer Wiedereröffnung. Das Programm kann vielfältig zur
Unterstützung der Innenstadtentwicklung genutzt werden. Das Spektrum reicht von der Finanzierung
von Personalkosten, über die Digitalisierung von Kulturbetrieben bis zum Ausgleich von Mehrkosten.
Es ist aber relativ schwierig, dieses Programm für strukturelle Maßnahmen zu nutzen.
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Tabelle 6-9: Handlungsfeld Innenstadt

Inhalte Entwicklung und Umsetzung neuer öffentlicher und kultureller Nutzungs-

angebote zur dauerhaften Wiederbelebung der Innenstädte; Re-Attrakti-

vierung touristischer Ziele

Entwicklungsziele  Erhaltung der Innenstädte als attraktive Standorte für Wirtschaft und

soziales Leben mit sowie Aufenthalts- und Erlebnisqualität

 Erhaltung der Innenstädte als Einkommens- und Steuereinnahmen-

quelle

 Fazit: Beitrag zur Wohnort- und Arbeitsattraktivität und Aufenthalts-

qualität als Rahmenbedingung für gute regionale Entwicklung

Kausalität1)  Betroffenheit: Innenstädte haben durch die Corona-Krise einen Nega-

tiv-Impuls erlitten (u. a. Handel, Gastgewerbe, Veranstaltungen, Besu-

cherzahlen); daraus können sich über Netzwerkeffekte Abwärtsspira-

len entwickeln, die ab einem bestimmten Punkt nicht mehr be-

herrschbar sind; frühzeitiges Handeln ist ratsam, obwohl es nicht si-

cher ist, ob der Corona-bedingte Negativimpuls dauerhaft ist; eine

mittelbarer Betroffenheit und überholenden Kausalitätsverlauf liegen

bei dieser Risikolage vor.

 Spezifität 2a: Ja, die Maßnahmen wären auch ohne Corona-Krise zu-

mindest in einer mittelfristigen Perspektive nötig geworden; die akute

Krise hat die Dringlichkeit verschärft.

 Spezifität 2b: Ja, irreversible Folge sind zu erwarten; das gilt umso

mehr, wie negativ sich die heutigen Beschränkungen auswirken; ein

Nicht-Handeln könnten gewachsene Wertschöpfungs- und Nutzungs-

ketten zerstören; sichere Aussagen dazu sind möglich.

 Spezifität 2c: Ja, die Maßnahmen dienen der Vorbeugung erodieren-

der Innenstädte und sind damit eine Gefahrenabwehr.

 Fazit: Kriterium erfüllt

Interventions-

intensität

 Eingrenzbar auf Maßnahme mit niedriger Interventionsintensität

 Fazit: Kriterium erfüllbar

Folgekosten  Keine; zeitliche Beschränkung möglich

 Fazit: Kriterium erfüllbar

Externe Finanzierung  Wenige Vorhaben im Rahmen des Bundeskonjunkturprogramms

(NEUSTART KULTUR) finanzierbar; ansonsten stehen nur laufende

Förderprojekte z. B. des BMI zur Verfügung

 Fazit: kaum Kofinanzierungen
1)Prüffragen siehe Kapitel 5.8
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(9) Handlungsfeld Zukunftsagentur Bremen

Bremen hat viele wissenschaftliche Potenziale, starke industrielle Kerne und eine lebendige Gründer-
kultur. Eine nach vorne gerichtete Strukturpolitik sollte dieses Potenziale bündeln, umsetzungsfähige
Projekte entwickeln und die dafür notwendigen Partner zusammenführen. Dazu sollte eine „Zu-
kunftsagentur Bremen“ gegründet und mit diesen Aufgaben beauftragt werden:

 Identifizierung und Bewertung antragsfähiger Projekte und Partner (Koordinierung und Steuerung)
 Förderung von Projekten und Unterstützung bei der Umsetzung (Finanzierung)
 Erleichterung des Wissenstransfers und der aktiven Netzwerkbildung (Transfer)
 Aufbau virtueller Plattformen als Organisationsmodell („development as a service“)

Koordinierung und Steuerung: In Bremen gibt es sehr viele Initiativen und Projektideen, die für sich
genommen begründet und schlüssig sind. In einer Zukunftsagentur könnten diese Aktivitäten gebün-
delt und an einer konsistenten Strategie ausgerichtet werden. Zentral dabei ist die Einbeziehung der
wissenschaftlich-technologischen Potenziale des Landes und der industriellen Kerne einschließlich der
damit verbundenen Dienstleistungen. Dazu ist eine Roadmap zu entwickeln, die anlehnend an Open-
Innovation-Strategien die Maßnahmen koordiniert und steuert. Leitgedanke dieser Roadmap sollte die
Sicherstellung der Fähigkeit der digitalen und ökologischen Transformation sein. Dadurch könnte in-
stitutionell abgesichert werden, dass die empfohlenen Schwerpunkte des Bremen-Fonds erreicht wer-
den können. Schon heute gibt es eine breite Spanne von Themen und konkreten Maßnahmen, die vom
autonomen Fliegen, Entwicklungen im Bereich von Space Robotics, einer Food Academy bis hin zum
Bau eines Seegangsimulators oder eines modernen Segelschiff mit innovativer Antriebstechnologien
reichen. Sinnvoll wäre es auch, dieser Agentur die Aufgabe der Entwicklung und Steuerung der nächs-
ten Phase der EFRE-Förderung der EU, der Infrastruktur- und Investitionsförderung im Rahmen der
Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur, zu übertragen, um auch hier
eine Ausrichtung an zwei Oberzielen (Digitalisierung und ökologische Nachhaltigkeit) sicherzustellen.
Dazu sind Experten aus der Wirtschaftsförderung. der Wissenschaft, , der Aufbaubank, der strukturbe-
stimmenden Unternehmen sowie der Verwaltung nötig. Um die Anwendungsnähe zu betonen, sollten
die Wirtschaftsförderungseinrichtungen die Leitung dieser Agentur übernehmen. Insgesamt soll die
Zukunftsagentur eine bessere Koordinierung, eine systematische Bewertung der Programme, ein bes-
seres Matching der Beteiligten (Wissenschaft, Unternehmen, KMU, Gründer) sowie die Realisation von
Synergieeffekten erreichen.

Finanzierung: Diese Zukunftsagentur sollte nicht nur Expertise haben, sondern auch mit eigenem
Budget oder mit Entscheidungsrechten zur Vergabe von Fördermitteln ausgestattet sein, um schnell
und effizient entscheidungsreife Projekte unterstützen zu können. Neben Darlehen sollten auch ver-
stärkt Zuschüsse und Eigenkapitalhilfen möglich sein. Eine Restriktion bilden hier die EU-Beihilfenre-
geln. Je forschungsnäher die Vorhaben sind, umso eher erfüllen sie die Beihilfenvorschriften. Schon
deshalb ist die Einbindung der Wissenschaft in die Projekte wichtig. Gerade im Bereich der Finanzie-
rung können Optimierungen erreicht und Synergieeffekte gehoben werden. Die Weiterfinanzierung
der Programme FEI (Förderung von FuE sowie Innovationen), Anwendungsnahe Umwelttechnologie
(PFAU) und Angewandte Umweltforschung (SKUMS) könnten aufgrund der endenden EFRE-Förderpe-
riode auslaufen. Der Bremen-Fonds sollte die Weiterfinanzierung sicherstellen. Auch sind bei dem
EFRE-Darlehensfonds inhaltlich Verbesserungen z. B. durch Laufzeitverlängerungen, Vergaben von
Nachrangdarlehen oder der Stärkung der betrieblichen Investitionsförderung möglich. Wichtig ist auch
die Einbeziehung des Landesinvestitionsförderprogramms von 2014 und die dort möglichen Kofinan-
zierungen über die GRW oder EFRE.
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Transfer: Prognos (2019) hat in einem Gutachten festgestellt, dass es leistungsfähige FuE-Kooperati-
onsbeziehungen zwischen der Wissenschaft den Unternehmen gibt. Gleichzeitig wurden als wesentli-
che Hemmnisse ein hoher administrativer Aufwand, Verwaltungshürden, Informationsdefizite oder
fehlende Weiterbildungs- und Coachingangebote genannt. Verbesserungen beim Technologietransfer
und im Kooperationsmanagement könnten durch eine institutionelle Einheit „Zukunftsagentur Bre-
men“ geleistet werden. Voraussetzung ist eine entsprechende personelle Ausstattung.

Organisation: Die Organisation sollte sehr flexibel und digital aufgestellt werden. Vorbild könnte das
geplante Projekt „Bremen Center for Mobility as a Service“ dienen. Dort soll eine solche flexible Orga-
nisation für die Entwicklung autonom fliegender Systeme eingerichtet werden. Dort stehen offene
Plattformen mit offenen Partnerschaftsstrukturen im Zentrum. Die Organisation soll weitgehend vir-
tuell und auf digitale Plattformen aufgebaut sein. Diese Struktur lässt sich breiter denken und als „Bre-
men Center for development as a service“ konzipiert werden. In einer solchen Struktur könnten auch
leichter überregionale und internationale Partner eingebunden werden.

Ein solcher Zukunftsagentur wäre eine sehr weitreichende organisatorische Entscheidung, würde aber
der heutigen Zersplitterung und Kleinteiligkeit der Unterstützungsstrukturen entgegenwirken. Die An-
forderungen für eine Unterstützung dieses Handlungsfeldes im Rahmen des Bremen-Fonds sind bei
einer weiten Auslegung der Prüfkriterien erfüllbar. In einer solchen Agentur könnten auch größere
Vorhaben angesiedelt werden, die ein Zusammenbinden von Unternehmen, Wissenschaft und Wirt-
schaftsförderung voraussetzen. Ein solches Vorhaben könnte ein Simulationszentrum Bremen sein.
Durch die Größe und Stärke der Automobil-, Luft- und Raumfahrtindustrie stehen die nötigen Kompe-
tenzen in den Unternehmen und in den wissenschaftlichen Einrichtungen zur Verfügung.

Kausalität: Die Kausalität ist damit zu begründen, dass dadurch die Schwächung schwer wieder auf-
baubarer wissenschaftlich-technologischer Strukturen und Wertschöpfungsketten verhindert werden
kann. Da heute Teile dieser Kerne (Fahrzeugbau, Häfen und Logistik) gefährdet sind, lässt sich eine
Betroffenheit über das Konzept des „überholenden Kausalitätsverlaufs“ begründen.

Finanzierung: Für eine Finanzierung einer Institution „Zukunftsagentur Bremen“ gibt es keine direkten
Fördermittel. Auch das Bundeskonjunkturprogramm liefert keine Fördermöglichkeiten. Auf der Pro-
jektebene sieht das völlig anders aus. Je nach inhaltlichem Schwerpunkt können die entsprechenden
Fördermittel verwendet werden. Das gilt insbesondere für die Themen Digitalisierung, Wasserstoff,
Green City oder Green Mobility, die in den obigen Handlungsfeldern beschrieben sind. Gerade für eine
Zukunftsagentur wäre eine Berücksichtigung in der EFRE-Förderungen 2021 bis 2027 und eine Berück-
sichtigung bei der GRW-Infrastrukturförderung wichtig. Der Bremen-Fonds sollte die Agentur mit Ei-
genmittelt ausstatten, damit der Ankauf von Flächen, Gebäuden oder Ausstattungen genauso möglich
ist wie der Ausbau von Personal.
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Tabelle 6-10: Handlungsfeld Zukunftsagentur Bremen

Inhalte Gründung einer Zukunftsagentur Bremen mit der Aufgabe der Koordina-

tion und Steuerung von Projekten, der Co-Finanzierung der Vorhaben (Fi-

nanzierung), des Wissenstransfers und der Netzwerkbildung in einem of-

fenen-virtuellen System

Entwicklungsziele  Auswahl und Entwicklung wichtiger Querschnittstechnologien

 Vernetzung von Wissenschaft, größeren Unternehmen, KMU und

Gründer

 Fazit: Beitrag zur Stabilisierung der leistungsfähigen Kerne der Bremer

Wirtschaft zur Sicherung der Fähigkeit der digitalen und ökologischen

Transformation

Kausalität1)  Betroffenheit: Die industriellen Kerne und die damit verbundenen

Dienstleistungsbereichen sind durch Corona strukturell bedroht. Eine

mittelbare (induzierte) Betroffenheit ist bei weiter Auslegung fest-

stellbar. Die sich durch die Corona-Krise verstärkende Schwächung

der industriellen Kerne begründet einen überholenden Kausalitätsver-

lauf.

 Spezifität 2a: Ja, diese Maßnahmen wäre auch ohne die Corona-Krise

eine denkbare Weitentwicklung der Strukturpolitik in Bremen gewe-

sen; der Handlungsdruck wäre aber weniger dringlich gewesen.

 Spezifität 2b: Ja, Irreversible Folge sind zu erwarten; das gilt umso

mehr, wenn es nicht gelingt strukturbestimmende Unternehmen

(Flugzeugbau, Logistik, Hafenwirtschaft) zu stützen.

 Spezifität 2c: Ja, die Maßnahmen dienen dazu, über Forschung und

Entwicklung sowie Innovationen die Wirtschaft krisenfester zu ma-

chen.

 Fazit: Kriterium erfüllt

Interventions-

intensität

 Hoch, weil eine komplexe institutionelle Struktur geschaffen werden

muss.

 Fazit: hoch

Folgekosten  Dauerhafte Kosten sind zu erwarten

 Bremen-Fonds könnte sich auf die Unterstützung der Startphase be-

schränken

 Fazit: Kriterium erfüllbar, Folgekosten sind einzuplanen

Externe Finanzierung  Für die Institution Zukunftsagentur gibt es kurzfristig keine externen

Fördermittel; das Vorhaben könnte aber in den EFRE-Programmen

2021 bis 2027 berücksichtigt werden; das gleiche gilt für eine Förde-

rung innerhalb der GRW-Infrastruktur.

 Für einzelne Projekte sind externe Kofinanzierungen möglich, teil-

weise auch dem Konjunkturprogramm des Bundes.

 Fazit: Externe Mittel stehen nur für Projekte, zumindest kurzfristig

nicht für die Institution zur Verfügung.
1)Prüffragen siehe Kapitel 5.8
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(10) Handlungsfeld Gründungen

Die Pandemie-Einschränkungen treffen die Gründerszene besonders hart. Erstens verschieben viele
potenzielle Gründer ihre Pläne. Schätzungen der KfW zeigen, dass vier von zehn Planungen angesichts
der unsicheren wirtschaftlichen Lage verschoben würden. Die Zahl der Neugründung größerer Be-
triebe sank während der Corona-Pandemie von Januar bis Juni 2020 um 9,4 Prozent zum Vorjahres-
zeitraum auf rund 58.000. Zweitens sehen sich bestehende Start-ups erschwerten Finanzierungsbedin-
gungen gegenüber. Aus einer Umfrage des Start-up-Verbands geht hervor, dass 70 Prozent der 1.000
befragten Start-ups in Deutschland aufgrund von Corona um ihre Existenz fürchten. Deshalb hat die
Bundesregierung zwei Milliarden Euro als Rettungspaket geschnürt.

Bremen hat eine solide Gründerszene und mit den Starthaus eine Einrichtung, die sich besonders um
diese Szene kümmert. Aufgrund der leistungsfähigen Wissenschaftslandschaft hat Bremen auch einen
überdurchschnittlichen Anteil an High-Tech-Gründungen: Mit 2,6 Gründungen je 10.000 Erwerbsfä-
hige liegt Bremen deutlich vor Niedersachsen, NRW oder Baden-Württemberg. Die bereits entstande-
nen Gründungen müssen nun bestmöglich vor der Gefahr fehlender Anschlussfinanzierungen ge-
schützt werden, weil sie sonst irreversibel verloren gehen. Zudem braucht ein Start-up-Ökosystem kri-
tische Massen, um Ausstrahlungseffekte generieren zu können. Deshalb müssen auch Potenzialgrün-
der so gut wie möglich unterstützt werden, damit die Gründungstätigkeiten nicht langfristig verscho-
ben werden. Dafür ist insbesondere eine Verschiebung von Darlehen zu Zuschüssen und Eigenkapital-
einlagen notwendig, um die Finanzierungssituation zu entspannen.

Vier Maßnahmen sind zur Linderung der Corona-Einflüsse vorgesehen und sinnvoll:

 Gründungsbonus
 Beratungsförderung
 Eigenkapitalzuschüsse für Gründer
 Digitale Matching-Ansätze

Gründungsbonus: Den qualifizierten Gründungsinteressierten soll ein festes monatliches Entgelt ge-
zahlt werden, damit die monatlichen Aufwendungen zum Lebensunterhalt – ohne die Notwendigkeit
weiterer Beschäftigungsverhältnisse – gedeckt werden können und damit Gründungspläne nicht ver-
schoben oder beendet werden. Diese finanzielle Förderung stellt bewusst kein Gründungsstipendium
dar, sondern ist eine Unterstützung zum Lebensunterhalt in Verbindung mit nachzuweisenden Ent-
wicklungsfortschritten in der Pre-Seed- oder Seedphase. Die finanzielle Förderung sollte eine Selektion
der geeigneten Gründungen nach deren Potenzial vorsehen. Eine Förderentscheidung würde daher
diejenigen Geschäftsmodelle berücksichtigen, die einen relevanten Markt adressieren und somit eine
hohe Erfolgschance aufweisen. Zugleich sollten insbesondere Geschäftsmodelle mit einem skalierba-
ren und innovativen Geschäftsmodell betrachtet werden, da diese häufig das größte Potenzial in Bezug
auf ihren wirtschaftlichen Erfolg, aber auch die höchste Wahrscheinlichkeit des Scheiterns aufgrund
ihrer Komplexität aufweisen. Eine Möglichkeit der sinnvollen Selektion und Begleitung von innovati-
ven, digitalen und skalierbaren Förderobjekten kann das 2019 neu eingeführte Instrument „Open In-
novation Cycle powered by Starthaus“ (OIC) darstellen. Der OIC richtet sich an innovative, digitale und
skalierbare Geschäftsideen, die eine Erfolgsvalidierung über das MVP Design erfahren und ein tragfä-
higes Geschäftsmodell erarbeitet. Die Dauer des Programms beträgt 12 Wochen, in denen agile Me-
thoden im Tagesgeschäft kultiviert sowie durch 1:1 Coaching individuell gefördert und wöchentlich
begleitet werden. So kann sichergestellt werden, dass potenzialträchtige und bereits am Markt vali-
dierte Geschäftsmodelle eine Förderung erhalten. Ein effizienter Ressourceneinsatz ist damit garan-
tiert. Die Überlebenswahrscheinlichkeit der Gründung wird so gesteigert. Durch das mittlerweile dif-
ferenzierte Angebot im Bremer Gründer-Ökosystem zu Unterstützungsprogrammen in der Pre-Seed-
und Seedphase sollte die Mitfinanzierung zum Lebensunterhalt übergreifend auch für andere grün-
dungsvorbereitende Maßnahmen berücksichtigt werden. So wäre zunächst zu prüfen, ob andere am
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Standort befindliche Programme eine Finanzierung des Lebensunterhaltes sicherstellen, um im nega-
tiven Fall einspringen zu können oder bestehende Programme zu ergänzen.

Beratungsförderung: Gründende wie auch KMUs stehen regelmäßig vor besonderen Herausforderun-
gen und Fragestellungen, die durch Spezialistenwissen gelöst und beantwortet werden können. Oft
stehen die finanziellen Mittel für eine spezialisierte Beratung nicht in dem Rahmen zur Verfügung wie
es notwendig wäre. Andere Fördervorhaben wie die „Förderung unternehmerischen Know-hows für
Corona-betroffene Unternehmen“ vom BAFA wurden stark überzeichnet, so dass nur ein Bruchteil der
Anträge bewilligt werden konnte. Zudem hat sich in den vergangenen Jahren in der Existenzgründungs-
beratung herausgestellt, dass die Tagessätze und damit der maximal geförderte Betrag sehr gering
kalkuliert sind und an die bestehenden Preisstrukturen angepasst werden müssten. Die Nachfrage
nach Spezialistenwissen und Unterstützung durch Berater ist wegen der Corona-Pandemie gestiegen.
Deshalb erscheint ein ausreichend dotiertes Förderprogramm auf Landesebene sinnvoll, dass die be-
stehenden Engpässe behebt.

Eigenkapitalzuschüsse für Gründer: Gründende und Start-ups haben aktuell coronabedingt größere
Schwierigkeiten über Investoren ihre Finanzierungsrunden abzuschließen. Insbesondere kleinere
Start-ups können auf andere Förderprogramme nicht zurückgreifen. Zur Stärkung des Bremer Start-
up-Ökosystems soll im Rahmen der Corona-Pandemie mehr privates Kapital aktiviert werden. Die
Start-ups sollen mit potenziellen Kapitalgebern und Gesellschaftern vernetzt werden. Dazu soll ein
neues Format geschaffen und ein Fonds eingerichtet werden. Die Aktivitäten sollen mit den bestehen-
den Beteiligungsmodellen des Landes sinnvoll kombiniert werden.

Digitale Matching-Ansätze: Eine Herausforderung ist es, Start-ups mit Industrie und Wissenschaft so
zu verknüpfen, dass sie Kooperationen eingehen. Insbesondere in der Zeit der Corona-Pandemie ist es
wichtig, die möglichen Absatzkanäle von Start-ups zu vergrößern. Die Idee ist deshalb, niedrigschwellig
über eine digitale Plattform Interaktionsmöglichkeiten bereitzustellen. Erstens könnten in einem ers-
ten Schritt den in Bremen ansässigen Forschungsinstituten (und später darüber hinaus) damit eine
Plattform für die Eigendarstellung geboten werden. In einigen wenigen Clustern besteht diese Trans-
parenz in Form von Broschüren, die durch ein digitales Angebot ausgetauscht werden könnten. Wei-
terhin könnten virtuell auf der Plattform sogenannte „Pain Point Pitch-Abende“ stattfinden, zu denen
Unternehmen bspw. ein technisches Problem aufwerfen, das Start-ups oder Forschungseinrichtungen
lösen sollen.

Kausalität: Gründungen und Start-ups sind von der Corona-Pandemie sowohl umsatzseitig als auch
finanzierungsseitig stark betroffen. Die Maßnahmen dienen der Vorbeugung der Insolvenz bestehen-
der Gründungen und Planverschiebung neu zu gründender Start-ups.

Finanzierung: Für das Handlungsfeld Gründungen sieht das Bundeskonjunkturpaket keine finanziellen
Mittel vor. Hier gibt es aber eine breit ausgebaute Förderlandschaft, die für einzelne Maßnahmen er-
gänzend genutzt werden kann. Beispiele sind

 Beratungsförderung: Je nach Alter und Not sowie des Ortes des Unternehmens können 50 bis
90 Prozent der Beratungskosten (bis max. 4.000 Euro) von dieser Förderung des BMWi übernom-
men werden48.

48 https://www.bafa.de/DE/Wirtschafts_Mittelstandsfoerderung/Beratung_Finanzierung/Unternehmensberatung/unternehmensbera-

tung_node.html
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 Unternehmenskredite: Die KfW bietet für Unternehmensgründungen oder Investitionsvorhaben
vergünstigte Kredite mit z. B. keinem Eigenkapitalbedarf, Übernahme des Kreditrisikos, oder nur
Zinszahlung in den ersten Jahren (je nach Vorhaben und Höhe des Kredites) an49.

 EXIST Gründerstipendium: Das BMWi unterstützt Studierende, Absolventinnen und Absolventen
sowie Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus Hochschulen und außeruniversitären For-
schungseinrichtungen, die ihre Gründungsidee realisieren und in einen Businessplan umsetzen
möchten. Gefördert wird maximal ein Jahr per Sicherung des persönlichen Lebensunterhalts (ge-
messen am Abschluss, 1.000 bis 3000Euro pro Monat), die Sachausgaben (max. 10.000 Euro) und
Coaching (5.000 Euro)50.

 Eigenkapitalzuschüsse51: Als ein Kredit der KfW unterstützt der ERP-Gründerkredit – StartGeld bei
der Gründung von Unternehmen mit leichten Kreditzugang (Übernahme von 80 Prozent des Kre-
ditrisikos) sowie keiner Erforderlichkeit von Eigenkapital. Die Fördersumme beträgt hierbei maxi-
mal 125.000 Euro, das Unternehmen darf maximal 5 Jahre alt sein. Gegenstand der Förderungen
können z. B. Investitionen, Betriebsmittel, Lager oder Kauf eines Unternehmens oder Unterneh-
mensanteils sein.

 Tech-Gründungsfonds52: Der Fond investiert bis zu 1 Millionen Euro in der ersten Runde und finan-
ziert auch zusammen mit anderen Partnern, es gibt aber keine festen Richtlinien oder Förderungs-
höhen. Förderungsfähig sind High-Tech-Startups (unter drei Jahre) aus den Bereichen Digital Tech,
Industrial-Tech, Life Sciences, Chemie und angrenzende Geschäftsfelder mit Eigenkapital, Beteili-
gungen oder Wandeldarlehen unter 500.000 Euro.

 Der Gründungszuschuss der Bundesagentur für Arbeit53 bei Existenzgründung unterstützt Arbeits-
lose beim Schritt in die Selbstständigkeit bis zu 15 Monate lang mit 300 Euro im Monat. Hierbei ist
Hintergrund die Beendigung der Arbeitslosigkeit mit Aufnahme der hauptberuflichen Selbststän-
digkeit und nach Bescheinigung eines erfolgsversprechenden Geschäftsmodelles und passenden
persönliche Voraussetzungen durch eine fachkundige Stelle (IHK, HWK, Banken etc.).

49 https://www.kfw.de/inlandsfoerderung/Unternehmen/Gr%c3%bcnden-Nachfolgen/F%c3%b6rderprodukte/ERP-Gr%c3%bcnderkredit-
Startgeld-(067)/https://www.kfw.de/inlandsfoerderung/Unternehmen/Gr%C3%BCnden-Nachfolgen/F%C3%B6rderprodukte/ERP-Kapital-
f%C3%BCr-Gr%C3%BCndung-(058)/

50 https://www.exist.de/DE/Programm/Exist-Gruenderstipendium/inhalt.html
51 https://www.kfw.de/inlandsfoerderung/Unternehmen/Gr%C3%BCnden-Nachfolgen/F%C3%B6rderprodukte/ERP-Gr%C3%BCnderkredit-

Startgeld-(067)/
52 https://www.htgf.de
53 https://www.arbeitsagentur.de/existenzgruendung-gruendungszuschuss
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Tabelle 6-11: Handlungsfeld Gründungen

Inhalte Unterstützung der Gründerkultur in Bremen und Bremerhaven; Siche-

rung der finanziellen Basis, Erweiterung der Beratung und Erhöhung des

Marktpotenzials über eine Plattform

Entwicklungsziele  Stärkung des Gründer-Ökosystems

 Intensivierung des regionalen Innovationssystems

 Fazit: Beitrag zur Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaftsstruktur

Kausalität1)  Betroffenheit: Gründungen und Start-ups sind von der Corona-Pan-

demie sowohl umsatzseitig als auch finanzierungsseitig stark betrof-

fen.

 Spezifität 2a: Nein, die Maßnahmen wären ohne Corona-Krise vo-

raussichtlich nicht in dieser Intensität durchgeführt worden.

 Spezifität 2c: Ja, die Maßnahmen dienen der Vorbeugung der Insol-

venz bestehender Gründungen und Planverschiebung neu zu grün-

dender Start-ups.

 Fazit: Kriterium erfüllt

Interventions-

intensität

 Eingrenzbar auf Maßnahme mit niedriger Interventionsintensität

 Fazit: Kriterium erfüllbar

Folgekosten  Keine; zeitliche Beschränkung möglich

 Fazit: Kriterium erfüllbar

Externe Finanzierung  Gründerförderprogramme können ergänzend genutzt werden; we-

sentliche Maßnahmen des Handlungsfeldes (Gründer-Bonus und Mat-

ching) müssten aus dem Bremen-Fonds finanziert werden

 Fazit: ergänzende Finanzierung verfügbar; Folgekosten durch ent-

sprechende Gestaltung vermeidbar
1)Prüffragen siehe Kapitel 5.8

6.2.4 Soziale Kohäsion und Geschlechtergerechtigkeit

Qualifikation und Weiterbildung sind entscheidende Instrumente, um die Folgen der Corona-Krise mit-
telfristig abzumildern. Die Analysen in Kapitel 3 haben gezeigt, dass Bremen insgesamt einen ange-
spannten Arbeitsmarkt und vielfach eine schwierige soziale Lage mit überdurchschnittlich hohen Ar-
mutsquoten hat. Der Anteil der Erwerbstätigen ohne Berufsausbildung liegt mit 20,9 Prozent deutlich
über dem Bundesdurchschnitt. Etwa zwei Drittel der Arbeitslosen habe keine Berufsausbildung. Hinzu
kommen eine niedrige Frauenbeschäftigungsquote und Defizite im Bereich Bildung und Qualifizierung.
Besonders angespannt ist die Situation in Bremerhaven und insgesamt für Alleinerziehende.

Durch die Corona-Krise haben sich für Frauen die Probleme verschärft, denn die Corona-Krise trifft
Berufe und Branchen überdurchschnittlich, in denen überdurchschnittlich viele Frauen beschäftigt
sind. Auch die Gruppe der Niedrigqualifizierten findet jetzt noch schwerer als vorher eine Beschäfti-
gung am ersten Arbeitsmarkt. Hinzu kommt, dass durch die Krise in den industriellen Kernen (Fahr-
zeugbau, Logistik, Hafen) auch Arbeitsplätze von Beschäftigten mit hoher Qualifikation, einer Berufs-
ausbildung und Berufserfahrung gefährdet sind. Das sind Probleme am Arbeitsmarkt, die vor der Krise
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so nicht absehbar waren. Die Corona-Pandemie könnte die Probleme der deutschen Häfen im Wett-
bewerb zu Rotterdam, Antwerpen und Danzig verschärfen und zu Arbeitsverlusten führen. Auch ar-
beitsmarktpolitische Gegenmaßnahmen könnten schon im Bremen-Fonds angedacht werden. Weiter-
bildung und Qualifizierungen sind deshalb dringend notwendig. Der Bremen-Fonds sollte hier einen
klaren Schwerpunkt setzen:

 Ausweitung der Angebote mit dem Ziel der berufsabschlussorientierten Qualifizierung oder der
Nachqualifizierung

 Bessere Ausbildungs- und Weiterbildungsmöglichkeiten im Gesundheits- und Pflegebereich mit ei-
ner Aufwertung dieser Berufe

 Ausweitung im Bereich Umqualifizierung und Weiterbildung für Niedrigqualifizierte, Frauen und
von Beschäftigten in Branchen, die stark von der Krise betroffen sind

 Spezifische Programme zur Verbesserung der digitalen Kompetenzen für Frauen
 eine stärker geschlechterspezifische Berufs- und Berufsorientierungsberatung für Frauen
 Angebote für Umqualifizierung von gut ausgebildeten Facharbeitern/*innen in Handwerksberufe

(11) Handlungsfeld Qualifizierung und Weiterbildung

Das Spektrum möglicher Maßnahmen reicht hier von Entwicklung neuer Ausbildungsinhalte, Unter-
stützung der Träger der Qualifizierung und Weiterbildung bis hin zu direkten finanziellen Unterstüt-
zungen der Maßnahmenteilnehmer. Möglich wäre auch der Ausbau von Qualifizierungs- und Weiter-
bildungsverbünden, insbesondere in betroffenen Branchen und Berufsgruppen. Das Land Bremen
könnte dieses Qualifizierungsmodell flankieren, in dem es eine zentrale und zugleich neutrale Koordi-
nierungsstelle etabliert, die die Vernetzung und Beratung der beteiligten Akteure (Unternehmen, Bil-
dungsträger, BA) steuert. Bei der Entwicklung neuer Qualifizierungsmodelle ist auf flexible Strukturen
zu achten, die auch Teilqualifizierungen von besonders von der Krise betroffenen Menschen einbezie-
hen. Das Land könnte die Flankierung solcher Programme übernehmen, z. B. durch begleitende
Coachingstrukturen. Die Fokussierung auf einzelne Branchen wäre sinnvoll, um Qualifizierungsmodule
bedarfsgerecht und zielgerichtet zuzuschneiden.

Nach Einschätzung von Experten besteht derzeit im Bereich der abschlussorientierten Qualifizierung
vor allem ein Unterstützungsbedarf bei der Suche geeigneter Maßnahmenteilnehmer. Hier könnte der
Bremen-Fonds eine unterstützende Rolle einnehmen und dabei helfen, Unternehmen und Maßnah-
menteilnehmer zu finden.

Sehr interessant in Bremen sind derzeit laufende Modellvorhaben im Bereich der Nach- und Zu-
satzqualifikation von Pflegekräfte (Krankenhaus und Altenpflege) und Erzieher. Diese Modellvorhaben
könnten auf andere Bereiche ausgeweitet werden. Auch hier könnte der Bremen-Fonds eine unter-
stützende Funktion haben; die Finanzierung der Maßnahme könnte über BA-Mittel gesichert werden.

Kausalität: Eine Überprüfung des Handlungsfeldes „Qualifizierung und Weiterbildung“ anhand des
Prüfrasters kommt zu einem klaren positiven Ergebnis. Die Maßnahmen tragen maßgeblich zu dem
Entwicklungsziel der Erhaltung der Transformationsfähigkeit und der Stabilisierung der sozialen Lage
bei. Ein Pandemiebezug ist unmittelbar feststellbar, denn die asymmetrische Betroffenheiten in ein-
zelnen Berufsgruppen und Branchen erfordern Maßnahmen, die ohne die Krise so nicht notwendig
gewesen wären. Das Prüfkriterium 2a ist erfüllt. Das gilt auch für 2c, denn die Maßnahmen zielen so-
wohl auf eine Linderung der Folgen der Pandemie als auch die Gefahrenabwehr einer „zweiten Welle“
ab. Ein Folgekostenproblem ist nicht vorhanden.
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Finanzierung: Die Finanzierung der Maßnahmen an sich ist durch BA-Mittel zumindest vorerst gesi-
chert. Ein ähnliches Problem besteht bei den Teilzeitqualifizierungsmaßnahmen für Frauen, insbeson-
dere für Alleinerziehende. Auch hier ist die Finanzierung durch BA-Mittel gesichert, nicht aber die Ak-
quisition der Teilnehmer und die damit verbundene Matching-Aufgabe. Diese Aufgabe müsste der Bre-
men-Fonds mit eigenen Mitteln übernehmen. Zur Finanzierung kann auf eigene Mittel oder auf eine
Vielzahl von Förderprogrammen zurückgegriffen werden. Dazu zählen u. a.:

 Weiterbildungsförderung BMAS – Förderung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern ohne
Berufsabschluss (Geringqualifizierte): Die Förderung umfasst i. d. R. die volle Übernahme der Lehr-
gangskosten sowie von sonstigen Weiterbildungskosten. Bei Beschäftigten kann der Arbeitgeber,
welcher den Lohn fortzahlt, das entfallende Arbeitsentgelt bis zu 100 Prozent bezuschusst erhalten.

 Weiterbildungsförderung beschäftigter Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer54: Setzt grundsätz-
lich eine Kofinanzierung vom Arbeitgeber voraus. Die Zuschüsse der Förderung zum Arbeitsent-
gelt betragen bis zu 25 Prozent für Unternehmen ab 250 Arbeitnehmer, bis zu 50 Prozent für KMU
und bis zu 75 Prozent für Kleinstunternehmen. Zu den Lehrgangskosten werden je nach Größe des
Unternehmens 15 bis 100 Prozent bezuschusst. Unter gewissen Voraussetzungen (große Bedürf-
tigkeit, bestimmte Tarife) können die Zuschüsse der BA um 5 bis 15 Prozentpunkte erhöht wer-
den.

 Qualifizierungschancengesetz: Das ist mit großer Sicherheit dasselbe wie oben unter „Weiterbil-
dungsförderung beschäftigter Arbeitnehmer“, die Förderquoten sind gleich und beides ist von der
BA.

 Arbeit-von-morgen-Gesetz: Erweiterung/Entwicklung der oben genannten Weiterbildungsförde-
rung mit verbesserten Konditionen und vereinfachten Verfahren

 Das Aufstiegs-Bafög fördert Fortbildungsabschluss zum Handwerksmeister, Erzieher, Betriebswirt
o. Ä. Gefördert werden können – bis auf Absolventen mit einem Masterabschluss oder höher – sehr
viele Personen, Bedingung ist die Erfüllung für Prüfungszulassungs-Voraussetzungen oder die Vor-
qualifikation für die angestrebte fachschulische Fortbildung. Die Höhe der Förderung beträgt ein-
kommens- und vermögensunabhängig bis zu 15.000 Euro der Lehrgangs- und Prüfungsgebühren
mit 50 Prozent als Zuschuss und 50 Prozent als KfW-Bankdarlehen. Zusätzlich kommen Zuschüsse
zu den Materialkosten und zum Unterhaltsbedarf hinzu.

Im Rahmen des Bundeskonjunkturpaket wir aufgrund der Corona Krise eine Prämie (2.000 Euro) für
kleine und mittelständische Unternehmen (unter 250 Mitarbeiter) für jeden neuen geschlossenen Aus-
bildungsvertrag gezahlt, wenn sie ihr Ausbildungsplatzangebot 2020 im Vergleich zu den drei Vorjah-
ren nicht verringert haben. Für zusätzliche Ausbildungsverträge gibt es 3.000 Euro. Die Auszahlung
erfolgt nach erfolgreicher Probezeit55. Die Förderrichtlinie56 und die Antragsformulare57 liegen vor.

54 https://www.bmas.de/DE/Themen/Aus-und-Weiterbildung/Weiterbildungsfoerderung/weiterbildungsfoerderung.htm
55 https://www.bundesfinanzministerium.de/Web/DE/Themen/Schlaglichter/Konjunkturpaket/Konjunkturprogramm-fuer-alle/zusammen-

durch-starten.html#t-unternehmen; https://www.arbeitsagentur.de/unternehmen/finanziell/bundesprogramm-ausbildungsplaetze-si-
chern

56 https://www.bmbf.de/foerderungen/bekanntmachung-3098.html#:~:text=2.1.2%20Eine%20Ausbil-
dungspr%C3%A4mie%20wird,der%20letzten%20drei%20Jahre%20h%C3%A4lt

57 https://www.arbeitsagentur.de/datei/antrag-auf-ausbildungspraemie-und-ausbildungspraemie-plus_ba146592.pdf
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Tabelle 6-12: Handlungsfeld Qualifizierung und Weiterbildung

Inhalte Abschlussorientierte Qualifizierung, bessere Ausbildungsgänge und Wei-

terbildungsmöglichkeiten; Ausweitung der im Bereich Pflege/innen und

Erzieher/innen laufenden Modellprojekten; Umqualifizierung und Wei-

terbildung insbesondere von Frauen und Niedrigqualifizierten in beson-

ders von der Corona-Krise betroffen Berufen oder Branchen; Ausweitung

der Teilzeitqualifizierungsprogramme; Stärkung der digitalen Kompeten-

zen von Frauen; bessere geschlechterspezifische Berufs- und Berufsorien-

tierungsberatung; Angebote im Handwerk für Umqualifizierungen; Aus-

bau der Weiterbildungsverbünde; Bremen-Fonds soll sich dabei auf eine

koordinierende/unterstützende Rolle beschränken; die Maßnahmen kön-

nen weitgehend durch BA-Mittel finanziert werden.

Entwicklungsziele  Bessere Qualifizierung

 Erhöhung der Arbeitsmarktchancen von Frauen

 Stärkung

 Umqualifizierung von gut ausgebildeten Beschäftigten in der Industrie

in andere Bereiche, insbesondere Handwerk

 Fazit: Beitrag zur Verbesserung der Sozialen Kohäsion über Bildung

und Qualifizierung

Kausalität1)  Betroffenheit: Frauen, Niedrigqualifizierte und Alleinerziehende sind

überdurchschnittlich stark von der Corona-Krise betroffen, insbeson-

dere weil sie sehr hohe Beschäftigungsanteile in entsprechend be-

troffenen Branchen haben.

 Spezifität 2a: Nein, die Pandemie zeigt eine asymmetrische Betrof-

fenheiten in einzelnen Berufsgruppen und Branchen, die jetzt zusätz-

liche Maßnahmen im Bereich Bildung und Qualifizierung erfordern,

die sonst nicht (oder mit dieser Dringlichkeit) notwendig gewesen wä-

ren.

 Spezifität 2c: Ja, Qualifizierungen lindern die Folgen der Krise, weil sie

die Betroffenen bessere Perspektiven eröffnen.

 Fazit: Kriterium erfüllt

Interventions-

intensität

 Niedrig, weil die Maßnahmen innerhalb bestehender Strukturen orga-

nisiert werden können

 Fazit: niedrig

Folgekosten  Nein; zusätzliche Angebote können zeitlich befristet und als Projekte

organsiert werden und keine direkten Maßnahmenkosten anfallen.

 Fazit: Kriterium erfüllbar

Externe Finanzierung  Die Maßnahmenkosten werden von der BA finanziert; der Bremen-

Fonds könnte die Kosten für die Akquisition der Teilnehmer für ein

besseres Matching finanzieren.

 Fazit: breite Kofinanzierungsmöglichkeiten vorhanden
1)Prüffragen siehe Kapitel 5.8



Bremen-Fonds

111

(12) Handlungsfeld Berufliche Bildung

Neben der Qualifizierung und der Weiterbildung ist die berufliche Bildung in einer mittel- und langfris-
tigen Perspektive ein sehr wichtiger Aspekt zur Bewältigung der Corona-Krise. Dazu gehört auch die
berufliche Bildung. Hier laufen Aspekte zusammen, die schon in anderen Handlungsfeldern themati-
siert wurden. Das gilt für den Digitalisierungsaspekt, aber auch für die soziale Dimension der Berufs-
bildung, weil mehr Bildung die Chancen auf höhere Lebenseinkommen und für eine gute regionale
Entwicklung erhöhen (siehe Kapitel 5.1).

Neben den (öffentlich finanzierten) Bildungsinstitutionen spielt der Lernort Betrieb, unterstützt durch
private Bildungsanbieter, eine entscheidende Rolle zur Gestaltung des digitalen Wandels. Denn durch
die Digitalisierung verändern sich die Anforderungen von Beschäftigten. Wichtiger werden nach Ein-
schätzung der Unternehmen sowohl IT-Anwenderwissen als auch Soft Skills, wie beispielsweise Selbst-
ständigkeit, Planungs- und Organisationsfähigkeit oder Kooperations- und Kommunikationsfähigkeit.

Mehr als 80 Prozent der im Jahr 2018 im Rahmen des IW-Personalpanels befragten Unternehmen ha-
ben bereits digitale Lernmedien eingesetzt. Obwohl die meisten Unternehmen deren Einsatz in der
Weiterbildung positiv bewerten, setzen noch vergleichsweise wenig Unternehmen diese tatsächlich
schon ein. Gründe hierfür sind Unsicherheiten im didaktisch sicheren Einsatz digitaler Lernmedien,
Vorbehalte bezüglich der Medienkompetenz der eigenen Belegschaft oder auch ein fehlender Über-
blick über den E-Learning-Markt. Folgende Maßnahmen zur Intensivierung von Aus- und Weiterbildung
in Unternehmen und von Beschäftigten im Bereich der digitalen Bildung sind sinnvoll:

 Durchführung von Multiplikatoren- und Unternehmensworkshops, um Informations- und Unter-
stützungsbedarfe von Unternehmen in der digitalen Bildung zu erheben und die Passgenauigkeit
von Förderprogrammen und der Angebote von Bildungseinrichtungen zu erhöhen

 Informationskampagne für Unternehmen unter Einbindung von Multiplikatoren (Arbeitsagenturen,
Verbände, Kammern etc.), um über vorhandene Qualifizierungsangebote, gute Praxisbeispiele aus
anderen Unternehmen und entsprechende Förderprogramme, die häufig nicht bekannt sind, vor
Ort hinzuweisen und die Kooperation und den Austausch zwischen Unternehmen zu fördern

 Entwicklung und Förderung von bedarfsgerechten Qualifizierungsangeboten in Form von Blended-
Learning-Formaten zur Gestaltung digitalen Lernens für Aus- und Weiterbildner in Unternehmen,
idealerweise mit berufsspezifischem Fachbezug

 Öffnung vorhandener Förderprogramme in Aus- und Weiterbildung für E-Learning, Open Educatio-
nal Resources (OER) und arbeitsplatznahes Lernen ergänzend zu Präsenzveranstaltungen

 Öffnung von digital affinen Fortbildungsangeboten der Berufsschullehrer für die Zielgruppe Ausbil-
der, um das gemeinsame Verständnis und die Lernortkooperation zu stärken

 Förderung der Kooperation zwischen öffentlichen und privaten Bildungseinrichtungen, um Kon-
zepte digitaler Bildung zu verbreiten, auch über Bildungsplattformen und Bildungsclouds

 Förderung der digitalen Berufsorientierung in Zeiten der Corona-Beschränkungen, insbesondere
auch zur Unterstützung von der in Bremen leicht überdurchschnittlichen Zahl an unversorgten Be-
werbern sowie für das generelle Matching am Ausbildungsmarkt

Kausalität: Es ist ein unmittelbarer Pandemiebezug feststellbar, weil Präsenzlernen nur eingeschränkt
möglich ist und E-Learning große Vorteile bei der zeit- und ortsunabhängigen Qualifizierung hat und
sich einfacher in den Arbeitsalltag integrieren lässt. Die Maßnahmen tragen maßgeblich zu dem Ent-
wicklungsziel der Erhaltung der Transformationsfähigkeit und der Stabilisierung der sozialen Lage bei.
Die Maßnahmen zielen sowohl auf eine Linderung der Folgen der Pandemie als auch die Gefahrenab-
wehr einer „zweiten Welle“ ab.
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Finanzierung: Hier sind die gleichen Finanzierungsquellen zu nennen, wie im vorherigen Handlungsfeld
beschrieben. Auch können die Maßnahmenkosten im Regelfall durch die BA finanziert werden. Bei der
Verbesserung der digitalen Ausstattung, der IT-Betreuung oder der Erarbeitung digitaler Lerninhalte
kann auf die Fördermöglichkeiten zurückgegriffen werden, die im Handlungsfeld Bildungseinrichtun-
gen (1) beschrieben sind. Hinzuweisen ist auf ein neues Programm des Bundesministeriums für Bildung
und Forschung „NETZWERK Q 4.0 „58. Das Berufsbildungspersonal fit für die Herausforderungen der
Digitalisierung zu machen, ist das erklärte Ziel des Projektes. Das Institut der deutschen Wirtschaft (IW)
erarbeitet und erprobt gemeinsam mit den Bildungswerken der Wirtschaft regional- und branchen-
spezifische Weiterbildungsformate für Ausbildende. So werden diese darin gestärkt, die duale Berufs-
ausbildung gezielt an die Anforderungen des digitalen Wandels anzupassen. Bei entsprechender Kon-
figuration entstehen im Handlungsfeld berufliche Bildung keine Folgekosten.

58 https://netzwerkq40.de/
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Tabelle 6-13: Handlungsfeld berufliche Bildung

Inhalte Aktive Information von Unternehmen und Beschäftigten über vorhan-

dene Qualifizierungsangebote und Förderprogramme; Entwicklung von E-

Learning-Formaten und Angeboten

Entwicklungsziele  Qualifikation

 Förderung digitaler Angebote und Netzwerke

Kausalität1)  Betroffenheit: Unmittelbarer Pandemiebezug, weil Präsenzlernen nur

eingeschränkt möglich ist und E-Learning große Vorteile bei der zeit-

und ortsunabhängigen Qualifizierung hat und sich einfacher in den

Arbeitsalltag integrieren lässt.

 Spezifität 2a: Nein, die Pandemie zeigt eine asymmetrische Betrof-

fenheit in einzelnen Berufsgruppen und Branchen, die jetzt zusätzli-

che Maßnahmen im Bereich der beruflichen Bildung und Qualifizie-

rung erfordern.

 Spezifität 2c: Ja, der Ausbau dieser Qualifizierungsangebote dient der

Gefahrenabwehr im Fall einer weiteren Pandemiewelle.

 Fazit: Kriterium erfüllt

Interventions-

intensität

 Niedrig, da häufig vorhandene Hard- und Software genutzt werden

kann

 Mittel bei der Sensibilisierung und Motivation von Unternehmen und

Beschäftigten

 Hoch bei der Neuentwicklung geeigneter Qualifizierungsangebote für

den digitalen Wandel

 Fazit: Kriterium bedingt erfüllt

Folgekosten  Folgekosten sind zu erwarten

 Maßnahmen ergeben nur Sinn, wenn sie langfristig ausgerichtet wer-

den

 Fazit: Folgekosten beachten

Externe Finanzierung  Förderprogramme wie Qualifizierungschancengesetz, Arbeit-von-

morgen-Gesetz oder Aufstiegs-BAföG

 Fazit: Kofinanzierungen über Bundesmittel möglich
1)Prüffragen siehe Kapitel 5.8
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(13) Handlungsfeld Betreuungseinrichtungen

Bremen und Bremerhaven haben im Vergleich zu anderen ähnlichen strukturierten Städten zu wenig
Betreuungseinrichtungen. Das gilt insbesondere für die KITA-Quote im U3-Bereich (siehe Kapitel 3.1).
Hier ist Handlungsbedarf geboten. Das gilt aber nicht nur in quantitativer, sondern auch in qualitativer
Sicht. Gefordert werden insbesondere höhere Personalschlüssel. Das ist ein wesentliches Ergebnis der
Unternehmensbefragung. Die Interviews mit Experten des Landes haben das auch bestätigt.

Der Bremen-Fonds sollte in dem Bereich Betreuungseinrichtungen einen Schwerpunkt setzen, weil
durch die Maßnahmen bestehenden Defizite ausgeglichen werden könnten und Familien und Erzie-
hende entlastet werden könnte. Das würde insbesondere den von der Corona-Krise besonders be-
troffenen Frauen die Möglichkeit geben, eine bessere Balance zwischen Arbeit und Beruf zu finden und
zu mehr Geschlechtergerechtigkeit beitragen.

Kausalität: Das Kausalitätskriterium ist erfüllt, denn die Krise hat die Dringlichkeit krisenfester Betreu-
ungsangebote gezeigt. Die Maßnahmen lindern auch die Folgen der Krise, weil sie die Möglichkeiten
von Erziehenden erweitert, trotz verschlechterter Bedingungen ihre Chancen am Arbeitsmarkt zu wah-
ren. Die Anforderungen des Prüfrasters sind in allen Kriterien erfüllt.

Finanzierung: Hier gibt es im Rahmen des „Gute Kita-Gesetzes59“ Unterstützungen des Bundes bei der
Weiterentwicklung der Angebote für Kinderganztagsbetreuung, Das Bundeskonjunkturprogramm
stellt eine weitere Milliarde Euro zusätzlich zur Verfügung, um durch Erweiterungen sowie Um- und
Neubauten von Kindergärten sowie Kitas und Krippen den Kapazitätsausbau zu fördern. Das gilt für
Maßnahmen, die 2020 und 2021 umgesetzt werden. Dieses Mehr an Kita-Plätzen bedeutet auch ein
höheres Betreuungsangebot und damit auch bessere berufliche Perspektiven für Familien und Allein-
erziehende. Eng damit verknüpft sind Fördermöglichkeiten im Rahmen des Konjunkturpaketes die
Ganztagsschulen und Ganztagsbetreuungsangebote auszubauen. Der Bremen-Fonds kann sich auf
eine Kofinanzierungsrolle beschränken oder bestimmte investive Ausgaben in der Startphase überneh-
men. Mit Folgekosten und damit mit der Notwendigkeit der Berücksichtigung in den öffentlichen Haus-
halten ist zu rechnen, denn der Ausbau der Betreuungsangebote ist eine Daueraufgabe, die auch hö-
here Personalausgaben erfordert.

59 https://www.bmfsfj.de/gute-kita-gesetz
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Tabelle 6-14: Handlungsfeld Betreuungseinrichtungen

Inhalte Ausbau der räumlichen und personellen Kapazitäten der Kinderbetreu-

ungseinrichtungen; qualitative Verbesserung der Betreuung

Entwicklungsziele  Vereinbarkeit Familie und Beruf

 Entlastung von Familien, Erziehenden, insbesondere Alleinerziehen-

den

 Fazit: Beitrag zur strategischen Entwicklungszielen im Bereich Sozi-

ale Kohäsion

Kausalität1)  Betroffenheit: Frauen und Familien sind durch die krisenbedingten

eingeschränkten Leistungen sowie die Durchsetzung von Hygiene-

und Abstandsregeln im Bereich Kita und Schule stark betroffen.

 Spezifität 2a: Nein, die Pandemie hat die Dringlichkeit einer krisenfes-

ten Betreuungsangebote gezeigt.

 Spezifität 2c: Ja ein quantitativer und qualitativer Ausbau der Betreu-

ungseinrichtungen dient der Abwehr der Gefahr einer verschärften

Krise oder einer zweiten Welle.

 Fazit: Kriterium erfüllt

Interventions-

intensität

 Niedrig, weil bestehende Strukturen bei der Erhöhung der Kapazitä-

ten genutzt werden

 Höher im Bereich der Qualifizierung des Betreuungspersonals; weil

Weiterqualifizierung organisiert und neue Inhalte in der Ausbildung

integriert werden sollten.

 Fazit: niedrig bis mittel

Folgekosten  Ja, weil dauerhaft Kapazitäten ausgebaut und Personalschlüssel er-

höht werden sollen

 Folgefinanzierung ist sicherzustellen

 Fazit: Folgefinanzierung nötig

Externe Finanzierung  Kofinanzierung durch bestehende Programme, insbesondere durch

die Aufstockungen im Rahmen des Bundeskonjunkturpaketes sind

möglich

 Folgekosten sind zu erwarten

 Fazit: Kriterium erfüllbar
1)Prüffragen siehe Kapitel 5.8
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(14) Handlungsfeld Betreuungsangebote für Familien und Alleinerziehenden

Die Corona-krise hat gezeigt, dass wirtschaftlich schwächer gestellte und bildungsfernere Familie so-
wie Alleinerziehende mit dem Lockdown erheblich überfordert waren. Hier kann der Bremen-Fonds
durch den gezielten Aufbau oder den Ausbau von Hilfen unterstützend eingreifen. Die denkbaren
Maßnehmen reichen von der Unterstützung bei Homeschooling für besonders belastete Gruppen, ins-
besondere Alleinerziehende, verbesserte Betreuungsangebote durch Sozialarbeiter oder Psychologen,
Verbesserung von Raumangeboten bis hin zu Maßnahmen zum Schutz von Frauen und Mädchen vor
häuslicher Gewalt und sexuellen Übergriffen.

Kausalität: Die Kausalität ist erfüllt. Die Maßnahmen richten sich an eine besonders durch Corona be-
lastete Gruppe und wären ohne die Krise in diesem Ausmaß nicht notwendig geworden. Sie dienen der
Linderung der Krisenfolgen und stärken die gesellschaftliche Resilienz bei erneuter Krise. Die Kriterien
des Prüfrasters sind deshalb erfüllt.

Finanzierung: Das Bundeskonjunkturprogramm bietet zwar finanzielle Unterstützungen an (Kinderbo-
nus von 300 Euro je Kind; Verdopplung des Entlastungsbeitrages für Alleinerziehende), damit können
aber die genannten Maßnahmen nicht kofinanziert werden. Dazu stehen andere Fördermöglichkeiten
zur Verfügung:

 Im Rahmen des Bundeskonjunkturprogramms wurde ein Sonderkreditprogramm für Gemeinnüt-
zige Organisationen, wie zum Beispiel Familienferienstätten, Schullandheime, Frauenhäuser und
Inklusionsbetriebe, beschlossen. Die Auswahl, welche Organisationen unterstützt werden, treffen
die Länder. Dafür stehen eine 1 Milliarde Euro zur Verfügung. Der Bund übernimmt 80 Prozent des
Ausfallrisikos. Die Kredite werden bis Ende 2020 vergeben, der Höchstbetrag liegt bei 800.000 Euro.

 Unterstützung für Familien bei Arbeitslosengeldbeantragung: Übernahme/Unterstützung von Leis-
tungen wie persönlicher Schulbedarf/Lernförderung und "Corona-PC-Bonus" von 150 Euro.60

 Gemeinsam gegen Gewalt an Frauen: Finanzielle Unterstützung von innovativen Maßnahmen zur
Erleichterung des Zugangs zu Schutz und Beratung zur Verbesserung der Passgenauigkeit und Funk-
tionsfähigkeit von Hilfsangeboten und zur Prävention von Gewalt gegen Frauen.

 Sonderprogramm Kinder- und Jugendbildung, Kinder- und Jugendarbeit61: Die Förderungen des
Sonderprogramms bestehen aus zwei Teilen. Der erste Teil besteht aus Zuschüssen für Einrichtun-
gen im Bereich der Kinder- und Jugendbildung und Kinder- und Jugendarbeit mit Übernachtungs-
angebote. Hierbei wird ein einmaliger Zuschuss in Höhe von bis zu 90 Prozent des dargelegten Li-
quiditätsengpasses, maximal 400,00 Euro pro Bett gewährt. Den zweiten Teil bilden Zuschüsse für
den langfristigen internationalen Jugendaustausch, bei welchem ebenfalls Zuschüsse bis zu einer
Höhe von 90 Prozent des dargelegten Liquiditätsengpasses gewährt werden.

 Bundesaltenplan62: Gegenstand der Förderung des Plans sind die Unterstützung von Verbänden
und Organisationen zur Wahrnehmung von Öffentlichkeitsarbeit für ältere Menschen, die Vertre-
tung dieser Mietglieder oder etwa die Durchführung von Projekten zu zukunftsgerichteten, gesell-
schaftspolitisch relevanten Themenstellungen mit Bezug zu älteren Menschen.

Die darüber hinausgehende Maßnahmen müssen aus dem Bremen-Fonds finanziert werden.

60 https://www.arbeitsagentur.de/arbeitslosengeld-2/unterstuetzung-fuer-familien
61 https://www.bmfsfj.de/blob/160058/38add0bb13d947c3d530d15e5ff32833/foerderrichtlinie-data.pdf
62 https://www.bmfsfj.de/blob/77858/bec7e35e05ad6135fe894b6b587617be/bap-richtlinie-data.pdf
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Tabelle 6-15: Handlungsfeld Betreuungsangebote von Familien und Erziehende

Inhalte Unterstützung bei Homeschooling für besonders belastete Gruppen, ins-

besondere Alleinerziehende, ergänzt um verbesserte Betreuungsange-

bote durch Sozialarbeiter, Psychologen und Familienbetreuer; Verbesse-

rung von Raumangeboten zum Lernen und für soziale Kontakte für Fami-

lien und Kinder, die in engen Wohnverhältnissen leben; Maßnahmen zum

Schutz von Frauen und Mädchen vor häuslicher Gewalt und sexuellen

Übergriffen

Entwicklungsziele  Chancenverbesserung für wirtschaftlich schwächere Gruppen

 Entlastung von Frauen und Erziehenden

 Fazit: Beitrag zur Verbesserung der Sozialen Kohäsion und Beitrag

zur Geschlechtergerechtigkeit

Kausalität1)  Betroffenheit: Familien und Erziehende in wirtschaftlich schwächeren

Schichten und sozialen Brennpunkten

 Spezifität 2a: Nein, die Pandemie zeigt, dass gezielte Hilfen notwen-

dig sind, die vorher eine geringere Dringlichkeit hatten.

 Spezifität 2c: Ja, die Maßnahmen dienen der Linderung der Krisenfol-

gen

 Fazit: Kriterium erfüllt

Interventions-

intensität

 Niedrig, weil die Maßnahmen innerhalb bestehender Strukturen orga-

nisiert werden können

 Fazit: niedrig

Folgekosten  Nein, wenn die zusätzlichen Angebote zeitlich befristet werden

 Fazit: Kriterium erfüllbar

Externe Finanzierung  Maßnahmen müssen weitgehend aus dem Bremen-Fonds werden

 Fazit: nur wenige externe Finanzierungsquellen
1)Prüffragen siehe Kapitel 5.8
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7 Gesamtvorschlag

Von den vierzehn in Kapitel 6 vorgestellten Handlungsfelder haben fünf eine hervorgehobene Priorität.
Bei dieser Auswahl sind drei Kriterien berücksichtigt:

 Hoher Impact für die Überwindung der Folgen der Corona-Krise nach den Kriterien, wie sie in Kapi-
tel 5.1 beschrieben sind,

 ein möglichst eindeutiger Nachweis der Kausalität (Kapitel 5.4) und
 Vermeidung von Folgekosten oder die Möglichkeit der Begrenzung der Förderung in die Start- und

Anfangsphase.

Die fünf Empfehlungen sind:

 Digitalisierung der Bildungseinrichtungen aus dem Schwerpunkt Digitalisierung
 Förderung KMU aus dem Schwerpunkt Digitalisierung
 Künstliche Intelligenz aus dem Schwerpunkt Digitalisierung
 Wasserstoff aus dem Schwerpunkt ökologische Transformation
 Qualifizierung und Weiterbildung aus dem Schwerpunkt Soziale Kohäsion und Geschlechtergerech-

tigkeit

Zwei dieser fünf Schwerpunkte (Künstliche Intelligenz und Wasserstoff) haben eine Verankerung in der
Wissenschaft. Zwei Vorschläge unterstützen die direkt betroffen Unternehmen/KMU oder Menschen
mit Qualifizierungs- und Weiterbildungsbedarfen. Der fünfte Vorschlag (Digitalisierung der Bildungs-
einrichtungen) stärkt die notwendige Weiterentwicklung des Bildungssystems. Alle Handlungsfelder
stärken langfristig den Standort Bremen. In allen Bereichen sind Kofinanzierungen aus externen Quel-
len möglich.
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8 Anhang
Statistische Definitonen

Tabelle 8-1: Übersicht Indikatoren wirtschaftliche Kriterien für den aktuellen Erfolg

Wirt-
schaft/

Wohlstand

Wirtschaftskraft BIP je Einwohner Euro 2017

Produktivität Bruttoinlandsprodukt (in jeweiligen Preisen) je Er-
werbstätigen (Produktivität)

Euro 2017

BIP BIP in jeweiligen Preisen je Einwohner (Einw. Jah-
resdurchschnitt) in Euro

Prozent 2017 -
2012

Gemeindliche
Steuerkraft

Gemeindliche Steuerkraft (Istaufkommen Grund-
steuer A+B und Gewerbesteuer + Gemeindeanteil
an Einkommen- und Umsatzsteuer - Gewerbesteu-
erumlage) je Einwohner

Euro. 2017

Einkommen Verfügbares Einkommen je Einwohner Euro 2017

Kaufkraft Kaufkraft je Einwohner (Index: Deutschland = 100) Index: 2019

Arbeits-
markt

Arbeitsplatzver-
sorgung (WO)

Arbeitsplatzversorgung (Anteil der sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigten (Wohnort) und der ge-
ringfügig Beschäftigten (Wohnort) an den Erwerbs-
fähigen (Einw. im Alter von 15 bis 65 Jahren) in %

Prozent 2018

Beschäftigungs-
rate Frauen

Anteil der weiblichen sozialversicherungspflichtig
Beschäftigten (Wohnort) an den erwerbsfähigen
Einwohnerinnen in %

Prozent 2018

Beschäftigungs-
quote Älterer

Anteil der SV Beschäftigten (am Wohnort) im Alter
von 55 Jahren und älter je 100 Einwohner im Alter
von 55-65 Jahren

Prozent 2018

Anteil der hoch-
qualifizierten Be-
schäftigten

Anteil der SV Beschäftigten mit akademischen Ab-
schluss an allen SvBs am Arbeitsort

Prozent 2018

Pendlersaldo Pendlersaldo (SvB am Arbeitsort - SvB am Wohnort
je 100 Einwohner)

Anzahl 2018

Arbeitslosen-
quote Ältere

Arbeitslose 55 Jahre und älter (Durchschnitt aus 12
Monatswerten) je 100 zivile Erwerbspersonen im
Alter von 55 bis unter 65 Jahren

Prozent 2018

Arbeitslosen-
quote Jüngere

Arbeitslose unter 25 Jahre (Durchschnitt aus 12 Mo-
natswerten) je 100 zivile Erwerbspersonen im Alter
von 15 bis unter 25 Jahren

Prozent 2018

Arbeitsplatzwan-
derung 25-30 J

Binnenwanderungssaldo der Einwohner von 25 bis
unter 30 Jahre je 1.000 Einwohner der Altersgruppe

Anzahl 2017

Arbeitsplatzwan-
derung 30-50 J

Binnenwanderungssaldo der Einwohner von 30 bis
unter 50 Jahre je 1.000 Einwohner der Altersgruppe

Anzahl 2017

Weitere
Indikato-

ren

Wissensintensive
Dienstleistungen

Anteil SV-Beschäftigte in wissensintensiven Dienst-
leistungen in Prozent (NIW-Definition)

Prozent 2018

Gründungsinten-
sität

Unternehmensgründungen je 10.000 Erwerbsfähige Anzahl 2018

Insolvenzquote Voraussichtliche Forderungen aus Insolvenzen zu
BIP

Pro-
mille

2017
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Tabelle 8-2: Übersicht Indikatoren Kriterien für den aktuellen Erfolg

Attraktivi-
tät

Mieten Durchschnittliche (Markt-) Mieten bei Neuvermie-
tung für Wohnungen in MFH

Euro/m² Q4/20
19

Eigentumswoh-
nungen

Durchschnittliche Kaufpreise für Bestands-ETW
("gebrauchte")

Euro/m² Q4/20
19

Baugenehmigun-
gen

Baugenehmigungen: Errichtung von Wohnungen
in Wohn- und Nichtwohngebäuden (Baumaßnah-
men an bestehenden Gebäuden nicht enthalten)
je 1.000 Wohnungen des Bestandes an Wohnun-
gen in Wohn- und Nichtwohngebäuden

Anzahl 2017

Wohnungsneu-
bau

Fertiggestellte Wohnungen (einschl. Umbauten) je
1.000 Wohnungen des Bestandes

Anzahl 2017

Siedlungs- und
Verkehrsfläche

Siedlungs- und Verkehrsfläche je Einwohner m² 2017

Anteil der natur-
näheren Fläche
an der Bodenflä-
che

Anteil der naturnäheren Fläche (Erholungsfläche +
Waldfläche + Wasserfläche) an der Bodenfläche

Prozent 2017

Ärzte Allgemeinärzte je 100.000 Einwohner Anzahl 2017

Krankenhausbet-
ten

Krankenhausbetten je 10.000 Einwohner Anzahl 2016

Gästeübernach-
tungen

Gästeübernachtungen je Einwohner Anzahl 2017

Straftaten Straftaten je 100.000 Einwohner Anzahl 2018

Aufklärungs-
quote Straftaten

Aufklärungsquote von Straftaten Prozent 2018

Soziale
Lage

Lebenserwar-
tung

Durchschnittliche Lebenserwartung (Neugebore-
ner) (gewichtet nach Geschlechtsanteil in der Be-
völkerung)

Jahre 2017

Arbeitslosen-
geld-II-Empfän-
ger

Arbeitslosengeld-II-Empfänger je 100 Einwohner Anzahl 2018

Verschuldete
Haushalte

Anteil der privat Verschuldeten über 18 Jahren an
allen Einwohnern über 18 Jahren

Prozent 2018

Bevölke-
rung

Alterskoeffizient Bevölkerung im Alter von 20 bis unter 60 Jahren
im Verhältnis zur Bevölkerung 60 Jahre und älter

Quotient 2017

Wanderungen Wanderungssaldo (Zuzüge minus Fortzüge) je
1.000 Einwohner

Anzahl 2017

Bevölkerungs-
entwicklung

Einwohnerentwicklung Prozent 2017 -
2012

Nachhal-
tigkeit

Ladesäulen Ladepunkte je 1.000 Einwohner Anzahl 2019

Windenergie Wind_Nettoleistung je 1.000 Einwohner Netto-
leistung

2019

Solarenergie Solar_Nettoleistung je 1.000 Einwohner Netto-
leistung

2019

Umweltberufe Anzahl Umweltberufe je 1000 SVB am AO (2019) Anzahl 2019
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Tabelle 8-3: Übersicht Indikatoren Kriterien für den zukünftigen Erfolg

Industrie
der Zu-
kunft

Beschäftigte in
relevanten
Branchen

Beschäftigte in relevanten Branchen je 100 SvB Anzahl 2018

I.4.0-Readi-
ness

Anteil I.4.0-Readiness an allen relevanten Unterneh-
men

Prozent 2019

Hochschulab-
solventen in
MINT-Fächern

Hochschulabsolventen in MINT-Fächern je 100 SvB Anzahl 2017

FTTH Versor-
gung

Breitbandverfügbarkeit per FTTH/B Prozent Mai
2019

Kreative
Dienstleis-

tungen

Beschäftigte in
KuK-Branchen

Beschäftigte in KuK-Branchen je 100 SvB Anzahl 2018

Hochschulab-
solventen in
Kreativ-Fä-
chern

Hochschulabsolventen in Kreativ-Fächern je 100 SvB
AO

Anzahl 2017

Künstler Künstler je 1.000 Erwerbstätige (2017) Anzahl 2019

Theater- und
Opernbesuche

Besuche je Einwohner Anzahl 2016/
2017

For-
schungs-

stärke

Akademiker-
quote

Akademiker je 100 SvB Anzahl 2018

Ingenieurs-
quote

Ingenieure je 100 SvB Anzahl Juni
2018

FuE-Beschäf-
tigte

je 1.000 Erwerbstätige Anzahl 2017

Patente Patente je 100.000 SvB (AO) Anzahl 2016

Forschungsin-
stitute

Forschungsinstitute je 1 Mio. Einwohner Anzahl 2019

Bildung

Kita-Quote U3 Anteil der betreuten Kinder im Alter von unter 3 Jah-
ren in öffentlich geförderter Kindertagespflege oder
in Kindertageseinrichtungen an allen Kindern dieser
Altersgruppe

Prozent 2018

Kita-Quote 3-
U6

Anteil der betreuten Kinder im Alter von 3 bis unter
6 Jahren in öffentlich geförderter Kindertagespflege
oder in Kindertageseinrichtungen an allen Kindern
dieser Altersgruppe

Prozent 2018

Anteil der
Schulabgänger
ohne Haupt-
schulabschluss

Anteil der Schulabgänger ohne Hauptschulabschluss
an allen Schulabgängern

Prozent 2017

Abiturquote Anteil der Schulabgänger mit Hochschulzugangsbe-
rechtigung an allen Schulabgängern

Prozent 2017

Ausbildungs-
plätze

Gesamtangebot an betrieblichen Ausbildungsplätzen
je 100 Nachfrager

Prozent 2017
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Interviewpartner

Tabelle 8-4: Teilnehmer Experteninterviews

Dr. Heide Ahrens Abteilungsleiterin Wissenschaft bei der Senato-
rin für Wissenschaft und Häfen/ designierte Ge-
neralsekretärin der DFG

Dr. Sonja Bastin SOCIUM Forschungszentrum Ungleichheit und
Sozialpolitik an der Universität Bremen

René Böhme Institut Arbeit und Wirtschaft, Universität Bre-
men

Prof. Dr. Irene Dingeldey Direktorin des IAW

Dr. Matthias Fonger Hauptgeschäftsführer und I. Syndicus, Handels-
kammer Bremen - IHK für Bremen und Bremer-
haven

Andreas Heyer Vorsitzender der Geschäftsführung, Wirt-
schaftsförderung Bremen

Andreas Meyer Hauptgeschäftsführer Handwerkskammer Bre-
men

Cornelius Neumann-Redlin Ass. iur. Hauptgeschäftsführer, Die Unterneh-
mensverbände im Lande Bremen e.V.

Joachim Ossmann Vorsitzender der Geschäftsführung Agentur für
Arbeit Bremen-Bremerhaven

Klaus Prietzel Vorsitzender der Geschäftsführung BUND Lan-
desverband Bremen

Martin Rode Geschäftsführer BUND Landesverband Bremen

Nils Schnorrenberger Geschäftsführer BIS Bremerhavener Gesell-
schaft für Investitionsförderung und Stadtent-
wicklung mbH

Ingo Schierenbeck Hauptgeschäftsführer Arbeitnehmerkammer
Bremen

Ralf Stapp Mitglied der Geschäftsführung Bremer Aufbau-
Bank GmbH

Bettina Wilhelm Landesbeauftragte für Frauen Bremen

Dennis Zagermann DGB Bremen-Elbe-Weser
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